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E
rneuerbare Energien sind allen
lieb – und vor allem wird
durch sie der Strom immer
teurer. Auf Subventionen im
Energiebereich will niemand
verzichten – weder die mit

staatlichen Preis- und Abnahmegarantien
versehenen Produzenten von „grünem
Strom“ noch die energiehungrige Industrie,
die von den zahlreichen Ausnahmeregelun-
gen bei Stromsteuern und Umlagen profi-
tiert. Das nicht mehr überraschende Ergeb-
nis war die Ankündigung der Übertragungs-
netzbetreiber in der vergangenen Woche,
die Umlage nach dem Erneuerbare Ener-
gien-Gesetz (EEG-Umlage) von 3,6 auf 5,3
Cent pro Kilowattstunde zu erhöhen. Der
Dritte im Bunde, der private Stromverbrau-
cher, darf die Rechnung übernehmen: Im
Durchschnitt wird die EEG-Umlage im
nächsten Jahr jeden Haushalt mit 200 Euro
belasten. Zum Vergleich: Im Jahr 2000 be-
trug die Öko-Umlage gerade 0,20 Cent. 

Schmerzgrenze erreicht Wird Energie un-
bezahlbar? Von der Linksfraktion gibt es ein
klares Ja auf diese Frage. Um 70 Prozent sei-
en die Strompreise seit 2000 gestiegen. Für
Privathaushaushalte und kleine Unterneh-
men sei „die Schmerzgrenze erreicht, für
viele sogar überschritten“, so Linken-Abge-
ordnete Katja Kipping in einer Debatte des
Bundestages am Freitag. Kipping warnte:
„Die Stromrechnung darf keine Schulden-
falle werden.“ Die Linksfraktion will eine
staatliche Strompreisaufsicht einführen
und Stromsperren verbieten lassen. Jeder
Privathaushalt solle ein an der Haushalts-
größe orientiertes kostenloses Grundkon-
tingent an Strom erhalten, heißt es in einem
an die Ausschüsse überwiesenen Antrag
(17/10800). 
Hans-Josef Fell (Grüne) erklärte, die EEG-
Umlage sei nicht schuld an der Strompreis-
verteuerung. Bärbel Höhn (Grüne) rechne-
te in einer Aktuellen Stunde des Bundesta-
ges am Mittwoch vor, inzwischen würden
700 Unternehmen von der EEG-Umlage be-
freit. Früher seien es 250 gewesen. In einem
ebenfalls an die Ausschüsse überwiesenen
Antrag der Grünen (17/11030) werden Ein-
sparungen beim Verbrauch in den Vorder-
grund gestellt, um die Bezahlbarkeit der
Energieversorgung der privaten Haushalte
sicherzustellen. Die Bundesregierung wird
aufgefordert, einen mit drei Milliarden Euro
ausgestatteten Energiesparfonds einzurich-
ten, aus dem unter anderem eine verstärkte
Energieberatung finanziert werden könne.
Wie die Grünen forderte auch die SPD, die
Ausnahmen bei der EEG-Umlage zu redu-
zieren. „Wann beenden sie diese Privile-
gien?“, fragte der SPD-Abgeordnete Matthi-
as Miersch.  Das „grottenschlechte Manage-

ment der Regierung“ treibe die Strompreise
hoch, meinte Hubertus Heil (SPD) am Frei-
tag im Plenum: „Die Koalition findet nicht
die Kraft, die Energiewende umzusetzen.“
Sie habe „keine Konzepte und Antworten“.
Die zuständigen Minister Peter Altmaier
(Umwelt, CDU) und Philipp Rösler (Wirt-
schaft, FDP) blockierten sich gegenseitig.
Die Kanzlerin schaue zu, „wie diese Jungs
die Energiewende vergurken“. Heil hielt
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) ei-
nen Zickzackkurs vor: erst Klimakanzlerin,
dann Atomlaufzeitverlängerungskanzlerin,
schließlich Ausstiegskanzlerin.
Die Vorwürfe wollte Altmaier natürlich
nicht auf sich sitzen lassen. Er warf der Op-
position vor, falsche Aussagen zur Erhö-
hung der EEG-Umlage zu machen. „Das hat
der Akzeptanz der Energiewende gescha-
det“, sagte der Umweltminister. Er bestritt,
dass die Ausweitung der Ausnahmeregelun-
gen für energieintensive Betriebe die EEG-
Umlage erhöht habe. „Wenn wir sämtliche
Ausnahmen streichen würden, wäre das
EEG trotzdem gestiegen“, betonte Altmaier.
Marie-Luise Dött (CDU) warf Rot-Grün vor,
den Bürgern mit dem EEG „einen Kosten-

rucksack hinterlassen“ zu haben. Und Tho-
mas Bareiß (CDU) machte sich für „mehr
Markt und Wettbewerb“ im Energiebereich
stark. „Wir haben ernst gemacht mit dem
Abbau der rot-grünen Über-Förderung“, be-
fand Bareiß mit Blick auf den Solarstrom. Er
hielt SPD und Grünen vor,
zu ihrer Regierungszeit kein
Energiekonzept gehabt zu
haben: „Wir haben nicht
nur den Ausstieg organi-
siert, sondern auch den Ein-
stieg in erneuerbare Ener-
gien".
Klaus Breil (FDP) reichten
die Einschränkungen bei
der Förderung nicht. Von
2010 auf 2011 sei das Volu-
men der EEG-Umlage von
8,2 auf zehn Milliarden
Euro gestiegen. Dieses Jahr würden es rund
20 Milliarden Euro. „Damit ist die Schmerz-
grenze deutlich überschritten“, meinte er.
Breil forderte, die Stromsteuer um die Sum-
me zu kürzen, die beim Fiskus als Plus bei
der Mehrwertsteuer wegen des Anstiegs der
EEG-Umlage ankomme.

Zur Zeit fährt der Kostenzug noch in eine
andere Richtung. Mit der Neuregelung des
Energiewirtschaftsgesetzes (17/10754) will
die Bundesregierung die Haftung der Über-
tragungsnetzbetreiber begrenzen, wenn
Offshore-Anlagen nicht rechtzeitig ans Netz

angeschlossen werden kön-
nen. Zur Entschädigung der
Betreiber von Offshore-An-
lagen soll eine „Entschädi-
gungsumlage“ eingeführt
werden, die nach den Erwar-
tungen der Bundesregierung
zu einer Strompreiserhö-
hung von einem Prozent
führen wird. Änderungsan-
träge der Koalition zu die-
sem Entwurf sehen zudem
vor, dass Kraftwerksbetrei-
bern die Stilllegung von al-

ten „systemrelevanten“ Kraftwerken unter-
sagt werden kann, um das Stromnetz stabil
zu halten. Die Entschädigungskosten dafür
werden auf 0,024 Cent pro Kilowattstunde
geschätzt. Belastet wird über „Netzentgelte
für Haushaltskunden“, wie es im Ände-
rungsantrag heißt. fla/as/hle ❚

Manchmal scheint die linke
Hand nicht zu wissen, was
die rechte tut. An diese Volks-
weisheit fühlten sich Wirt-

schaftsvertreter in einer Anhörung des Fi-
nanzausschusses in der vergangenen Woche
erinnert. Einerseits fordert Umweltminister
Peter Altmaier (CDU) den schnelleren Aus-
bau von Windkraftwerken auf hoher See
(Offshore), und dann kommt Finanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU) mit der Idee,
sein Steuergebiet auszudehnen und bis zu
200 Seemeilen vor der deutschen Küste
noch Versicherungssteuer für die Verträge
der Windanlagenbetreiber zu kassieren.
Die deutsche Wirtschaft reagierte entsetzt
und warf der Bundesregierung vor, mit ih-
ren Steuerplänen die Energiewende zu kon-
terkarieren. 
In einer öffentlichen Anhörung des Finanz-
ausschusses in der vergangenen Woche
warnten die Spitzenverbände der deutschen
Wirtschaft in einer gemeinsamen Stellung-
nahme davor, die Versicherungssteuer in
Höhe von 19 Prozent künftig auch in der
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszo-
ne (das ist die Zone seewärts der Zwölf-See-
meilen-Grenze bis zu 200 Seemeilen zur
Küste) zu erheben. Dies führe zu einer er-

heblichen zusätzlichen wirtschaftlichen Be-
lastung der ohnehin sehr kostenintensiven
Errichtung und des Betriebes von Offshore-
Windanlagen: „Diese rein fiskalisch moti-
vierte Neuregelung konterkariert damit Vor-
haben, die den Zielen der von der Bundes-
regierung forcierten Energiewende dienen,
nämlich die Stromerzeugung durch deut-
sche Offshore-Windparks in Nord- und
Ostsee.“

Die Ausweitung der Versicherungsteuer-
pflicht auf das offene Meer ist in dem von
der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Ver-
sicherungsteuergesetzes und des Kraftfahr-
zeugsteuergesetzes (17/10039) enthalten.
Dagegen protestierte auch der Bundesver-
band der Energie- und Wasserwirtschaft
(BDEW): „Eine zusätzliche steuerliche Be-
lastung der hohen Risiken des Baus und des

Betriebs von Offshore-Windparks konterka-
riert die Ziele der Energiewende.“ Die Deut-
sche Steuer-Gewerkschaft hielt mit dem Ar-
gument der Gleichmäßigkeit der Besteue-
rung dagegen. 
Weiter regelt der Gesetzentwurf die Befrei-
ung von Personenkraftwagen, Nutzfahrzeu-
gen, Leichtfahrzeugen und Krafträdern für
zehn Jahre von der Kraftfahrzeugsteuer,
wenn sie reine Elektrofahrzeuge sind. Die
Befreiung soll für alle vom 18. Mai 2011
(Datum des Kabinettsbeschlusses zur Elek-
tromobilität) bis zum 31. Dezember 2015
zugelassenen Fahrzeuge gelten. 
Die Deutsche Umwelthilfe bezeichnete die
Steuerbefreiung in ihrer Stellungnahme als
nicht zielführend: „Legt man den aktuellen
Strommix in Deutschland zu Grunde, er-
zeugt eine Kilowattstunde Emissionen in
Höhe von circa 566 Gramm CO2. So ist
nicht einzusehen, warum zukünftig Elektro-
Sportwagen oder -SUVs mit einem spezifi-
schen Ausstoß von über 200 g/km ebenso
gefördert werden sollen wie elektrisch be-
triebene Mittelklasse-Pkw oder Kleinwa-
gen.“ Selbst kleine E-Autos seien „nicht sig-
nifikant klimafreundlicher als vergleichba-
re spritsparende Modelle mit konventionel-
lem Antrieb“.  hle ❚

Unter Strom gesetzt
WIRTSCHAFT  Opposition warnt vor »Schuldenfalle« durch Preiserhöhungen. Neue Belastungen in SichtPeter Altmaier Die Energiewende ist zum

Aufregerthema geworden, seit steigende
Strompreise die Bürger erschrecken. Mitten-

drin Peter Altmaier,
seit Mai Nachfolger
von Norbert Röttgen
(CDU) als Bundes-
umweltminister. Der
CDU-Abgeordnete
und enge Vertraute
von Angela Merkel
hat die Herkulesauf-
gabe übernommen,
dieses  Mammutpro-
jekt durch das kon-

fliktbeladene Interessensdickicht zu steuern.
Vergangene Woche verteidigte er die Energie-
wende im Bundestag gegen Oppositionsvor-
würfe, die Stromverteuerung habe viel mit Ent-
lastungen für die Industrie zu tun. Altmaier ist
auch im heftigen Streit mit Wirtschaftsminister
Philipp Rösler (FDP), der eine schnelle Reform
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes will. Doch
der 54-jährige Saarländer wehrt sich, wie es
seine Art ist, gegen Schnellschüsse: „Wir brau-
chen ein Gesetz, das zehn bis zwölf Jahre hält
und nicht alle acht Monate ein neues.“ kru ❚

Milliarden Euro müssen die Verbraucher in
Deutschland 2013 für die Einspeisung von
Ökostrom bezahlen. Dies bezifferten die Netz-
treiber Amprion, Tennet, 50Hertz und Trans-
netBW. In diesem Jahr zahlen die Verbraucher
rund 14 Milliarden Euro an die Betreiber von
Solar-, Bio- und Windkraftanlagen.

KOPF DER WOCHE

Ein Job für
Herkules
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ZITAT DER WOCHE

»Ich mache ein
bisschen mehr
Druck als 
der Kollege.«
Philipp Rösler (FDP),Bundeswirtschaftsminis-
ter, über Umweltminister Peter Altmaier (CDU),
der nur wenig Chancen für eine rasche Reform
der Förderung erneuerbarer Energien sieht.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Der Energieverbrauch wird immer mehr unter Kostenaspekten diskutiert. Selbst die Beleuchtung wird teuer, wenn nicht besonders sparsame Glühlampen verwendet werden.

Schäuble entdeckt Offshore-Windparks als Geldquelle

Weit vor der Küste, aber für das Finanzamt bald in Reichweite: deutscher Windpark
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»Wir haben
ernst gemacht
mit dem Abbau
der rot-grünen

Über-
Förderung.« 
Thomas Bareiß (CDU)

FINANZEN Die deutsche See-Wirtschaftszone soll Erhebungsgebiet für Versicherungsteuer werden. Bis 200 Seemeilen Reichweite
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Eine gesicherte Energieversorgung ist fester Be-
standteil eines zivilisierten Lebens. Wir brau-
chen Strom so elementar wie Unterkunft, Nah-
rung, Kleidung oder Wasser. Und doch ist Ener-
gie für die meisten Menschen vor allem eines:
eine Selbstverständlichkeit, über die es sich al-
lenfalls nachzudenken lohnt, wenn wieder ein-
mal die Preise steigen sollen.
So war es auch in der vergangenen Woche, als
die Öko-Umlage angehoben wurde. Die meis-
ten Haushalte werden problemlos in der Lage
sein, diesen Obolus zur Finanzierung der Ener-
giewende zu entrichten. Insofern war die öf-
fentliche Aufregung übertrieben und wirkte wie
in der politischen Küche hausgemacht.
Allerdings ist dabei ein Aspekt in den Blick-
punkt geraten, der fürwahr bemerkenswert ist:
Zahlreiche industrielle Großabnehmer nehmen
angeblich die Möglichkeit in Anspruch, vom
Netzentgelt befreit zu werden. Bei vielen mag
das, wie im Gesetz vorgesehen, nachvollziehbar
sein, um auf schwierigen, internationalen
Märkten konkurrenzfähig zu bleiben.
Andere haben Ausnahmegenehmigungen of-
fenbar ohne triftigen Grund beantragt – und
trotzdem erhalten. Gut also, dass der politische
Streit darüber Handlungsbedarf herausgeschält
hat. Der fatale Eindruck, Otto Normalverbrau-
cher subventioniere finanzstarke Unternehmen,
wird damit entkräftet.
Diskussionen über solche Details machen ver-
gessen, dass der angestrebte Ausstieg aus der
Atomenergie ein sehr komplexes Generatio-
nenprojekt ist. Gelingt es, hat Deutschland bei-
spielgebend für alle anderen Nationen eine zu-
kunftsweisende Wegmarke erreicht.
Bis dahin gibt es freilich noch Vieles zu bewäl-
tigen: Leitungen müssen ausgebaut, Speicher-
kapazitäten erhöht, kosteneffizientere Metho-
den regenerativer Stromgewinnung entwickelt
und flexibel zuschaltbare Energiequellen vorge-
halten werden.
Es ist parlamentarischer Wille im Land, die He-
rausforderungen einer grundlegenden Energie-
wende anzugehen. Über konkrete Inhalte muss
weiterhin diskutiert werden. Eins darf dabei je-
doch nicht geschehen: Dass in dieser Debatte
parteipolitische Scharmützel um des temporä-
ren Triumphes willen das gemeinsam definierte
Ziel unkenntlich werden lassen.
Der Atomausstieg ist ein Thema, das für plaka-
tive Zuspitzung ungeeignet ist. Sogar in Zeiten
des Wahlkampfes.

EDITORIAL

Wenn das Ziel
verschwimmt

VON JÖRG BIALLAS 
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Frau Höhn, haben Sie schon Ihre
Stromabrechnung für dieses Jahr bekom-
men?  
Wir haben bei uns zuhause die Energiekos-
ten erheblich senken können, dadurch dass
wir öfter sagen „Licht aus“ oder unsere Ge-
friertruhe nicht mehr nutzen. Außerdem
haben wir sparsamere Geräte gekauft und
heizen mit einer Solar- und Holzpelletanla-
ge. Wir zahlen durch viele Energiesparmaß-
nahmen 60 Prozent weniger  Heizkosten als
in dem Winter, in dem wir das Haus gekauft
haben. 

Nach der Erhöhung der EEG-Umlage
auf 5,28 Cent pro Kilowattstunde wird der
Strompreis weiter steigen. Sind daran die
erneuerbaren Energien schuld?
Der Anteil des Zubaus der Erneuerbaren an
der Erhöhung beträgt in diesem Jahr 0,6
Cent pro Kilowattstunde. Das ist ein Drittel
von 1,8 Cent. Der Rest sind Ausnahmen
und Boni, die sich in den letzten Jahren im
EEG angesammelt haben und nur Mitnah-
meeffekte sind. Wir sagen, dass man vier
Milliarden Euro im EEG einsparen kann.
Das wäre umgerechnet auf die EEG-Umlage
ein Cent weniger.  

Welche Faktoren spielen beim Strom-
preis noch eine Rolle?

Die anderen sind Steuern und Konzes-
sionsabgaben, aber auch Transportkosten
und Preise am Strommarkt. Dabei haben
wir festgestellt, dass die Preise am Strom-
markt seit 2008 sogar gesunken sind und
jetzt unter fünf Cent pro Kilowattstunde lie-
gen. Das müsste auch irgendwann mal bei
den Verbrauchern landen, aber dort kom-
men immer nur die Kostensteigerungen an,
nicht aber die Kostensenkungen. 

Umweltminister Peter Altmaier hat
Rot-Grün eine Mitschuld an den Preisstei-
gerungen durch das EEG gegeben. Sind es
strukturelle Probleme oder ist es das Er-
gebnis einer falschen Politik? 

Wir haben immer gesagt, das Erneuer-
bare-Energien-Gesetz ist ein lernendes Sys-
tem. Daher ist es im Gegensatz zur Kohle-
subvention, die auf Dauer angelegt war, so
konzipiert, dass man es auch verändern
muss. Als Schwarz-Gelb 2009 an die Regie-
rung kam, hatten wir eine EEG-Umlage von
einem Cent, jetzt sollen wir 5,3 Cent be-
kommen. Da gibt es schon eine klare Ver-
antwortung, denn auch Schwarz-Gelb hätte
es stärker anpassen und darauf achten kön-
nen, dass es nicht diese vielen teuren Aus-
nahmeregelungen gibt.

Warum sinkt der Strompreis an der
Strombörse in Leipzig und gleichzeitig
steigt der Preis für die EEG-Umlage? 

Der Ausbau der Erneuerbaren führt da-
zu, dass das Angebot an der Strombörse
steigt und so der Börsenpreis sinkt. Da aber
bei der EEG-Umlage genau die Differenz
zwischen Strompreis und Einspeisevergü-
tung gezahlt werden muss, erhöht sich die
Öko-Umlage für die Verbraucher. 

Die FDP will es anders machen und
fordert, zur Senkung des Strompreises die
Stromsteuer zu senken...
Ich denke, das ist kein guter Ansatz, denn
immer wenn wir etwas senken, kommt das
bei den Verbrauchern nie an. Das heißt, es
ist bisher immer nur in die Taschen der gro-
ßen Unternehmen geflossen. Außerdem ist
es nicht gerecht. Jemand, der viel Strom ver-
braucht, würde davon mehr profitieren als
die Leute, die wirklich sparen wollen. 

Die Linke fordert, den Strompreis ein-
zufrieren, die Einführung eines Strom-So-
zialtarifs und eine Abwrackprämie für
energieintensive Geräte. Unterstützen Sie
solche Forderungen? 
Solche Regulierungen haben bisher noch
nichts gebracht. Wir wollen auch keinen So-
zialtarif, weil man gegen steigende Energie-

kosten gar nicht ansubventionieren kann.
Wir schlagen einen Spartarif vor. Das heißt,
dass Energieversorger einen Tarif anbieten
müssen, der die ersten Kilowattstunden zu
einem niedrigeren Tarif anbietet und dann
entsprechend  höher geht. Jemand, der viel
verbraucht, hat dann auch einen höheren
Preis. Es reicht nicht, nur in das System hi-
neinzusubventionieren, sondern man muss
es auch mit einem Anreiz zum Sparen ver-
binden. 

Sie sagen, dass die EEG-Umlage um ei-
nen Cent sinken könnte, wenn man unter
anderem die Privilegien für energieinten-
sive Betriebe zurückführen würde. Um-
weltminister Altmaier nennt andere Zah-
len. Wer hat denn nun Recht?
Die Befreiung der Betriebe, die in den letz-
ten Jahren immer stärker zugenommen hat,
macht genau die 0,5 Cent aus, von denen
auch Bundeskanzlerin Angela Merkel ge-
sprochen hat. Die hat offenbar dieselben

Zahlen wie wir. Daneben gibt es aber auch
noch die Marktprämie und die Liquiditäts-
reserve. Das heißt, es gibt noch weitere Ver-
teuerungen der EEG-Umlage, die nicht not-
wendig sind. 

Sehen Sie nicht auch die Gefahr, dass
Betriebe aus Deutschland nicht mehr wett-
bewerbsfähig sind und abwandern, wenn
die Energiekosten zu hoch sind? 
Wir wollen die Sonderregelungen für ener-

gieintensive Betriebe nicht kippen, sondern
auf den Stand von 2008 zurückfahren.  Wir
wollen aber auch, dass diese Betriebe spa-
ren und schauen, ob sie wirklich im inter-
nationalen Wettbewerb stehen. So braucht
etwa die Zementindustrie zwar viel Energie,
befindet sich aber gar nicht im internatio-
nalen Wettbewerb, denn Zement exportiert
man nicht, weil er einfach zu schwer ist. 

Eine weitere Sorge ist die Versorgungs-
sicherheit. Brauchen wir bei Kraftwerken
eine „stille Reserve“, damit in Deutsch-
land die Lichter nicht ausgehen? 
Die größten Probleme hatten wir im letzten
Winter, weil damals acht Atomkraftwerke
abgeschaltet worden waren. Die Situation
wird sich eher 2020 wieder zuspitzen, wenn
mehr Kraftwerke vom Netz genommen und
noch mehr Erneuerbare da sind. Der Trend
geht dahin, dass die Erneuerbaren, wie etwa
Windkraftanlagen in größeren Höhen, dau-
erhaftere Betriebszeiten haben. Man muss
daher zu einem guten Energiemix kommen. 

Wie kann dieser Energiemix aussehen?
Es gibt viele kluge Lösungen, die auch schon
da sind. Nehmen Sie etwas das Beispiel der
Biogasanlagen. Die laufen derzeit in der
Grundlast, was bedeutet, dass sie einfach
eingespeist werden. Hier würde es viel mehr
Sinn machen, sie je nach Bedarf ans Netz ge-
hen zu lassen. Oder wenn wir zu viel Wind-
kraft im Netz haben, könnten wir den über-
schüssigen Strom in Wärme umwandeln. 

Bundesumweltminister Peter Altmaier
hat vorgeschlagen, das EEG in einem mög-
lichst großen Konsens neu zu regeln. Ist
das ein richtiger Weg? 
Auch wenn er sie nicht so nennt, will Alt-
maier eine Quote für bestimmte Energiefor-
men und auch Quten auf regionaler Ebene.
Ich halte davon gar nichts. Solche Quoten-
modelle sind Planwirtschaft. Großbritan-
nien gibt sein Quotenmodell gerade auf,
weil es nicht funktioniert und sehr teuer ist. 

Wie sehen Ihre Vorstellungen für ein
neues EEG aus?
Kurzfristig müsste man die Befreiungstatbe-
stände, aber auch bestimmte Boni geringer
ansetzen. Auf längere Sicht müssen wir es
schaffen, dass bestimmte Erneuerbare wie
Windkraft und Photovoltaik in Zukunft
auch außerhalb des EEG ihren Weg gehen.
Man kann die Erneuerbaren aber nicht ein-
fach aus dem EEG entlassen. Dafür muss
man sich etwas mehr Zeit lassen und schau-
en, was es außerhalb des EEG für Geschäfts-
modelle gibt, um diese Energien zu ver-
markten. 

Sehen Sie die Chance für einen partei-
übergreifenden Konsens in der Energie-
wende?
Das sehe ich momentan nicht, weil es bei
der Energiefrage um sehr viel Macht, Geld
und Einfluss geht. Im Moment sind einige
unterwegs, die zwar sagen, rettet die Ener-
giewende, aber das Herzstück, das EEG, ka-
putt machen wollen. 

Das Interview führte Annette Sach.

Bärbel Höhn, Jahrgang 1952, war von 
1995 bis 2000 Umweltministerin einer rot-
grünen Koalition in Nordrhein-Westfalen.
Sie ist seit 2005 Mitglied des Bundestages
und dort  stellvertretende Fraktionsvorsit-

zende von Bündnis 90/Die Grünen.  
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STROMSTEUER SENKEN? 

Frank Thewes
»Focus«

Michael Bauchmüller
»Süddeutsche Zeitung«

Willkürlich erhoben 

Es klang nach einem vernünftigen Konzept:
Die rot-grüne Regierungskoalition wollte
1999 mit der Stromsteuer Energie verteu-
ern und mit den Einnahmen die Lohnne-

benkosten senken. Doch die Gleichung, Arbeitskos-
ten auf Energiekosten zu verlagern, geht nicht wirk-
lich auf. Denn für die Unternehmen ist auch Ener-
gie ein wesentlicher Produktionsfaktor. Sind zwar
die Arbeitskräfte günstiger, aber der Strom teuer,
gehen trotzdem Jobs verloren.
Deshalb haben die Erfinder der Stromsteuer gleich
eine Reihe von Ausnahmen eingebaut. Das gilt
auch für die Umlage zugunsten erneuerbarer Ener-
gie, die der Staat den Stromkunden noch zusätzlich
aufbrummt. Auf alle Elemente des Strompreises
kassiert der Fiskus übrigens noch Mehrwertsteuer,
die er 2007 ebenfalls kräftig angehoben hat. Damit
sind Steuern und Abgaben inzwischen der größte
Kostenfaktor beim Strom. Sie machen 46 Prozent
der Rechnung eines durchschnittlichen Privathaus-
haltes mit einem Verbrauch von 3.500 Kilowatt-
stunden im Jahr aus.
Weil Strom plötzlich erschreckend teuer wird, spen-
diert die Politik gleichzeitig neue Subventionen:
Energieintensive Unternehmen oder solche, die be-
sonders gute Lobbyisten haben, lassen sich vor
Stromsteuer und EEG-Umlage durch Ausnahmen,
Abschläge und Sonderregeln schützen. Die Einnah-
men aus der Stromsteuer sind inzwischen genau so
hoch wie die (rechnerischen) Ausfälle durch die
Ausnahmen. Private Haushalte zahlen gleich mehr-
fach: die eigene Stromsteuer, die Ausnahmen für
andere und über höhere Preise auch das, was etwa
der Bäcker von seinen steigenden Energiekosten in-
klusive Abgaben an der Ladentheke auf seine Kun-
den umlegen muss. Eine Steuer aber, die so willkür-
lich erhoben wird, muss weg.

Blanker Aktionismus 

Gerecht klingt sie schon, die Senkung
der Stromsteuer, jedenfalls im ersten
Moment. Die Ökostrom-Umlage wird
erhöht, und der Staat verdient über die

Mehrwertsteuer sogar noch extra dran – da ließe
sich doch die Stromsteuer prima im gleichen Um-
fang senken, zur Entlastung der Stromkunden. So
jedenfalls fordert es die FDP, seit die massive Stei-
gerung der Erneuerbaren-Umlage bekannt ist. Nur
leider geht die Rechnung so nicht auf.
Denn die Stromsteuer entrichtet niemand direkt. Sie
ist ein kleiner Posten, versteckt irgendwo in der
Stromrechnung. Damit so eine Entlastung beim
Stromkunden ankommt, müssten Stadtwerke und
Stromkonzerne die Senkung schon eins zu eins wei-
terreichen. Das aber wird nicht passieren. So we-
nig, wie nach der umstrittenen „Mövenpick-Steu-
er“ für Hoteliers die Zimmerpreise sanken, würde
die Stromsteuer-Senkung irgendwen entlasten. Sie
verschönert allenfalls die Bilanzen der Versorger.
Doch selbst wenn etwas davon bei den Haushalten
ankäme – mit nicht einmal einem Euro im Monat
wäre die Entlastung verschwindend gering. Der
Vorstoß ist blanker Aktionismus, mehr nicht.
Schlimmer noch: Diejenigen, die eine Entlastung
tatsächlich gebrauchen könnten, gehen nun im Ne-
bel einer nutzlosen Stromsteuerdebatte unter. Es
sind Geringverdiener oder Hartz-IV-Empfänger, die
künftig einen noch größeren Teil ihrer bescheidenen
Mittel für Strom aufwenden müssen. Wer sie wirk-
sam entlasten will, müsste schon direkter helfen:
durch höheres Wohngeld etwa oder mehr Bafög,
durch staatlich organisierte Hilfestellungen beim
Stromsparen. Das alles ist die Sache der FDP nicht
so. Für deren Klientel ist eine Senkung der Strom-
steuer ein nettes Symbol – von dem sie aber leider
nichts spüren werden.

Umweltpolitiker mit ruhiger Hand: Ulrich Petzold 

W ie er schalkhaft und ernst zugleich dreinblickt, im-
mer wieder still lächelt und beim Nachdenken die
Augen schließt, sieht er gar nicht aus wie ein Wü-
terich. Wie einer, dem die Zeitläufte etwas über-

dreht vorkommen. „Die Debatte über die Strompreise hat eine un-
angemessene Dramatik zur allgemeinen Energiepreissteigerung“,
sagt Ulrich Petzold und fährt mit seiner rechten Hand über den An-
zugsärmel, als wollte er ein paar Teilnehmer der aktuellen Debat-
te über die Energiewende gleich mit wegwischen.
Petzold, 60, Umweltpolitiker seit 1990, regt sich auf. „Jeder, der
sagt, dass ihm nicht klar war, wie viel der Weg hin zu den regene-
rativen Energien kosten wird, der schummelt“, sagt er über man-
chen Kollegen. Und überhaupt: „Im direkten Gespräch zeigen sich
die Bürger viel eher bereit, fünf Euro im Monat mehr für Strom zu
zahlen als die zehn Euro mehr bei jedem Tanken.“ Petzold mag
nicht mehr diskutieren, ob eine Stromleitungstrasse gebaut wer-
den soll oder nicht. „Und wenn sich jemand beschwert, weil bei
einem Windrad in drei Kilometern Entfernung zum Wohnhaus ein
rotes Lichtlein blinkt und gleichzeitig unendlich viele Stromzähler
allein in der Küche stehen, hält sich mein Verständnis in Grenzen.“
Ulrich Petzold, Bundestagabgeordneter des Wahlkreises Dessau-
Wittenberg, ist gleichwohl kein Grüner. Seit dem Jahr 1990, als er
und einige Freunde den Kreisverband der Ost-CDU übernahmen,
ist er Christdemokrat. „Die hatten ein Büro, ein Telefon und einen
Verteiler, das war toll.“ Damals engagierte sich Petzold im Be-
triebsrat und versuchte in der Wende- und Auflösungszeit der 

DDR Arbeitsplätze zu retten. Und er entschied sich für Umweltpo-
litik.
Seinen eigenen ersten Job hatte er 1974 als Instandhaltungs-In-
genieur im Chemiekombinat Bitterfeld angetreten. „Damals
wuchs nicht einmal Unkraut um den Betrieb herum.“ Er sah die
Baumleichen, von Schaum gelb gefärbte Ufer. Und Eisenträger, die

binnen vier Jahren durchrosteten. Dies in der Freiheit zu ändern,
kam Petzold vor wie Selbstverständliches.
„Politik ist konkret.Wir kommen halt aus dem Osten“, sagt er.Auf
seiner Webseite schreibt er: „Seit der Wende bin ich für Sie und
unsere Region bundespolitisch aktiv“ –  das klingt mehr nach
Dienstleister als nach Herzblut. Als Ziele benennt das Umweltaus-
schussmitglied den Ausgleich zwischen Wirtschaft und Natur, Jobs,
das Augenmerk bei den Schwächsten, Behebung des Ärzteman-
gels und bessere Bildung.Aber wenn Petzold über sein Mandat re-
det, wirkt er wie ein Novize, der seine erste Saison im Parlament

absolviert: „Die Politik im Bundestag ist richtig spannend, hoch in-
teressant und macht Freude, bei aller Mühe und Anstrengung.“
Petzold ist Parlamentarier seit 1990, mit einer Unterbrechung zwi-
schen 1998 und 2002.
Politik ist konkret – und so gestaltet er sie. „70 Prozent der Bun-
destagsbeschlüsse werden über die Grenzen der Regierungskoali-
tion hinweg getroffen.“ Das fasziniert ihn. Die Suche nach Kom-
promissen unter Politikern scheint ihn zu beseelen. „Wir haben
aber seit 1990 durchaus gelernt, auch mal den Fuß stehen zu las-
sen“, sagt er mit Blick auf die Erfahrungen einiger ostdeutscher
Politiker, denen Lagerdenken nicht auf Anhieb so gelang, wie es
ihnen die Kollegen aus dem Westen vormachten.
Und wie reagiert nun der Realpolitiker Petzold auf die gestiege-
nen Strompreise? „Das kann man so nicht laufen lassen, aber ei-
nen Schnellschuss darf es auch nicht geben“, sagt er und kann
sich Zuschläge im Sozialbereich vorstellen. „Hauptsache, alle Bür-
ger sind von der Notwendigkeit der Energiewende überzeugt.“
Denn schließlich könne sich eine Regierung ja nun mal keine neue
Bevölkerung wählen.
Eine Politik der ruhigen Hand zeigt er bei seinen Hobbys.Wenn der
Imker zu seinen bis zu fünf Bienenstöcken geht, zeigen sie ihm den
Stachel, wenn er nicht Ruhe ausstrahlt. Und die rund 1.000 selbst
gegossenen Zinnfiguren werden auch nicht über Nacht bemalt.
Wenn also die aktuelle Debatte über die Energiewende dem Chef
der CDU-Landesgruppe Sachsen-Anhalts im Bundestag vorkommt
wie im Bienenkorb, dann wird er: zum Zinnsoldaten. Jan Rübel ❚

»Jeder, der sagt, dass ihm
nicht klar war, wie viel 

der Weg hin zu den 
regenerativen Energien 

kosten wird, schummelt.«

»EEG ist  
lernendes
System«
BÄRBEL HÖHN Die grüne Energie-
Expertin sagt, dass nicht allein die
Erneuerbaren, sondern Boni und 
Ausnahmeregeln den Strom verteuern 
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J
eder Tag bringt für Peter Altmaier
(CDU) großes Kino. Er steht an die-
sem Montag in einem Saal der Nordi-
schen Botschaften in Berlin, er weiß:
Sie schauen alle auf ihn. Regierungs-
politiker Europas in der ersten Reihe,

danach Diplomaten und Forscher, dann auf
den hinteren Rängen eine internationale
Journalistenschar. „Ich freue mich, dass die
Energiewende nicht mehr nur in inneren
Zirkeln diskutiert wird“, sagt er und zeigt lä-
chelnd seine Zähne, „sondern in einer brei-
ten öffentlichen Debatte.“
Man sieht seinem Gesicht
nicht an, ob sich der Bun-
desumweltminister tatsäch-
lich über die gesteigerte Auf-
merksamkeit freut. Grim-
mig und entschlossen
schaut er drein, der Chef-Ar-
chitekt dieses „nationalen
Gemeinschaftswerks“, wel-
ches im angelsächsischen
Wortschatz schon jetzt kei-
ner Übersetzung bedarf wie
„Kindergarten“, „Blitzkrieg“
oder „Weltanschauung“:
Wie die „Energiewende“ gelingen soll, wol-
len alle von ihm wissen, in einem mit dun-
kelrotem Leder bezogenen Saal, hinter dem
Christdemokraten eine große Filmlein-
wand.

Saftige Preiserhöhung Es ist kein guter
Tag für Peter Altmaier. Vor zwei Stunden ha-
ben die Netzbetreiber eine saftige Preiser-
höhung bekannt gegeben: Die Umlage für
den Ökostrom steigt pro Kilowattstunde
von 3,6 Cent auf 5,3 Cent. Ein Durch-
schnittshaushalt zahlt dann allein für die
Umlage 185 Euro im Jahr – etwa 60 Euro
mehr als bislang, wobei darin die Mehrwert-
steuer noch nicht mit eingerechnet ist.  
Dabei ist die Politik in einem Dilemma:
Zum einen gelangen immer mehr regenera-
tiv erzeugte Strommengen aus Wind, Sonne
oder Biogas auf den Markt und machen die
Erneuerbaren damit eigentlich billiger; die
Differenz zum veranschlagten Garantie-
preis für die Ökostromproduzenten erhöht
sich damit und macht den Strom insgesamt
teuer. Diese Differenz, die im Jahr 2013
rund 20,36 Milliarden Euro betragen wird,
wird auf alle Stromkunden umgelegt und
ergibt die sogenannte EEG- oder Ökostrom-
Umlage. 
Zum anderen sind viele energieintensive
Unternehmen von der vollen Umlagezah-
lung befreit, um sie nicht im internationa-
len Wettbewerb zu schädigen. Dass viel-
leicht allzu viele in diesen Genuss kommen,
wird gar Kanzlerin Angela Merkel (CDU) ei-
nen Tag später andeuten: „Auch diesen Teil
müssen wir uns noch mal anschauen, ob es
eigentlich richtig war, dass wir so viele Un-
ternehmen rausgenommen haben“, sagte
sie beim Arbeitgebertag.
Politiker stehen ungern als Preistreiber da.
Peter Altmaier öffnet die Arme, schiebt sie
vor, als wolle er ein Meer teilen. „Ich bin im-
mer besorgt“, sagt er mit Blick auf die stei-
genden Strompreise, „zeige es nicht immer,
bin es aber.“ Ein Patentrezept präsentiert er
nicht, sieht er auch nicht. Pocht aber auf
mehr Stromeffektivität. „In Deutschland
sollen bis 2020 zehn Prozent Strom weni-

ger verbraucht werden“, ruft er dem interna-
tionalen Publikum zu. „Wir können ein
Modellland werden.“

Ausbau mit Augenmaß Doch vorerst muss
er die Leute im eigenen Land von der Ener-
giewende überzeugen, vom Ausstieg aus der
Atomkraft und einem derart starken Ausbau
der regenerativen Energien, dass sie bis
2050 rund 80 Prozent der Stromerzeugung
in Deutschland abdecken. Auf Twitter
schreibt er nach seinem Auftritt in den Nor-
dischen Botschaften Skandinaviens: „Der

Ausbau der Erneuerbaren
Energien war und ist richtig.
Er muss weitergehen in Zu-
kunft. Aber mit Augenmaß.
Und ohne Schnellschüsse!“ 
Altmaiers Rechnung für den
Bürger macht schon Sinn.
Wer weniger Strom ver-
braucht, zahlt auch weniger.
Doch geht das so leicht?
Sein Ministerium setzt auf
Sparberater, sie sollen künf-
tig vielen Haushalten im
Land zeigen können, wie

sich der Stromzähler langsamer dreht. Vor-
erst indes kommen nur Bezieher von Hartz-
IV oder Grundeinkommen in den Genuss
solch kostenlosen Services.
Neun Kilometer südlich von den Nordi-
schen Botschaften am weitläufigen Tiergar-
ten durchteilen gedrungene Altbaustraßen
den Neuköllner Kiez. Junge Studenten woh-
nen hier und viele Einwanderer. Ihr Bürger-
meister beklagt die hohe Arbeitslosigkeit
unter Arabern und Türken, aber auch unter
den so genannten „Ur-Neuköllnern“ gibt es
hier etliche ohne Job. Viel zu tun also für

den katholischen Wohlfahrtsverband „Cari-
tas“. Es ist 9.30 Uhr. Wenig los auf den Bür-
gersteigen, hier und da Maurer, die an ver-
waschenen Gründerzeithäusern den Putz
ausbessern. Da fährt ein weißer Polo vor.
Die Stromsparberater von der Caritas neh-
men zwei Köfferchen von der Rückbank. Sie
haben einen Termin bei Frau K. 
In der 55-Quadratmeter-Wohnung steht
kalter Rauch. Stefan Becker zückt ein Mess-
gerät und beruhigt erstmal Frau K. „Nein,
die Kaffeemaschine läuft ganz normal, die
ist kein Stromfresser.“ Das war ihre größte
Sorge gewesen; doch mehr
Stirnrunzeln bereitet Stefan
Becker und seinem Kollegen
Muhammad Khalife der
große Kühlschrank dane-
ben. „Den hat mein verstor-
bener Mann vor 14 Jahren
gekauft“, lächelt Frau K.
„Wenn der kaputt gehen
sollte, lassen Sie sich bloß
keinen schenken oder kau-
fen Sie keinen gebrauch-
ten“, rät Muhammad Khali-
fe. 
Kühlschränke sorgen oft für 25 Prozent des
gesamten Stromverbrauchs in einem Haus-
halt. „Nun, dann spare ich mal auf einen
neuen“, murmelt Frau K leise. „Gibt es ei-
gentlich bald eine Abwrackprämie für 
alte Kühlschränke? Würde sich doch loh-
nen“, fragt sie. Ihr Haar hat die zierliche
Mittfünfzigerin zu einen eleganten Zopf ge-
bunden; seit zwei Jahren bezieht sie eine Be-
rufsunfähigkeitsrente wegen ihrer kaputten
Knochen, lebt mit ihrem 18-jährigen Sohn
hier. „Eine Spülmaschine würde sich auch
lohnen“, schlägt Muhammad Khalife vor,

aber da zieht Frau K. bloß die Schultern
hoch.
Im Wohnzimmer, wo Frau K. schläft, wird
Stefan Becker ebenfalls fündig. „Dieser De-
ckenstrahler da geht gar nicht“, sagt er
streng. Ach, sagt Frau K., den benutze sie ei-
gentlich nie. Und der Fernseher in der Ecke?
„Nun, zum Einschlafen mache ich
ihn mit der Fernbedienung aus“, er-
zählt sie. 
Stefan Becker misst am Flachbild-
schirm eine Leistung von 4,1 Watt –
im Stand-By-Modus. „Das macht

sieben bis zehn Euro
im Jahr aus“, sagt er.
Ein separater Stecker
am Bett würde den
unnötigen Strom ab-
würgen. „Na jut“,
antwortet Frau K. Sie
schaut zufrieden. In
zwei Wochen werden
die Stromsparberater
noch einmal kom-
men, mit konkreten
Vorschlägen für die
ganze Wohnung. „Da

wird sich einiges machen lassen“, ver-
spricht ihr Stefan Becker.
Untersuchte solch ein Sparteam jeden
Haushalt,  würde im Land einiges an einge-
spartem Strom zusammenkommen, keine
Frage. Und das Duo von der Caritas spart
nur Strom mit konventionellen Methoden.
Wie nah aber die Zukunft totaler Ersparnis
ist, zeigt dagegen ein Haus wieder zurück
am Berliner Tiergarten.

Effizienzhaus Plus Ein schwarz glänzender
Kubus in der Fasanenstraße lädt nicht gera-
de zum Verweilen ein. Der Eingang versteckt
sich hinter grauem Glas. Nur der weiße
BMW ist ein Hingucker, läuft doch ein oran-
gefarbenes Stromkabel aus dem Hofboden
dorthin, wo man den Tank vermutet. Unver-
mutet öffnet sich ein Spalt in der Glaswand,
und Jörg Welke tritt heraus. „Diese Strom-
preisdebatte ist ein künstlicher Aufreger“,
sagt der 43-Jährige. „Strom ist immer noch
zu billig. Verantwortlichen Umgang findet
nur, was Wert hat und spürbar kostet.“ Er
hat ein wenig gut reden, wohnt er doch in
einem „Energieüberschusshaus“, erbaut
vom Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung. Bundesminister Pe-
ter Ramsauer (CSU) hatte persönlich in ei-
nem Losverfahren die Familie Welke be-
stimmt, die seit vergangenem Mai hier als
Forschungsobjekt 15 Monate lang wohnt.
Aber Jörg Welke hat gleich einen konkreten
Vorschlag: „Es sollte einen Sozialsockel ge-
ben“, schlägt er vor. „Die ersten 2000 bis
3000 Kilowattstunden sollten für einkom-
mensschwache Haushalte frei sein.“ Dann
könne der Strompreis ruhig exponentiell
steigen. „Wer einen beheizten Pool im Kel-
ler haben will, soll halt dafür zahlen.“ Das
„Effizienzhaus Plus“ in der Fasanenstraße
produziert mit Photovoltaik auf dem Dach
16.500 Kilowattstunden im Jahr. Den Ver-
brauch der vierköpfigen Familie schätzt Jörg
Welke auf 3.000 bis 4.000 Kilowattstunden
– inklusive Heizung und Warmwasser. Er
zückt sein Smartphone. Auf einen sanften
Druck hin öffnet sich eine Tür, Licht im Flur
geht an. Alles lässt sich im Haus digital kon-

trollieren. „Der Energieverbrauch ist schon
phänomenal niedrig“, sagt er, und zeigt auf
dreifach verglaste Fenster, mit Zellstoff und
Hanf gedämmte Wände und die Fußboden-
heizung. Die wird betrieben durch eine
Wärmepumpe: „Der umgebenden Luft wird
wie bei einem umgekehrten Kühlschrank

die Wärme entzogen und diese mit einer
Pumpe weiter erwärmt.“ Das gesamte Haus
sei übrigens nahezu komplett recycelbar.
„Wir müssen nur noch die Temperatur ein-
stellen, von dem ganzen High-Tech kriegen
wir nichts mit.“ 
Ist das alles nicht ein wenig übertrieben,
überhaupt ein Beispiel für Andere? Es kann
schließlich nicht jeder in seinem eigenen
Kraftwerk wohnen. Immerhin 1,75 Millio-

nen Euro hat das 130-Quadratmeter-Wohn-
haus gekostet. „Nun, Photovoltaik passt auf
jedes Dach“, sagt Welke. Und für Neubau-
ten sollten gute Dämmung und Lüftung
selbstverständlich sein. „Viele, viele solcher
Häuser sollte man schaffen“, sagt er zum
Abschied. Und das könne man auch.

Derweil hetzt Umweltminister Pe-
ter Altmaier entlang einer Termin-
stafette. Hält Reden und Grußworte,
legt nebenbei, mal abseits der Ener-
giewende, einen Gesetzentwurf für
eine neue Endlagersuche vor oder
verteidigt in der Aktuellen Stunde
des Bundestages seine Pläne für eine
Neuregelung des Erneuerbaren-
Energien-Gesetzes (EEG). Das
möchte er gern in einem breiten ge-
sellschaftlichen Konsens mit allen
Beteiligten reformieren. 
Das Internet indes kennt die ganze
Woche über vor allem ein Thema: die
neuen Strompreise. „Das Volk ist
nicht blöd“, wird Altmaier angetwit-
tert. „Energiespartipps lösen das ei-
gentliche Problem nicht. Strom ist für
Privatleute zu teuer.“ Und der umtrie-
bige Minister antwortet prompt:
„Hab’ ich auch nicht behauptet, aber

bis ich Energiewende vom Kopf auf die Fü-
ße gestellt habe, kann man selbst schon mal
was tun.“ Jan Rübel ❚

Der Autor arbeitet als freier Journalist
in Berlin. 
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Energetisches Probewohnen: Seit März 2012 ist für Jörg Welke und Simone Wiechers mit ihren beiden Kindern das besonders energieeffiziente Haus in Berlin-Charlottenburg ihr neues Zuhause

»Wir können 
ein 

Modellland
werden.«

Peter Altmaier (CDU),
Umweltminister

»Strom ist
immer 

noch zu 
billig.«
Jörg Welke, 

Bewohner eines 
Energieüberschusshauses 
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Schöne teure Welt 
ENERGIEWENDE Steigende Strompreise gefährden die ambitionierten Ziele für die Erneuerbaren Energien. Ein Besuch bei Sparern 

Mehr zum Thema Energiesparen 
unter: www.stromspar-check.de

Die Verbraucher müssen in Zukunft für ih-
ren Strom noch tiefer in die Tasche greifen.
Denn obwohl der Strompreis im September
an der Strombörse in Leipzig im Vergleich
zum Vorjahr um 15 Prozent sank, wird er
für die Stromkunden weiter steigen. Woran
liegt das? Dazu Fragen und Antworten: 

Was wird nach dem EEG gefördert? 
Wer Strom aus erneuerbaren Energien, sei es
aus Wind und Sonne oder Biomasse, pro-
duziert und anbietet, wird nach dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) gefördert.
Ziel des Gesetzes ist es, den Anteil dieser
nicht fossilen Energie sukzessive zu stei-
gern. Da diese Energieproduktion bislang
teuer war und ist, erhält jeder Produzent pro
Kilowattstunde über 20 Jahre lang einen
staatlich garantierten Preis – die sogenann-
te Einspeisevergütung. Sie ist bereits mehr-
fach abgesenkt worden, um die erneuerba-
ren Energien wirtschaftlicher zu machen. 

Wer bezahlt die Förderung der erneuer-
baren Energien? 
Der Verbraucher bezahlt ihre Förderung
über die sogenannte EEG-Umlage. Sie wird
im kommenden Jahr um knapp 50 Prozent
auf 5,3 Cent pro Kilowattstunde steigen. Ih-

re Höhe berechnen die vier Übertragungs-
netzbetreiber, die die Konten für die Vergü-
tungszahlungen verwalten, jeweils im
Herbst. Da der Preis für Ökostrom an der
Strombörse niedriger ist als der Preis, zu
dem er von den Anlagenbetreibern einge-
kauft wird, entsteht hier ein Minus. Die Dif-
ferenz zwischen Vergütung und Marktpreis
drückt sich in der Höhe der EEG-Umlage
aus. Je günstiger der Strom an den Börsen
gehandelt wird, umso höher ist dement-
sprechend die zu zahlende Umlage. 

Für wen gelten Ausnahmeregelungen? 
Um international wettbewerbsfähig bleiben
zu können, sind energieintensive Unterneh-
men von der EEG-Umlage befreit oder zah-
len deutlich weniger. Nach Auskunft des
Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (bafa) sind 2012 über 700 Unter-
nehmen von der Umlage befreit worden. Da
die Voraussetzungen für eine Befreiung
nochmals stark gesenkt wurden, haben für
2013 über 2.000 Unternehmen eine Befrei-
ung beantragt. Inwieweit der Verbraucher
für die Befreiung von der Umlage zur Kasse
gebeten wird und für welche Unternehmen
sie wirklich Sinn macht, wird politisch kon-
trovers diskutiert.    Annette Sach ❚

Die Last der Verbraucher
STROMPREISE Fragen und Antworten zur Preisentwicklung 

Unser Strom kommt zwar aus der Steckdose, er muss
jedoch erst in einem Kraftwerk aus sogenannten
Energieträgern gewonnen werden. Davon gibt es
zwei Gruppen: Gruppe eins sind fossile Energieträ-
ger wie  Kohle, Öl oder Gas. Allerdings sind deren
Vorräte irgendwann einmal aufgebraucht. Deshalb
soll immer mehr Strom aus der zweiten Gruppe ge-
wonnen werden. Die nennt man erneuerbare Ener-
gieträger. Diese Vorräte wachsen sehr schnell wie-
der nach oder sind praktisch unerschöpflich. Die
Sonnenstrahlen, Wind und Wasser, aber auch Holz
und bestimmte Pflanzen werden dafür zur Energie-
gewinnung genutzt.

Erneuerbare Energien 



V
ergangenes Jahr hat es „in
Deutschland laut Bundesin-
nenministerium 1.239 anti-
semitische Straftaten und
29 Gewalttaten“ gegeben,
wie Volker Beck vergangene

Woche im Bundestagsplenum referierte:
„Alle sieben Stunden eine antisemitische
Straftat, an jedem zwölften Tag eine antise-
mitische Gewalttat“, rechnete der Grünen-
Abgeordnete vor, um dann das Resümee zu
ziehen: „Antisemitismus in Deutschland ist
Teil des Alltags“ – ein Alltag, an den man
sich nicht gewöhnen dürfe. 
Auch Bundestagsvizepräsident Wolfgang
Thierse (SPD) prangerte in der Debatte „den
alltäglichen Antisemitismus in Deutsch-
land“ an, für den er zwei aktuelle Beispiele
nannte: „In den letzten Wochen wurde in
Berlin ein Rabbiner überfallen. Der Gene-
ralsekretär des Zentralrats der Juden in
Deutschland wurde bedroht“. Bundesin-
nenminister Hans-Peter Friedrich (CSU)
wertete den Überfall auf den Rabbiner Da-
niel Alter von Ende August als „Handlungs-
auftrag an alle“, sicherzustellen, „dass es
kein Stadtviertel in irgendeiner Stadt dieses
Landes geben darf, in dem Menschen um
ihre Sicherheit oder gar um ihr Leben fürch-
ten müssen, nur weil sie sich zu einer be-
stimmten Religion bekennen oder weil sie
eine bestimmte Hautfarbe haben oder weil
sie als ,anders’ erkennbar sind“. Antisemitis-
mus berühre „die Grundfesten unserer De-
mokratie, unserer Freiheit, unseres Zusam-
menlebens“, warnte der Ressortchef  in der
Debatte über den Bericht des unabhängigen
Expertenkreises Antisemitismus, der von
der Bundesregierung als Unterrichtung
(17/7700) vorgelegt wurde. 

Etwa 20 Prozent In dem Bericht zeigen die
Wissenschaftler aus den verschiedensten
Disziplinen auf, dass „in der deutschen
Mehrheitsgesellschaft in erheblichem Um-
fang antisemitische Einstellungen in unter-
schiedlichen inhaltlichen Ausprägungen
vorhanden sind, die wiederum auf weitver-
breiteten Vorurteilen und tief verwurzelten
Klischees beziehungsweise auf schlichtem
Unwissen über Juden und Judentum basie-
ren“. Nach Einschätzung der Wissenschaft-
ler weisen heute etwa 20 Prozent der Bevöl-
kerung in Deutschland antisemitische Ten-
denzen auf. Dabei gilt „das rechtsextremis-
tische Lager als nach wie vor wichtigster
Träger des Antisemitismus“ in der Bundes-
republik, wie der Expertenkreis schreibt.
Während der Antisemitismus im rechtsex-
tremen Spektrum zum konstitutiven Be-
standteil der Ideologie und des Lagerzusam-
menhaltes gehöre, sei dies beim Linksextre-
mismus nicht der Fall. Trotzdem gebe es
auch unter Linksextremisten „Positionen,
die einen antisemitischen Diskurs beför-
dern können“. 

Differenzen erkennbar Waren sich alle
Fraktionen in ihrer klaren Verurteilung jeder
Form von Antisemitismus einig, ließen sich
bei der Frage nach seiner konkreten Be-
kämpfung Differenzen erkennen. Friedrich
kündigte an, dass man die in dem Bericht
enthaltenen Empfehlungen „sorgfältig prü-
fen“ und auch umsetzen werde, „soweit sie
sinnvoll, notwendig, finanzierbar und nicht
schon durchgeführt sind“. Zugleich sprach
sich der Minister dafür aus, den Bericht min-

destens einmal pro Wahlperiode zu aktuali-
sieren. 
Thierse plädierte dafür, dass der Bundestag
in jeder Legislaturperiode über einen sol-
chen Bericht debattieren solle. Zudem for-
derte er eine „Verstetigung“ der Bundespro-
gramme gegen Extremismus. Da „gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit, Rassis-
mus, Antisemitismus“ andauernde
Probleme seien, bedürfe es auch einer dau-
erhaften Bekämpfung. Für Die Linke beklag-
te Petra Pau, es gebe immer mehr Initiativen
gegen Antisemitismus, „die finanziell aus-
bluten, weil sie bundespolitisch allein gelas-
sen werden“. Sie forderte, gesellschaftliche
Initiativen gegen Rechtsextremismus, Ras-

sismus und Antisemitismus „verlässlich“ zu
fördern. Auch müsse man Antisemitismus
„parteiübergreifend ächten und viel mehr
zur Prävention tun“. Beck sagte mit Blick auf
die Empfehlungen des Expertenkreises,
Fraktionen und Bundesregierung müssten
sich nun „zusammensetzen und schauen,
wie wir diese Dinge auf den Weg bringen“.
Dazu gehöre für ihn auch die Beseitigung
der sogenannten Extremismusklausel. Auch
dürften Projekte, die vor Ort arbeiten, „nicht
immer nur eine Finanzierung auf drei Jahre
bekommen“.  

»Etwas zögerlich« Der FDP-Abgeordnete
Stefan Ruppert zeigte sich als Anhänger von

„Extremismusbekämpfungsprogrammen“.
Am Ende sei aber „das Problem nur durch
die Gesamtheit der Bürger, durch die  Zivil-
gesellschaft zu lösen“ und nicht „durch ein-
zelne Programme, so wichtig sie auch sind“.
Der CSU-Parlamentarier Hans-Peter Uhl
zeigte sich „etwas zögerlich“, wenn es da-
rum gehe, konkrete Projekte auf Bundesebe-
ne zu starten. Es sei vielmehr Aufgabe der
Kommunen, den Antisemitismus zu be-
kämpfen. „Wir sollten assistieren“ und „al-
les dazu beitragen, was man tun kann“, füg-
te er hinzu. Notwendig sei, in den Kommu-
nen  zivilgesellschaftlich tätig zu werden,
„wo am Stammtisch immer wieder Antise-
mitismus aufflackert“. Helmut Stoltenberg ❚

BUNDESTAG Die Bundesregierung soll nach
dem Willen der Fraktion Die Linke einen Entwurf
für ein Petitionsgesetz vorzulegen, der unter an-
derem die Behandlung von Massen- und Sam-
melpetitionen im Plenum und in den zuständi-
gen Fachausschüssen vorsieht. Die gegenwärti-
gen Regelungen zum Petitionsrecht reichten
nicht aus, heißt es in der Begründung eines ent-
sprechenden Antrages (17/10682), der vergan-
gene Woche erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums stand. Dabei verwies Ing-
rid Remmers für Die Linke darauf, dass die Ko-
alition  versprochen habe, das Petitionsrecht zu
erweitern. Wenn die Koalition nicht mehr Bür-
gerbeteiligung wolle, frage sie sich, warum Uni-
on und FDP „es vorher in den Koalitionsvertrag
schreiben“, gab Remmers zu Protokoll. Dies sei
„reine Wählertäuschung“.
Günter Baumann (CDU) erinnerte dagegen da-
ran, dass sich 2011 etwa 500.000 Bürger am
Petitionswesen beteiligt hätten. Dies belege
eindrucksvoll, dass sich das Petitionsverfahren

bewährt habe. Er erkenne keinen Grund, ein Pe-
titionsgesetz neu zu schaffen. Auch Stephan
Thomae (FDP) wandte sich gegen den Antrag
der Linksfraktion, stimmte aber mit ihr darin
überein, dass die gegenwärtigen Regelungen
zum Petitionsrecht nicht ausreichten. Nach dem
Willen der FDP sollten Petitionen, die von min-
destens 100.000 Menschen unterstützt wer-
den, im Plenum debattiert und anschließend an
die zuständigen Fachausschüsse überwiesen
werden, bevor sie in die Anhörung des Haupt-
petenten im Petitionsausschuss münden.
Für Sonja Steffen (SPD) sollte immer wieder
überlegt werden, wie man das Petitionswesen
„und damit die direkten Einflussmöglichkeiten
der Menschen auf unser Parlament und seine
Entscheidungen stärken“ könne. Dafür eigne
sich der Antrag der Linksfraktion jedoch nicht.
Auch Memet Kilic (Grüne) plädierte für eine
Stärkung des Petitionsrechts. Es sei aber „ab-
surd“, die Formulierung eines solchen Gesetzes
in die Hände der Regierung zu legen. sto ❚

Ausbau des Petitionsrechts gefordert 

FAMILIE Die Bundesregierung zieht eine posi-
tive Bilanz aus dem Zweiten Änderungsgesetz
des Conterganstiftungsgesetzes, das Ende Juni
2009 in Kraft trat. Der Parlamentarische Staats-
sekretär im Familienministerium, Hermann Ku-
es (CDU), informierte vergangene Woche den
Familienausschuss über die Umsetzung des Ge-
setzes. Nach seinen Angaben sind nach Ab-
schaffung der bis dahin geltenden Ausschluss-
frist zur Geltendmachung von Entschädigungs-
leistungen im Jahr 2009 insgesamt 565 neue
Anträge eingereicht wurden. 65 von ihnen sei-
en bisher bewilligt worden, 126 Antragsverfah-
ren seien noch nicht abgeschlossen. In neun
Fällen sei eine einmalige Kapitalentschädi-
gung, in 56 Fällen eine Kapitalentschädigung
und die Zahlung der monatlichen Contergan-
rente bewilligt wurden. Die Mindestrente stieg

laut Kues von 248 auf 255 Euro und die Höchst-
rente von 1.090 auf 1.151 Euro.
Vertreter der Conterganstiftung und der Betrof-
fenenverbände bestätigten zwar, dass die Ge-
setzesänderung zu Verbesserungen geführt ha-
be. Zugleich mahnten sie jedoch weitere Ver-
besserungen an. So seien die Handlungsemp-
fehlungen des Instituts für Gerontologie an der
Universität Heidelberg in eine Gesetzesnovelle
einzubeziehen. Das Institut war gemäß eines
fraktionsübergreifenden Antrags von CDU/CSU,
SPD und FDP aus dem Jahr 2008 (16/11223) be-
auftragt worden, den tatsächlichen Bedarf von
Contergangeschädigten zu ermitteln.
Im Januar 2013 wird der Familienausschuss den
Abschlussbericht des Instituts, der bis Jahresen-
de vorliegen soll, in einer öffentlichen Anhö-
rung thematisieren. aw ❚

Bilanz der Contergan-Entschädigung

Gesundheit Gesundheitsdienstleister, die Be-
handlungsfehler melden, sollen keine berufli-
chen Nachteile oder strafrechtliche Verfolgung
fürchten müssen. Dies ist das Ziel eines Ände-
rungsantrages der Koalitionsfraktionen zum
Gesetzentwurf der Bundesregierung zum The-
ma Patientenrechte (17/10488), mit dem sich
der Gesundheitsausschuss vergangene Woche
befasst hat. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass
Krankenhäuser und Arztpraxen künftig die Pa-
tientensicherheit erhöhen und dafür Fehlerver-
meidungssysteme einführen sollen. Nach An-
sicht der Koalition darf die Bereitschaft von Be-
schäftigten im Gesundheitswesen, Fehler zu be-
nennen, nicht durch die Furcht vor
arbeitsrechtlichen Sanktionen oder strafrechtli-
cher Verfolgung beeinträchtigt werden. Die
neue Vorschrift soll jedoch nicht gelten, wenn
die Verwendung der Daten zur Verfolgung einer

Straftat erforderlich ist, die im Höchstmaß mit
mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist
und besonders schwer wiegt.
Aus Sicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
definiert die Bestimmung nicht genau genug,
was unter einer „schwerwiegenden Straftat“
zu verstehen ist. Auch die SPD-Fraktion sieht
dies so und fordert daher, die Vorschrift zu kon-
kretisieren. „Es kommt bei Operationen leicht
zu Fällen von Körperverletzung“, gaben die So-
zialdemokraten zu bedenken. Der Beschäftige
könne daher rasch in die Situation geraten, bei
einer Fehlermeldung doch einer Sanktion aus-
gesetzt zu sein. Die FDP-Fraktion argumentier-
te hingegen, dass es hier um die Abwägung von
zwei Rechtsgütern gehe. Es gebe Fälle, in denen
das „Interesse an der Strafverfolgung höher zu
bewerten“ sei als der Schutz eines Beschäftig-
ten vor Sanktionen. tvw ❚

Schutz vor Sanktionen

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Ein Evaluierungsbericht der Bundesregie-
rung zur Wirksamkeit der 2009 beschlosse-
nen Verschärfungen des Waffenrechts stößt
insbesondere bei Abgeordneten der Oppo-
sition auf Kritik. Dieser „angebliche Evalu-
ierungsbericht“ sei eine „Unverschämt-
heit“, gab die SPD-Abgeordnete Gabriele
Fograscher vergangene Woche bei der ersten
Beratung eines Antrags ihrer Fraktion zur
„Evaluierung der Auswirkungen des neuen
Waffenrechts“ (17/10114) zu Protokoll. Sie
verwies darauf, dass der Bundestag bei der
Verabschiedung der Reform die Bundesre-
gierung in einer Entschließung (16/13423)
aufgefordert hatte, „die Wirksamkeit der ge-
troffenen Regelungen zur sicheren Aufbe-
wahrung und zum Schutz vor unberechtig-
tem Zugriff bis Ende 2011 zu evaluieren“.
Man habe aber erst im Oktober 2012 ein
Schreiben aus dem Bundesinnenministeri-
um erhalten, „das der geforderte Evaluie-
rungsbericht sein soll“. Die Vorlage sei je-
doch die Zusammenfassung eines Berichts

der Innenministerkonferenz (IMK), der
dem Bundestag nicht zugänglich gemacht
werde. Ihre Fraktion fordere von der Bun-
desregierung bis Jahresende einen „auf eige-
nen Erhebungen und Befragungen basie-
renden Evaluierungsbericht“. 

Ergänzung angeregt Für Die Linke kriti-
sierte Frank Tempel, die Bundesregierung
habe den Evaluationsbericht der Experten-
gruppe „Waffenrecht“ der IMK abgeschrie-
ben, dessen Datenlage „mehr als dürftig“
sei. Seine Fraktion verlange indes eine
„grundhafte Evaluation des bundesdeut-
schen Waffenrechts“. Wolfgang Wieland
(Grüne) monierte, die Bundesregierung ver-
zichte in dem Bericht darauf, „irgendwelche
Schlussfolgerungen zu ziehen“. „An Evalu-
ierung“ gebe es „nicht mehr als Sätze der
Komplexitätsstufe ,Die Regelung hat sich
dem Grunde nach bewährt’“. Günter Lach
(CDU) beklagte, die Ergebnisse des Berichts
seien „leider nicht so aussagekräftig“ wie

von ihm gewünscht. An das
Bundesinnenministerium
richtete er die „Anregung“,
eine „Ergänzung des Be-
richts vorzunehmen“.
Deutlich geworden sei
aber, dass Sportschützen,
Jäger und Sammler die
neuen Sicherheitsanforde-
rungen bei der Aufbewah-
rung von Waffen und Mu-
nition „weitestgehend er-
füllt haben“. Serkan Tören
(FDP) resümierte,  wie dem
Bericht zu entnehmen sei,
„scheinen sich die Ände-
rungen im Waffenrecht der
letzten Jahre bewährt zu
haben“. Es wäre „hilfreich,
den Bericht der Länder zu
zu bekommen“. sto ❚

»Mehr als dürftig« 

Der Rabbiner Daniel Alter (Mitte) erlitt bei einem antisemitischen Überfall Ende August in Berlin einen Jochbeinbruch.
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Die Grünen-Fraktion ist im Bundestag mit
einem Vorstoß für einen „wirksamen
Rechtsschutz im Asylverfahren“ gescheitert.
Gegen die Stimmen der drei Oppositions-
fraktionen lehnte das Parlament vergange-
ne Woche einen entsprechenden Grünen-
Antrag (17/8460) mit den Stimmen der Ko-
alitionsmehrheit ab. 
In der Vorlage hatte die Grünen-Fraktion
kritisiert, dass die deutsche Regelung, wo-
nach die „aufschiebende Wirkung von
Rechtsmitteln gegen eine Dublin-Überstel-
lung ausgeschlossen ist“, mit der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention nicht
vereinbar sei. Die Bundesregierung sollte
daher nach dem Willen der Fraktion einen
Gesetzentwurf vorlegen, mit dem der „Aus-
schluss des vorläufigen Rechtsschutzes ge-
gen Überstellungen im Rahmen der Dublin-
II-Verordnung“ aufgehoben und gegen der-
artige Überstellungen im deutschen Recht
ein effektiver Rechtsschutz festgeschrieben
wird.
In der Begründung verwiesen die Abgeord-
neten auf eine Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte
(EGMR), der zufolge „ein Schutzsuchender
in jedem Fall vor einer Rückführung in ei-
nen anderen EU-Mitgliedsstaat die Mög-
lichkeit einer effektiven rechtlichen Über-
prüfung mit aufschiebender Wirkung“ ha-
ben müsse. Der Gerichtshof der Europäi-
schen Union (EuGH) habe „die vom EGMR
vorgegebene Richtung bestätigt“. Eine auch
im deutschen Recht enthaltene „unwider-
legbare Vermutung“, dass die Mitgliedstaa-
ten die Grundrechte der Asylbewerber be-
achten, verwerfe der EuGH ausdrücklich. 

»Menschunwürdige Zustände« Für den
Grünen-Parlamentarier Volker Beck ist es
„eines Rechtsstaates unwürdig“, dass „bei
Überstellungen nach der Dublin-II-Verord-
nung Schutzsuchende im Asylverfahren

nach deutschem Recht keinen Anspruch auf
effektiven einstweiligen Rechtsschutz“ ha-
ben. Demgegenüber  verwies der CDU-Ab-
geordnete Helmut Brandt darauf, dass die
Regelungen des Asylverfahrensgesetzes zum
„sicheren Drittstaat“ 1996 vom Bundesver-
fassungsgericht grundsätzlich gebilligt wor-
den seien. Auch der Europäische Gerichts-
hof habe 2011 festgestellt, „dass eine Prü-
fung der Rechtstexte, die das Gemeinsame
Europäische Asylsystem bilden, die Annah-
me zulasse, dass alle an diesem System be-
teiligten Staaten die Grundrechte beach-
ten“, gab Brandt zu Protokoll. 
Von einer Rücküberstellung abzusehen sei
dem Europäischen Gerichtshof zufolge al-
lerdings, wenn „ernsthafte und durch Tatsa-
chen bestätigte Gründe die Annahme nahe-
legen, dass das Asylverfahren und die Auf-
nahmebedingungen für Asylbewerber im
zuständigen Mitgliedstaat systemische
Mängel aufweisen“, fügte Brandt hinzu. Er

erinnerte zugleich daran, dass Rücküberstel-
lungen nach Griechenland, wo „in den
Flüchtlingslagern menschenunwürdige Zu-
stände“ herrschten, bis Januar 2013 voll-
ständig ausgesetzt seien. Über eine mögli-
che Verlängerung dieser Aussetzung werde
rechtzeitig entschieden. Für andere Mit-
gliedstaaten gebe es indes keine konkreten
Anhaltspunkte für „systemische Mängel des
Asylsystems, die zu einer generellen Ausset-
zung von Überstellungen  veranlassen“. 
Für den FDP-Parlamentarier Hartfrid Wolff
wird mit der Aussetzung der Überstellungen
nach Griechenland die schwierige Situation
berücksichtigt, die dort für Asylbewerber
bestehe. Als Reaktion auf die Aussetzung ha-
be das Bundesverfassungsgericht die Verfah-
ren eingestellt, „die dort zur Geltendma-
chung einstweiligen Rechtsschutzes anhän-
gig waren“. Über die Notwendigkeit eines
einstweiligen Rechtsschutzes sei also nicht
entschieden worden. 

»Notwendiger Schritt« SPD und Die Lin-
ke stellten sich klar hinter den Grünen-An-
trag. Um ein wirksames europäisches Asyl-
system zu haben, müssten an vielen Stellen
Änderungen vorgenommen werden, argu-
mentierte der SPD-Abgeordnete Rüdiger
Veit. Die „von den europäischen Gerichten
eingeforderte Möglichkeit der Gewährung
einstweiligen Schutzes gegen Rücküberstel-
lungen in Erstaufnahmeländer“ sei ein
„notwendiger Schritt in diese Richtung“. 
Für Die Linke unterstrich ihre Parlamenta-
rierin Ulla Jelpke, ernstliche Zweifel an der
Funktionsfähigkeit des Asylsystems und
den Aufnahmebedingungen des Staates, in
den überstellt werden soll, müssten grund-
sätzlich überprüft werden können. „Die un-
erträglichen Zustände in Griechenland,
aber zum Beispiel auch in Italien und Un-
garn, führen das klar vor Augen“, fügte sie
hinzu. sto ❚

Streit um Rechtsschutz für Flüchtlinge 
ASYL Koalition weist Grünen-Vorstoß für Gesetzesänderung zurück

Asylbewerber in Eisenhüttenstadt 
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WAFFENRECHT Scharfe Kritik an Evaluierungsbericht 

Waffen und Munition müssen sicher aufbewahrt werden.
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Linke fordert Exportverbot
für Rüstungsgüter
Die Fraktion Die Linke macht sich für ein Ex-
portverbot für Rüstungsgüter stark. In ei-
nem Antrag (17/10842) fordert die Fraktion
die Bundesregierung auf, „Rüstungsexporte
nicht als Mittel der Außenpolitik einzuset-
zen“, keine Genehmigungen für den Export
von Rüstungsgütern mehr zu erteilen sowie
„auf den Export von Rüstungsgütern aus
Überschussbeständen der Bundeswehr zu
verzichten“. Auch soll die Bundesregierung
nach dem Willen der Linksfraktion ein „Kon-
versionsprogramm für die exportorientierte
Rüstungsindustrie“ anstoßen und dafür die
benötigten finanziellen Mittel bereitstellen.
Ferner soll sich die Regierung der Vorlage
zufolge dafür einsetzen, „dass die Mitglied-
staaten der Europäischen Union ebenfalls
ihre Rüstungsexporte einstellen“. sto ❚

SPD-Fraktion will
Patientenrechte erweitern 
Die Fraktion der SPD will die Rechte der Pa-
tienten erheblich erweitern. In einem Antrag
(17/11008) kritisiert die SPD, dass dem Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zu einem
Patientenrechtegesetz wesentliche Rege-
lungen zum Schutz und zur Interessenver-
tretung von Patienten fehlten. Er kodifiziere
lediglich das bereits bestehende Richter-
recht. Demgegenüber habe die SPD seit
März 2010 in einer Reihe von Anträgen zahl-
reiche darüber hinausgehende Forderungen
erhoben. Die Fraktion will diese nun um wei-
tere Punkte ergänzen. So sollen nach ihrem
Willen unter anderem Patienten nach jedem
Eingriff einen Patientenbrief mit Informatio-
nen über die durchgeführte Operation, die
angewandten Techniken, den Verlauf und
eventuelle Komplikationen erhalten. tvw ❚

KURZ NOTIERT
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EXTREMISMUS Der Bundestag verurteilt einmütig jede Form
von Antisemitismus. Debatte über seine Bekämpfung 

Ein dunkler Teil
des Alltags 



5INNENPOLITIKDas Parlament – Nr. 43 – 22. Oktober 2012

V
iele Stunden zieht sich die
Vernehmung Klaus-Dieter
Fritsches hin, dann macht
der Innen-Staatssekretär ei-
ne brisante Bemerkung. Als
Vizechef des Bundesamts

für Verfassungsschutz (BfV) habe er sich ein-
mal irritiert im Haus erkundigt, warum in
Thüringen die Polizei nach den 1998 unter-
getauchten Bombenbauern aus Jena nur zu-
rückhaltend fahnde. Die Antwort: Es werde
versucht, das Trio aus der
rechtsextremen Szene zu
lösen. Bislang hieß es
stets, man sei über die
Gruppe, die sich im No-
vember 2011 als „Natio-
nalsozialistischer Unter-
grund“ (NSU) entpuppt
hat, nicht näher infor-
miert gewesen. Aber wa-
ren die Behörden an der
Zelle doch näher dran als behauptet?  Grü-
nen-Obmann Wolfgang Wieland erkundigt
sich, wer welche Kontakte zu dem Trio hat-
te. Fritsche weiß nichts Genaues.

Tour d´horizon Dieses Thema bleibt ver-
gangene Woche im Untersuchungsaus-
schuss rätselhaft, der Fehlgriffe bei den Er-
mittlungen zu der dem NSU angelasteten
Mordserie an neun türkisch- oder grie-
chischstämmigen Kleinunternehmern und
einer Polizistin durchleuchten soll. Schlag-
zeilen produziert die Anhörung Fritsches
vor allem, weil sich Parlamentarier und Zeu-
ge in die Haare kriegen. Der Vorsitzende Se-
bastian Edathy (SPD) unterbricht sogar das
Treffen für 20 Minuten: „Es gibt Grenzen
dessen, was man hinnehmen muss.“ Wie-
land kommentiert, Fritsche sei „auf Krawall

gebürstet“. Der Ausschuss will an diesem Tag
eine tour d’horizon durch die NSU-Affäre
absolvieren, in deren Zeitraum der Zeuge
zunächst als BfV-Vize, dann als Geheim-
dienstkoordinator im Kanzleramt und jetzt
als Staatssekretär an Schaltstellen saß und
sitzt. 
Erst einmal aber verblüfft der CSU-Politiker
die Parlamentarier mit Angriffslust: Die Auf-
klärung werde „von einem Skandalisie-
rungswettstreit überlagert“, er wehre sich

dagegen, mit
dem „Wissen
von heute“
P o l i z i s t e n
und Verfas-
sungsschüt-
zer mit „bei-
ßender Kri-
tik, Hohn
und Spott“
zu überzie-

hen. Von „mangelnder Kooperationsbereit-
schaft“ seitens der Regierung könne keine
Rede sein: Es werde nichts „vertuscht“, doch
wegen des Persönlichkeitsschutzes etwa bei
V-Leuten könnten manche Unterlagen nur
mit geschwärzten Klarnamen übermittelt
werden. Aufklärung und „Staatswohl“ stün-
den in einem „Spannungsverhältnis“. 
Edathy kontert: Angesichts der Mordserie
sei das Aufklärungsinteresse höher zu be-
werten als Vertraulichkeitszusagen an 
V-Leute. FDP-Obmann Hartfrid Wolff insis-
tiert, über das „Staatswohl“ habe das Parla-
ment mitzuentscheiden. Am Widerstand
der Länder, kritisiert Fritsche, sei sein Bemü-
hen gescheitert, dem BfV eine Zentralkom-
petenz zuzuerkennen. Wegen der Hoheit
der Landesbehörden für Verfassungsschutz
hätten dem BfV bis zum Auffliegen des NSU

80 Prozent der relevanten Akten nicht vor-
gelegen. Mit dem Argument, dies habe da-
mals dem Kenntnisstand entsprochen, ver-
teidigt der Zeuge seine Feststellung als BfV-
Vize aus dem Jahr 2003, das abgetauchte Je-
naer Trio habe „soweit erkennbar“ keine
Gewalttaten begangen. 

»Fatale Fehleinschätzung« SPD-Spreche-
rin Eva Högl hingegen spricht von „fataler
Fehleinschätzung“, es habe sehr wohl Hin-
weise auf den NSU gegeben. Aus Sicht von
Unions-Obmann Clemens Binninger hätte
man beim Nagelbombenattentat 2004 in
Köln durchaus Spuren zu den Jenaer Bom-
benbauern finden können.
Fritsche konzediert, es habe ihn „fassungs-
los“ gemacht, dass im Herbst 2011 wenige
Tage nach der NSU-Enttarnung im BfV Ak-
ten über einen V-Leute-Einsatz beim „Thü-
ringer Heimatschutz“ vernichtet worden
seien. Bei diesem Fehlverhalten eines Refe-
ratsleiters sei es aber nicht um „Vertu-
schung“ gegangen. Ein solches Motiv ver-
neint auch der zur Aufklärung dieser Affäre
vom Innenressort eingesetzte Sonderermitt-
ler Hans-Georg Engelke, den der Ausschuss
weitgehend geheim befragt. Freilich fand
Engelke heraus, dass im BfV noch weitaus
mehr Dokumente geschreddert wurden,
nämlich rund 300. In den meisten Fällen
existiere jedoch keine Verbindung zum Um-
feld des NSU. 
Högl moniert, dass nach der NSU-Entde-
ckung das Vernichten von Akten nicht gene-
rell gestoppt worden sei. Linken-Obfrau Pe-
tra Pau bezweifelt,  dass die  Unterlagen nur
aus „Dummheit und Faulheit“ von Mitar-
beitern des Bundesverfassungsschutzes ge-
schreddert wurden. 

Eine andere Akten-Affäre ist beigelegt. Der
Ausschuss hatte sich mit den Innenministe-
rien des Bundes und der Mehrheit der Län-
der über den Umgang mit Hunderten von
ungeschwärzten Dokumenten aus Thürin-
gen gestritten. Nun will der Untersuchungs-

ausschuss am 25. Oktober einen Ermitt-
lungsbeauftragten zur Sichtung der Akten
einsetzen. Die Ministerien sollen Schwär-
zungen vorschlagen können, sollte es keine
Einigung mit dem Beauftragten geben, ent-
scheidet der Ausschuss. Karl-Otto Sattler ❚

NSU-Ausschuss Staatssekretär Fritsche sorgt mit seinem Auftritt für Wirbel. Kritik an föderalistischen Strukuren

Angriff als Verteidigung

Neues Wahlrecht
rückt näher  
BUNDESTAG Bei der vom Bundesverfas-
sungsgericht geforderten Reform des Wahl-
rechts rückt eine Neuregelung näher. Man
habe sich auf ein „Modell mit Ausgleichs-
mandaten verständigt“, erklärte der Parla-
mentarische Geschäftsführer der SPD-Frak-
tion, Thomas Oppermann, vergangene Wo-
che zu den interfraktionellen Verhandlun-
gen über ein neues Wahlrecht. Damit
würden Überhangmandate vollständig neu-
tralisiert. „Die Chancen sind jetzt gestiegen,
dass wir uns bis Weihnachten auf einen
konkreten Gesetzentwurf einigen“, fügte
Oppermann hinzu. Sein Grünen-Kollege
Volker Beck erklärte, vier der fünf Fraktio-
nen hätten sich darauf verständigt, „dass
das Bundesinnenministerium eine Formu-
lierungshilfe zum Modell  ,Sitzkontingente
mit Vollausgleich’ vorlegt“.  Dies sei „nur die
drittbeste Lösung“, doch sei entscheidend,
dass der Vorschlag „verfassungsfest ist und
allein der Wähler mit seiner Zweitstimme
(...) die Stärkeverhältnisse im Deutschen
Bundestag bestimmt“. 
Der Parlamentarische Geschäftsführer der
Unionsfraktion, Michael Grosse-Brömer
(CDU), verwies darauf, dass in der inter-
fraktionellen Arbeitsgruppe zum Wahlrecht
vergangene Woche die Anhörung der Exper-
ten im Mittelpunkt gestanden habe. Man
habe „erneut Fortschritte gemacht, was die
Bewertung der zur Diskussion stehenden
Modelle betrifft“, fügte Grosse-Brömer hin-
zu und kündigte an, in dieser Woche eine
Einigung anzustreben. Der FDP-Abgeord-
nete Stefan Ruppert sprach von einer „sehr
guten Anhörung der Wahlrechtsexperten“,
die eine „gute Basis für eine mögliche Eini-
gung“ in dieser Woche sei. 
Für Die Linke wandte sich ihre Parlamenta-
rierin Halina Wawzyniak gegen die ins Au-
ge gefasste Lösung. Dieses Modell hätte im
Fall seiner Anwendung seit 1994 immer zu
einer Vergrößerung des Bundestages ge-
führt, kritisierte sie. Nach ihren Worten wird
bei dem Modell anhand der Bevölkerungs-
zahl festgelegt, wie viele Mandate auf die
einzelnen Bundesländer entfallen. In einer
zweiten Stufe komme es zu einem Ausgleich
der gegebenenfalls anfallenden Überhang-
mandate. sto ❚

»Es gibt Grenzen
dessen, was man
hinnehmen muss.«
Sebastian Edathy (SPD)

©
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Innen-Staatssekretär Klaus-Dieter Fritsche vor der Vernehmung durch den Ausschuss. Diese Aktenberge türmen sich vor dem Ermittlungsbeauftragten auf, der nächste Woche eingesetzt werden soll.
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Wenn Herkunft, Haar- oder Hautfarbe An-
lass einer Straftat sind, ist die Rede von so-
genannter Hasskriminalität. Der Bundesrat
sowie die Fraktionen von SPD und Bündnis
90/Die Grünen hatten für derartige Delikte
eine Strafverschärfung gefordert und ent-
sprechende Vorlagen in den Bundestag ein-
gebracht. Diese wurden vergangenen Don-
nerstag in zweiter und dritter Lesung im Ple-
num beraten. Alle drei Entwürfe wurden
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
und bei Enthaltung der Linksfraktion abge-
lehnt. Die SPD-Fraktion enthielt sich bei
dem Grünen-Antrag sowie die Grünen-
Fraktion bei dem SPD-Entwurf.  

Unrechtsgehalt Der Bundesrat hatte in sei-
nem Gesetzentwurf (17/9345) gefordert,
dass menschenverachtende Tatmotive straf-
verschärfend bewertet werden sollen. Dazu
müsse das Strafrecht in Teilen geändert wer-
den. Die Länderkammer argumentierte,
dass Hassdelikten gegenüber sonstigen Ge-
waltdelikten ein erhöhter Unrechtsgehalt
inne wohne. Ähnlich argumentiert die SPD-
Fraktion in ihrem Gesetzentwurf (17/8131).
Das Strafrecht müsse deutlicher als bisher
zum Ausdruck bringen, dass die Gesell-
schaft Straftaten nicht duldet, die sich gegen
Personen richtet, allein oder vorwiegend
wegen ihrer politischen Einstellung, Natio-

nalität, Hautfarbe, Religion, Weltanschau-
ung oder aufgrund ihres äußeren Erschei-
nungsbildes, ihrer Behinderung, ihrer sexu-
ellen Orientierung oder ihres gesellschaftli-
chen Status. 

»Anschlag auf Menschenwürde« Die Grü-
nen-Fraktion schließlich fordert in ihrem
Antrag (17/8796) die Bundesregierung auf,
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der Strafta-
ten gegen andere Menschen wegen sexueller
Identität, des Geschlechts, der Weltanschau-
ung, Behinderung oder Alters verfolgt. Der
Grünen-Abgeordnete Jerzy Montag warb für
den Antrag seiner Fraktion als dem „erfolg-
versprechenderen Weg“. Die Vorlagen von
Bundesrat und SPD-Fraktion wies er hinge-
gen als „kontraproduktiv“ zurück. 
Hasskriminalität sei ein „Anschlag auf die
Menschenwürde“, sagte Burkhard Lischka
(SPD-Fraktion), „ein Anschlag auf uns alle“.
Und das müsse eben auch „in unserem
Strafgesetzbuch Niederschlag finden, wie in
vielen, vielen anderen Ländern auch“. 
Bereits im Juni diesen Jahres, kurz vor der
parlamentarischen Sommerpause, hatte der
Rechtsausschuss eine Expertenanhörung
anlässlich der drei Initiativen durchgeführt.
Insgesamt waren sich die Experten einig,
dass eine menschenverachtende Motivation
bei der Festlegung des Strafmaßes bei Ge-

waltdelikten berücksichtigt werden solle
und strafverschärfend wirken müsse. Darü-
ber herrschte auch im Bundestag interfrak-
tionelle Einigkeit. Allerdings argumentier-
ten die Vetreter der Koalitionsfraktionen so-
wie der Linksfraktion gegen die drei Gesetz-
tesnovellen von Bundesrat, SPD- und
Grünen-Fraktion. 

Sache der Gerichte Der Strafrahmen, also
das gesetzliche Höchst- und Mindestmaß,
werde bereits durch den konkreten Geset-
zesverstoß festgestellt, und zwar mit „all sei-
nen Tatmodalitäten und Tatumständen, die
das Strafmaß erhöhen oder mildern kön-
nen“, erklärte der CDU/CSU-Abgeordnete
Ansgar Heveling. Eine zu schließende recht-
liche Lücke gebe es also nicht, argumentier-
te er. Der Neuregelung käme lediglich
„Symbolcharakter“ zu. Dem pflichtete sein
Koalitionskollege, der FDP-Politiker Jörg
van Essen bei: „Strafzumessung ist stets ei-
ne Einzelfallentscheidung der Gerichte, de-
nen man vertrauen kann und muss“, sagte
er. Ähnlich argumentierte Halina Wawzyni-
ak für die Linksfraktion. Es sei nicht hilf-
reich, das Strafgesetzbuch zu ändern, „um
die Gerichte zu sensibilisieren“, sagte sie.
Vielmehr sollten alle gemeinsam dafür sor-
gen, dass „Hasskriminalität keine Chance
hat“. Verena Renneberg ❚

Keine Extraregelung für Hasskriminalität 
MENSCHENVERACHTENDE MOTIVE Bundestag lehnt Gesetzentwürfe zur Strafverschärfung ab
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Etwa die Hälte aller Empfänger der Grund-
sicherung ist 65 Jahre oder älter. Aktuell
sind das fast eine Million Alte: Von je 1.000
Menschen dieser Altersklasse waren in
Deutschland Ende 2011 29 Frauen und 22
Männer auf Unterstützung angewiesen. Das
zeigen aktuelle Zahlen, die das Statistische
Bundesamt vergangenen Donnerstag veröf-
fentlicht hatte. Ein deutliches Zeichen für
Altersarmut. 

Alarmierende Zahlen Die Zahl der Leis-
tungsempfänger im Rentenalter ist in den
vergangenen Jahren stets gestiegen: waren
es 2005 bundesweit 342.855 Betroffene,
sind es nun 436.210. Die Tendenz ist weiter
steigend, der demografische Wandel soll Ex-
perten zufolge ein Übrigens  dazu leisten. 
Ebenfalls am Donnerstag stand das Thema
Rentenpolitik – wieder einmal – auf der Ta-
gesordnung des Bundestagsplenums.  Nur

zwei Sitzungswochen zuvor hatte Bundes-
sozialministerin Ursula von der Leyen
(CDU) vor den Volksvertretern für ihre Ren-
tenpolitik und die Senkung des Beitragssat-
zes in der allgemeinen Rentenversicherung
für das Jahr 2013 von derzeit 19,6 auf dann
19,0 Prozent geworben.
Diesmal hatte die Linksfraktion ihre Ren-
tenpolitik auf die Agenda gesetzt. Gleich
neun Anträge hatte sie im Vorfeld der Ple-
nardebatte in den Bundestag eingebracht.
Die Titel stehen für die neun Forderungen
der Fraktion: „Wiederherstellung eines Le-
bensstandard sichernden und strukturell ar-
mutsfesten Rentenniveaus“, „Altersarmut
wirksam bekämpfen – Solidarische Min-
destrente einführen“, „Rente erst ab 67 so-
fort vollständig zurücknehmen“, „Kinderer-
ziehung in der Rente besser berücksichti-
gen“, „Eine solidarische Rentenversiche-
rung für alle Erwerbstätigen“, „Risiko der

Erwerbsminderung besser absichern“, „An-
gleichung der Renten in Ostdeutschland auf
das Westniveau bis 2016 umsetzen“, „Rente
nach Mindestentgeltpunkten entfristen“
und „Rentenbeiträge für Langzeiterwerbslo-
se wieder einführen“ (17/10990 bis
17/10998).

Forderung nach Mindestlohn Die Bera-
tung der Anträge fand in erster Lesung statt.
Anschließend wurde interfraktionell die
Überweisung der Vorlagen an die zuständi-
gen Ausschüsse beschlossen. Voran ging je-
doch eine halbstündige Debatte, die der
Linke-Abgeordnete Matthias W. Birkwald
eröffnete. Bereits die Bedingungen für Ar-
beitnehmer müssten sich ändern, um Al-
tersarmut zu bekämpfen, erklärte er. „Wir
brauchen am Arbeitsmarkt gute Tariflöhne.
Wir brauchen einen gesetzlichen Mindest-
lohn“, sagte er. 

Da zwei Drittel der Leiharbeiter hierzulan-
de Niedriglöhne erhielten, würde seine
Fraktion diese „am liebsten verbieten“. 

Rechne man die Dunkelziffer der Alten, die
auf Grundsicherung angewiesen sind, hin-
zu, unterstrich der Linkspolitiker die Forde-

rungen seiner Fraktion, „stellt man fest, dass
es um weit über eine Million Menschen
geht“. 
Der CDU/CSU-Abgeordnete Max Straubin-
ger entgegnete, dass die Antragsteller ein
„verzerrtes Bild“ der Rentensituation in
Deutschland zeichen würden. Die Finanz-
grundlagen für die Rentenversicherung sei-
en „von dieser Bundesregierung nachhaltig
gefördert“ worden. Abschließend verwies er
darauf, dass seine Fraktion die Anträge der
Linksfraktion ohne Ausnahme ablehnen
werde. Auch der FDP-Politiker Heinrich L.
Kolb signalisierte die Ablehnung der Anträ-
ge durch seine Fraktion. Auch er warf der
Linksfraktion vor, von falschen Vorausset-
zungen auszugehen. 
Der SPD-Abgeordnete Anton Schaaf  sprach
von Diskussionsbedarf und forderte die
Bundesregierung auf, eigene Konzepte vor-
zulegen.                        ver ❚

Neun auf einen Streich: Antragsflut zur Bewältigung der Altersarmut
RENTENPOLITIK Die Zahl der Menschen, die im Alter Grundsicherung beziehen, steigt stetig an. Im Gegensatz zur Koalition sieht die Linksfraktion akuten Handlungsbedarf

PARLAMENTARIER Bundestag, Bürger
und Medien befassen sich derzeit mit
Abgeordnetenbestechung und dem
Umgang mit Nebentätigkeiten. Ein demo-
kratischer Prozess mit vielen Meinungen

Frage des
Vertrauens

Mitunter bleibt am Monatsende nur wenig von der Rente übrig.

Funktionierende Demokratie: Transparenz und Unabhängigkeit sind sowohl bei den Demonstranten vor dem als auch bei den Volksvertretern im Reichstagsgebäude Thema.

K
orruption und Transparenz,
der „gläserne Abgeordnete“
und die „Causa Steinbrück“:
Begriffe, die dieser Tage die
öffentliche Diskussion prä-
gen. Eine Diskussion, in der

es übergeordnet um Vertrauen geht, das Ver-
trauen der Bürger in die Politik, das Vertrau-
en der Bürger in ihre Bundestagsabgeordne-
ten, die Volksvertreter. Doch was in der öf-
fentlichen Wahrnehmung ein Thema ist,
sind in Wirklichkeit zwei Themen: 

Causa Bestechung Zum einen ist da die
Causa Abgeordnetenbestechung, Korrupti-
on: Was, wieviel und wie oft
darf ein Mandatsträger als
Geschenk annehmen, wo
endet die Unabhängigkeit?
Dieser Frage ging vergange-
ne Woche eine Expertenrun-
de im Rechtsausschuss
nach. Begleitet wurde sie
von medienwirksam insze-
nierten Aktionen wie der
Demonstration vor dem
Reichstagsgebäude. Am
Morgen hatten Vertreter von
„Abgeordnetenwatch“ me-
dienwirksam im Scheinwerferlicht der TV-
Kameras dem Ausschussvorsitzenden Sieg-
fried Kauder (CDU) eine eigene Gesetzes-
initiative überreicht. Sie war kein Thema in
der Anhörung, wohl aber die Gesetzentwür-
fe der Oppositionsfraktionen. Nach Mei-
nung der SPD-Fraktion ist die Vorschrift zur
Abgeordnetenbestechung nicht ausrei-
chend, weshalb die Fraktion einen Gesetz-
entwurf (17/8613) eingebracht hat. Nach
geltendem Recht seien Bestechlichkeit und
Bestechung von Parlamentariern nur als
Stimmenverkauf und -kauf bei Wahlen
strafwürdig. Bis heute gebe es keine straf-

rechtliche Regelung, die sämtliche strafwür-
digen Verhaltensweisen von Mandatsträ-
gern im Bereich der Vorteilsannahme und -
zuwendung erfasst. 
Die Linksfraktion fordert in ihrem Gesetz-
entwurf (17/1412), Abgeordnetenbestech-
lichkeit in das Strafgesetzbuch aufzuneh-
men: Zuwiderhandeln soll mit mehrjähri-
gen Haftstrafen geahndet werden. 
Die geltende Regelung werde den Anforde-
rungen des UN-Übereinkommens gegen
Korruption nicht gerecht, schreibt die Grü-
nen-Fraktion in ihrem Gesetzentwurf
(17/5933). Auch die geladenen Experten sa-
hen Handlungsbedarf. Das Thema wird den

Rechtsausschuss und den
Bundestag weiterhin be-
schäftigen.  Skeptiker sahen
sich an diesem Tag durch
den Rücktritt des maltesi-
schen EU-Gesundheitskom-
missar John Dalli bestätigt:
Gründe waren Korruptions-
vorwürfe. 

Causa Steinbrück Zum an-
deren ist da die „Causa
Steinbrück“, die Veröffentli-
chung von Verdiensten aus

Nebentätigkeiten. Denn kurz nachdem die
SPD ihren Kanzlerkandidaten bekannt ge-
geben hatte, wurde dieser in der Presse auf
Herz und Nieren geprüft. Immerhin sei der
Abgeordnete Steinbrück so gläsern, dass das
mediale Scheinwerferlicht auf seine – lukra-
tiven – Nebentätigkeiten fallen konnte, ar-
gumentierte der christdemokratische Parla-
mentarier Michael Grosse-Brömer vergan-
genen Donnerstag im Bundestagsplenum.
Ob Bundestagsabgeordnete ihre Nebentä-
tigkeiten auf den Cent genau veröffentli-
chen oder aber weiterhin lediglich in drei
Stufen anzeigen sollen, war die zentrale Fra-

ge der Debatte. Gegenüber dem Bundestags-
präsidenten müsse ohnehin jeder Abgeord-
nete seine Nebenverdienste „auf Heller und
Pfennig“ darlegen, argumentierte Grosse-
Brömer. Gegenüber der Öffentlichkeit aber
ergebe das „keinen Mehrwert“. 

Stufenmodell Derzeit werden die Nebentä-
tigkeiten der Mandatsträger auf ihren Inter-
netseiten unter www.bundestag.de aufgelis-
tet. Dort wird auch die jeweilige Stufe ge-
nannt. In Stufe eins fallen Einkünfte von
über 1.000 bis 3.500 Euro, in Stufe zwei Ein-
künfte bis 7.000 und in Stufe drei über
7.000 Euro. 
Während die Redner der
Oppositionsfraktionen für
die exakte Offenlegung der
Einkünfte aus Nebentätig-
keiten plädierte, sprachen
sich die Abgeordneten der
Koalitionsfraktionen für die
Beibehaltung eines Stufen-
modells aus. 
Allerdings, räumte der FDP-
Abgeordnete und Bundes-
tagsvizepräsident Hermann
Otto Solms ein, werde in der
Rechtsstellungskommission
des Ältestenrates des Parlaments, die er als
Mitglied des Präsidiums leitet, bereits eine
„Zehn-Stufen-Regelung“ diskutiert. Solms
warf der SPD-Fraktion vor, bis zur „Causa
Steinbrück“ zu einer Stufenregelung  bereit
gewesen zu sein. Erst jetzt fordere sie die
„Offenlegung auf den Cent genau“. „Wir
müssen schnell zu einem Ergebnis kom-
men, damit die leidige Diskussion ein Ende
hat“, sagte der FDP-Politiker abschließend.
Allerdings herrschte unter den Abgeordne-
ten Uneinigkeit über den Stand der Debat-
te in der Rechtsstellungskommission: Der
Bündnis-Grüne Volker Beck, dessen Frakti-

on die Aktuelle Stunde gefordert hatte, hat-
te mit seiner Rede die Aussprache eröffnet.
Er monierte, dass bereits seit Jahren, auch in
der Rechtsstellungskommission, über das
Thema ergebnislos diskutiert werde.  Dafür
machte er die Regierungsfraktionen verant-
wortlich: „Sie fürchten Transparenz, wie der
Teufel das Weihwasser“, warf Beck
CDU/CSU- und FDP-Fraktion vor. 
Dieser Argumentation schloss sich Thomas
Oppermann (SPD) an. Seine Fraktion for-
dere den „gläsernen Abgeordneten“. Auch
Oppermann ist Mitglied in der Rechtsstel-
lungskommission, deren Vorankommen
die Regierungsfraktionen behindern wür-

den. Sicher ist jedenfalls,
dass die Rechtsstellungs-
kommission bereits in die-
ser Woche wieder tagen
wird, um einem Ergebnis
näher zu kommen. Und der
Linke-Abgeordnete Raju
Sharma forderte „neue
Transparenzkriterien“. Er
verwies auf die Internetprä-
senz der Linksfraktion be-
ziehungsweise die Seiten all
ihrer Mandatsträger. Sie
würden bereits ihre Ein-

künfte aus Nebentätigkeiten freiwillig ge-
nau veröffentlichen. 
Während die Gegner von Nebentätigkeiten
der Meinung sind, dass die alleinige Aus-
übung des Mandats unabhängig mache, sa-
gen die Befürworter, dass Nebentätigkeit
Unabhängigkeit sichern würden: nach dem
Ausscheiden aus dem Parlament könnte
diese Praxis den Wiedereinstieg in den Be-
ruf erleichtern. Verena Renneberg ❚

Mehr zum Thema der Woche auf Seite 9 und
unter: www.das-parlament.de 
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»Sie 
fürchten

Transparenz,
wie der 

Teufel das
Weihwasser.«

Volker Beck (Grüne)

»Wir müssen
schnell zu

einem Ergebnis
kommen, damit
die Diskussion
ein Ende hat.«
Hermann Otto Solms (FDP) 

BEHINDERTENRECHTE Um Menschen mit
Behinderungen eine volle gesellschaftliche Teil-
habe zu ermöglichen, muss die Sozialgesetzge-
bung reformiert werden. Das schreibt die Frak-
tion Die Linke in einem Antrag (17/7889) und
fordert deshalb von der Bundesregierung, bis
Ende 2012 ein Teilhabesicherungsgesetz vorzu-
legen. Zwei Monate vor Jahresende befasste
sich nun das Bundestagsplenum mit dem An-
trag und der Forderung der Linksfraktion und
wies den Antrag zurück.
Die Antragsteller hatten argumentiert, dass
entsprechend den Vorgaben der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (BRK) die volle und wirk-
same Teilhabe für Menschen mit Behinderun-
gen gewährleistet werden müsse. Dies soll
durch die Einrichtung einer flächendeckenden,
sozialen, inklusiv ausgestalteten Infrastruktur
erreicht werden.
In einem zweiten Antrag (17/7872) hatte die
Linksfraktion gefordert, ein umfassendes Dis-
kriminierungsverbot zum Schutz von Menschen
mit Behinderungen gesetzlich festzuschreiben.
Auch hier bezog sie sich auf die UN-Konventi-
on. Die Fraktion forderte deshalb von der Bun-
desregierung, den „Nationalen Aktionsplan der
Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention“ (NAP) unverzüglich

dem Bundestag als Unterrichtung vorzulegen,
um eine umfassende Beratung des NAP zu er-
möglichen. Im Anschluss an diese Beratungen
solle der NAP im kommenden Jahr überarbeitet
werden. Auch dieser Antrag wurde abgelehnt.
Mit der Ablehnung beider Anträge folgte das
Bundestagsplenum mehrheitlich der Beschluss-
empfehlung (17/10008) des  Ausschusses für
Arbeit und Soziales.
Die CDU/CSU-Abgeordneten Maria Michalk
und Paul Lehrieder sprachen sich gegen die For-
derungen aus, weil die aktuellen Maßnahmen
der Bundesregierung bereits ausreichen wür-
den: Der Nationale Aktionsplan habe bereits
und werde auch weiterhin das Leben der rund
9,6 Millionen Menschen mit Behinderung in
Deutschland „maßgeblich verbessern und be-
einflussen“, sagte Lehrieder. Die Komplexität
dieser Thematik verbiete Schnellschüsse, erklär-
te Michalk. „Wir müssen uns weiter mit der
Thematik beschäftigen“, sagte sie weiter, aller-
dings in einem „für alle Bundesländer verbind-
lichen Verfahren“. Da alle im Bundestag vertre-
tenen Fraktionen auch in unterschiedlichen
Konstellationen Regierungsverantwortung in
den Ländern tragen, „haben wir uns gegensei-
tig keinen Vorwurf zu machen“, sagte Michalk
abschließend. ver ❚

Zwischen Integration und Inklusion

SOZIALES Im Bundesministerium für Arbeit
und Soziales hält man an den Planungen für ei-
ne Rentenversicherungspflicht für Selbstständi-
ge fest. „Es geht nicht mehr um das Ob, son-
dern um das Wie“, bestätigte der Parlamenta-
rische Staatssekretär Hans-Joachim Fuchtel
(CDU) vergangene Woche vor dem Petitions-
ausschuss. Zugleich betonte Fuchtel, dass es
sich derzeit lediglich um Überlegungen inner-
halb des Ministeriums handle. „Der Prozess ist
noch nicht im Bundeskabinett abgestimmt“,
sagte der Parlamentarische Staatssekretär. Hin-
tergrund der Überlegungen ist nach seinen
Worten das Ziel, Altersarmut bei Selbstständi-
gen zu verhindern.
Gegen eine solche Rentenversicherungspflicht
spricht sich Tim Wessels, selbstständiger IT-Un-
ternehmer und Initiator einer öffentlichen Peti-
tion, die mehr als 80.000 Mitzeichner gefunden
hat, aus. In der öffentlichen Sitzung des Aus-
schusses betonte er, dass Selbständige durch-
aus in der Lage seien, sich auch selbst um eine
Altersvorsorge zu kümmern. Für „junge Selbst-
ständige“ würde zudem der angedachte ein-
kommensunabhängige Pflichtbeitrag in Höhe
von 260 Euro „ganz wenig Luft lassen“. Ange-
sichts von mehr als einer Million Selbständiger,

die weniger als 1.100 Euro im Monat verdienen
würden, sei zudem zu erwarten, dass diese ih-
re Selbständigkeit aufgeben müssten und gege-
benenfalls den Sozialsystemen zur Last fielen,
warnte Wessels.
Die Abgeordneten teilten die Sicht des Petenten
nicht. Es gehe darum, Altersarmut bei Selbst-
ständigen zu vermeiden, sagte Paul Lehrieder
(CDU). Gerade junge Unternehmensgründer
dächten oft nicht an das Alter, gab er zu beden-
ken. Ottmar Schreiner (SPD) sprach sich dafür
aus, nach einem Mechanismus zu suchen, der
sicherstellt, dass auch bei der Einzahlung ledig-
lich des Arbeitnehmeranteils am Ende eine Ren-
te stehe, die über der Grundsicherung liegt.
Die Ablehnung der Rentenversicherungspflicht
durch den Petenten gehe am Schutzgedanken
für die Selbstständigen vorbei und übersehe die
Vorteile der gesetzlichen Rentenversicherung,
befand Matthias Birkwald (Die Linke). Wolf-
gang Strengmann-Kuhn (Grüne) machte deut-
lich, dass seine Fraktion für eine Bürgerversi-
cherung sei, in die alle entsprechend ihres Ein-
kommens einzahlen müssten. Peter Röhlinger
(FDP) sagte, es sei gut, dass ein Prozess in Gang
gesetzt worden sei, um ein Problem anzugehen,
„das dringend einer Lösung bedarf“. hau ❚

Rentenversicherungspflicht geplant

ARBEITSÜBEREINKOMMEN Bereits 2006
hatte die Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) ein Seearbeitsübereinkommen ausgefer-
tigt. Heute, sechs Jahre später, ist die Umset-
zung in nationales Recht in Deutschland noch
immer nicht vollzogen. Allerdings beschäftigt
sie derzeit Parlament und Regierung.
Vergangene Woche standen ein Antrag der
Linksfraktion (17/9066) sowie ein Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (17/10959) auf der
Agenda des Bundestagsplenums. Während zu
dem Antrag bereits eine Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Arbeit und Soziales
(17/9614) vorlag, wurde der Regierungsent-
wurf in erster Lesung beraten. Anschließend
wurde interfraktionell seine Überweisung in die
zuständigen Ausschüsse beschlossen. Der Be-
schlussempfehlung folgend wurde der Antrag
der Linksfraktion mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen und gegen die Stimmen der Op-
positionsfraktionen abgelehnt.
Die Antragsteller hatten die Bundesregierung
aufgefordert, bis Mitte 2012 einen Gesetzent-
wurf zur Ratifizierung vorzulegen. Weiter sollte
nach dem Willen der Fraktion die Regierung ei-
nen Gesetzentwurf für die Umsetzung in natio-
nales Recht vorlegen.

Mit dem Seearbeitsübereinkommen sollen
weltweit günstige Mindeststandards für die Ar-
beits- und Lebensbedingungen der über 1,2
Millionen Seeleute sowie einheitliche Wettbe-
werbsbedingungen der Schifffahrt geschaffen
werden, heißt es zur Begründung. Dieses Über-
einkommen sei aber bis heute noch nicht in
Kraft getreten, obwohl es vor mehr als sechs
Jahren beschlossen worden sei. International
trete es erst dann in Kraft, wenn es durch min-
destens 30 Staaten ratifiziert worden sei, bisher
hätten 23 Staaten dies getan.
Die Oppositionsfraktionen hatten bereits im
Ausschuss eine weitaus schnellere Umsetzung
gefordert. Das Übereinkommen sei zu begrü-
ßen, um die Arbeitsbedingungen der Seeleute
zu verbessern. Das Zögern der Bundesregierung
sei nicht nachvollziehbar.
Den eigenen Entwurf zur Umsetzung des Über-
einkommens hat die Bundesregierung erst in
diesem Monat in den Bundestag eingebracht.
Auch die Regierung sieht Umsetzung und Rati-
fizierung vor.Allerdings müssten zuerst die Um-
setzung in deutsches Recht erfolgen und dass
entsprechende Gesetz verabschiedet werden.
Erst im Anschluss könne Deutschland das Ab-
kommen ratifizieren. ver ❚

Mehr Rechte für Seeleute  

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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E
s ist das erste Rede-Duell zwi-
schen Angela Merkel (CDU)
und ihrem sozialdemokrati-
schem Herausforderer Peer Se-
tinbrück: Koalition und Oppo-
sition haben sich im Anschluss

an die Regierungserklärung der Bundeskanz-
lerin am  vergangenen Donnerstag zum EU-
Gipfel (siehe Beitrag links) einen heftigen
Schlagabtausch zum weiteren Kurs in der
Euro-Krise geliefert.  Während die eine Seite
der Bundesregierung vorwarf, der seit drei
Jahren anhaltenden Krise zu spät, zu zöger-
lich und mit den falschen Instrumenten zu
begegnen, attackierte die andere Seite Stein-
brück als Kanzlerkandidaten ohne klare Li-
nie und Programm.
Weitgehend einig war man sich über die
Fraktionsgrenzen hinweg jedoch in einem
Punkt: Der Friedensnobelpreis, der der Euro-
päischen Union Mitte Oktober zugespro-
chen wurde, sei Ansporn und Verpflichtung,
die Probleme in Europa in den Griff zu be-
kommen. Bundeskanzlerin Angela Merkel
nannte die Vergabe „eine wunderbare Ent-
scheidung“ des Nobelpreis-Komitees. „Der
Euro steht symbolhaft für die wirtschaftliche,
soziale und politische Einigung Europas“,
sagte Merkel und fuhr fort: „Ich wünsche mir,
dass Griechenland im Euro-Raum bleibt.“
Die Lage dort sei alles andere als einfach, vie-
le Reformen würden zu langsam vorangetrie-
ben, dennoch hätte sie bei ihrem Besuch in
Athen einen „ernsten Willen zur Verände-
rung“ in Politik und Gesellschaft erlebt.

Durchgriffsrechte Rückendeckung gab die
Kanzlerin ihrem Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) mit seinen Vorschlägen für
eine Aufwertung des EU-Währungskommis-
sars. Deutschland sei dafür, der EU-Kommis-
sion bei Verstößen gegen die Haushaltsdis-
ziplin „echte Durchgriffsrechte gegenüber
den nationalen Haushalten zu gewähren“,
sagte Merkel. Als neues Instrument brachte
die Kanzlerin einen Fonds ins Gespräch, der
aus den Mitteln der Finanztransaktionssteu-
er gespeist werden könnte und Reformen in
den Mitgliedsländern unterstützen soll:

„Nicht alle Länder werden gleichzeitig ihre
Haushaltskonsolidierung und die notwen-
digen Investitionen in Zukunftsaufgaben
schaffen“, sagte Merkel. 
Peer Steinbrück warf der Bundeskanzlerin
vor, keine klare Linie in der Euro-Politik zu
finden und stattdessen ein „Doppelspiel“ zu
betreiben. Merkel sei Getriebene, die zu vie-
lem so lange Nein sage, bis der Druck im
Kessel so stark werde, dass sie schließlich Ja
sagen müsse. So werde es weitere Hilfen für
Griechenland geben, und es werde über ein
womöglich drittes Hilfspaket im Bundestag
abzustimmen sein: „Sagen Sie es endlich
den Menschen“, mahnte Steinbrück. Merkel
habe über Monate ein „Mobbing“ gegen
Griechenland aus den Reihen ihrer Koaliti-
on zugelassen. Weder Helmut Kohl noch ein
anderer Vorgänger hätten akzeptiert, einen
EU-Partner „derart für innenpolitische Hän-
del“ zu missbrauchen.
Ins Gericht ging Steinbrück mit den Rezep-
ten der Koalition: „Aus einer einseitigen Kri-
senanalyse folgt eine einseitige Therapie:
Sparen, sparen, sparen.“ Dabei strenge sich
die Koalition selbst viel zu wenig an, um das
deutsche Haushaltsdefizit zu senken. „Vor-
sichtig formuliert: Es gibt von dieser Bundes-
regierung keine Vorreiterrolle beim Schul-
denabbau in Europa.“

Bankenunion Steinbrück forderte mehr An-
strengungen bei der Regulierung von Ban-
ken und Finanzinstituten. Zur geplanten
Bankenunion müsse ein Fonds zur Rekapi-
talisierung von Instituten gehören, der aller-
dings nicht von den Steuerzahlern, sondern
von den Banken selbst getragen wird. Stein-
brück machte deutlich, dass Europa mehr als
ein „Wechselbalg der Ratingagenturen“ sei.
„Wir merken, dass uns diese Krise mehr als
Geld kosten könnte – nämlich die Legitima-
tion“ durch die Bürger.
Rainer Brüderle kritisierte, Steinbrück selbst
habe in der Euro-Krise laviert: „Steinbrück
weiß es besser, aber immer erst hinterher“,
sagte der FDP-Fraktionsvorsitzende und
fragte: „Wo bleibt ihr Plan für Deutschland,
für Europa?“ Die SPD wolle Steuererhöhun-

gen in Höhe von 30 Milliarden Euro, die
Grünen eine Vermögenssteuer, die „Millio-
nen und nicht Millionäre“ treffe. Solche Re-
zepte würden die deutsche Wirtschaft direkt
in die Rezession führen, sagte Brüderle. Für
Griechenland gelte nach wie vor: keine Leis-
tung ohne Gegenleistung. „Ein Fass ohne
Boden darf es nicht geben.“
Der Fraktionsvorsitzende der Linken, Gregor
Gysi, konterte: Das Land werde durch die
Sparauflagen in eine so tiefe Rezession ge-
stürzt, dass es die Hilfskredite gar nicht zu-
rückzahlen könne. Die Bundesregierung be-
zichtigte Gysi deshalb einer „schweren Un-
treue zum Nachteil“ der Steuerzahler. An
Griechenland dürfe „kein Exempel statuiert
werden, wie das der weltberühmte bayerische
Ökonom Markus Söder forderte“, sagte Gysi. 

Demokratische Kontrolle Der Vorsitzende
der Unionsfraktion, Volker Kauder, stärkte
der Bundeskanzlerin auf dem Weg zum EU-
Gipfel den Rücken: „Die Richtung stimmt.
Wir stehen hinter Ihrer Politik in Europa“,
sagte Kauder. Er pochte jedoch auf parlamen-
tarische Kontrolle. Ein Mehr an Europa dür-
fe nicht ein Mehr an Bürokratie, sondern
müsse „ein Mehr an demokratischer Legiti-
mation bedeuten“. Einer Übertragung von
Kompetenzen ohne parlamentarische Kon-
trolle werde seine Fraktion nicht zustimmen.
Die Fraktionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen, Renate Künast, warf der Bun-
desregierung vor, ohne Plan und Kompass zu
agieren: Sie sei wieder zu spät und falle am
Ende doch um, sagte Künast mit Blick auf die
gemeinsame Haftung über EZB-Anleihen.
Statt die Karten auf den Tisch zu legen und
zum Beispiel klarzustellen, dass es ein drittes
Hilfspaket an Griechenland geben werde,
mache die Bundesregierung „wilde und un-
abgestimmte Vorschläge“ –  etwa zu einem
Sperrkonto für Athen und zu einem „ Super-
kommissar“, der über den Haushalten sou-
veräner Mitgliedstaaten den Daumen hebe
oder senke. Das Mindeste sei, dass ein solcher
Kommissar vom Europäischen Parlament ge-
wählt und auch abberufen werden könne,
sagte Künast. Alexander Heinrich ❚

EUROPA Die Kanzlerin betont die Solidarität mit Griechenland.
Der Herausforderer hält ihr ein »Doppelspiel« in der Euro-Krise vor

Duell auf
Augenhöhe

MENSCHENRECHTE Deutschland will seine
Hilfe für syrische Flüchtlinge um fünf Millionen
auf 28,3 Millionen Euro aufstocken. Damit sol-
len die medizinische Versorgung verbessert und
Vorbereitungen für den Winter getroffen wer-
den, teilte das Auswärtige Amt am vergange-
nen Donnerstag mit. Mit seinen Mitteln der hu-
manitären Hilfe will Deutschland „einen Bei-
trag zur Linderung der Not leisten“, sagte Au-
ßenminister Guido Westerwelle (FDP).
Deutsche Hilfsorganisationen und das Techni-
sche Hilfswerk (THW) arbeiteten gemeinsam
mit dem Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Na-
tionen (UNHCR) daran, die Situation der Flücht-
linge zu verbessern.
UNHCR-Kommissar António Guterres warnte
zuvor vor einer Zuspitzung der humanitären La-
ge der Flüchtlinge rund um Syrien. Rund
350.000 Menschen hätten seit Beginn der Pro-
teste ihrer Heimat den Rücken gekehrt und sei-
en vor allem in die Nachbarländer Türkei, Jor-
danien, Libanon und Irak geflohen, sagte Gu-
terres vergangenen Woche im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Die
Dunkelziffer dürfte nochmals höher liegen, da
ein beträchtlicher Teil sich nicht als Flüchtlinge
offiziell registrieren ließe. Allein die Türkei habe
mehr als 100.000 Flüchtlinge in Lagern aufge-
nommen, berichtete Guterres. Die internationa-
le Staatengemeinschaft sei gefordert, die Nach-
barländer Syriens mit diesem Problem nicht al-
lein zu lassen.

Guterres sprach von einer „Multiplizierung der
Krisen“ innerhalb der letzten beiden Jahre und
nannte als Beispiele für 2012 die Krisen in So-
malia, Sudan und Südsudan und Mali. Mit über
800.000 Menschen, die allein 2011 aus ihrem
Heimatland fliehen mussten, habe die Anzahl
von neuen Flüchtlingen seit 2000 einen neuer-
lichen Höchststand erreicht.
Guterres äußerte zudem den Wunsch, dass die
Europäische Union deutlich mehr Anstrengun-
gen zur Harmonisierung des Asylrechts in den
Mitgliedsländern unternehme. Derzeit gebe es
in Europa ein „Asylrecht à la carte“, bei dem
die Chance auf Anerkennung in einem Land
bei neun und in einem anderen Land bei über
30 Prozent liegen würde. Die Chance auf
Schutz vor Verfolgung müsse in Europa über-
all gleich sein. Im Augenblick sei das System
zudem kaum balanciert – etwa was den Las-
tenausgleich zwischen den EU-Mitgliedslän-
dern angeht. Als praktisches Beispiel für „Dys-
funktionalitäten“ im europäischen Asylsystem
nannte Guterres Griechenland, in dem es bis
vor kurzem kein Asylrecht gegeben habe, ob-
gleich etwa die Hälfte aller Asylbewerber in
der EU über Griechenland einreisen würden. In
einigen griechischen Behörden würden die An-
träge auflaufen und unbearbeitet bleiben, die
Situation sei teilweise „sehr besorgniserre-
gend“. Er wünsche sich eine deutlich „proak-
tivere Haltung“ der Europäischen Union, sag-
te Guterres. ahe ❚

350.000 Syrer auf der Flucht

FINANZEN Die Verhandlungen über den EU-
Haushalt 2014-2020 sind in der heißen Phase.
Am Freitag will die zyprische EU-Ratspräsident-
schaft ihre Vorschläge vorlegen. „Wir werden
dann prüfen, wie sich dies zu unseren Zielen ver-
hält“, sagte der Staatsminister im Auswärtigen
Amt, Michael Link (FDP), vor dem EU-Ausschuss
am vergangenen Mittwoch. Nach seiner Auffas-
sung nimmt die derzeitige Ratspräsidentschaft
durchaus Rücksicht auf die Wünsche von EU-Net-
tozahlern wie Deutschland. Link führt für Berlin
die Verhandlungen in Brüssel. Er bekräftige das
Ziel der Bundesregierung, dass die mittelfristigen
Ausgaben der EU bei 1,0 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens der EU gedeckelt blieben, was
rund einer Billion Euro entspricht. Die EU-Kom-
mission strebt 1,1 Prozent an, was den Etat um
rund 100 Millionen Euro steigen ließe.
EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy hat für
den 22. und 23. November zu einem Sondergip-
fel zum mehrjährigen Finanzrahmen geladen.
Laut Link steht die Bundesregierung unter ande-
rem im engen Kontakt mit Großbritannien, um
die Verhandlungsspielräume auszuloten. Groß-
britannien, das auf seinem unter Ex-Premiermi-
nisterin Margaret Thatcher erkämpften Beitrags-
rabatt beharrt, strebt eine deutliche Senkung des
nächsten EU-Haushalts an. Laut Link sollen die
EU-Gelder künftig „gezielter eingesetzt werden“.
Die Bereiche Wachstum, Beschäftigung und Inno-
vation müssten stärker berücksichtigt werden.
Deshalb müsse es auch „Aufwuchsbremsen“ für
die beiden größten Ausgabenposten Agrar- und

Kohäsionspolitik (für ärmere Länder und Regio-
nen) geben, „sonst verschlechtert sich die Netto-
zahlerrolle Deutschlands“.Deutschland war auch
2011 mit knapp neun Milliarden Euro wieder
größter Nettozahler in der EU. Auch für  Agrar
und Kohäsion „gibt es keine Volumengarantie“
beim nächsten EU-Etat, sagte Staatsminister
Link. Um hier Missbrauch und Fehlentwicklungen
zu verhindern, müsse es künftig „Sanktions- und
Reaktionsmöglichkeiten geben“, damit die EU-
Förderung nicht sieben Jahre lang falsch laufe.
Der Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministe-
rium, Stefan Kapferer, erwartet, dass die Kosten
für den auf 20 Milliarden Euro geschätzten Lei-
tungsausbau für die deutsche Energiewende nur
zum geringen Teil EU-finanziert werden könne.
Mittel könne es allenfalls für die Stromverbindun-
gen zu anderen EU-Ländern geben.
Die SPD-Fraktion unterstützte die deutsche Posi-
tion, künftig EU-Mittel mehr auf die Bereiche
Wachstum und Innovation zu konzentrieren. Bei
den 80 Millionen Euro, die für Innovationsförde-
rung eingeplant seien, seien aber bereits 78 Mil-
lionen für die Fortführung bisheriger Programme
reserviert. Dies sei problematisch. Die Linksfrak-
tion monierte, dass im Euro-Land Griechenland
durch die Troika eine Politik betrieben werde,„die
gegen Wirtschaftswachstum gerichtet ist“. Laut
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen widerspricht der
ganze Fiskalpakt der Euro-Länder einer ge-
wünschten Konzentration der Politik auf Wachs-
tum in der Europäischen Union. Damit widerspre-
che sich die Bundesregierung selbst. kru ❚

Berlin will Bremsen für EU-Haushalt

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Die Europaabgeordneten wollen den EU-
Mitgliedstaaten in den Verhandlungen um
den EU-Haushalt 2013 die Stirn bieten. An
diesem Dienstag werden sie im Plenum mit
großer Wahrscheinlichkeit die Kürzungen
der Mitgliedstaaten ablehnen, nachdem der
Haushaltsausschuss bereits mit einer deut-
lichen Mehrheit dagegen gestimmt hat.  
Viele Europaabgeordnete sind verärgert,
dass die Mitgliedstaaten der EU neue Aufga-
ben zuweisen, diese dann aber nicht finan-
zieren wollen. „Zu Recht haben sich die Mit-
gliedstaaten in der Vergangenheit für eine
Stärkung von Europas Wettbewerbsfähig-
keit ausgesprochen“, sagt Helga Trüpel,
haushaltspolitische Sprecherin der Grünen.
„Mit den geforderten Kürzungen macht der
Rat aber genau diese Investitionen unmög-
lich“, erklärte sie. 
Die Mitgliedstaaten der EU möchten die
Ausgaben 2013 um lediglich 2,8 Prozent er-
höhen. Das Europäische Parlament folgt
dagegen dem Ansatz der Kommission, die

einen Anstieg von 6,8 Prozent auf 138 Mil-
liarden Euro vorgesehen hatte. Eine solche
Größenordnung sei notwendig, so die Argu-
mentation der Abgeordneten des Parla-
ments, damit die EU ihre Zahlungsver-
pflichtungen leisten könne. 

Haushaltslücken befürchtet Nachdem die
EU-Staaten im vergangenen Jahr den Haus-
halt für 2012 gekürzt haben, sind nun die
Mittel für Forschung oder den Erasmus-Stu-
dentenaustausch so knapp geworden, dass
noch im Oktober ein Nachtragshaushalt be-
schlossen werden muss. Der Vorsitzende des
Haushaltsausschusses, der konservative
Franzose Alain Lamassoure, beziffert die
Haushaltslücke auf zehn Milliarden Euro.
Hinzu kommt: Der Haushalt 2013 bildet die
Grundlage für die Verhandlungen über die
EU-Finanzausstattung von 2014 bis 2020
(siehe Beitrag oben). Er setzt damit folglich
ein Signal für die künftige Ausgabenpolitik.
Nach der Abstimmung im Europäischen

Parlament haben Abgeord-
nete und Mitgliedstaaten 21
Tage Zeit, eine gemeinsame
Linie zu finden. Der Präsi-
dent des Europäischen Par-
laments, Martin Schulz
(SPD), twitterte bereits:
„Das Parlament wird si-
cherstellen, dass Wachstum
und Jobs keine leeren Wör-
ter bleiben, sondern dass
wir sie angemessen finan-
zieren.“ Jutta Haug (SPD),
stellvertretende Vorsitzende
des Haushaltsausschusses,
fordert ihre Kollegen auf,
bei den Gesprächen nicht
einzuknicken: „Hier muss
das Parlament seine Stand-
und Ernsthaftigkeit bewei-
sen.“ Silke Wettach ❚

Streit ums Budget

Die Kanzlerin und der Kandidat: Angela Merkel (CDU) und Peer Steinbrück (SPD) vergangene Woche im Bundestag
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EU-PARLAMENT Abgeordnete gegen Pläne der Mitgliedstaaten

Wollen mehr Geld für Europa: Der Präsident des EP,
Martin Schulz (l.) und EU-Kommissionspräsident Barroso  
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Strafe für
Aggressoren 
MENSCHENRECHTE Die Normierung eines
Aggressionstatbestandes im Römischen
Statut ist nach Darstellung der Bundesre-
gierung ein „historischer Durchbruch“ für
die Weiterentwicklung des Völkerrechts.
Damit werde eine wesentliche Lücke der
völkerrechtlichen Strafbarkeit geschlossen,
heißt es im Gesetzentwurf des Bundesregie-
rung (17/10975), der am vergangenen
Donnerstag in erster Lesung im Bundestag
beraten wurde und mit dem die Änderung
im Statut ratifiziert werden soll. Die Eini-
gung der Vertragsstaaten 2010 in Kampala
(Uganda) markiere einen wichtigen Schritt
beim Kampf gegen die Straflosigkeit
schwerster Verbrechen, welche die interna-
tionale Gemeinschaft als Ganze betreffen,
schreibt die Bundesregierung. 
Für Michael Frieser (CDU) seien einzelne
Staaten in „mühsamen Verhandlungen“
Kompromisse eingegangen, um das ge-
meinsame „höhere Ziel“ voranbringen: ein
umfassendes  System internationaler Straf-
gerichtsbarkeit, die die nationale Strafver-
folgung wirksam ergänze. Der SPD-Abge-
ordnete Christoph Strässer nannte die Eini-
gung einen „historischer Erfolg“. Die An-
nahme der Aggressionsbestimmung und
die Übernahme in deutsches Recht stellten
deshalb einen „riesigen Schritt“ für die in-
ternationale Strafjustiz dar. Marina Schus-
ter (FDP) bezeichnete die Einigung als
„Meilenstein im internationalen Kampf ge-
gen die Straflosigkeit“. Laut Stefan Liebich
(Die Linke) sei die Definition des Verbre-
chens der Aggression historisch „gar nicht
hoch genug zu bewerten, bei allen Abstri-
chen und vielen Kompromissen“.  Volker
Beck (Bündnis 90/Die Grünen) führte die
praktischen Konsequenzen vor Augen:
„Nun müssen Präsidenten oder Armeefüh-
rer damit rechnen, wegen völkerrechtswid-
riger Invasionen, Bombardements oder
Blockaden anderer Länder persönlich zur
Verantwortung gezogen zu werden.“ bob ❚

Bankenaufsicht
kommt 2013   
EU-GIPFEL Die Staats- und Regierungschefs
der Europäischen Union haben sich auf ih-
rem Herbstgipfel Ende vergangener Woche

in Brüssel auf einen
Zeitplan für den Auf-
bau der umstritte-
nen europäischen
Bankenunion geei-
nigt. Bis zum frühen
Freitagmorgen hat-
ten die Staats- und
Regierungschefs um
eine Lösung gerun-
gen. Sie einigten sich
darauf, dass bis zum
Jahresende der recht-
liche Rahmen für die

Aufsichstsbehörde, die bei der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) angesiedelt sein
wird, gefunden werden soll. Wann die Kon-
trolleure über 6.000 Banken im Jahr 2013
wirklich ihre Arbeit aufnehmen können, ist
momentan noch unklar. Dahinter steht vor
allem die Frage, wann marode Banken di-
rekte Hilfen aus dem Euro-Rettungsfonds
ESM erhalten können. Voraussetzung dafür
ist die Einsetzung der Bankenaufsicht. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) be-
zeichnete den ausgehandelten Zeitplan als
„schon sehr ambitioniert“. Ihr sei von An-
fang an klar gewesen, dass der Aufbau einer
solchen Behörde Zeit erfordere. Schließlich
müssten dafür 200 bis 400 Mitarbeiter ge-
sucht werden. „Das Ziel ist eine Bankenauf-
sicht, die diesen Namen auch verdient“, sag-
te Merkel. Auch Frankreichs Staatspräsident
François Hollande sprach von einer „guten
Einigung“. 
Im Vorfeld des Gipfels hatte es zwischen
Deutschland und Frankreich Streit über den
Zeitplan gegeben. Frankreich und einige
südliche Länder hatten darauf gedrängt, die
Bankenaufsicht schon ab 1. Januar 2013 zu
starten, während Deutschland und Staaten
des Nordens mehr Zeit für die Umsetzung
der Bankenunion gefordert hatten. 
Uneinigkeit zwischen den Staaten herrscht
allerdings weiterhin über die Frage eines ge-
meinsamen Haushalts zwischen den Mit-
gliedsländern der Euro-Zone, die vor dem
Gipfel von EU-Ratspräsident Herman van
Rompuy ins Gespräch gebracht worden war.
Frankreichs Präsident Hollande sprach sich
dafür aus. Er sagte aber, ein Haushalt der Eu-
roländer „sei kein Ersatz, sondern eine Er-
gänzung“ der nationalen Haushalte. Auch
Deutschland begrüßt ein gemeinsames Eu-
rozonen-Budget, den Bundeskanzlerin Mer-
kel als „Solidaritätsfonds“ bezeichnete.
Merkel möchte einen solchen Fonds für die
Förderung gezielter Reformen verwenden
etwa im Bereich der Wettbewerbsfähigkeit
oder bei der Bildung. 
Im Bereich der Außenpolitik sicherten die
Staats- und Regierungschefs der Türkei im
Konflikt mit Syrien ihre volle Unterstützung
zu. Gleichzeitig zeigten sie sich zutiefst be-
sorgt über die Lage in Syrien und forderten
die dortigen Behörden auf, „die territoriale
Unversehrtheit und die Souveränität aller
Nachbarländer uneingschränkt zu respek-
tieren“. Annette Sach ❚
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Präsident Hollande 
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Graffito in Moskau im Jahre 2012: Für Präsident Wladimir Putin ist Russland noch nicht reif für eine Demokratie nach westlichem Vorbild. Das Aufbegehren der Zivilgesellschaft seit 2011 dürften ihn jedoch überrascht haben.
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SPD und Grüne pochen auf
Unterrichtung in EU-Fragen
SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben die
Bundesegierung im Zusammenhang mit den
EU-Hilfen für Portugal aufgefordert, künftig
sicherzustellen, dass der Bundestag frühzei-
tig und umfassend unterrichtet wird. In ei-
nem Antrag (17/11009) verlangen sie, dass
die innerstaatlichen Verfahrensschritte von
Ratsentscheidungen künftig so gestaltet wer-
den sollen, dass die verfassungsmäßigen und
gesetzlichen Beteiligungsrechte des Bundes-
tages gewahrt werden können. Zudem soll
der Bundestag fortlaufend über die Umset-
zung des Anpassungsprogramms in Portugal
unterrichtet werden. Der Antrag wurde ver-
gangenen Donnerstag mit den Stimmen der
beiden Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men von SPD und Grünen bei Enthaltung der
Linken abgelehnt. as ❚

Beitrittsperspektive für die
Länder des westlichen Balkans
Die SPD ist mit einer Initiative zur Stabilisie-
rung des westlichen Balkans gescheitert. Ihr
Antrag (17/9744) wurde vergangenen Don-
nerstag mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der Linken bei Enthaltung von
Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. Die Sozi-
aldemokraten hatten gefordert, die politi-
sche, wirtschaftliche und soziale Stabilisie-
rung des westlichen Balkans „mit Nach-
druck“ zu unterstützen und dafür ausrei-
chende Mittel zur Verfügung stellen. Die
Zusage des Gipfels von Thessaloniki von
2003, wonach alle Länder die Perspektive ei-
ner Mitgliedschaft in der EU hätten, sei „im
Sinne einer glaubwürdigen EU-Erweiterungs-
politik ausdrücklich zu bekräftigen und ein-
zuhalten“. bob ❚

Beteiligung von Frauen 
in Friedensprozessen
Die SPD hat sich mit einer Initiative zur ra-
schen Umsetzung der UN-Resolution 1325
„Frauen, Frieden und Sicherheit“ nicht durch-
setzen können. Ein entsprechender Antrag
der Fraktion (17/8777) wurde am vergange-
nen Donnerstag mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen von SPD
und Grünen bei Enthaltung der Linken  abge-
lehnt. Die Sozialdemokraten hatten die Bun-
desregierung aufgefordert, „unverzüglich“
einen „Nationalen Aktionsplan“ zur Umset-
zung der  UN-Resolution vorzulegen und ent-
sprechend zu budgetieren. Die Resolution
fordere, „Frauen in allen Phasen der Konflikt-
bewältigung und Konfliktprävention aktiv
einzubinden und ihren Schutz in bewaffneten
Konflikten sicherzustellen“. bob ❚

Menschenrechte im
Südkaukasus
Eine Initiative der Linksfraktion zur Förde-
rung der Menschenrechte im Südkaukasus
hat vergangenen Donnerstag keine Mehrheit
gefunden. Einen entsprechenden Antrag
(17/7645) lehnten die Fraktionen von Union,
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen  ab. Die
Linke hatte die Bundesregierung aufgefor-
dert, in Gesprächen mit den Regierungen von
Georgien, Armenien und Aserbaidschan die
problematische Menschenrechtslage in den
drei Ländern zu thematisieren. In der Men-
schenrechts-, Entwicklungs- und Außenpoli-
tik Deutschlands müssten den wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Menschen-
rechten der gleiche Stellenwert eingeräumt
werden wie den bürgerlichen und politi-
schen. ahe ❚

KURZ NOTIERT

Seine berühmten Fäuste schwingt Boxwelt-
meister Vitali Klitschko nun im ukraini-
schen Wahlkampf. Mit harten Worten kriti-
siert der 41-Jährige ein Klima der Ein-
schüchterung in der Ex-Sowjetrepublik.
Schuld daran sei Präsident Viktor Januko-
witsch, attackiert er den politischen Gegner. 
Klitschko bringt zu Auftritten seiner Partei
„Udar“ („Schlag“) oft Tausende Zuhörer zu-
sammen. An diesem Herbsttag stehen vier
Kundgebungen an, der Höhepunkt soll
abends in der Gebietshauptstadt steigen.
Meist erhält er Applaus, manchmal wollen
die Leute nur ein gemeinsames Foto mit ih-
rem berühmten Landsmann. „Ich kämpfe
für eine demokratische Ukraine“, betont
Klitschko bei jedem Auftritt. Vor der Parla-
mentswahl am 28. Oktober liegt „Udar“ in
einer Umfrage der Stiftung „Demokratische
Initiativen“ mit 16 Prozent auf dem zweiten
Platz, gefolgt vom Bündnis „Vereinigte Op-
position“ (15 Prozent), dem auch die „Va-
terlands-Partei“ der inhaftierten früheren
Ministerpräsidentin Julia Timoschenko an-
gehört. Mit 23 Prozent hat die „Partei der
Regionen“ des Präsidenten Janukowitsch
die Nase vorn.
Mit „fünf Schlägen“ wolle er das Leben der
46 Millionen Ukrainer verbessern, sagt
Klitschko in Schpola rund 200 Kilometer
südlich von Kiew. „Wir brauchen Korrupti-

onsbekämpfung, mehr Mitbestimmung für
die Bürger, gleiche Chancen für alle, lokale
Selbstverwaltung und europäische Lebens-
standards“, ruft der Udar-Vorsitzende den
Zuhörern zu. Einige nicken, viele schauen
skeptisch. Zu oft schon haben sie solch
schöne Reden gehört, ohne dass sich ihr Le-
ben verbesserte. 
Klitschko spricht über die fehlenden Per-
spektiven der Jugend, die schlechte medizi-

nische Versorgung und über Arbeitslosigkeit
– ein zentrales Thema hier in Schpola. Vie-
le der 18.000 Einwohner sind nach der
Schließung der örtlichen Textil- und Brotfa-
briken erwerbslos. Klitschko spricht eine
halbe Stunde, dann wandert das Mikrofon
an die Menge. „Was machen Sie mit abtrün-
nigen Abgeordneten?“, will eine Frau wis-
sen. Der Kandidat schwingt demonstrativ
seine Faust. „Sie können sich nicht vorstel-
len, was ich mit ihnen machen werde“, sagt
Klitschko. Die Menschen lachen. 
Weiter geht es nach Smela, 50 Kilometer
ostwärts. Ein Möbel- und ein Maschinen-
werk sorgen in der Stadt mit 70.000 Ein-
wohnern für ein bescheidenes Einkommen.
Klitschko stellt den Udar-Direktkandidaten
Andrej Kolesnik vor, doch der Ex-Bürger-
meister ist nicht bei allen beliebt. Seine
Gegner werfen ihm vor, beim Privatisieren
der Energie und Wasserwirtschaft Verwand-
te bedacht zu haben. Klitschko verteidigt
seinen Kandidaten, es hagelt kritische Fra-
gen. Trotz vieler Zweifel gibt es in der Stadt
auch klare Anhänger des Oppositionspoli-
tikers. Tatjana Gerassimenko zum Beispiel
will Udar wählen. Dass die Führung in Kiew
das Rentenalter von 55 auf 60 Jahre anhe-
be, sei ein Skandal, sagt die 52-Jährige. Falls
Klitschko an die Regierung komme, werde
er dies ändern, da ist sie sicher. 

Am Abend steht für Klitschko die letzte Ver-
anstaltung des Tages in Tscherkassy an, ei-
ner 300.000-Einwohner-Stadt   im Zentrum
der Ukraine 150 Kilometer südöstlich von
Kiew. Etwa 5.000 Menschen warten schon
ungeduldig auf dem Theaterplatz. Eine Vi-
deoleinwand zeigt Szenen von Boxkämp-
fen des Kandidaten, Trommler auf der Büh-
ne heizen die Stimmung an, rote Udar-Fah-
nen dominieren den Veranstaltungsort. Je-
der Teil seiner Rede wird mit Applaus
bedacht. 

Junge Wähler Klitschko hat das mehrheit-
lich junge Publikum offenbar überzeugt.
Wladimir Jurtschenko wird ihn „auf jedem
Fall“ wählen. „Alles muss anders werden, so
kann man nicht mehr leben“, sagt der 35-
jährige Systemadministrator. Die 23-jährige
Viktoria Dantschuk hofft als Alleinerzie-
hende auf ein Ende der Korruption. „Über-
all muss ich Bestechungsgeld zahlen – im
Kindergarten, in der Schule, sogar auf der
Entbindungsstation“, klagt sie. 
Klitschkos Wahlkampfteam fährt unterdes-
sen weiter. Rund 600 Kilometer hat der
Sportler  heute absolviert. Wenn am 28. Ok-
tober im zweitgrößten Flächenstaat Europas
die Wahllokale öffnen, wird er im Kampf
um Stimmen mehr als 30.000 Kilometer zu-
rückgelegt haben. dpa/ahe ❚

Klitschko kämpft sich auf den zweiten Platz
UKRAINE Die Partei des Box-Weltmeisters sammelt im Parlamentswahlkampf Stimmen gegen Janukowitschs Lager 

„Udar“-Gründer Vitali Klitschko

D
ie politische Entwicklung
Russlands gibt Anlass zur
Sorge. Korruption, politi-
sche Einflussnahme auf
die Justiz, Unterdrückung
der Zivilgesellschaft und

unaufgeklärte politische Morde waren nur
einige Punkte, die während der Russland-
Debatte im Bundestag am vergangenen Frei-
tag aufgezählt wurden. Bei der Feststellung
der Defizite herrschte Einigkeit unter den
Fraktionen. 
Auch wenn eine Russland-Debatte niemals
ohne die Erinnerung an die im Zweiten
Weltkrieg an und in Russland verübten Ver-
brechen verlaufen könne, sei eine „Kalter
Krieg-Rhetorik“ ebenso fehl am Platz wie
ein vorauseilendes Verständnis für Fehlent-
wicklungen, machte die Menschenrechtsex-
pertin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,
Marieluise Beck, deutlich. 
Ihre Geduld  mit der Regierung Putin sei
gleichwohl erschöpft. „Der Kreml in seiner
jetzigen Verfassung ist kein verlässlicher Part-
ner für die Modernisierung“, betonte sie.
Adressat der Bemühungen für eine Moderni-
sierung Russlands müsse vielmehr die Zivil-
gesellschaft sein. „Wir brauchen einen lan-
gen Atem und politische Phantasie.“ Mit der
Visafreiheit habe man aber ein wichtiges In-
strument in der Hand. „Die Erfahrung einer
offenen Gesellschaft, die Begegnung mit
Freiheit und freier Kultur und Vielfalt ist das
süßeste Gift gegen autoritäre Regierungen“,
sagte Beck. Ihre Kollegen rief sie dazu auf,
sich gemeinsam den Innenpolitikern entge-
genzustellen, die diesen „friedlichen“ Weg
blockieren würden. 

Nicht nur die Oppositionsredner , sondern
auch Patrick Kurth (FDP) unterstütze die
Forderung nach einer „Verbesserung des
Visaregimes“, da durch die derzeitige stren-
ge Regelung Brücken abgebrochen würden.
Statt Beifall handelte er sich für dieses Be-
kenntnis jedoch Schelte des Außenexper-
ten der Linksfraktion, Wolfgang Gehrke,
ein. „Setzen Sie in ihrer Fraktion Änderun-
gen durch, statt hier an die Innenpolitiker
zu appellieren“, sagte Gehrke. Auch für ihn
stehe die Visafreiheit an erster Stelle. Man
signalisiere mit der jetzt gültigen Regelung,
„ihr seid uns nicht willkommen“, kritisier-
te er. 

Auf Augenhöhe Der Linken-Abgeordnete
forderte zudem deutlich zu machen, dass
die Diskussion mit dem Ziel geführt werden
sollte, Russland einen Weg zu mehr sozialer
Gerechtigkeit, weniger Armut und mehr De-
mokratie aufzuzeigen. Dies dürfe jedoch
nicht „von oben herab“ , sondern müsse auf
Augenhöhe geschehen. „Auch wir können
etwas von der Entwicklung in Russland ler-
nen“, sagte Gehrke. 
Deutschland sei nicht der „dominante Er-
ziehungsberechtigte Russlands“, gab Patrick
Kurth zu bedenken. Es helfe andererseits
auch nicht, wenn sich Deutschland von
Russland abwende. Die Entwicklungen im
Land seien gleichwohl „besorgniserregend“.
Eine Reformbereitschaft Putins sei nicht zu
erkennen, befand der Liberale. In Anspie-
lung auf eine Aussage des ehemaligen Bun-
deskanzlers Gerhard Schröder (SPD) sagte
Kurth: „Putin ist offenbar doch kein so lu-
penreiner Demokrat.“

Der SPD-Abgeordnete Franz Thönnes revan-
chierte sich für die Äußerung mit der Fest-
stellung, dass die Koalition keine gemeinsa-
me Linie in der Russlandpolitik verfolge. Zu-
mindest habe sie – anders als SPD und Grü-
ne – keinen Antrag vorgelegt. Thönnes
erinnerte daran, dass auch Deutschland ei-

nen langen Weg vom Kaiserreich über den
Zerfall der Weimarer Republik, die Hitlerdik-
tatur und die Diktatur in der DDR genom-
men habe. „Auch bei uns ist nicht alles von
heute auf morgen gegangen“, betonte er. Bei
dem historischen Prozess in Russland brau-
che man einen langen Atem. Ziel müsse sein,

Rechtsstaatlichkeit zu verankern. „Das Recht
des Stärkeren gilt es durch die Stärkung des
Rechts zu ersetzen.“ 
Die Bundesregierung sei sich der Problema-
tik in Russland bewusst, sagte Frank Heinrich
(CDU) und bezog sich auf die Antwort der
Regierung (17/9521) auf eine Große Anfrage

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/7541). Bei aller Kritik aber, sagte Hein-
rich, teile er die Sicht der Regierung, wonach
es auch einer Wertschätzung bedarf für vieles,
das erreicht worden sei. „Deutschland und
Russland sollten Partner und Freunde sein“,
sagte Heinrich. Innerhalb dieser Partner-

schaft müsse es dann auch möglich sein, sei-
ne Meinung zu äußern. 
Neben der erwähnten Großen Anfrage disku-
tierten die Abgeordneten auch Anträge der
Fraktionen von SPD- und Grünen (17/11005,
17/11002). Die Sozialdemokraten fordern in
ihrer Vorlage die Bundesregierung auf, den
russischen Präsidenten Wladimir Putin an
seine Zusagen hinsichtlich der Stärkung der
Meinungs- und Pressefreiheit, des Aufbaus
einer unabhängigen Justiz sowie der Moder-
nisierung der Wirtschaft, der Verwaltung und
des Bildungssystems zu erinnern. Russland
sei „mitunter ein unbequemer“, aber auch
unverzichtbarer Partner bei der Bewältigung
globaler Probleme, heißt es in der Vorlage.
Egal, ob es um die iranische Nuklearfrage, die
Überwindung des Bürgerkriegs in Syrien oder
der Stabilisierung Afghanistans gehe: Eine
Lösung der genannten Konflikte ohne oder
gegen Russland sei kaum vorstellbar, stellt die
SPD-Fraktion fest. 

Justizreformen Die Grünen weisen in ih-
rem Antrag auf die „rechtsstaatlichen Defi-
zite“ in Russland hin. Die Bundesregierung
solle insbesondere die fehlende Unabhän-
gigkeit der Justiz thematisieren und Ange-
bote zu deren Reform vorlegen. Weiterhin
soll die Regierung sich bei der russischen
Regierung für die Gewährleistung der Ent-
wicklungsmöglichkeiten der Zivilgesell-
schaft durch das Beenden der Verfolgung
unabhängiger und kritischer Nichtregie-
rungsorganisationen unter straf- und steu-
errechtlichen Vorwänden sowie eine ent-
sprechende Revision des NGO-Gesetzes
einsetzen. Götz Hausding ❚

RUSSLAND Außenpolitiker aller Fraktionen sprechen sich für mehr Flexibilität bei der Visavergabe aus

Offene Türen und offene Worte

Demonstration gegen die russische Führung Ende 2011 in Moskau
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ENTWICKLUNG Die Fraktionen von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen sind mit ihrer Forderung
gescheitert, den Schutz der Rechte indigener
Völker für die Bundesrepublik Deutschland völ-
kerrechtlich verbindlich zu machen. Einen ent-
sprechenden Antrag (17/5915) lehnten die Ko-
alitionsfraktionen von Union und FDP  vergan-
gene Woche im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung ab, die Frak-
tion Die Linke votierte für den Antrag. Sozialde-
mokraten und Grüne hatten darin die Bundes-
regierung aufgefordert, dem Bundestag die
Konvention 169 der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (ILO) über eingeborene und in Stäm-
men lebende Völker umgehend zur Ratifizie-
rung vorzulegen.
Die wirtschaftlichen Aktivitäten deutscher Unter-
nehmen berührten deren Lebensverhältnisse
ebenso wie die deutsche Außen-, Wirtschafts-,
Umwelt- und Entwicklungspolitik. Die Konventi-
on 169 sei das einzig völkerrechtlich verbindliche
Dokument, das die Rechte indigener Völker welt-
weit und umfassend anerkennt, heißt es im An-
trag weiter. Sie verhindere Diskriminierung, ga-
rantiere das Recht auf traditionelles Land und
Territorien, das Recht auf kulturelle und selbst-
bestimmte Entwicklung und das Recht der indi-
genen Völker, ihre politischen, wirtschaftlichen
und sozialen Systeme aufrechtzuerhalten.

Vertreter von Union und FDP begrüßten das An-
liegen, unterstrichen jedoch, dass die ILO-Kon-
vention nicht der richtige Lösungsansatz sei. Die
Bundesregierung trete mit ihrer Entwicklungs-
und Menschenrechtspolitik für die Rechte indi-
gener Völker ein, hieß es aus der FDP-Fraktion.
Eine Vertreterin der Unionsfraktion sprach von
einer „Haftungsumkehr“, sollte die Bundesrepu-
blik die Konvention ratifizieren. Deutschen Un-
ternehmen würden Haftungs- und Prozessrisiken
aufgebürdet, die womöglich kontraproduktiv für
Investitionen in Entwicklungsländern seien. Für
die Einhaltung der Rechte der indigenen Völker
seien nicht die Investoren, sondern in erster Li-
nie die Staaten selbst verantwortlich.
Ein Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
widersprach: Die Verantwortung der Investoren
in Entwicklungsländern könne nicht einfach an
womöglich korrupte Regierungen abgeschoben
werden. Ein Vertreter der Linksfraktion bezeich-
nete den Anwendungsbereich der ILO-Konventi-
on 169 als „extraterritoriale Staatenpflicht“, mit
der die Rechte indigener Völker verbindlicher ge-
macht würden. Eine Vertreterin der SPD-Fraktion
nannte die Konvention eine „gute Grundlage“,
um im Rahmen der deutschen Entwicklungszu-
sammenarbeit für bessere Gesundheitsbedin-
gungen, Bildung und Mitspracherechte indige-
ner Völker zu sorgen. ahe ❚

Rechte indigener Völker im Fokus

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Herr Kauder, Herr Kelber, die SPD
schlägt vor, dass Nebeneinkünfte von Abge-
ordneten künftig auf Euro und Cent ange-
geben und auch Auftraggeber und Veran-
stalter genannt werden müssen. Herr Kau-
der, was halten Sie davon?
Kauder: Das bringt doch nichts – außer mehr
Aufwand für den Betroffenen. Ist es wirklich
so entscheidend, ob ein Honorar 3.700 Euro
oder 3.751 Euro und 22 Cent beträgt?
Kelber: Grundsätzlich ist es zunächst einmal
gut, dass eine Debatte, die  seit Jahren schwelt,
wieder mehr Aufmerksamkeit erfährt. Denn
Aufmerksamkeit ermöglicht immer, dass ei-
nes Tages Entscheidungen erzwungen wer-
den. Ja, Transparenz nutzt allen, vor allem
auch den Abgeordneten selbst. Neben Trans-
parenz brauchen wir Bestrafung von Korrup-
tion und ein klares Lobbyisten-Register.

Wenn Sie auf die Aufmerksamkeit für
das Thema hinweisen, Herr Kelber: Hat die
SPD eigentlich damit gerechnet, dass die
Nominierung ihres Kanzlerkandidaten Peer
Steinbrück diese Debatte auslöst?
Kelber: Darüber wurde gesprochen, aber die
Geschwindigkeit, mit der die Entscheidung
für die Kandidatur getroffen wurde, hat es
unmöglich gemacht, alles im Detail vorzube-
reiten. Eines ist auch klar: Peer Steinbrück hat
seine Nebeneinkünfte nach allen geltenden
Regeln veröffentlicht. Regeln übrigens, die
Rot-Grün 2005 noch im Alleingang durchge-
setzt hat. Jetzt würden wir gern mehr ma-
chen. Jahrelang hat es in der Rechtsstellungs-
kommission nicht geklappt, mehr Transpa-
renz bei Nebeneinkünften durchzusetzen.
Wir werden das aber jetzt vehement voran-
treiben.
Kauder: Langsam. Haben Sie denn auch be-
dacht, dass es Berufsgruppen gibt, bei denen
Sie die Transparenz gar nicht erreichen kön-
nen? Beispielsweise bei Rechtsanwälten, wie
ich einer bin.
Kelber: Das ist doch nicht wirklich ein Pro-
blem: Wir machen eine Grundsatzregelung
und zusätzlich Spezialregelungen für be-
stimmte Personengruppen. Aber auch Anwäl-
te werden in Zukunft deutlich machen müs-
sen, womit sie ihr Geld verdienen. Ich finde
schon, dass beispielsweise ein Abgeordneter,
der als Anwalt für einen Energiekonzern ar-
beitet, das erläutern muss, wenn er politisch
im Energiebereich tätig ist.
Kauder: Das ist nicht zulässig, weil der An-
walt dann gegen den Mandantenschutz ver-
stoßen würde.
Kelber: Mandantenschutz? Wieso das denn?
Niemand verlangt, dass der genaue Auftrag-
geber preisgegeben wird. Wohl aber, um wel-
che Branche es sich handelt.
Kauder: Ich bleibe dabei: Da könnte es Pro-
bleme geben, die nicht lösbar sind.
Kelber: Ich kann nur immer wieder bei Abge-
ordneten werben: Transparenz schafft Ver-
trauen. Ich mache das jetzt seit zwölf Jahren
sehr nachvollziehbar auf meiner Website.
Und wissen Sie, was passiert? Menschen be-
geistern sich für Politik, weil die gängigen Vor-
urteile entkräftet werden.
Kauder: Ja, ja, das ist alles schön und gut.
Aber es geht auch um die, die einen Anwalt
beauftragen und die Frage, wo deren Schutz

bleibt. Ein Problem haben übrigens auch An-
walts-Gesellschaften. Wenn der Mitgesell-
schafter eines Abgeordneten nicht möchte,
dass sein Einkommen publik wird, der Abge-
ordnete sein Einkommen aber veröffentlicht,
lässt sich über die Verteilung der Anteile in der
Kanzlei errechnen, wie viel der Mitgesell-
schafter verdient. Das geht doch nicht, da
muss es Grenzen geben.
Kelber: Das sehe ich auch so. Diese Grenzen
sind übrigens auch im SPD-Entwurf enthal-
ten. Uns geht es um Abgeordnete, die – kaum
im Bundestag – auf einmal zu Beratern von
Firmen werden, mit denen sie in ihren Aus-

schüssen zu tun haben. Da reicht es dann
nicht zu sagen: Kunde eins, Einkommensstu-
fe drei. Das will ich dann genauer wissen.
Kauder: Wenn wir schon einmal dabei sind,
sage ich Ihnen, was wir außerdem regeln
müssen: Es wäre nicht schlecht, wenn aus Ge-
setzentwürfen der Ministerien hervorginge,
wer die ausgearbeitet hat.
Kelber: Zunächst wäre es gut, wenn der Bun-
destag seine eigenen Regeln macht. Aber
dann: Ja, wunderbar, ein Lobbyisten-Register
gehört auch dazu. Haben wirklich Ministeri-
umsmitarbeiter oder irgendwelche Lobbyis-
ten Gesetzentwürfe gemacht? Ist alles schon
da gewesen. Und schließlich gehört das Stich-
wort Abgeordnetenbestechung noch in das
Paket. Da habe ich mich über Sie, Herr Kau-
der, gefreut, als Sie ankündigten, Ihre bisheri-
ge Haltung zu überdenken. Denn es kann
doch nicht wahr sein, dass Deutschland im
Gegensatz zu 162 anderen Ländern die UN-
Konvention nicht unterschreibt.
Kauder: Wenn wir den Begriff Abgeordneten-
bestechung durch Vorteilsnahme ersetzen,
kommen wir uns näher.
Kelber (lacht): Also wenn ein Jurist inhaltli-
che Zugeständnisse macht, wenn ich ein an-
deres Wort wähle, mache ich das als Informa-
tiker gerne.
Kauder: Trotzdem macht das Ergebnis der
Sachverständigen-Anhörung nicht viel Mut,
dass es bei diesem Thema zügig vorangeht.
Kelber: Aber wir wissen doch, wie es bei Sach-
verständigen-Anhörungen zugeht: Die Geg-
ner des Entwurfes benennen Experten, die in
der Regel auch Gegner des Entwurfes sind. Da
die Parteien, die bisher gegen die UN-Kon-
vention waren, eine Mehrheit haben, stellen
sie auch die Mehrheit der Experten in Anhö-
rungen.

Kauder: Ich werde mich aktiv in die Diskus-
sion einbringen und versuchen, einen eige-
nen Entwurf zu präsentieren, der ein bisschen
anders ausschaut als das, was wir bisher hat-
ten. Das Grundproblem ist nämlich, dass wir
immer versuchen, an Korruptionsstraftatbe-
stände anzudocken. Das kollidiert mit der
Immunität und Indemnität von Parlamenta-
riern, die Gemeinde- oder Kreisräte nicht ha-
ben. Es könnte sinnvoll sein, diese Bereiche
zu trennen. Herr Kelber, dann kommen wir
möglicherweise schneller zu einer Lösung als
Sie denken.
Kelber: Wir sind froh, wenn wir einen weite-
ren Entwurf bekommen. Dann können wir
über Kompromisse nachdenken. Außerdem
sieht die Öffentlichkeit, welche Partei wofür
steht – das Wesen parlamentarischer Arbeit.
Kauder: Man muss klar machen: Diese Auf-
gabe muss das Parlament lösen, auch wenn
wir in eigener Sache tätig und damit gewisser-
maßen befangen sind. Das ist eine schwieri-
ge Ausgangslage, die aber mit gutem Willen
zu meistern ist, wenn wir von dem Aufhänger
Korruption wegkommen.

Zurück zu den Abgeordneten-Nebentä-
tigkeiten. Herr Kauder, die Koalition hat
die Debatte angezündet und gerät jetzt in
die Defensive, weil die SPD offensiv damit
umgeht und selbst neue Regeln vorlegt.
Kauder: Ach was. Das ist doch das übliche
Spiel. Die Opposition drängt, die Regierungs-
koalition bremst. Ist auch gar nicht schlecht.
Man kann das nicht aus dem Ärmel schütteln,
denn die Themen Offenlegen der Nebenein-
künfte und Vorteilsannahme hängen doch ir-
gendwie zusammen.
Kelber: Es geht doch nicht darum, irgendet-
was aus dem Ärmel zu schütteln. Die gültigen
Regeln sind 2005 mit Stimmen von SPD und
Grünen gegen die Stimmen von CDU/CSU
und FDP eingeführt worden. 2009 haben wir
einen neuen Stufenmodell-Vorschlag einge-
bracht, um überhaupt einen Kompromiss er-
reichen zu können. Dieser Vorschlag wird
jetzt seit drei Jahren in der Rechtsstellungs-
kommission von Sitzung zu Sitzung vertagt,
verschleppt, blockiert. Vor diesem Hinter-
grund wird das Spielchen gegen Peer Stein-
brück initiiert, um ordentlich mit Schmutz

werfen zu können. Und dann wundert sich
die Koalition, dass wir die Zügel stärker an-
ziehen? Nein, wir werden nicht ein weiteres
halbes Jahr mit der Union verhandeln. Noch
ein, zwei Gesprächsrunden, dann werden die
Regeln im Plenum des Bundestages nament-
lich zur Abstimmung gestellt. Die Menschen
im Land werden erfahren, wer für Transpa-
renz ist und wer dagegen.
Kauder: Dann haben Sie doch unter dem
Strich nichts erreicht und deswegen halte ich
dieses Vorgehen nicht für klug. Man muss
sich für ein Gesetzgebungsvorhaben Freunde,
nicht Feinde schaffen.
Kelber: Herr Kauder, drei Jahre! Wenn Sie
drei Jahre nicht vorwärts kommen, dann ist
irgendwann Ende Gelände. Ich sage Ihnen
aus meiner Erfahrung: Die Bürgerinnen und
Bürger werden das richtig werten, denn sie
empfinden Transparenz als ihr gutes Recht.

Anlass der Debatte waren Rede-Hono-
rare für Herrn Steinbrück. Ist es in Ord-
nung, wenn sich Abgeordnete für Reden be-
zahlen lassen, oder gehört es nicht zu ihren

originären Aufgaben, politische Standpunk-
te in der Öffentlichkeit kundzutun?
Kelber: Es ist die Aufgabe von Politikern, Re-
den in der Öffentlichkeit zu halten. Allein aus
meinem Wahlkreis kenne ich ein Dutzend
Beispiele, wo Herr Steinbrück das kostenfrei
getan hat  – in Schulen, in Vereinen oder an-
derswo. Etwas anderes ist es doch aber, wenn
eine Bank für ihre Aktionärsversammlung ei-
nen Redner haben will. Dann ist es auch als
Abgeordneter völlig legitim, dafür ein Hono-
rar entgegenzunehmen. Ich habe bisher alle
Angebote für bezahlte Reden abgelehnt. Ich
habe da für mich etwas härtere Regeln aufge-
stellt als die, über die jetzt diskutiert wird, und
würde beispielsweise alle Redetermine auf
meiner Website veröffentlichen.
Kauder: Na ja, das ist schon eine Grauzone.
Die Frage ist: An wen geht die Einladung?
Geht sie an den Politiker, sollte er kein Hono-
rar annehmen. Wird er als Rechtsanwalt oder
Professor eingeladen, steht ihm ein Honorar
zu. Kurz nachdem ich einmal die Messe der
Spielautomatenhersteller eröffnet hatte, rief
mich ein Journalist an, um zu erfahren, ob ich
dafür ein Honorar bekommen habe. Ich war
völlig baff. Ich war dort als Vorsitzender des
Rechtsausschusses, nicht als Anwalt. Also
stand mir kein Honorar zu. Das habe ich
auch nicht bekommen und nie verlangt.

Herr Steinbrück ist als ehemaliger Bun-
desfinanzminister, also als Politiker, einge-
laden worden.
Kelber: Ja, aber nicht als amtierender, son-
dern als ehemaliger Finanzminister. Und wer
eine dieser Reden erlebt hat, glaubt wirklich
nicht, dass es eine bezahlte Gefälligkeitsrede
war. Herr Steinbrück wäscht jedem den Kopf.

Wird der Trend zum Berufspolitiker, der
die Bodenhaftung zum Leben außerhalb der
Politik verloren hat, durch strengere Regeln
für Nebeneinkünfte verstärkt?
Kelber:Nein, absolut nicht. Ein Beispiel aus der
CDU: Friedrich Merz. Jeder wusste, dass Merz
eine Reihe von Aufsichtsratsmandaten hatte
und ab und zu beim Besuch von Veranstaltun-
gen in Zeitnot geriet. Die Bürgerinnen und Bür-
ger in seinem Wahlkreis haben das akzeptiert
und ihn trotzdem mit einem besseren Ergebnis
als zuvor wieder in den Bundestag gewählt. Das
heißt: Die Wähler können das durchaus ein-
ordnen. Dafür brauchen sie aber die Fakten.
Noch einmal: Transparenz schafft Vertrauen.
Kauder: Aber die Höhe der Einkünfte haben
die Bürger offensichtlich weniger interessiert
als die Frage, in welchem Aufsichtsrat er ist.
Kelber: Richtig, und beiden Sachen gehören
zusammen. Wir wissen, dass es Aufsichtsräte
in dieser Republik gibt, in denen bei minima-
lem Aufwand höchste Gehälter fließen. Das
muss man veröffentlichen. Wenn ich als Um-
weltpolitiker zum Beispiel im Aufsichtsrat ei-
nes Energiekonzerns wäre und für vier oder
fünf Sitzungen im Jahr das doppelte Gehalt
eines Abgeordneten bekäme, dann müssten
mich die Menschen in meinem Wahlkreis fra-
gen dürfen: Bist du eigentlich noch frei in dei-
nen energiepolitischen Entscheidungen? ❚

Das Interview führten Jörg Biallas 
und Hans Krump. 

»Transparenz schafft Vertrauen«

ZUR PERSON
Ulrich Kelber (44, Foto rechts) ist 
Diplom-Informatiker und seit 2000 
SPD-Bundestagsabgeordneter. Er ist für
den Wahlkreis Bonn seit dem Jahr 2002
direkt gewählt und wurde im November
2005 stellvertretender SPD-Fraktions-
vorsitzender. Ulrich Kelber nennt sich
selbst „gläserner Abgeordneter“ und
veröffentlicht seit dem Jahr 2000 
seine Steuererklärungen auf seiner
Homepage.

Siegfried Kauder (61) ist Rechtsanwalt
und gehört dem Bundestag seit 2002 als
direkt gewählter CDU-Abgeordneter für
den Wahlkreis Schwarzwald-Baar an. Der
Bruder des Unions-Fraktionschefs Volker
Kauder ist seit November 2009 Vorsit-
zender des Rechtsausschusses. Siegfried
Kauder gehörte zu den neun Bundes-
tagsabgeordneten, die 2006/2007 erfolg-
los in Karlsruhe gegen die Offenlegung
der Nebeneinkünfte klagten.

SIEGFRIED KAUDER 
UND ULRICH KELBER

Die beiden Bundestagsabgeordneten 
streiten über die stärkere Offenlegung von

Nebeneinkünften. Bei einigen
Berufsgruppen wird es schwierig, sagt der

CDU-Abgeordnete Kauder. Für den 
SPD-Mandatsträger Kelber ist es vor allem

wichtig, dass Wähler wieder mehr Vertrauen
in die Politik bekommen 
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Man kann das Ganze nicht aus dem
Ärmel schütteln, denn die Themen

Offenlegen der Nebeneinkünfte und
Vorteilsannahme hängen doch 

irgendwie zusammen.
Siegfried Kauder
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Sie soll helfen, dass Emissionen aus der In-
dustrie möglichst wenig Luft, Wasser und
Böden verunreinigen: die EU-Richtlinie
über Industrieemissionen (Industry Emissi-
on Directive/IDE). Bereits vor zwei Jahren
wurde sie von der Europäischen Kommissi-
on auf den Weg gebracht. Am vergangenen
Donnerstag wurde dafür zunächst die ent-
sprechende Verordnung über Industrie-
Emissionen (17/10605) vom Bundestag
verabschiedet. Das Gesetz zur EU-Richtlinie
über Industrie-Emissionen (17/10486) soll
in dieser Woche vom Bundestag in nationa-
les Recht umgesetzt werden. Durch dieses
Rahmengesetz wurden und werden in ei-
nem Umsetzungspaket auch weitere ein-
schlägige Bundesgesetze wie etwa das Bun-
des-Immissionsschutzgesetz oder das Was-
serhaushaltsgesetz entsprechend novelliert. 

Deutschland einst Vorreiter Bei der Um-
setzung der EU-Richtlinie ging es im Kern
um die Frage, ob die gesetzlichen Vorgaben
aus Brüssel eins zu eins umgesetzt werden
oder ob darin weitergehende Umweltstan-
dards eingearbeitet werden sollten. Wäh-
rend die Wirtschaft fürchtete, dass es bei ei-
ner Ausweitung der Richtlinie zu Wettbe-
werbsverzerrungen komme, warnten Um-
weltschützer vor einem weiteren Abbau von
in Deutschland vorhandenden Umwelt-

standards. Die Bewertung des Gesetzent-
wurfes fiel bei der Anhörung am vergange-
nen Montag entsprechend unterschiedlich
aus. Bei der Richtlinie handele es sich nicht
um grundlegend neues EU-Recht, sagte
Rechtsanwalt Manfred Rebentisch von der
Kanzlei Clifford Chance.„Für die Umset-
zung wird am bewährten Konzept festgehal-
ten“, sagte der Rechtsanwalt.
Der Sachverständige von ThyssenKrupp
Steel Europe AG, Andreas Theuer, machte
deutlich, dass die gesetzlichen Regelungen
für Industrie-Emissionen nicht nur ein we-
sentlicher Baustein des europäischen Um-
weltrechts seien, sondern auch eine starke
industriepolitische Komponente besäßen.
Die Industrie habe großes Interesse an Stan-
dards, die verbindlich und durchsetzbar sei-
en. „Das hohe Umweltschutzniveau muss
vom deutschen Gesetzgeber nicht vergoldet
werden“, sagte er. Christian Tebert von der
Ökopol Gmbh stellte hingegen mit Bedau-
ern fest, dass es sich bei Umsetzung der
Richtlinie „keine großen Neuerungen“ ge-
be. Bislang sei Deutschland im Umweltbe-
reich jedoch immer Vorreiter gewesen. „Das
ist für die wirtschaftliche Lokomotive
Deutschland zu wenig“, sagte er. Mit Blick
auf die Verordnung forderte ein Teil der Ex-
perten bei Industrie-Emissionen höhere
Grenzwerte etwa für Quecksilber oder Stick-

stoffoxide. Der Experte für industriellen
Umweltschutz, Harald Schönberger, warnte
hinsichtlich der Grenzwerte zum Beispiel
bei Emissionen von Zementwerken vor ei-
ner Bevorzugung der Mitverbrennung im
Vergleich zur Abfallverbrennung. Auch Pro-
fessor Uwe Lahl, von der BZL Kommunika-
tion und Projektsteuerung GmbH sagte,
dass die Emissionen von Quecksilber bei-

spielsweise aus Kohlekraftwerken im Ge-
gensatz zu den USA in Deutschland unter-
schätzt würden. Er sprach bei der Umset-
zung der Richtlinie von einer „vertanen
Chance“. Deutschland hätte die Chance ge-
habt, „Energieeffizienz als ordnungspoliti-
sches Instrument einzuführen“, sagte er.
„Das ist ein Gestaltungsspielraum, der nicht
genutzt wurde.“ Annette Sach ❚

V
erglichen mit dem Ausland ist
die Lage auf dem deutschen
Ausbildungsmarkt gut. Die
Jugendarbeitslosigkeit er-
reichte im August 8,1 Prozent
und liegt damit am niedrigs-

ten in ganz Europa. Zugeschrieben wird die-
ser Erfolg nicht nur dem demografischen
Faktor und dem daraus folgenden Rückgang
von Schulabgängern, sondern auch dem
dualen Ausbildungssystem.  „Die duale Aus-
bildung hat eine interna-
tionale Zustimmung wie
nie“, sagte Bundesbil-
dungsministerin Annette
Schavan (CDU) am Don-
nerstag in der Debatte
zur Lage auf dem Ausbil-
dungsmarkt. Immer
mehr junge Menschen
finden eine Ausbildungs-
stelle in Deutschland,
und immer weniger junge Menschen blei-
ben im sogenannten Übergangssystem nach
der Schule hängen. Länder aus Südamerika,
Asien und vor allem aus dem krisengebeu-
telten Südeuropa interessieren sich daher
neuerdings sehr für das deutsche System. 
Auch wenn die Opposition die grundsätz-
lich guten Zahlen auf dem Arbeitsmarkt
nicht bestritt, kritisierte sie große Teilberei-
che der Regierungspolitik. In Deutschland
verharrten von den rund 540.000 Bewer-
bern für eine Ausbildung rund 30 Prozent
im Übergangssystem zwischen Schule und
Beruf. Das sei „nicht erträglich“, sagte Willi

Brase (SPD) bei der Debatte. Dass die Zahl
nicht noch höher sei, sei nicht das Ergebnis
politischer Maßnahmen, sondern „ein Pro-
dukt der demografischen Entwicklung“, ar-
gumentierte der Sozialdemokrat und stütz-
te sich damit in Teilen auch auf den Berufs-
bildungsbericht 2012. Das Mitglied des Bil-
dungsausschusses kritisierte, dass es zu viele
und zu viele unübersichtliche Maßnahmen
im Übergangssystem gebe, das jährlich
sechs Milliarden Euro koste.  

S c h a v a n
konterte die-
sen Vorwurf:
Ve rg l i chen
mit 2010 sei
die Zahl der-
jenigen, die
nach der
Schule keine
Ausbildung
fänden um

5,7 Prozent zurückgegangen. Sie wolle auch
in Zukunft diese sogenannten Altbewerber
mit verschiedenen Maßnahmen zum Ein-
stieg in die berufliche Bildung unterstützen. 
Zudem ging Schavan auf den jetzt schon in
einigen Branchen bestehenden Fachkräfte-
mangel ein, der sich noch verstärken dürfte.
Sie erinnerte daran, dass die Bundesagentur
für Arbeit bis zum Jahr 2025 in Deutschland
mit einem Rückgang der Erwerbstätigen um
6,5 Millionen Menschen rechne. „Deshalb
müssen wir erreichen, dass die Unterneh-
men in unserem Land Fachkräfte bekom-
men.“ Gerade in der Fläche sei das zuneh-

mend ein Problem. Es müssten dort mehr
Ausbildungsstätten geschaffen werden.
Denn schon jetzt würden Unternehmen
Ausbildungsstellen anbieten, die nicht be-
setzt würden. 

»Generation abgehängt« Zudem ver-
wahrte sie sich dagegen, über die schon 360
bestehenden Ausbildungsberufe hinaus
weitere zuzulassen. Vielmehr müssten „Aus-
bildungsfamilien“ geschaffen werden, also
eine Bündelung stattfinden. Unterstützt
wurde die Ministerin von Heiner Kamp
(FDP), der sagte: „Never touch a running
system.“ Die Opposition solle nicht an den
Zahnrädern des gut funktionierenden Aus-
bildungssystems in Deutschland herumstel-
len. Allein im vergangenen Jahr sei die Zahl
der betrieblichen Ausbildung um vier Pro-
zent gestiegen. Eine Ausbildung bleibe die
beste Garantie für gesellschaftliche Integra-
tion und Teilhabe in den Arbeitsmarkt. Es
habe sich ausgezahlt, „dass wir nicht die Axt
an das Berufssystem angelegt haben“. Und
auch Uwe Schummer (CDU) unterstützte
diese Linie. Von den Akademikern seien in
Deutschland 3,2 Prozent arbeitslos, von den
Menschen, die eine Ausbildung hinter sich
gebracht hätten aber nur 2,7 Prozent. 
Agnes Alpers (Die Linke) ging vor allem auf
die 2,2 Millionen jungen Menschen zwi-
schen 20 und 34 Jahren ein, die gar keine
Ausbildung erhalten. Nur noch 22,5 Pro-
zent der Betriebe würden ausbilden, weil ge-
rade bei Kleinbetrieben der „Druck für die
Betriebe groß sei. Jeder Auftrag müsse

schnell und fachgerecht ausgeführt werden,
niemand habe Zeit, den Lehrlingen etwa
beizubringen, es gebe keine Ausbilder.“
Deutliche Worte fand Kai Gehring (Bündnis
90/ Die Grünen) mit der Wiedergabe eines
Zitats des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB). Die Gruppe der 2,2 Millionen ohne
Ausbildung nenne der DGB bereits „Gene-
ration abgehängt“, sagte er.  Auch ging er auf
die Gruppe der Menschen im Übergangssys-
tem ein. Dabei verteidigte er das Modell
DualPlus, das die Grünen erarbeitet haben.
Es wird jedoch von einigen Fachleuten und

Teilen der Regierungskoalition als nicht pra-
xistauglich und umsetzbar angesehen.
DualPlus soll nach Vorstellung der Grünen
gerade solchen Jugendlichen die Teilnahme
an der dualen Ausbildung ermöglichen, die
bisher als nicht „ausbildungsreif“ oder „aus-
bildungsfähig“ eingestuft worden sind oder
aus anderen Gründen am Arbeitsmarkt
schlechte Chancen haben.  
Grundsätzlich setze die Regierung weiter auf
eine gute Konjunktur und unternehme we-
nig. Gehrings Fazit: „Das nenne ich aussit-
zen.“  Annette Rollmann ❚

In ganz Deutschland werden von der EU-Richtlinie rund 9.000 Anlagen erfasst.

BERUFSAUSBILDUNG Koalition sieht gute Lage für Jugendliche. Opposition kritisiert Unübersichtlichkeit

Vorbild Deutschland

5,3 Millionen
für Stadtschloss   
VERKEHR UND BAU Für die Rekonstrukti-
on der Fassade des Berliner Schlosses –
Humboldtforum – sind bisher Spenden in
Höhe von 5,3 Millionen Euro eingegangen.
Dies erklärte vergangene Woche der Ge-
schäftsführer der „Stiftung Berliner Schloss-
Humboldtforum“, Manfred Rettig, im Aus-
schuss für Verkehr und Bau. Insgesamt
müssten 80 Millionen Euro an Spenden
aufgebracht werden. Er sei jedoch optimis-
tisch, dass nach dem Beginn der Bauarbei-
ten das Spendenaufkommen ansteigen wer-
de. „Insgesamt sind Zeiten und Kosten im
grünen Bereich“, erklärte er weiter. Die  Ko-
alition zeigte sich erfreut darüber, dass der
Zeit- und Finanzplan eingehalten werde.
Zudem gebe es noch einen finanziellen Puf-
fer in Höhe von rund 30 Millionen Euro.
Das Humboldtforum sei der Schlussbau-
stein einer weltweit einzigartigen Museums-
landschaft. Auch der Sprecher der SPD-
Fraktion betonte, dass seine Fraktion großes
Interesse an einem Erfolg habe. Deshalb
müssten schnellstens die fehlenden Gelder
eingeworben werden. Die Linksfraktion
und Bündnis 90/Die Grünen interessierte
vor allem, was geschehe, wenn das Spen-
denaufkommen nicht ausreichen würde.
Rettig erklärte, dass nach Gesprächen mit
mehreren potentiellen Großspendern er
keinen Zweifel daran habe, dass die Summe
eingeworben werde. Deshalb gebe es auch
keine Planungen, wenn dies wider Erwarten
nicht der Fall sein werde. mik ❚

SPD-Vorstoß zur
Stadtentwicklung
Verkehr und Bau Das Programm „Soziale
Stadt“ soll zukunftsfähig weiterentwickelt
werden. Das fordert die SPD-Fraktion in ei-
nem Antrag (17/10999), der am Donners-
tag erstmals im Bundestag beraten wurde.
Deshalb soll die Bundesregierung umge-
hend für eine verlässliche Mittelausstattung
der Städtebauförderung mit dem Leitpro-
gramm „Soziale Stadt“ sorgen, es zum res-
sortübergreifenden Leitprogramm für den
sozialen Zusammenhalt in Städten und Ge-
meinden weiterentwickeln und finanziell
entsprechend ausstatten. Weiter fordern die
Abgeordneten die Bundesregierung auf, als
Ziel des Programms „Soziale Stadt“ die Sta-
bilisierung der benachteiligten Quartiere
mit Blick auf die Stärkung ihrer Integrati-
onsfunktion für die Städte und Gemeinden
zu verankern, so dass Integration erreicht
und Verdrängung vermieden wird. Schließ-
lich fordern die Abgeordneten unter ande-
rem weiter, die Finanzkraft der Kommunen
nachhaltig zu verbessern und kurzfristig ei-
ne Initiative zu ergreifen, um Kommunen in
prekärer Haushaltslage die Teilnahme an
Förderprogrammen zu ermöglichen.

Lebenswerte, attraktive, funktionsfähige
und sozial ausgeglichene Städte und Ge-
meinden seien die Grundlage für den sozia-
len Zusammenhalt der Gesellschaft,
schreibt die Fraktion zur Begründung. Die
Städte und Gemeinden würden einem stän-
digen Wandel unterliegen. Ökonomische
und demografische Veränderungen, die zu-
nehmende Polarisierung zwischen Arm und
Reich sowie die ökologischen Anforderun-
gen und Folgen der Energiewende seien in
der Stadtentwicklung von Bedeutung. Als
zentrales Handlungsinstrument für die zu-
künftige Entwicklung der Städte und Ge-
meinden habe sich in mehr als 40 Jahren
die Städtebauförderung erwiesen. Diese
würde von der Bundesregierung vernachläs-
sigt mik ❚

»Die duale 
Ausbildung hat
Zustimmung 
wie nie.«
Annette Schavan (CDU)
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Rauchende Schornsteine 
INDUSTRIE-EMISSIONEN Bundestag setzt Richtlinie der Europäischen Kommission in nationales Recht um

>STICHWORT

> Ausbildungsmarkt Die Jugendarbeitslosigkeit liegt in
Deutschland bei 8,1 Prozent. Immer mehr Länder interes-
sieren sich für das deutsche duale Ausbildungssystem, die
Verzahnung von Berufsschule und Lehre.

> Übergangsbereich Obwohl die Konjunktur in Deutsch-
land stark ist, finden viele Bewerber zunächst keinen Aus-
bildungsplatz. Rund 175.000 junge Menschen ohne Ausbil-
dungsplatz drehen derzeit Warteschleifen.

> Generation abgehängt  1,5 Millionen Menschen im Al-
ter zwischen 20 und 29 erhalten keine Ausbildung. Im Bun-
desbildungsbericht heißt es dazu: „Dies ist mit erheblichen
negativen Konsequenzen verbunden – für den Einzelnen
und für die Gesellschaft insgesamt.“ 

BERUFSAUSBILDUNG– Duales System wird zum Exportartikel
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Fachwissen wird von Generation zu Generation weitergegeben.
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Der Finanzausschuss hat vergangene Woche
dem Doppelbesteuerungsabkommen mit
der Schweiz und weiteren Doppelbesteue-
rungsabkommen mit anderen Ländern zu-
gestimmt. Für das von der Bundesregierung
als Gesetzentwurf vorgelegte Abkommen
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
über Zusammenarbeit in den Bereichen
Steuern und Finanzmarkt in der Fassung
vom 5. April 2012 (17/10059) stimmten die
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP,
während die SPD-Fraktion, die Linksfrakti-
on und die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen das Abkommen ablehnten.

Zehn Milliarden erwartet Ein Sprecher
der CDU/CSU wies auf Verbesserungen in
dem Abkommen hin. Man sei „bis an die
Grenze des Machbaren gekommen“. Zu For-
derungen nach Änderungen sagte er, es han-
dele sich um einen Vertrag mit einem sou-
veränen Staat, der nach langen, zähen Ver-
handlungen ausgehandelt worden sei. Die
Union erwartet Mehreinnahmen von zehn
Milliarden Euro. Die FDP-Fraktion kritisier-
te die Verweigerungshaltung der Oppositi-
on im Bundesrat. Wenn das Abkommen
nicht bald in Kraft treten könne, drohten
zum Jahresende 1,5 Milliarden Euro Steuer-
forderungen zu verjähren.

Die SPD-Fraktion warf dagegen der Koaliti-
on vor, den Anspruch auf deutsche Steuer-
und Strafansprüche aufzugeben und das
Schweizer Bankgeheimnis schützen zu wol-
len. Steuerhinterziehung werde noch gou-
tiert, da die Höhe der vorgesehenen Pau-
schalzahlungen deutlich unter der individu-
ellen Steuerschuld liege. Weitreichende
Umgehungsmöglichkeiten seien nicht aus-
zuschließen. Da durch das Abkommen kei-
ne CDs mit Daten mehr aufgekauft werden

könnten, werde das Entdeckungsrisiko der
Steuerhinterzieher sinken.
Auch die Linksfraktion sprach von einer Be-
günstigung der Steuerhinterzieher. Das Ab-
kommen räume Steuerhinterziehern genü-
gend Zeit ein, um ihr Geld aus der Schweiz
abzuziehen und woanders anzulegen. Auch
räume das Abkommen die Möglichkeit zu
einer strafbefreienden Teilselbstanzeige ein,
die in anderen Fällen nicht möglich sei.
Dass die Nachversteuerung anonym mög-

lich sei, sei ein Persilschein, mit dem
Schwarzgeld aus der Vergangenheit weiß ge-
waschen werden könne. Das Abkommen
bedeute eine direkte Einladung zur Geldwä-
sche und sei ein „Sabotageakt gegen den au-
tomatischen Informationsaustausch“.
Auch Bündnis 90/Die Grünen forderten ei-
nen automatischen Informationsaustausch
in Steuersachen mit der Schweiz und die
Zulassung von Gruppenanfragen zu Steuer-
angelegenheiten. Mit der Möglichkeit von
Gruppenanfragen mit Rückwirkung könne
das Abschleichen in andere Länder verhin-
dert werden.
Das Abkommen sieht vor, dass Kapitalerträ-
ge deutscher Steuerpflichtiger in der
Schweiz in Zukunft wie in Deutschland be-
steuert werden sollen. Dafür sollen die
Schweizer Zahlstellen eine der deutschen
Abgeltungsteuer (derzeit 25 Prozent) und
dem deutschen Solidaritätszuschlag (5,5
Prozent der Abgeltungsteuer) entsprechen-
de Quellensteuer erheben. Unversteuerte
deutsche Kapitalanlagen in der Schweiz in
Zukunft sollen „einem nicht kalkulierbaren
Entdeckungsrisiko“ unterliegen.
Der Finanzausschuss billigte außerdem
Doppelbesteuerungsabkommen mit Lu-
xemburg (17/10751), mit den Niederlan-
den (17/10752) und mit dem Fürstentum
Liechtenstein (17/10753). hle ❚

Steuerabkommen mit Schweiz und Liechtenstein
FINANZEN II Opposition sieht Anspruch gegen Steuerhinterzieher auf Zahlung und Strafe aufgegeben 

D
ie Welt der deutschen Pri-
vatbanken ist klein ge-
worden. Die Dresdner
Bank ist schon lange Ge-
schichte, die Commerz-
bank geriet mit der Fi-

nanzkrise ins Schlingern und ist inzwischen
teilstaatlich. Die „Hypo Real Estate“ (HRE)
brach krachend zusammen und firmiert
heute unter dem Namen „Deutsche Pfand-
briefbank“ als hundertprozentiges Staatsin-
stitut. Allein die Deutsche Bank hat die Kri-
se bisher überstanden. 
Die Aussichten für das deutsche Geldgewer-
be sind allerdings nicht rosig. Erst in der ver-
gangenen Woche veröffentlichte die Rating-
agentur Moody's  eine Studie, nach der der
Ausblick für die deutschen Banken negativ
bleibt. Die ohnehin schwachen Erträge sol-
len noch weiter schrumpfen. Die deutschen
Banken seien zudem zu stark in besonders
zyklischen und damit krisenafälligen Sekto-
ren wie der Schiffsfinanzierung und im Im-
mobilienbereich engagiert. Gerade auf dem
Immobilienbereich könnte die nächste Bla-
se wachsen, befürchten Finanzexperten. 

Wenn die Blase platzt Warum Banken
beim Platzen von Spekulationsblasen Pro-
bleme bekommen, ist bekannt: Die Institu-
te haben zu wenig Eigenkapital. Kommt ei-
ne Krise, wird es eng, und der Steuerzahler
muss zur Rettung antreten. Um Ruhe ins
System zu bringen, hatte der Baseler Aus-
schuss für Bankenaufsicht, ein internationa-
les Gremium von Zentralbankern,  bereits
im Dezember 2010 eine Stärkung der Eigen-
kapitalbasis vorgeschlagen („Basel III“). Die
Vorschläge sehen unter anderem vor, dass
das „harte Kernkapital“ der Finanzinstitute
um das Dreieinhalbfache erhöht wird. Au-
ßerdem sollen Banken in wirtschaftlich bes-
seren Zeiten verpflichtet werden können,
zusätzliches Kapital aufzubauen, um für
Konjunkturschwankungen besser vorzu-
beugen. Mit der Neuregelung wird auch ein
Beschluss des G-20-Gipfels von 2009 umge-
setzt, der gefordert hatte, die Widerstands-
kraft des Bankensektors gegenüber Schocks
aus Stresssituationen im Finanzsektor und
in der Wirtschaft zu stärken. Der gesamte
Prozess wird als „CRD IV“ bezeichnet. An-
gestrebt werden auch ein besseres Risikoma-
nagement der Banken und mehr Transpa-
renz durch erweiterte Offenlegungspflich-
ten.

»Nur Verpackung« In Deutschland sollen
die Baseler Vorschläge, die die EU als eigene
Rechtsakte übernehmen will, im Gesetzent-
wurf zur Umsetzung europäischer Rechts-
vorschriften über Eigenkapital- und Auf-
sichtsanforderungen an Banken (17/10974)
umgesetzt werden. Zu den Eigenkapitalvor-
schriften heißt es, die Institute müssten
künftig einen fixen Kapitalerhaltungspuffer
aufbauen, der im Jahr 2016 mit 0,625 Pro-
zent beginnt und im Jahr 2019 2,5 Prozent
an zusätzlichem und ständig vorzuhalten-
dem hartem Kernkapital betragen soll. Da-
neben soll ein antizyklischer Kapitalpuffer
gebildet werden, „der in Deutschland eine
zeitlich befristete Erhöhung der Eigenkapi-
talanforderungen im Umfang von bis zu 2,5
Prozent, unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch mehr, an zusätzlichem harten
Kernkapital erfordert. Ein weiterer Kapital-
puffer zur Abwehr systemischer Risiken von
bis zu drei Prozent oder mehr unter be-
stimmten Voraussetzungen kann zusätzlich
festgelegt werden“, schreibt die Bundesre-
gierung.
Auch wenn sich alle Fraktionen über das
Ziel einer besseren Eigenkapitalausstattung
einig waren, ging die Opposition dennoch
scharf mit der Regierung ins Gericht. So warf
Carsten Sieling (SPD) bei der ersten Bera-
tung des an die Ausschüsse überwiesenen
Gesetzentwurfs am Donnerstag der Bundes-
regierung eine „virtuelle Gesetzgebung“ vor,
weil die EU-Verordnung und die EU-Richt-

linie, die hier umgesetzt werden sollten,
noch gar nicht verabschiedet worden seien. 
Manfred Zöllmer (SPD) sagte: „Wir haben
nur Verpackung, aber keinen Inhalt.“ Basel
III bezeichnete er als „dringend notwendi-
ges Regelwerk zur Stabilisierung des Finanz-
systems“. Mehr Eigenkapital bedeute weni-
ger Geld für riskante und spekulative Ge-
schäfte. Es seien aber auf europäischer Ebe-
ne eine Reihe wichtiger Fragen wie die
Liquiditätssicherung und die Eigenkapital-
definition offen. Zöllmer appellierte an die
Bundesregierung, den Worten Taten folgen
zu lassen. 
Für Axel Troost  (Die Linke) hatte die Bera-
tung eine „gewisse Komik“. Es sei wohl der
„besonderen deutschen Termintreue“ zu
verdanken, dass man eine Gesetzeshülle,
aber keinen Inhalt habe. Bei der Erfüllung

der Millenniumsziele der vereinten Natio-
nen kenne man diese Termintreue aller-
dings nicht. Grundsätzlich bezeichnete
Troost ein höheres und besseres Eigenkapi-
tal für Banken als sinnvoll, weil Banken da-
mit widerstandsfähiger würden. Wie andere
Redner forderte er, dass Sparkassen und Ge-
nossenschaftsbanken nicht auf der Strecke
bleiben dürften: „Das würde das Finanzsys-
tem nicht sicherer, sondern nur noch wacke-
liger machen.“ Insgesamt werde in dem Ent-
wurf aber zu wenig zwischen großen Ban-
ken, die Probleme bereiten würden, und
kleinen Instituten unterschieden. 
Diesen Aspekt sprach auch Grünen-Finanz-
experte Gerhard Schick an. Fünf Jahre nach
Ausbruch der Krise dürfe die Deutsche Bank
mit 2,5 Prozent Eigenkapital herumlaufen.
Diese Bank würde aber keinem Unterneh-

men mit einer so niedrigen Kapitalquote ei-
nen Kredit geben, sagte Schick. Die deut-
schen Banken hätten im internationalen
Vergleich die niedrigste Eigenkapitalausstat-
tung, „und das zeigt, wir haben richtig was
zu tun“. Schick verlangte außerdem eine Be-
grenzung der Boni-Zahlungen für Banker,
die nicht höher als das jeweilige Grundge-
halt sein dürften.

Herzstück der Reformen Zuvor hatte Hart-
mut Koschyk (CSU), Parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesfinanzministeri-
um, festgestellt: „Banken, die zu wenig mit
Eigenkapital ausgestattet sind und zu starke
über ihre Eigenkapitalquote hinausgehende
Risikogeschäfte eingehen, können nationa-
le und internationale Finanzsysteme in gro-
ße Erschütterung versetzen.“ Die Umset-

zung von Basel III sei daher ein „Herzstück“
der Finanzmarktreformen. Die frühe Vorla-
ge des Gesetzentwurfs verteidigte Koschyk
mit dem Argument, „wir wollten in
Deutschland alles tun, um unsere Ent-
schlossenheit zu bekunden, Basel III so früh
wie möglich umzusetzen“. Zugleich wies er
darauf hin, dass die „bewährte Infrastruktur
der deutschen Bankenlandschaft“ nicht ver-
ändert werde. Auch in Zukunft würden An-
teile an Genossenschaftsbanken und stille
Einlagen bei Sparkassen zum harten Kern-
kapital zählen. Die regionalen Banken
könnten ihre Rolle sogar besser als zuvor er-
füllen, freute sich Koschyk. 
Klaus-Peter Flosbach (CDU) verteidigte die
frühe Einbringung mit den intensiven Bera-
tungen im Bundestag, auch wenn derzeit
noch nicht jedes Detail geklärt sei. Björn
Sänger (FDP) räumte ein, in Brüssel hake es
bei der Verabschiedung der Vorschriften,
„aber wir sind bereit, das umzusetzen“. Die
neuen Eigenkapitalvorschriften würden zu-
sammen mit dem Banken-Restrukturie-
rungsgesetz das „Fundament einer neuen Si-
cherheitsarchitektur darstellen“. 
Getreu der Devise, dass im Bereich des deut-
schen Finanzmarktes nichts unreguliert
bleiben soll, brachten die Koalitionsfraktio-
nen inzwischen auch ein anderes Projekt
voran: Im Finanzausschuss des Bundestages
wurde am vergangenen Mittwoch der von
der Bundesregierung eingebrachte Entwurf
eines Gesetzes zur Stärkung der deutschen
Finanzaufsicht (17/10040) beschlossen.
CDU/CSU- und FDP-Fraktion stimmten
dem Entwurf zu, während SPD-Fraktion
und Bündnis 90/Die Grünen dagegen
stimmten. Die Linksfraktion enthielt sich.
Der von den Koalitionsfraktionen mit meh-
reren Änderungsanträgen veränderte Ent-
wurf sieht unter anderem die Gründung ei-
nes Ausschusses für Finanzstabilität vor. Mit
dem Gesetzentwurf wird der Bundesbank
die Aufgabe zugewiesen, auch zur Wahrung
der Finanzstabilität beizutragen, indem sie
„laufend die für die Finanzstabilität maß-
geblichen Sachverhalte analysiert“. Gegebe-
nenfalls soll sie Vorschläge zu Warnungen
oder sogar Maßnahmenempfehlungen erar-
beiten. Auf dieser Grundlage solle dann der
Ausschuss für Finanzstabilität seine Emp-
fehlungen aussprechen. Außerdem wird die
Zusammensetzung des Verwaltungsrates der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) geändert, und es wird ein Ver-
braucherbeirat eingerichtet.

»Meilenstein der Regulierung« Die Ko-
alitionsfraktionen wiesen Befürchtungen
der Wirtschaft als unbegründet zurück,
durch die Änderungen am deutschen Fi-
nanzaufsichtssystem werde es zu mehr Bü-
rokratie kommen. Bei der Datenerhebung
sei eine möglichst geringe Belastung der Un-
ternehmen sichergestellt, sagte ein Vertreter
der CDU/CSU-Fraktion. Die FDP-Fraktion
sprach sogar von einem „Meilenstein bei
der Regulierung der nationalen Finanz-
märkte“. 
Die SPD-Fraktion warf der Koalition vor,
das Gesetz bereits verabschieden zu wollen,
ohne dass Klarheit darüber bestehe, welche
Veränderungen die EU an der Finanzauf-
sicht vornehmen wolle. Erst wenn Klarheit
über das EU-Aufsichtsregime bestehe, kön-
ne man über die deutsche Aufsicht entschei-
den. Zudem sei es falsch, dem Verbraucher-
schutz nur einen niedrigen Stellenwert ein-
zuräumen. Auch die Linksfraktion kritisier-
te die unzureichende Berücksichtigung des
Anleger- und Verbraucherschutzes in dem
Entwurf. Weder sei die Anregung des Bun-
desrates, einen Finanzmarktwächter einzu-
führen, berücksichtigt worden, noch werde
es zur Einrichtung eines „Finanzmarkt-
TÜV“ kommen. Wie die anderen Oppositi-
onsfraktionen kritisierten auch die Grünen
den mangelnden Verbraucher- und Anleger-
schutz. Der Verbraucherbeirat bei der BaFin
werde „zahnlos“ sein. Hans-jürgen Leersch ❚

Banken-Härtung
FINANZEN I Mit höherem Eigenkapital sollen deutsche Geldhäuser
krisenfest gemacht werden. Auch die Aufsicht wird verbessert 

Auch mit Liechtenstein (im Bild die Burg in Vaduz) gibt es ein Steuerabkommen.

Banken, so heißt es häufig, haben Geld genug. Aber oft genug sind die Tresore in Wirklichkeit leer.
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Deutschland strebt neuen
Flugvertrag mit Kanada an
Zu dem Luftverkehrsabkommen vom 17. De-
zember 2009 zwischen Kanada und der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedstaaten hat die Bundesregierung einen
Gesetzentwurf (17/10917) vorgelegt. Da-
nach sind einige Bestimmungen des bishe-
rigen Luftabkommens zwischen Deutsch-
land und Kanada mit dem Unionsrecht nicht
vereinbar. Mit dem Gesetzentwurf soll dies
geändert werden. Besonders das Niederlas-
sungsrecht europäischer Luftfahrtunterneh-
men innerhalb der EU und das Recht auf dis-
kriminierungsfreien Marktzugang  zwischen
Landepunkten in der EU und solchen in Ka-
nada soll damit gewährleistet werden. Der
Bundestag hat den Gesetzentwurf am Don-
nerstag zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse überwiesen. mik ❚

Luftverkehrsgesetz soll 
geändert werden
Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf (17/10958) zur Durchführung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über die Fahrgastrech-
te im See- und Binnenschiffsverkehr sowie
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes vor-
gelegt, In der EU-Verordnung wird den Mit-
gliedstaaten unter anderem aufgegeben, für
die Einhaltung und Durchsetzung der Ver-
ordnung in Bezug auf den See- und Binnen-
schiffsverkehr entsprechende Stellen einzu-
richten. Mit der Änderung des Luftverkehrs-
gesetzes soll zudem die Übergangsfrist des
Paragrafen 73 Absatz 4 Luftverkehrsverord-
nung um zwei weitere Jahre bis zum 31. De-
zember 2014 verlängert werden. Dies ge-
währleistet, dass die bisherigen im deut-
schen Luftraum in grenznahen Bereichen
ausgeübten Tätigkeiten ausländischer Flug-
sicherungsorganisationen zulässigerweise
fortgesetzt werden können, heißt es im Ge-
setzentwurf, der am Donnerstag erstmals im
Bundestag beraten wurde. mik ❚

SPD will Überarbeitung des
Radverkehrsplans 2020
Eine Überarbeitung des Nationalen Radver-
kehrsplans 2020 fordert die SPD Fraktion in
einem Antrag (17/11000), der am Donners-
tag erstmals im Bundestag beraten wurde.
Dadurch sollen neue Impulse für die Förde-
rung des Radverkehrs gesetzt werden. Des-
halb fordern die Abgeordneten die Bundes-
regierung unter anderem auf, den unter-
schiedlichen Entwicklungsstufen des Rad-
verkehrs in den Regionen in Deutschland
gerecht zu werden und entsprechend diffe-
renzierte Förderansätze zu erarbeiten. Dabei
soll unter anderen die Finanzausstattung für
den Bau von Radwegen an Bundesfernstra-
ßen bedarfsgerecht in Höhe von rund 100
Millionen Euro in der mittelfristigen Finanz-
planung festgeschrieben werden. Der Bau
von Fahrradwegen als Teil von städtebauli-
chen Konzepten zur Umgestaltung des öf-
fentlichen Raumes soll im Rahmen der
Städtebauförderung weiter gefördert wer-
den. Voraussetzung dafür sei, dass die Bun-
desmittel für die Städtebauförderung ent-
sprechend des Bedarfs auf mindestens 700
Millionen Euro erhöht und in der mittelfris-
tigen Finanzplanung verstetigt werden.
Fahrradfahren ist eine gesunde und umwelt-
freundliche Alternative zum Auto, erhöht die
Lebensqualität und führt attraktiveren, le-
bendigeren Städten und Gemeinden,
schreibt die Fraktion in dem Antrag. mik ❚

KURZ NOTIERT

ENQUETEKOMMISSION Rosige Zeiten kom-
men auf Arbeitnehmer zu. Künftig wird es we-
niger um die Suche nach Jobs für Erwerbslose
gebe. Dafür um so mehr um die Besetzung frei-
er Stellen. Der demographische Wandel wird das
Arbeitskräfteangebot verknappen und beson-
ders den Fachkräftemangel verschärfen. Und
nach vielen Jahren des Drucks auf Löhne wird
mit spürbaren Gehalts-Anhebungen zu rechnen
sein. Mit dieser frohen Botschaft überraschte
vergangene Woche Karl-Heinz Paqué die En-
quetekommission „Wachstum, Wohlstand, Le-
bensqualität“. Der von der FDP in das Gremium
berufene Sachverständige: „In Zukunft stehen
die Zeichen wieder auf Expansion.“
Ein eher pessimistisches Szenario entwarf hin-
gegen DGB-Vertreter Dietmar Hexel: Die Lang-
zeiterwerbslosigkeit halte sich hartnäckig auf
hohem Niveau, schon acht Millionen Menschen
müssten für Niedriglöhne arbeiten, die erst  an-
laufende Digitalisierung der Verwaltung und
des Wissenssektors werde viele Jobs vernich-
ten, Leiharbeiter verdienten 30 Prozent gegen-
über Festangestellten, konstatierte der von der
SPD benannte Experte. Auch Hexel sieht den
sich abzeichnenden Fachkräftemangel, ohne ei-
ne bessere Umschulung und Fortbildung kom-
me indes der Abbau der Erwerbslosigkeit nicht
voran.

Die Kontroverse entbrannte nach einem opti-
mistischen Blick Michael Hüthers auf den Ar-
beitsmarkt. Der Direktor des Instituts  der Deut-
schen Wirtschaft sprach von einem „Höchst-
stand bei der Beschäftigung“, die Zahl der Er-
werbstätigen steige, bei den Frauen liege
Deutschland in der Spitzengruppe. Zwar mache
der Niedriglohnsektor mittlerweile über 20 Pro-
zent des Arbeitsmarkts aus, doch erhöhe sich
diese Quote nicht weiter. Die Zahl sozialversi-
cherungspflichtiger Jobs habe sich stabilisiert.
Bei der Debatte über die „Zukunft der Arbeit“
forderte Adelheid Biesecker, die häufig aus dem
regulären Arbeitsmarkt ausgegrenzte oder
schlecht entlohnte „Sorgearbeit“, die vorwie-
gend von Frauen geleistet werde, als „gesell-
schaftlich notwendig“ anzuerkennen. „Diese
Tätigkeiten tragen viel zu Wohlstand und Le-
bensqualität bei“, betonte die emeritierte Bre-
mer Wirtschaftsprofessorin: „Arbeit ist mehr als
Erwerbsarbeit.“  Zur wichtigen „außermarktli-
chen Arbeit“ rechnete sie auch bürgerschaftli-
ches Engagement. Biesecker beklagte, dass die
existenzsichernde Erwerbstätigkeit im produ-
zierenden Gewerbe immer knapper werde,
auch erfasse der Trend zur „Prekarisierung“
selbst Vollzeitstellen. Sie plädiert für Arbeits-
zeitverkürzungen, um die Erwerbsarbeit ge-
rechter zu verteilen. Karl-Otto Sattler ❚

Gute Zeiten, schlechte Zeiten

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Über zwei Billionen Euro hat die öffentliche Hand in Deutschland an Schulden angehäuft. Durch den Fiskalpakt soll die Schuldenuhr des Bundes der Steuerzahler künftig langsamer laufen.
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771 Millionen Euro aus dem
ERP-Sondervermögen
Zur Förderung der deutschen Wirtschaft hat
die Bundesregierung am vergangenen Don-
nerstag den Entwurf eines Gesetzes über die
Feststellung des Wirtschaftsplanes des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 2013
(17/10915) eingebracht. Mit dem ERP-Wirt-
schaftsplangesetz werden Mittel aus dem
ERP-Sondervermögen in Höhe von rund 
771 Millionen Euro bereitgestellt. Unterneh-
men der gewerblichen Wirtschaft und insbe-
sondere des Mittelstandes sollen zinsgüns-
tige Finanzierungen aus ERP-Programmen
mit einem Volumen von zusammen rund 
6,6 Milliarden Euro erhalten. Finanzierungs-
zwecke sind unter anderem Vorhaben in re-
gionalen Fördergebieten, Existenzgründun-
gen und Wachstumsfinanzierungen, Refi-
nanzierungen privater Kapitalbeteiligungs-
Gesellschaften, Innovationen sowie
Exportfinanzierungen. hle ❚

Raumordnungsplan für
Energiewende verlangt
Klimaschutz und Energiewende sollen auch
im Raumordnungsrecht umgesetzt werden.
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
in einem am Donnerstag erstmals beratenen
Antrag (17/9583) die Aufstellung eines Bun-
desraumordnungsplans für erneuerbare
Energien. Dieser Plan soll Transparenz schaf-
fen, den nachfolgenden Ebenen Orientie-
rung bieten und damit einen „Beitrag zur
sachgerechten Verteilung erneuerbarer
Energien im Raum“ leisten, schreiben die
Antragsteller. Außerdem sollen mit Geset-
zesänderungen sogenannte Verhinderungs-
planungen bei Windkraftanlagen einge-
dämmt werden. hle ❚

Regierung will 
Weingesetz ändern
Die Bundesregierung legt den Entwurf eines
siebten Gesetzes zur Änderung des Weinge-
setzes (17/10042) vor. Ziel der Novellierung
ist unter anderem die Einbeziehung des
Jungweins bei der Berechnung der von Be-
trieben von anderen Betrieben übernomme-
nen Mengen von Weinerzeugnissen, um Un-
gleichheit im Wettbewerb zu vermeiden.
Des Weiteren soll durch die Übernahme von
Sanktionsmaßnahmen aus dem Lebensmit-
telrecht in das Weingesetz gewährleistet
werden, dass die Gesundheit gefährdende
Weine den zuständigen Behörden rechtzei-
tig gemeldet werden können. eis ❚

Ausschuss fordert Stärkung
kleiner Tankstellen
Der Ausschuss für Wirtschaft und Technolo-
gie hat vergangene Woche mit der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der Opposition Änderungen im Wettbe-
werbsrecht (17/9852) zugestimmt. Damit
soll die Situation der freien Tankstellen ver-
bessert werden. Den Entwurf sieht eine Stär-
kung kleinerer und mittlerer Tankstellenbe-
treiber vor. Dies soll durch eine Verlängerung
des Verbots der „Preis-Kosten-Schere“ er-
folgen. Damit soll verhindert werden, dass
große Mineralölkonzerne kleine und mittle-
re Konkurrenten im Wettbewerb behindern,
indem sie ihnen Kraftstoffe zu einem höhe-
ren Preis liefern als dem, den sie selbst an
ihren eigenen Tankstellen von den Autofah-
rern verlangen. Außerdem werden die ge-
setzlichen Krankenkassen dem Wettbe-
werbsrecht unterworfen. hle ❚

KURZ NOTIERT

Der von der Koalition vorgelegte Gesetzent-
wurf zur Verbesserung der steuerlichen För-
derung der privaten Altersvorsorge
(17/10818) stößt auf Kritik der Opposition.
Bei der ersten Lesung der Vorlage am ver-
gangenen Freitag begrüßten SPD und Grü-
ne zwar die Grundrichtung der Initiative,
bezeichneten aber die Umsetzung als nicht
ausreichend zur Steigerung der Attraktivität
der Riester-Rente. Die Linksfraktion hinge-
gen forderte ein Ende der Riester-Rente zu-
gunsten einer Stärkung der gesetzlichen
Rentenversicherung. 

Transparente Produkte Ziel des Gesetz-
entwurfes sei es, die Rechtslage bei der pri-
vaten Altersvorsorge „flexibler und transpa-
renter zu machen“, sagte Klaus Peter Flos-
bach (CDU). Dazu gehöre die Einführung
von Produktinformationsblättern, die die
verschiedenen Riester-Produkte besser ver-
gleichbar machen sollen. Beim sogenann-
ten Wohn-Riester soll die jederzeitige Ent-
nahme von Kapital für selbst genutztes
Wohneigentum in der Ansparphase mög-
lich sein, so Flosbach weiter. Außerdem soll
die Eigenheim-Rentenförderung künftig
auch für den Umbau genutzt werden kön-
nen. „Mit dem Gesetz machen wir Riester-
Verträge attraktiver“, zeigte sich Flosbach
optimistisch. 

Es gebe zwar zustimmungsfähige Teile, wie
etwas das Produktinformationsblatt und
die Kostentransparenz, sagte Petra Hinz
(SPD). Kritisch sehe sie aber die „Privilegie-
rung von Wohn-Riester“. Erst recht vor dem
Hintergrund, dass es noch fraglich sei, ob
eine Immobilie tatsächlich als Altersvorsor-
ge tauge. Hinz erhob zugleich die Forde-
rung, das in der privaten Altersvorsorge an-

gesparte Geld dürfe im Alter nicht auf die
Grundsicherung angerechnet werden.
Anders als die SPD wolle seine Fraktion die
Menschen selber entscheiden lassen, wie sie
sparen, sagte Frank Schäffler (FDP) und
nahm dabei Bezug auf Pläne von SPD-Chef
Sigmar Gabriel, der gefordert habe, das Ar-
beitnehmer zwei Prozent des Einkommens
in die betriebliche Altersvorsorge einzahlen
müssen. „Wenn Menschen in eine Immobi-
lie sparen, haben sie vielleicht gar nicht die
Möglichkeit, in eine betriebliche Altersvor-
sorge einzuzahlen“, sagte Schäffler. 
Mit dem Gesetz wolle die Koalition in das
Dickicht der privaten Altersvorsorge „mit ei-
ner Taschenlampe Licht bringen“, sagte
Matthias Birkwald (Die Linke). „Wir wollen
aber dieses Dickicht roden, statt es besser
auszuleuchten“, machte er deutlich. Anstel-
le der „milliardenschweren Riester-Förde-
rung müsse jeder Cent in die gesetzliche
Rente investiert werden, forderte Birkwald. 
Die Linksfraktion wolle das Kind mit dem
Bade ausschütten, so Gerhard Schick (Grü-
ne). „Bloß weil es Defizite bei Riester gibt,
muss nicht alles abgeschafft werden“, sagte
er. Es gelte vielmehr, die Probleme anzuge-
hen. Dazu gehört aus seiner Sicht, dass vie-
le Riester-Produkte ohne die staatliche För-
derung nicht attraktiv seien. Zudem bleibe
viel zu viel Geld im Vertrieb stecken. hau ❚

Riester-Rentensparen soll attraktiver werden 
FINANZEN SPD-Fraktion zweifelt an Tauglichkeit von Immobilien zur Altersvorsorge

Das Eigenheim als Altersvorsorge

A
lle reden vom Sparen, aber
leider sieht die Lage im Euro-
land gar nicht gut aus. Denn
der Staatsschuldenstand be-
trägt im Durchschnitt aller
17 Euroländer 91,8 Prozent

des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und soll
im nächsten Jahr auf 92,6 Prozent steigen,
geht aus einer Unterrichtung (17/10669)
der Bundesregierung hervor. Der Bericht
gibt Schätzungen und Zahlen der EU-Kom-
mission wieder. Der Staatsschuldenstand in
der gesamten EU soll demnach von 86,2 auf
87,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
steigen, während die Länder außerhalb des
Euroraums Schulden abbauen.

Alarmsignal Die Zahlen sind ein Alarmsig-
nal, zumal immer mehr Euroländer Schul-
denstände von über 100 Prozent aufweisen.
Die Koalitionsfraktionen wollen jetzt aber
die Sparbremse anziehen. Im Bundestag leg-
ten sie am Freitag ein klares Bekenntnis zur
Sparsamkeit und zur Einhaltung der Schul-
denbremse ab. „Wir werden das Ziel der
Schuldenbremse drei Jahre früher errei-
chen“, freute sich der CDU-Haushaltsexper-
te Norbert Barthle in der Debatte über den
Fiskalpakt und den zweiten Nachtragshaus-
halt für 2012 (siehe Beitrag unten). Im
Grundgesetz wird vorgeschrieben, dass die
Neuverschuldung 2016 höchstens noch 0,5
Prozent des Bruttoinlandsprodukts betra-
gen darf. Dieser Wert soll nach den Planun-
gen der Regierung 2013 erreicht werden. 
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesfinanzministerium, Steffen Kampe-
ter (CDU) sagte, der Fiskalpakt habe meh-

rere Dimensionen. Zum einen gehe es um
andere Haushaltspolitik, „dass man auf
Dauer nicht mehr Geld ausgeben darf als
man hat“. Außerdem müsse die Reform-
kompetenz in der Eurozone mit dem Ziel
der Wettbewerbsstärkung  verbessert wer-
den. Es sei wichtig, dass eingegriffen werden
könne, wenn sich Länder nicht an die euro-
päischen Vorschriften halten würden. Das
geltende deutsche Regelwerk solle jetzt um
einen „Sicherungs- und Korrekturmechanis-
mus auf nationaler Ebene“ ergänzt werden.
Die Einhaltung der Neuverschuldungsgren-
ze solle durch einen Stabilitätsrat überwacht
werden. „Insgesamt schaffen wir so ein fi-
nanzpolitisches Regelwerk im Sinne des eu-
ropäischen Geistes“, sagte Kampeter, der zu-
dem die deutsche Haushaltspolitik als vor-
bildlich für Europa bezeichnete. 
Florian Toncar (FDP) nannte den Fiskalver-
trag einen „ganz entscheidenden Baustein
unserer neuen europäischen Stabilitätsuni-
on“. Die Begrenzung des Defizits auf 0,5
Prozent und die Verpflichtung zum Abbau
des Schuldenstands auf 60 Prozent stelle die
von der rot-grünen Koalition gemeinsam
mit Frankreich 2004 ausgehebelte Regelung
wieder her. Wie Barthle begrüßte auch Ton-
car, dass die Vorgaben der Schuldenbremse
drei Jahre früher eingehalten würden als ge-
plant.
Dagegen erinnerte der SPD-Haushaltsexper-
te Carsten Schneider daran, dass Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU/CSU) seit
Beginn seiner Amtszeit 112 Milliarden Euro
an neuen Schulden aufgenommen habe.
Dabei sprudelten die Steuereinnahmen,
und die Zinsausgaben seien um 20 Milliar-

den Euro gesunken. „Das ist keine solide
Haushaltspolitik, sondern das Gegenteil“,
sagte Schneider. Die geplante Kreditaufnah-
me sei mit 32 Milliarden Euro fast doppelt
so hoch wie im letzten Jahr. Den auf die
deutsche Schuldenbremse aufsetzenden Fis-
kalpakt begrüßte Schneider, bezeichnete je-

doch das geplante unabhängige Gremium
zur Begutachtung der Finanzpolitik als zu
exekutiv orientiert und fixiert. Die Mehrheit
der Mitglieder sei nicht wirklich unabhän-
gig, und dem Bundestag werde nicht berich-
tet. „Wenn aber Finanzpolitik, Steuern und
Verschuldung Kernbereich der parlamenta-

rischen Demokratie und unsere Entschei-
dungsbefugnis ist, dann muss dieses Gremi-
um beim Bundestag sein“, verlangte Schnei-
der. 
Für die Linksfraktion lehnte Steffen Bock-
hahn Schuldenbremse und Fiskalpakt ab:
„Es gibt Situationen, in denen sind Schul-

den sogar sehr sinnvoll, und dann braucht
man sie.“ Von der möglichen Schuldenauf-
nahme von 0,5 Prozent nehme sich der
Bund 0,35 Prozent, während für Länder und
Kommunen 0,15 Prozent übrig blieben.
„Das ist eine völlig unrealistische Einschät-
zung der Finanzlage der Kommunen und

ihrer Perspektiven", beklagte Bockhahn mit
Blick auf stark gestiegene Sozialausgaben. 
Mit der Neuverschuldung setzte sich Prisca
Hinz (Bündnis 90/Die Grünen) auseinan-
der. Die Koalition erwecke den Eindruck,
dass Deutschland eine hervorragende Spar-
politik mache, an der sich Europa ein Bei-
spiel nehmen solle. In Wirklichkeit sehe der
Nachtragshaushalt 32 Milliarden Euro neue
Schulden  vor, „obwohl wir sprudelnde Ein-
nahmen und ein historisch geringes Zinsni-
veau haben“. Wie Schneider kritisierte auch
Hinz, dass das geplante unabhängige Gre-
mium „nicht der Weisheit letzter Schluss“
sei. Wenn das Gremium wirklich unabhän-
gig sein solle, dürfe es keine Exekutivveran-
staltung sein und müsse frei sein von poli-
tischer Einflussnahme. 

Geld für Kitas Der Bundestag überwies den
von der Bundesregierung eingebrachten
Entwurf eines Gesetzes zur innerstaatlichen
Umsetzung des Fiskalvertrages (17/10976)
an die Ausschüsse. Darin wird die Obergren-
ze für das strukturelle Defizit von höchstens
0,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts fest-
geschrieben werden. Auch das Sanktions-
zahlungs-Aufteilungsgesetz soll geändert
werden. Etwaige Sanktionszahlungen we-
gen Überschreitens der Defizitobergrenze
soll der Bund bis einschließlich 2019 allei-
ne tragen, da die Länder laut Grundgesetz
von der Verpflichtung eines ausgeglichenen
Haushalts bis 2020 freigestellt sind. Zudem
verpflichtet sich der Bund, für  zusätzliche
Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jah-
ren  580,5 Millionen Euro zur Verfügung zu
stellen. Hans-Jürgen Leersch ❚

HAUSHALT Fiskalpakt wird in nationales Recht umgesetzt. Linksfraktion sorgt sich um Kommunen

Sparbremse wird angezogen

Zum Sparen gehört auch Investieren: Der Bund gibt den Ländern Geld für Kinderbetreuung.
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HAUSHALT Die Bundesregierung hat am Frei-
tag einen Gesetzentwurf zu einem Zweiten
Nachtragsetat  2012 (17/10900) vorgelegt. Da-
mit sollen für die Europäische Investitionsbank
(EIB) und für das Sondervermögen „Kinderbe-
treuungsausbau“ insgesamt 2,2 Milliarden
Euro zu Verfügung gestellt werden.
Laut Gesetzentwurf haben die Staats- und Re-
gierungschefs der EU beschlossen, das Kapital
der EIB um zehn Milliarden Euro auf 21,6 Mil-
liarden Euro zu erhöhen. Der deutsche Anteil an
der Kapitalerhöhung betrage 1,62 Milliarden
Euro. Ziel der Kapitalerhöhung der EIB sei es,
den wirtschaftlichen Aufschwung der Mitglied-
staaten zur fördern und zu unterstützen. Mit der
Stärkung der Eigenkapitalbasis erhöhe sich die
Darlehenskapazität der EIB um 60 Milliarden
Euro. Auf diese Weise könne die Bank einen zu-
sätzlichen Beitrag zu Wachstum und Beschäfti-
gung in Europa leisten und damit wichtige Im-
pulse für die nachhaltige Überwindung der ak-
tuellen Krise und der Wettbewerbsschwäche in
einigen Mitgliedsstaaten geben, schreibt die
Regierung.
Mit der Kapitalerhöhung der EIB könnten zu-
sätzliche Investitionen bis zu 180 Milliarden
Euro in allen Ländern der Europäischen Union
angestoßen werden. Neben kleinen und mittle-
ren Unternehmen sollen Projekte in den Berei-

chen Forschung, Energie, Umweltschutz und In-
frastruktur gefördert werden.
Weiter soll mit dem Nachtragsetat das Sonder-
vermögen „Kinderbetreuungsausbau“ von Sei-
ten des Bundes um 580,5 Millionen Euro erhöht
werden. Zwischen Bund und Ländern sei eine
Übereinkunft zur gemeinsamen Finanzierung
der Betriebs- und Investitionskosten von 30.000
zusätzlichen Plätzen für die öffentlich geförder-
te Betreuung von Kindern unter drei Jahren ge-
troffen worden. Hierdurch soll das Ausbauziel
des Kinderförderungsgesetzes auf 780.000
Plätze erhöht werden. Mit der Zuführung von
weiteren Mitteln in Höhe von 580,5 Millionen
Euro an das Sondervermögen leiste die Bundes-
regierung ihren Beitrag zur gemeinsamen Fi-
nanzierung der notwendigen Investitionen.
Darüber hinaus werden im Zweiten Nachtrag
zum Bundeshaushaltsplan 2012 Anpassungen
bei den Zinseinnahmen und -ausgaben vorge-
nommen. Diese sollen in diesem Jahr gegen-
über den bisherigen Planungen um 2,4 Milliar-
den Euro geringer ausfallen.
Insgesamt sollen die Ausgaben in diesem Jahr
damit 312,5 Milliarden Euro betragen. Bisher
waren 312,7 Milliarden Euro vorgesehen. Die
veranschlagte Nettokreditaufnahme für 2012
soll laut Entwurf unverändert bei 32,1 Milliar-
den Euro bleiben. Michael Klein ❚

Nachtragsetat über 2,2 Milliarden

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN Geringeres
Wachstum 
HAUSHALT Die Bundesregierung geht in
diesem Jahr von einem Wirtschaftswachs-
tum von 0,8 Prozent aus. Im kommenden
Jahr soll es ein Prozent betragen. Bisher er-
wartete die Regierung für kommendes Jahr
1,6 Prozent. Dies erklärte Bundeswirt-
schaftsminister Philipp Rösler (FDP) ver-
gangene Woche  im Haushaltsausschuss bei
der Beratung des Etats 2013 des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Technologie.
Rösler wies darauf hin, dass die andauern-
de Schuldenkrise das Wachstum der deut-
schen Wirtschaft weiterhin hemme. Es müs-
se alles getan werden, um den Euro zu sta-
bilisieren und die Konkurrenzfähigkeit der
deutschen Wirtschaft zu halten. Als weite-
ren Schwerpunkt der Arbeit seines Ministe-
riums nannte er die Umsetzung der Energie-
wende. Auch für die Sprecher der Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und FDP ist die
Energiewende die größte Herausforderung
für das Ministerium. Daneben setzte sich
aber vor allem die Union dafür ein, die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) noch
mehr zu fördern. Dies soll eventuell in der
sogenannten Bereinigunssitzung am 8. No-
vember geschehen. Mehr Mittel für die
GRW  forderten auch die Oppositionsfrak-
tionen in zahlreichen Anträgen – allerdings
erfolglos. mik ❚
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Die Linksfraktion würde gerne Nägel mit
Köpfen machen bei der Bewahrung des
deutschen Filmerbes. Angesichts der Tatsa-
che, dass sich alle Fraktionen einig seien,
dass es sich „um eine kulturelle Aufgabe
von grundlegender Bedeutung handelt“,
müsse die Finanzierung dieser Aufgabe end-
lich sichergestellt werden. In ihrem Antrag
(17/11007), den sie in der vergangenen Wo-
che in die parlamentarische Beratung ein-
brachte, fordert sie, im Bundesarchivgesetz
eine Regelung zu verankern, dass alle öf-
fentlich aufgeführten deutschen Filme im
Filmarchiv des Bundesarchivs als Kopie hin-
terlegt werden müssen. Betroffen von dieser
Pflichtarchivierung sollen alle Kurz- und
Spielfilme, Werbe-, Kultur-, Dokumentati-
ons- und Animationsfilme sein. 
Um die Kosten für die Archivierung und Er-
haltung des Filmerbes dauerhaft zu decken,
will die Linksfraktion jährlich sechs Millio-
nen Euro aus dem Bundeshaushalt bereit-
stellen. Weitere sechs Millionen soll die
Filmwirtschaft und die filmtreibende Wer-
bewirtschaft beisteuern. Und auch die Kino-
besucher sollen ihren Beitrag leisten – in
Form einer Abgabe von fünf Cent auf jede
Kinokarte. Davon versprechen sich die Kul-
turpolitiker der Linken weitere jährliche
Einnahmen von sechs Millionen Euro. Die
Linke beruft sich auf Schätzungen von Ex-
perten, dass allein die Langzeitkonservie-
rung der bereits bestehenden Archivbestän-
de einen Finanzbedarf von rund 90 Millio-
nen Euro erfordern wird. 

Es ist nicht der erste Antrag zur Bewahrung
des Filmerbes, der vorgelegt wurde. In den
vergangenen Jahren ist von allen Fraktionen
in unterschiedlicher Intensität gefordert
worden, entsprechende Strategien zu entwi-
ckeln. Auch die Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP legten in der vergange-
nen Woche parallel zu den Linken einen
Antrag (17/11006) vor.  
Die Überlegungen bei Union und FDP be-
wegen sich in eine zumindest ähnliche
Richtung wie in der Opposition. Doch die
Koalitionäre sehen noch gewaltigen Klä-
rungsbedarf, bevor gehandelt werden kann.

So soll die Bundesregierung prüfen, ob Gel-
der aus dem Bundeshaushalt zur Verfügung
gestellt werden können, ob und wie und wo
eine verpflichtende Archivierung der Filme
erfolgen kann und wie die private Filmin-
dustrie an den Kosten beteiligt werden soll.
Vor allem müsse geklärt werden, welche
Kosten für das Unterfangen anfallen. 

Registrierung Bislang werden in Deutsch-
land nur Filme verpflichtend archiviert, die
öffentlich gefördert werden. Nach Schät-
zungen der Bundesregierung wären hiervon
80 bis 90 Prozent der Filme betroffen. Doch
durch die unterschiedlichen Praxen der
Filmförderung sowie der Sicherungs- und
Erfassungsmethoden in den Bundesländern
„wird eine ungeklärte Anzahl deutscher Fil-
me, die für die Archivierung in Frage kom-
men, nicht berücksichtigt“, bemängeln die
Koalitionsfraktionen. Sie plädieren deshalb
dafür, im Bundesarchivgesetz eine Pflichtre-
gistrierung zu verankern, um alle neu pro-
duzierten Filme zu erfassen. 
Deutlich schwieriger gestaltet sich aber die
Frage, auf welchem Medium die Filme gesi-
chert werden sollen. Selbst digitale Daten
müssen regelmäßig auf neue Datenträger
überspielt werden, um für die Ewigkeit er-
halten zu werden. Die Linksfraktion geht
sogar davon aus, dass die Archivierung vor-
erst weiterhin auf analogen Medien erfol-
gen wird. Auch Union und FDP sehen das
Problem. Und fordern die Bundesregierung
deshalb auf: Prüfen! Alexander Weinlein ❚

Drum prüfe, wer sich ewig bindet
KULTUR Das Filmerbe soll erhalten werden. Aber völlig unklar ist, wie dies zu leisten ist

F
ür Bundesforschungsministerin
Annette Schavan (CDU) ist es
ein Beitrag zur Stärkung der in-
ternationalen Wettbewerbsfä-
higkeit deutscher Forschungs-
einrichtungen. Für Petra Sitte

(Die Linke) hingegen Hochstapelei. Derart
unterschiedlich wird das von der Regierung
vorgelegte Wissenschaftsfreiheitsgesetz be-
wertet, dass der Bundestag am vergangenen
Donnerstag mit den Stimmen der Koalition
in der durch den Forschungsausschuss ge-
änderten Fassung (17/11046) angenommen
hat. Ziel ist es, „die haushaltsrechtlichen
Rahmenbedingungen außeruniversitärer
Wissenschaftseinrichtungen zu flexibilisie-
ren“, wie es in der Gesetzesbegründung
heißt. 
Konkret bedeutet dies: Statt eines Stellen-
plans wird die Einführung von Globalhaus-

halten angestrebt. Haushaltsmittel müssen
nicht mehr zwingend in einem bestimmten
Jahr oder für einen festgelegten Zweck aus-
gegeben werden. Top-Wissenschaftlern kön-
nen – am Besserstellungsverbot vorbei –
Topgehälter gezahlt werden, wenn die Mit-
tel dafür aus dem nichtöffentlichen Bereich
kommen. Zudem sind benötigte Baumaß-
nahmen künftig auch ohne Beteiligung der
zuständigen staatlichen Bauverwaltung
durchführbar.

Drei Säulen Der Entwurf habe „ungeteilten
Zuspruch durch die Wissenschaft erfahren
und über die Fraktionsgrenzen hinweg ei-
nen breiten politischen Konsens gefunden“,
freute sich Schavan. Die Ministerin verwies
auf die drei Säulen des Gesetzes: Autono-
mie, Eigenverantwortung und Transparenz.
Die Einrichtungen müssten selber entschei-

den können und kurzfristig auch neue We-
ge einschlagen dürfen, betonte sie. Was die
Eigenverantwortung angeht, so habe die Pi-
lotphase gezeigt, dass „maßvoll und verant-
wortungsvoll“ mit der Selbstständigkeit
umgegangen werde, sagte Schavan. 
Schavans Lobeshymnen waren dem SPD-
Forschungspolitiker Rene Röspel dann doch
ein wenig zu viel des Guten. „Der Titel ,Wis-
senschaftsfreiheitsgesetz’ ist zu hoch ge-
hängt“, befand er. Mit dem Gesetz werde
„nur ein Bein gestärkt“. Nach wie vor Sorgen
mache nämlich die universitäre Forschung.
„Mit nur einem Bein läuft man aber im
Kreis“, sagte der SPD-Abgeordnete. Positiv
bewertete er, dass nicht abgerufene Sachmit-
tel beispielsweise für eine zusätzliche Pro-
fessorenstelle genutzt werden können.
Nicht gut sei allerdings, dass auch die Um-
wandlung von Personalmitteln in Sachmit-

tel „im extremen Fall für den Bau einer
Dienstvilla des Institutsdirektors“ möglich
sei. Daher plädiere seine Fraktion für ein
besseres Steuerungs- und Kontrollsystem.
Das Parlament müsse dabei einbezogen
werden, denn: „Wir müssen vor den Bür-
gern Rechenschaft über die Verwendung der
Mittel ablegen.“

Beratungen im Ausschuss Mit dem Gesetz
werde die Grundlagenforschung, die oft kei-
ne Lobby habe, gestärkt, befand Peter Röh-
linger (FDP). Zudem werde ein Zeichen für
Verlässlichkeit, Dauerhaftigkeit aber auch
Vertrauen gesetzt. Dass das Gesetz im Aus-
schuss verändert worden sei, begrüßte Röh-
linger. Die Koalition sei der Opposition
„sehr weit entgegengekommen“. Man habe
sich darauf verständigt, mit der Humboldt-
Stiftung und dem Deutschen Akademischen
Austauschdienst (DAAD) zwei weitere Ein-
richtungen in das Gesetz einzufügen. Der
Regierungsentwurf hatte ursprünglich neun
Einrichtungen vorgesehen: Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft, die Fraunhofer-
Gesellschaft zur Förderung der angewand-
ten Forschung, die Max-Planck-Gesellschaft
zur Förderung der Wissenschaften, Mit-
gliedseinrichtungen der Hermann von
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher For-
schungszentren, Mitgliedseinrichtungen
der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried
Wilhelm Leibniz, die Deutsche Akademie
der Technikwissenschaften, die Deutsche
Akademie der Naturforscher Leopoldina,
die Max Weber Stiftung/Deutsche Geistes-
wissenschaftliche Institute im Ausland so-
wie das Wissenschaftskolleg zu Berlin.

Kritik des Rechnungshofes Man hätte das
Gesetz ehrlicherweise „Wissenschaftsmana-
gementgesetz" nennen sollen, kritisierte die
Linkenabgeordnete Petra Sitte und sprach
von „Hochstapelei“. Es gehe im Grunde da-
rum, dass „Institutsleitungen, Präsidien und
Forschungsministerien mehr Handlungs-
spielraum bekommen“. Die Wissenschafts-
freiheit, so ihre Befürchtung, werde durch
die Neureglung eher verlieren. Der Bundes-
rechnungshof habe sich zudem zu der Vor-
lage „kritisch bis ablehnend zu Wort gemel-
det“, was aber ignoriert worden sei. Gefor-
dert worden seien klarere Regeln und Ge-
haltsobergrenzen. Die Bundesregierung
habe sich aber zu einem „Rückzug aus der
politischen Verantwortung“ entschlossen,
sagte Sitte. Zu kritisieren sei außerdem, dass
die Regelungen nur für Spitzenwissenschaft-
ler gelten würden. „Die anderen Beschäftig-
ten der Einrichtungen werden dabei ausge-
schlossen“, bemängelte sie. 
Auch die Grünen-Bildungsexpertin Krista
Sager übte Kritik an der Neuregelung. So sei
offen geblieben, mit welchen Instrumenten
die Leistungen der Einrichtungen gemessen
werden sollten. „Die Bundesregierung hat
da ihre Hausaufgaben nicht gemacht“, ur-
teilte Sager. Die an die betroffenen Einrich-
tungen zu  verteilenden 4,6 Milliarden Euro
seien schließlich „keine Peanuts“. Daher
dürfe bei der Kontrolle das Parlament nicht
außen vor bleiben. 
„Mehr Freiheit heißt auch mehr Verantwor-
tung“, erwiderte der CSU-Abgeordnete Al-
bert Rupprecht. Man erwarte von den Ein-
richtungen, dass über die erzielten Leistun-
gen berichtet wird. Es wäre aber falsch gewe-
sen, „jetzt schon ein detailliertes Berichts-
system gesetzlich festzuschreiben“. Viel-
mehr müsse dies „ab jetzt“ im Dialog mit
den Einrichtungen entwickelt werden. Der
Linksfraktion warf Rupprecht vor, die Di-
mension nicht verstanden zu haben. „Mit
dem Gesetz wird eine Welle angestoßen, die
letztendlich auch vor den Hochschulen
nicht Halt machen wird“, zeigte sich Rupp-
recht optimistisch. Götz Hausding ❚

Neue Freiheiten
WISSENSCHAFT Außeruniversitäre Forschung bekommt mehr
Autonomie. Die Opposition bemängelt fehlende Kontrolle

Otfried Jarren,
Matthias Künzler,
Manuel Puppis (Hg):
Medienwandel oder
Medienkrise?

Nomos Verlag,
Baden-Baden 2012;
229 S., 34 €

Die Mediensysteme, insbesondere die Ta-
gespresse in den westlichen Demokratien,
erleben derzeit eine konjunkturelle und
strukturelle Krise: Symptome sind Redakti-
ons-Schließungen, die Entlassung von Kor-
respondenten und wiederholte Sparrunden.
Die Autoren des Sammelbandes „Medien-
wandel und Medienkrise“ zeigen, dass die-
se Probleme oft hausgemacht sind und auf
eine „kommerzielle Institutionalisierung“
zurückgehen. Denn viele Eigentümer der
Monopolzeitungen investierten ihre Gewin-
ne nicht in die Redaktionen, um sich selbst
hohe Dividenden überweisen zu können.
Dadurch werde eine kritische und umfas-
sende Berichterstattung „fundamental in-
frage gestellt“, mahnen die Autoren. Dies
gehe zu Lasten der demokratischen Gesell-
schaft, die auf eine unabhängige Presse an-
gewiesen sei.
Die starke Konkurrenz des Internets und die
sinkenden Werbeeinnahmen hätten die Ta-
geszeitungen in den USA und in Europa „in-
haltlich bereits deutlich geschwächt“, un-
terstreichen die Medien-Wissenschaftler.
Und zeigen sich erstaunt, dass nach all den
Sparrunden überhaupt noch eine qualifizier-
te journalistische Leistung erbracht werde.
Zwar bewirkten Bürgerjournalismus, Blogs
und die Onlineangebote der sozialen Netz-
werke eine Demokratisierung der Medien-
strukturen insgesamt. Doch diese Entwick-
lung könne letztlich nur „eine Ergänzung,
aber kein Ersatz“ für professionellen Journa-
lismus sein. Die „Blogosphäre“ sei direkt
von den Leistungen des Journalismus ab-
hängig. Zudem richteten sich die neuen On-
lineangebote an ein Nischenpublikum. Dies
werde auch durch die die Zahl der Abrufe
bestätigt.
Die Medienstudie bietet jedoch auch durch-
aus Grund zum Optimismus: So steige die
Zahl der Leser deutscher und amerikani-
scher Qualitätszeitungen – einschließlich ih-
rer Onlineangebote. Exklusive journalisti-
sche Inhalte und Qualität sind offensichtlich
noch immer die zentrale Voraussetzung für
die Gewinnung von Lesern und wirtschaftli-
chem Erfolg. Aschot Manutscharjan ❚

Christoph
Birnbaum:
Die Pensionslüge.

Deutscher
Taschenbuch-Verlag,
München 2012;
258 S., 14,90 €

„Die Rente ist sicher“: Dem berühmt gewor-
dene Mantra des ehemaligen Sozialminis-
ters Norbert Blüm (CDU) mag keiner mehr
so recht folgen. Zumindest ist völlig unklar,
ab welchem Lebensalter der arbeitende Bür-
ger zukünftig in den Ruhestand gehen und
wieviel Geld er dann aus dem staatlichen
Rentensystem beziehen wird. Der Journalist
Christoph Birnbaum stellt jetzt in seinem
Buch über „Die Pensionslüge“ klar, dass die-
se Unsicherheit in Zukunft auch Deutsch-
lands Beamte ereilen könnte. Bislang konn-
ten die noch behaupten: „Die Pension ist si-
cher“. Birnbaum fordert, dass die derzeit
noch verweigerte Debatte über die Zukunft
der vermeintlich sichere Beamtenversor-
gung auf die Agenda gesetzt wird.
Über eine Billion Euro, so rechnet Birnbaum
vor, müssen Bund und Länder bis zum Jahr
2040 für die Pensionen ihrer beamteten
Staatsdiener aufbringen, „so viel, wie uns
der Aufbau Ost in den vergangenen zwei
Jahrzehnten gekostet hat“. Wer allerdings
eine Abrechnung mit dem Beamtenstatus
und den Beamten selbst befürchtet oder er-
hofft, der sei beruhigt beziehungsweise ent-
täuscht. Denn Birnbaum hat eben kein „Be-
amtenhasserbuch“ zu Papier gebracht, wie
er klarstellt. Für den Beamtenstatus, der ein
besonderes Treueverhältnis zum Staat kon-
stituiere, gebe es viele gute Gründe. Ein
Blick nach Griechenland, wo es eben keinen
funktionierenden Beamtenapparat gebe,
zeige dies deutlich.
Das Problem verortet der Buchautor beim
Arbeitgeber, dem Staat. Der habe es ver-
säumt, seiner Pflicht nachzukommen, für die
Pensionen entsprechende Rücklagen zu bil-
den. Sprich:Am Tag der Auszahlung fehlt das
Geld in den Haushalten. Aber Birnbaum
rechnet auch mit so manchem aufgeblähten
Verwaltungsapparat ab. So beschäftige das
Wasser- und Schifffahrtsamt, zuständig für
die deutschen Wasserstaßen, rund 12.000
Beamte und Angestellte. Das seien 1,7
Staatsdiener pro Stromkilometer.
Birnbaum belässt es nicht beim Kritisieren.
Er unterbreitet eine Reihe von Vorschlägen,
die Grundlagen für eine überfällige Diskus-
sion bieten. Alexander Weinlein ❚

Kinoplakat des deutschen Erfolgsfilms
„Das Boot“ 

Forschungsreaktor „Wendelstein 7-X“ im Max-Planck-Institut in Greifswald. In der Anlage sollen Tests zur Kernfusion erfolgen.
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Die medienbeherrschende „Griechische Finanzkrise“ stellt die Mitglied-

staaten der EU vor weitreichende Entscheidungen; „Solidarität in der

Währungsunion?“, „Ausweitung des EFSF?“ oder steht das „Scheitern der

Eurozone“ bevor? Diesen Fragen haben sich die 17. Würzburger Europarechts-

tage am 17./18. Juni 2011 genähert.
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Zeitgeschichtliche Forschung
soll verbessert werden
Die Bundesregierung soll nach dem Willen
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP
sowie der SPD-Fraktion die zeitgeschichtli-
che Forschung zur Bundesrepublik Deutsch-
land und zur DDR „durch Schaffung guter
wissenschaftlicher Rahmenbedingungen“
fördern. In ihrem gemeinsamen Antrag
(17/11001), den der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag in die Ausschüsse über-
wies, wird die Regierung zudem aufgefor-
dert, eine Bestandsaufnahme in Auftrag zu
geben, die den aktuellen Forschungsstand
und bestehenden Forschungsbedarf zur Ge-
schichte der staatlichen Behörden und Insti-
tutionen im frühen Nachkriegsdeutschland
ermittelt. sto ❚

Regierung will Hochschulen
auch institutionell fördern
Die Bundesregierung will die verfassungs-
rechtlichen Möglichkeiten für eine Koopera-
tion von Bund und Ländern im Wissen-
schaftsbereich erweitern. Der entsprechen-
de Gesetzesentwurf (17/10956) sieht eine
Änderung des Grundgesetzartikels 91b vor,
um auch die institutionelle Förderung von
Hochschulen durch den Bund zu ermögli-
chen. Bislang können Bund und Länder an
Hochschulen nur thematisch und zeitlich be-
grenzt „Vorhaben der Wissenschaft und For-
schung“ gemeinsam fördern. Der Bundes-
tag überwies den Gesetzentwurf am ver-
gangenen Donnerstag zur weiteren Bera-
tung in die Ausschüsse. aw ❚

Opposition scheitert mit
Anträgen zur Medienvielfalt 
Keine Mehrheit haben die Anträge der Op-
positionsfraktionen SPD und Bündnis 90/Die
Grünen (17/9155, 17/10787) zur Stärkung
der Medienvielfalt und der Unabhängigkeit
der Medien gefunden. Der Bundestag lehn-
te am vergangenen Donnerstag beide An-
träge mit den Stimmen der Koalitionsmehr-
heit ab. SPD und Grüne hatten unter ande-
rem gefordert, das Pressefusionsrecht zu no-
vellieren und das Presse-Grosso-Vertriebs-
system gesetzlich zu verankern. Zudem hat-
ten sie sich für die Errichtung einer Medien-
datenbank ausgesprochen. aw ❚

Linksfraktion fordert
Ausstellungsvergütung
Die Linke fordert die Bundesregierung auf,
die rechtlichen Voraussetzungen im Urhe-
berrecht für die Zahlung einer Ausstellungs-
vergütung für bildende Künstler zu schaffen.
Sie begründete ihren Antrag (17/8379) mit
der schwierigen wirtschaftlichen und sozia-
len Lage bildender Künstler in Deutschland.
Nach einer Studie des Bundesverbandes bil-
dender Künstler betrugen im Jahr 2010 die
durchschnittlichen Einkünfte von Künstlern
aus dem Verkauf ihrer Werke 5.347 Euro pro
Jahr. Der Bundestag überwies den Antrag
am Donnerstag zur Beratung in die Aus-
schüsse. Vor einem Jahr waren die Grünen
mit einem ähnlichen Vorstoß bereits ge-
scheitert. Auch in der ersten Lesung des Lin-
ken-Antrags machten die Koalitionsfraktio-
nen ihre Ablehnung deutlich. Die SPD zeig-
te zwar Sympathien für den Vorschlag, hält
den Antrag aber für zu kurz gegriffen. aw ❚
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>Reinhard Bühling ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1965-1980,
1981-1983, SPD
Wie erst jetzt bekannt wurde, starb Reinhard
Bühling am 25. August im Alter von 86 Jah-
ren. Der aus Erfurt gebürtige Jurist und Ma-
gistratsdirektor in Berlin-Schöneberg wurde
1949 SPD-Mitglied. Er war zeitweise Vorsit-
zender seiner Partei in Neukölln und von
1958 bis 1963 Bezirksverordneter sowie
Fraktionsvorsitzender in Wilmersdorf. Dem
Berliner Abgeordnetenhaus gehörte er von
1963 bis 1965 an. Im Bundestag arbeitete
Bühling vorwiegend im Innenausschuss mit.
Von 1974 bis 1981 war er Vorsitzender des
Kuratoriums der Deutschen Stiftung für Inter-
nationale Entwicklung.

>Angela Grützmann
Bundestagsabgeordnete 1974-1976,
SPD
Am 22. Oktober wird Angela Grützmann 
75 Jahre alt. Die aus Berlin stammende Jour-
nalistin wurde 1966 SPD-Mitglied und amtier-
te als Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft so-
zialdemokratischer Frauen in ihrer Heimat-
stadt. 1974 war Grützmann für den gestorbe-
nen Abgeordneten Klaus Dieter Arndt in den
Bundestag nachgerückt. Hier gehörte sie dem
Petitionsausschuss sowie dem Ausschuss für
Bildung und Wissenschaft an.

>Gerhart Rudolf Baum
Bundestagsabgeordneter 1972-1994,
FDP
Gerhart Rudolf Baum vollendet am 28. Okto-
ber sein 80. Lebensjahr. Der aus Dresden ge-
bürtige Rechtsanwalt trat 1954 der FDP bei,
war von 1966 bis 1968 Vorsitzender der
Jungdemokraten und gehörte von 1966 bis
1994 dem FDP-Bundesvorstand an.Von 1982
bis 1991 war er Mitglied des Parteipräsidi-
ums und zugleich stellvertretender Bundes-
vorsitzender. Baum, der nach seiner Wahl in
den Bundestag 1972 Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister des In-
neren wurde und von 1978 bis 1982 selbst
als Bundesinnenminister amtierte, arbeitete
im Bundestag von 1986 bis 1994 im Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit mit. Nach dem Ende seiner politi-
schen Laufbahn engagierte sich Baum in be-
sonderer Weise für die Einhaltung der Men-
schenrechte. Ab 1992 war er für die UNO
tätig, unter anderem als Chef der deutschen
Delegation in der Menschenrechtskommissi-
on in Genf und von 2001 bis 2002 als UN-
Sonderbeauftragter für Menschenrechte im
Sudan. Zudem engagierte er sich bei amnes-
ty international und Human Rights Watch.
Baum war darüber hinaus an einer Reihe von
Verfassungsbeschwerden vor dem Bundes-
verfassungsgericht beteiligt. bmh ❚

Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) brach-
te es kurz und bündig auf den Punkt: Die Einladung des
kanadischen Ministers für Veteranenangelegenheiten, Ste-
ven Blaney, zum Jahresempfang des Wehrbeauftragten
Hellmut Königshaus  sei „klug und hintergründig“. Dieser
hatte in seiner Rede in der Parlamentarischen Gesellschaft
am vergangenen Mittwoch Abend – auch mit Einfühlungs-
vermögen für die Befindlichkeiten in Deutschland – für
mehr gesellschaftliche Aufmerksamkeit und staatliche Für-
sorge für Veteranen geworben. Ein Anliegen, dass de Mai-
zière und Königshaus teilen. 
„Auch wenn wir bei der Fürsorge für unsere einsatzerfah-
renen Soldatinnen und Soldaten in den vergangenen Jah-
ren gut vorangekommen sind, so sind wir von unserem An-
spruch bisher noch ein ganzes Stück entfernt“, argumen-
tierte Königshaus. Und er fügte an: „Wir brauchen einen
Status, mit dem alle, die für die Bundeswehr im Einsatz wa-
ren, erfasst werden. Nur wer erfasst ist, kann auch gezielt
kontaktiert und betreut werden.“ Kanada hingegen habe

die Wahrnehmung der Interessen seiner Veteranen zu ei-
ner „nationalen Aufgabe“ gemacht. Auch de Maizière be-
tonte, dass die Deutschen viel von ihren Verbündeten jen-
seits des Atlantiks lernen könnten im Umgang mit Vetera-
nen. Und er nutzte den Abend, um seine Definition von
Veteranen erstmals öffentlich zu machen: Er verstehe da-
runter jeden ehemaligen Soldat der Bundeswehr, der in ei-
nem Auslandseinsatz gedient hat. 
Sein Veteranenministerium, so legte Minister Blaney dar,
habe zusammen mit dem Verteidigungsministerium bei-
spielsweise 17 Kliniken etabliert, die sich um traumatisier-
te oder depressive Soldaten kümmern. Bei der Betreuung
würde stark mit Veteranen zusammen gearbeitet werden-
und deren Erfahrungen genutzt. Aber es gehe nicht nur um
eine Versorgung der Veteranen. Die Gesellschaft schulde
den Soldaten ihren Respekt und müsse deren erbrachten
Opfer würdigen, sagte Blaney. Diese Ansicht teilten auch
93 Prozent seiner kanadischen Landsleute. Dieser Respekt
und diese Würdigung, betonte der Kanadier, habe nichts

mit falscher Heldenverehrung zu tun. Blaney weiß, dass
der Veteranenbegriff bei vielen Deutschen historisch belas-
tet ist. 
Deutsche Soldaten vermissen nach ihren Einsätzen oft-
mals diesen Respekt. „Es ist schon frustrierend, wenn man
zu hören bekommt, wir würden in Afghanistan den gan-
zen Tag nur im Lager sitzen und uns betrinken. Oder wir
hätten uns nur wegen des Geldes in den Einsatz gemeldet“,
fasst ein Oberstabsgefreiter seine Enttäuschung zusam-
men. Er gehört zu der Gruppe geladener Soldaten an die-
sem Abend, die mit dem Ehrenkreuz der Bundeswehr aus-
zeichnet wurden. Bei den Anschlägen und Gefechten am
Karfreitag 2010 bei Kundus verlor er ein Auge. Sein Gesicht
ist von Narben gezeichnet. Bereut hat er den Einsatz nicht.
Er hat sich inzwischen als Berufssoldat verpflichtet. Er
wirkt bescheiden, will nicht einmal seinen Namen ge-
druckt sehen. Aber er wünscht sich mehr Aufmerksamkeit
für „unseren Einsatz und den hohen Preis, den wir gege-
benenfalls zahlen“. Alexander Weinlein ❚

»Eine hintergründige Einladung«

ORTSTERMIN: JAHRESEMPFANG DES WEHRBEAUFTRAGTEN

Beginn der
Spiegel-Affäre
26. Oktober 1962: „Spiegel“-Redaktion
besetzt „Wir haben“ – Zurufe von der
SPD zwingen Kanzler Konrad Adenauer
(CDU) zu einer Pause – „einen Abgrund
von Landesverrat im Lande.“ „Wer sagt
das?“, fragt Walter Seuffert (SPD). „Ich sa-
ge das“, antwortet der Kanzler. Das Proto-
koll vermerkt „Laute Rufe von der SPD“.
Die Stimmung im Bundestag war aufge-
heizt während der ersten Fragestunde zur
Spiegel-Affäre am 7. November 1962. Kei-
ne zwei Wochen zuvor, am Abend des 26.
Oktober, hatten Polizei und Bundeskrimi-

naslamt die „Spiegel“-Redaktion besetzt.
Mehrere Redakteure, darunter Conrad Ah-
lers und Herausgeber Rudolf Augstein,
wurden verhaftet. Auslöser war Ahlers' Ar-
tikel „Bedingt abwehrbereit“, in dem bis
zu 41 Staatsgeheimnisse publiziert worden
sein sollen – und ein wütender Verteidi-
gungsminister Franz-Josef Strauß (CSU),
der angab, mit der Razzia nichts zu tun ge-
habt zu haben. Der Artikel berichtet über
das NATO-Manöver „Fallex 62“, das die Er-
kenntnis brachte, die Bundesrepublik sei
gegenüber dem Warschauer Pakt nicht ab-
wehrfähig; ein Angriff könne nur mit Hil-
fe westlicher Atomraketen abgewehrt wer-
den. Schwere Geschütze gegen Strauß, der
am 9. November im Parlament einräumen
musste, die Festnahme Ahlers' doch veran-
lasst zu haben. Die Vorwürfe gegen den
„Spiegel“ erwiesen sich dagegen als halt-
los. Heute wird oft hinterfragt, was aus ei-
nem kritischen Artikel eine Affäre machte.
Hat die Bundesregierung angesichts der
Kubakrise überreagiert? Oder war das
schlechte Verhältnis zwischen Strauß und
Augstein ausschlaggebend? Sicher ist:
Während die Ereignisse zu einer schweren
Regierungskrise führten, gilt der Ausgang
der Affäre als Triumph für die Pressefrei-
heit.     Benjamin Stahl ❚

Behinderte 
treffen Politiker
DIALOG Am 26. und 27. Oktober findet
im Bundestag die fraktionsübergreifende
Veranstaltung „Menschen mit Behinde-
rungen im Deutschen Bundestag“ statt.
Insgesamt 299 Teilnehmer sind eingela-
den, um mit den Abgeordneten einen
Dialog über Inklusion und Barrierefrei-
heit  zu führen. Dabei werden in zwölf
Arbeitsgruppen alle Politikbereiche aus
der Sicht von Menschen mit Behinderun-
gen diskutiert. Im Rahmen der Veranstal-
tung sind zudem die  Foto-Dokumentati-
on „Deutscher Bundestag barrierefrei“
und die Ausstellung „Gestaltung für alle“
zu sehen. 
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) eröffnet die Veranstaltung am
Freitag, den 26. Oktober, gegen 14 Uhr.
Danach erfolgt die Konstituierung der
einzelnen Arbeitsgruppen. Am darauffol-
genden Samstag stellen dann auf dem
Abschlussplenum die Arbeitsgruppen ih-
re Ergebnisse vor.    jbb ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 29. Oktober.

Die Chinesen kommen gewaltig.
Auch im Internet. Seit vergan-
gener Woche dürfen chinesi-
sche Schriftzeichen lateinische

Buchstaben beim Domainnamen, der
Adressbezeichnung, ablösen. Statt der bis-
her allein gültigen Landeskennung .cn
können die Chinesen nun auch . schrei-
ben. Was Zhong Guo oder „Reich der Mit-
te“ heißt – die alte Selbstbezeichnung des
fernöstlichen Landes, das sich jahrtausen-
delang als Mitte der damals bekannten
Welt sah.
Ein wichtiger Sieg der prestigebewussten
Chinesen gegen die amerikanischen Netz-
Widersacher. Auch wenn kaum irgendwo
sonst das Internet stärker im Griff der Kra-
ke Staat ist als in der Volksrepublik, ver-
dächtigt das kommunistische Land die
Amerikaner noch schlimmerer Dinge: via
Microsoft, Google, Ebay, Amazon, Face-
book oder Twitter eine moderne Internet-
Diktatur über die Menschheit errichtet zu
haben, mit dem Big Brother in den USA.
Auch die Netzverwaltungs-Behörde Icann,
die die Domainnamen vergibt und im ka-
lifornischen Marina del Rey sitzt, ist nach
Pekinger Lesart Teil dieses allumfassenden
Imperiums. Aber Icann muss nachgeben.
Auch Domainnamen auf Arabisch oder Ky-
rillisch sind inzwischen erlaubt, hier sind
indes die Nutzerzahlen eher bescheiden.
So kann Chinas Internetgemeinde nun
noch selbstbewusster auftreten. Über 510
Millionen Chinesen nutzen das Netz, der
zweite Platz hinter den 565 Millionen Eng-
lischsprachigen. Aber schon 2015 könnte
Chinesisch wichtigste Internet-Sprache
sein. Aber Vorsicht vor großen Zahlen. Re-
lativ sieht alles anders aus. Da sind die
Deutschen oder besser Deutschsprachigen
spitze: Im Verhältnis zum Anteil an der
deutschsprachigen Weltbevölkerung führt
Deutsch bei der Internetnutzung: 79,5 Pro-
zent der Deutschsprachigen nutzen das
Netz, bei den Englischsprachigen 43,4 Pro-
zent und den Chinesischsprachigen nur
37,2 Prozent. Wir sind nicht nur Papst, wir
sind auch Internet! Hans Krump ❚

Digitale
Muskelspiele

PERSONALIA

BUNDESTAG

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 50 JAHREN ...

Die Spiegel-Affäre wurde zum Fanal für
die Pressefreiheit in Deutschland.

Stimmungsvoller Ausklang des Besuchs von Kanadas Veteranenminister: Das Stabsmusikkorps der Bundeswehr spielt eine Serenade vor dem Reichstag.
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Topthemen vom 22.-26.10.2012
Geringfügige Beschäftigung (Do),
Frauen in Führungsgremien (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 41-42 vom 8.10.2012,
„Botschafter zwischen den Nationen“,
Seite 14:
Die Erfahrungen, die die jungen Leute wäh-
rend eines solchen Austauschjahres ma-
chen, prägen die Person und halten das gan-
ze Leben. In diesem Jahr hatte ich die riesi-
ge Freude, mit meiner Abschlussklasse der
Blissfield/Michigan Highschool das 
60. Klassentreffen zu feiern. Ich ging
1951/52 mit dem zweiten Jahrgang des Aus-
tauschprogramms des „Youth for Under-
standing Komitee (YFU)“ („Jugend für Ver-
ständigung“) in die USA, gefördert durch
den amerikanischen Hochkommisar für
Deutschland und durch örtliche Rotary-
Clubs – in unserem Fall in Michigan. Da-
mals wurde das fast als Abenteuer betrach-
tet. Die Kontakte halten bis
heute, die amerikanischen
Gasteltern waren ein drittes
Großelternpaar für unsere
Kinder und ich tausche
mich noch immer mit mei-
ner Gastschwester über All-
tägliches per E-Mail aus. Ich
bin sehr dankbar für meine
Erfahrungen des Austau-
sches. Durch Offenheit für
Fremdes und aktives ehren-
amtliches Engagement –
auch international – versu-
che ich bis heute, etwas da-
von zurück zu geben.  

Anni Langhans, Erlangen

Zur Themenausgabe 41-
42 „Die USA vor den
Wahlen“ vom 8.10.2012:
Ein großes Lob für diese
sehr informative und inte-
ressante Ausgabe. Sie haben
es meiner Ansicht nach ge-
schafft, mit der nötigen Dis-
tanz viele relevante Dinge
anzusprechen. Sowohl „auf-
frischende“ Beiträge zur
Grundkonzeption des
Wahlsystems der USA, hin-
tergründigere Artikel über
die Kandidaten sowie gene-
relle sicherheitspolitische
Aspekte wie die NATO 
oder Sicherheitsstrategien
wurden berücksichtigt. Da-

mit bewegen Sie sich nicht nur im bundes-
deutschen Gelände sicher, sondern schaffen
es auch, internationale Politik darzustellen.
Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass es
in der Welt ohnehin eine gestiegene Inter-
dependenz zumindest zwischen den Indus-
trienationen gibt, sollten Sie dies öfter tun. 

Fabian Rodriguez, per E-Mail 

Zur Ausgabe 41-42 vom 8.10.2012, „Wir
sind Europa“, Seite 15:
Auf dem Bild strahlen mir die zur Zeit
mächtigsten Repräsentanten der Bundesre-
publik entgegen. Nur der Mächtigste sitzt
mit sorgenvoller Miene, so erscheint er mir
jedenfalls, am Schreibtisch, um dem bayeri-
schen Löwen einen Gefallen zu tun und sich
in das Goldene Buch des Freistaates einzu-

tragen. Der gemeinsame Gesang der Hymne
vom einig deutschem Vaterland auf dem
Festakt mit den geladenen Gästen hat nicht
nur bei mir, sondern auch bei den Millionen
Arbeitslosen, Sozialrentnern und Geringver-
dienern, aber auch bei Jugendlichen mit Mi-
grationshintergrund, unterschiedliche Ge-
fühle geweckt. Sie sehen sich angesichts der
Auseinandersetzungen um die europäischen
Einigungsbestrebungen mit dem Gedanken
konfrontiert, ob unter diesen Umständen
Deutschland noch unser Vaterland ist. Mil-
lionen sind nach meiner Auffassung nicht
mehr davon überzeugt, weil die Gegensätze
in den Staaten, besonders wirtschaftlich, un-
überbrückbar erscheinen. So gesehen er-
scheint mir die Drohung der Kanzlerin,
„scheitert der Euro, dann scheitert Europa“,

als eine Kampfansage gegen die von mir ge-
nannten Bevölkerungsschichten. Ich be-
haupte das als 90-Jähriger Bürger dieses Staa-
tes, der in der Weimarer Republik geboren
wurde, die Krise der Weltwirtschaft als Kind
am eigenem Leibe erlebte, als Jugendlicher
vom NS-Staat missbraucht und schwer
kriegsbeschädigt aus dem Krieg kam, die
SED-Diktatur erlebte, um dann, in Freiheit
entlassen, gegenwärtig in einer Seniorenresi-
denz seinen Lebensabend zu verbringen.
Deshalb hoffe ich, dass der Optimismus für
Deutschland und Europa auch noch in 2013
vorhanden ist. Allerdings unter der Voraus-
setzung, dass der sogenannte Fiskalpakt
nicht nur auf die sozial Schwachen voll
durchschlägt, sondern auch diejenigen zur
Kasse bittet, die tatsächlich die Gewinner

dieser Entwicklung sind, 
die millionenfach daran ver-
dient haben, dass es einigen
Ländern verdammt schlecht
geht.

Alfred Peim, Flensburg

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

In der Ausgabe 41-42 vom 
8. Oktober wird im Artikel
„Das transatlantische Ver-
hältnis ist wieder im Lot“ auf
Seite 10 geschrieben, Fried-
rich der Große habe seinen
Offizier Friedrich Wilhelm
von Steuben nach Amerika
geschickt, um in der Armee
George Washingtons zu
kämpfen. Das ist falsch. Steu-
ben nahm bereits 1762 sei-
nen Abschied aus der preußi-
schen Armee. 1777 lernte er
den amerikanischen Bot-
schafter in Paris, Benjamin
Franklin, kennen. Er ging auf
dessen Empfehlung nach
Nordamerika, um am Unab-
hängigkeitskrieg gegen die
britische Kolonialmacht teil-
zunehmen. Als Generalin-
spekteur von Washington
disziplinierte Steuben die
Truppe und war maßgeblich
am militärischen Erfolg des
amerikanischen Unabhän-
gigkeitskrieges beteiligt. 



Der Deutsche Bundestag hat
in der 16. Wahlperiode die
Bundesregierung in einem

Antrag aufgefordert, den Kampf ge-
gen Antisemitismus weiter und ver-
stärkt zu führen und jüdisches Leben
in Deutschland zu fördern. Im Zuge
der Umsetzung dieses Antrags des
Deutschen Bundestages ist ein Exper-
tengremium 2009 ins Leben gerufen
worden, das, wie ich meine, einen
sehr fundierten, einen sehr facetten-
reichen und sehr gründlichen Be-
richt in zweijähriger Arbeit erstellt
hat. Dieser Bericht ist eine gute Dis-
kussionsgrundlage und ergänzt die
eigenen Erkenntnisse, die die Bun-
desregierung anhand von vielen Pro-
grammen, die standardmäßig wis-
senschaftlich begleitet werden, ge-
wonnen hat. Insofern hat sich dies
gelohnt und sollte in Zukunft fortge-
schrieben werden. Antisemitismus
ist ein Thema, das nicht nur die jüdi-
sche Gemeinde in Deutschland an-
geht. Es berührt die Grundfesten un-
serer Demokratie, unserer Freiheit,
unseres Zusammenlebens. 

Der Kampf gegen Extremismus,
egal woher er kommt, ist eine Aufga-
be, bei der dieser Staat und diese Ge-
sellschaft gemeinsam zusammenwir-
ken. Die Tatsache, dass die Zahl der
antisemitischen Straftaten in den
letzten Jahren stabil geblieben bzw.
sogar leicht gesunken ist, beruhigt
uns nicht; denn das Niveau ist nach
wie vor sehr hoch. Allein die Tatsa-
che, dass es solche Straftaten gibt,
zeigt, dass das Problem vorhanden
ist und dass wir das Problem gemein-
sam lösen müssen. 

Es gab erst vor wenigen Monaten
hier in Berlin einen Überfall auf den
Rabbiner Daniel Alter. Ich glaube,
dass dieser Überfall ein Handlungs-

auftrag an alle war, nämlich sicherzu-
stellen, dass es kein Stadtviertel in ir-
gendeiner Stadt dieses Landes geben
darf, in dem Menschen um ihre Si-
cherheit oder gar um ihr Leben fürch-
ten müssen, nur weil sie sich zu einer
bestimmten Religion bekennen, weil
sie eine bestimmte Hautfarbe haben
oder weil sie als anders erkennbar
sind. Wir schulden es unserem Staat
und unserer Demokratie, sicherzu-
stellen, dass Freiheit, dass Recht und
Toleranz überall im Lande, in jedem
Stadtviertel durchgesetzt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, der Bericht spricht davon,
dass circa 20 Prozent der Bevölkerung
in Deutschland antisemitisches Ge-
dankengut in irgend-
einer Weise haben.
Nun ist ein Streit da-
rüber ausgebrochen,
wie man auf diese 20
Prozent kommt. 

Die einen sagen,
es seien viel mehr,
die anderen sagen,
so viel könnten es
gar nicht sein. Natür-
lich kommt es im-
mer darauf an, wie man die Fragen
formuliert. Entscheidend ist jedoch
nicht, welche Zahlenstatistiken vor-
liegen. Entscheidend ist vielmehr,
dass es immer noch oder schon wie-
der Ressentiments, Klischees und
Verschwörungstheorien gibt, die mit

unserer Demokratie und der freiheit-
lichen Grundordnung nicht verein-
bar sind und gegen die wir mit aller
Konsequenz vorgehen müssen.

Das Thema Antisemitismus wird
aber auch von außen an unser Land
herangetragen. Für islamisti-sche Ak-
tivisten und Organisationen welt-
weit sind Antisemitismus und Res-
sentiments gegen Juden ein nahezu
selbstverständlicher Bestandteil ihrer
Propaganda und ihrer Ideologie. Das
gilt auch für die Gruppierungen, die
in Deutschland tätig sind und die
von unserem Verfassungsschutz be-
obach-tet werden.

Das Lagebild, das der Verfassungs-
schutz zeichnet, zeigt, dass auch für

die Neonazis und die
recht sex t remis t i -
schen Gruppen in
Deutschland Antise-
mitismus ein verbin-
dender und fester Be-
standteil ihrer Propa-
ganda und ihrer
Ideologie ist. Es ist
wichtig, dass man
die Erkenntnisse, die
der Verfassungs-

schutz gewonnen hat, einarbeitet in
die politische Bildung und in die
Aufklärungsak-tionen, die wir jetzt
und in der Zukunft gemeinsam auf
den Weg bringen müssen.

Das alles kann nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass heutzutage 90

Prozent der antisemitischen Straf-
und Gewalttaten von den Neonazis
begangen werden. Schauen wir ein-
mal, wie das konkret abläuft: Die
Neonazis nehmen jedes tagespoliti-
sche Ereignis sofort zum Anlass, um
Verschwörungstheorien über die Ju-
den in Deutschland, aber auch welt-
weit, zu verbreiten. Das alles zeigt,
dass wir gegen diese Volksver-het-
zung durch die Neonazis mit aller
Konsequenz vorgehen müssen.

50 Prozent aller rechtsextremisti-
schen Straftaten sind Volksverhet-
zungsstraftaten. Das macht deutlich,
dass unser Staat und jeder Demokrat
gefordert ist, den Antisemitismus
entschlossen zu be-
kämpfen - egal in
welcher Maske er
daherkommt - und
ihm entgegenzutre-
ten. Es gibt zahlrei-
che Bundespro-
gramme, die aufzei-
gen sollen, mit wel-
chen Mechanismen
die antisemitische
Propaganda der
Neonazis vorgeht, um junge Leute
auf ihre Seite zu ziehen und sie für
sich zu gewinnen. Wir stellen fest,
dass das Internet inzwischen zu einer
bevorzugten Plattform für diese Pro-
pagandisten geworden ist; denn es
eröffnet – allen Propagandisten üb-
rigens – weltweit völlig neue Mög-
lichkeiten, an junge Menschen, die
in bestimmten Lebensphasen ein
wenig anfällig sein können, heranzu-
kommen.

Im Dezember 2011 haben wir das
Gemeinsame Abwehrzentrum gegen
Rechtsextremismus gegründet. Ein
Schwerpunkt der Arbeit dieses Zen-
trums besteht in der Auseinanderset-
zung mit der Frage, welche Erschei-
nungsformen des Antisemitismus
und des Rechtsextremismus es im In-
ternet gibt und welche Gegenmaß-
nahmen man im Rahmen der politi-
schen Bildung auch im Internet auf
den Weg bringen kann, um diesen
Propagandamustern und -strukturen
etwas entgegenzusetzen.

Etwas entgegensetzen – das bedeu-
tet auch, dass wir die Zivilgesell-
schaft stärken müssen. Ein Pro-
gramm aus dem Bundesinnenminis-
terium, das sich „Zusammenhalt
durch Teilhabe“ nennt, setzt genau
an dieser Stelle an. Es geht dabei da-
rum, Vereine und Organisationen zu
stärken, Demokratietrainer auszubil-
den, die die Propagandastrukturen
und die Argumentationsmuster der
Antisemiten ausfindig machen, ent-
larven und dann entsprechend dage-
gen argumentieren können.

In der Deutschen Islamkonferenz
steht das Thema Antisemitismus
ebenfalls auf der Tagesordnung. Seit
2010 gibt es die Arbeitsgruppe „Prä-

ventionsarbeit mit Jugendlichen“,
die sich mit Extremismus und Ge-
walt phänomenübergreifend be-
schäftigt und die insbesondere den
religiös begründeten und begleiteten
Extremismus zum Gegenstand hat.

Wir haben vor, bei der nächsten Is-
lamkonferenz im März/April nächs-
ten Jahres konkrete Handlungsemp-
fehlungen auf den Tisch zu legen,
wie diese Präventionsarbeit mit Ju-
gendlichen in Zukunft verstärkt und
weiter verbessert werden kann. 

Die jüdische Gemeinschaft in
Deutschland – das ist die positive
Botschaft – wächst, und sie wächst
stärker als sonst wo in Europa. Die

Bundesregierung un-
terstützt mit finan-
ziellen Mitteln, aber
auch ideell die Ent-
wicklung insbeson-
dere der überregiona-
len Einrichtungen,
die Zusammenarbeit
mit dem Zentralrat
der Juden in Deutsch-
land und den Aufbau
des jüdischen Lebens

in Deutschland. Ich glaube, wir be-
obachten da seit vielen Jahren eine
sehr positive Entwicklung, und sie ist
es wert, dass alle Ebenen des Staates
sie unterstützen. Der Bericht der Ex-
perten enthält viele Empfehlungen,
die wir sorgfältig prüfen und die wir,
soweit sie sinnvoll, notwendig, fi-
nanzierbar und nicht schon durchge-
führt sind, unmittelbar umsetzen
werden.

Entscheidend ist, dass wir diesen
Bericht aktualisieren; ich würde vor-
schlagen, dass wir ihn mindestens
einmal pro Wahlperiode auf den
neuesten Stand bringen. Der vorlie-
gende gründliche Bericht bildet hier-
für ein gutes Fundament.

Ich bedanke mich bei den Profes-
soren, den Wissenschaftlern und den
Experten, die mitgemacht haben, für
ihre Arbeit. Ich bedanke mich bei al-
len im Land, die es sich zur Aufgabe
gemacht haben, aktiv und leiden-
schaftlich dem Antisemitismus ent-
gegenzutreten. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und

der FDP sowie bei Abgeordneten des

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

DEBATTENDOKUMENTATION

Hans-Peter Friedrich (*1957)
Bundesminister 

Dr. Hans-Peter Friedrich, Bundesminister des Innern:

Antisemitismus berührt die
Grundfesten unserer Demokratie

Berlin beherbergt die größte jüdische Gemeinde in Deutschland.

Der Kampf gegen
Extremismus ist

eine Aufgabe, bei
der Staat und
Gesellschaft

zusammenwirken
müssen.

Die jüdische
Gemeinschaft in

Deutschland
wächst, und sie

wächst stärker als
sonst wo in

Europa.

Debatte über den Bericht des Expertenkreises Antisemitismus / 197. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 17. Oktober 2012 
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html



2 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 43 – 22. Oktober 2012

Seit November 2011 liegt nun
der erste Antisemitismusbe-
richt dem Bundestag vor. Am

23. Januar 2012 habe ich ihn mit Kol-
legen aller Fraktionen und Mitglie-
dern des Expertenkreises der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Heute erst debat-
tieren wir darüber im Bundestag; das
ist wahrlich etwas spät. Der Bericht
hat größere Aufmerksamkeit als bis-
her verdient. Denn es gibt schlech-
ten, bedrückenden aktuellen Anlass:
In den letzten Wochen wurde in Ber-
lin ein Rabbiner überfallen. Der Ge-
neralsekretär des Zentralrats der Ju-
den in Deutschland wurde bedroht.
Das sind nur zwei Beispiele für den
alltäglichen Antisemitismus in
Deutschland.

Auch im Zusammenhang mit der
Beschneidungsdebatte sind antise-
mitische Untertöne unüberhörbar.
Ich zitiere nur einen Satz aus vielen
polemischen, ja hasserfüllten Zu-
schriften an mich wörtlich: Ich bin
kein Rechtsradikaler, aber irgend-
wann muss mal Schluss sein mit dem
ewigen Ducken vor den Juden. – Ein
geradezu prototypischer antisemiti-
scher Satz.

Wie viele in Deutschland mögen
genau so denken? Seitdem der Be-
richt vorliegt, wissen wir es: bis zu ei-
nem Fünftel der Bevölkerung; ein er-
schreckender Befund. Der Bericht
macht auf beunruhigende Weise
deutlich, dass antisemitische Einstel-
lungen bis weit in die Mitte der Ge-
sellschaft reichen. Erscheinungsfor-
men, Wirkungsweisen und Ausbrei-
tung dieser Menschenfeindlichkeit
genau zu kennen und zu beobachten,
ist die Vorbedingung für ein energi-
sches und nachhaltiges Handeln. Das
macht den Bericht so wichtig. 

Wir sollten gemeinsam Konse-
quenzen aus ihm ziehen; denn –
auch das will ich, so wie der Herr Mi-
nister, betonen – der Kampf gegen
Antisemitismus ist nicht zuvörderst
und schon gar nicht allein eine Sache
der Juden in Deutschland, sondern
unsere Sache, die Sache aller Demo-
kraten, aller Anständigen im Lande.

Die Konsequenzen: Erstens. Wir
brauchen Kontinuität und Stetigkeit

in Analyse und Berichterstattung;
hier besteht, denke ich, Konsens. Der
Bundestag hat schon in seiner Ent-
schließung vom 4. November 2008
zum Ausdruck gebracht, dass er sich
seiner Verantwortung bewusst ist, je-
der Form von Antisemitismus in
Deutschland entgegenzuwirken. Re-
gelmäßige Berichte über Antisemitis-
mus in Deutschland erstellen zu las-
sen, wurde interfraktionell beschlos-
sen. Alle Beteiligten waren sich einig:
Eine intensive und vor allem konti-
nuierliche Berichterstattung ist not-
wendig. Deshalb sollte das deutsche
Parlament in jeder Legislaturperiode
über einen solchen Bericht und die
Konsequenzen daraus debattieren.

Zweitens. Antisemitismus ist kein
gänzlich isolierbares Problem. Er ist
eingebettet in und Teil von Rechtsex-
tremismus, Rassismus, Islamismus,
Israelfeindschaft, Minderheiten-
feindlichkeit. Diesen Zusammen-
hang gilt es mehr denn je zu beach-
ten.

Sie kennen die Zahlen: 90 Prozent
aller antisemitischen Straf- und Ge-
walttaten werden von Rechtsextre-
misten begangen. Gerade weil wir
das Phänomen, das Problem nicht
isolieren können und dürfen, halte
ich eine Ausweitung des Fokus auf
weitere Formen gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit – diesen Be-
griff verwendet Wilhelm Heitmeyer,
um die unterschiedlichen Formen
von Menschenfeindlichkeit zu erfas-
sen – für dringend erforderlich;
denn unterschiedliche Vorurteile
und Feindbilder greifen eben inei-
nander und bilden ein gefährliches
Konglomerat.

Dass genau dies lange nicht er-
kannt wurde, zeigen auf dramatische
Weise auch die Taten des NSU. Wer
über Antisemitismus angemessen
und folgenreich sprechen und wer
handeln will, der darf über die ande-
ren Erscheinungsweisen menschen-
feindlichen Verhaltens nicht schwei-
gen. 

Drittens. Erkenntnisse allein rei-
chen nicht aus. Sie müssen in Strate-
gien und Aktivitäten
zur Überwindung
von Antisemitismus
und Ausländerfeind-
lichkeit übersetzt
werden. Der wissen-
schaftlichen Beob-
achtung müssen ak-
tive Schritte folgen.
Erforderlich ist, wie
auch von den Exper-
ten empfohlen, eine
Verstetigung der Bundesprogramme.
Momentan sind dies vor allem Mo-
dellprojekte. Da aber gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit, Rassis-
mus, Antisemitismus keine punktuel-
len, sondern andauernde Probleme
und Herausforderungen sind, bedarf
es auch keiner nur punktuellen, son-
dern eben einer dauerhaften Be-
kämpfung. Nur wenn dauerhafte Pro-
gramme gefördert werden, kann die
Arbeit ohne effizienzmindernde För-
derlücken gesichert werden. Aus dem
Nebeneinander und der zeitlichen
Begrenztheit verschiedener Aktionen
und Programme, die stets neu initiiert
und aufgestellt werden, müssen Insti-
tutionen und Initiativen werden, die
tatkräftig und verlässlich arbeiten, da-
mit sie nachhaltige Wirkung entfalten
können.

Meine Damen und Herren, es ist
ein bedauernswerter Zustand, dass
nach einer Schreckensmeldung in
den Medien die öffentliche Erschüt-
terung zwar groß ist, aber selten lan-
ge anhält. Es ist ein bedauernswerter
Zustand, dass engagierte Menschen
Projekte aufbauen, Netzwerke instal-

lieren und dass, kaum haben diese
begonnen, zu arbeiten und zu funk-
tionieren, die Förderung ausläuft
und die Projekte enden. Diese Zy-
klen medialer Konjunktur und kurz-
fristigen staatlichen Engagements gilt
es zu durchbrechen.

Über die genaue Form der Unter-
stützung und auch der Finanzierung
der Bundesprogramme – ich persön-
lich plädiere dafür, dass wir endlich ei-

ne Bundesstiftung
einrichten – wird man
trefflich streiten kön-
nen. Wichtig aber ist
ein Konsens über de-
ren Notwendigkeit.
Eine fraktionsüber-
greifende Arbeitsgrup-
pe Antisemitismus hat
bereits gut zusam-
menarbeitet und soll-
te sich jetzt daranma-

chen, einen gemeinsamen Antrag in
dieser Richtung zu erarbeiten.

Der Beschluss von 2008 hat nichts
von seiner Aktualität eingebüßt, wie
wir immer wieder neu auf erschre-
ckender Weise sehen.

Er ist zu erneuern und mit den Er-
kenntnissen dieses Berichts anzurei-
chern und umzusetzen. Wie 2008 ist
es auch heute wünschenswert und
dringend erforderlich, dass der Bun-
destag geschlossen Gesicht zeigt,
dass gemeinsam eine regelmäßige
Berichterstattung über antisemiti-
sche und andere Formen der Men-
schenfeindlichkeit etabliert wird,
dass eine Verstetigung der Bundes-
programme festgelegt wird und wir
allen Menschen in Deutschland zei-
gen: Wir nehmen diese moralische
und politische Herausforderung
ernst. Wir tolerieren antisemitische
Menschenfeindlichkeit nicht, und
wir stehen dafür nicht nur mit Wor-
ten, sondern auch mit Taten ein –
nicht punktuell, nicht zeitlich be-
grenzt, sondern fortwährend.

Beifall im ganzen Hause

Wolfgang Thierse (*1943)
Landesliste Berlin

Wolfgang Thierse, Bundestagsvizepräsident:

Wir nehmen diese moralische und
politische Herausforderung ernst 

Der Befund macht
deutlich, dass
antisemitische

Einstellungen bis
weit in die gesell-

schaftliche 
Mitte reichen.
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Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 15. bis 19. Oktober
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Zustimmung
Recht „Gesetz zum Vorschlag für ei-
nen Beschluss des Rates zur Festle-
gung eines Mehrjahresrahmens
(2013-2017) für die Agentur der Euro-
päischen Union für Grundrechte“
(Bundesregierung, 17/10760,
17/11062);
Wirtschaft und Technologie „Ge-
setz zu dem Freihandelsabkom-
men vom 6. Oktober 2010 zwi-
schen der Europäischen Union
und ihren Mitgliedstaaten einer-
seits und der Republik Korea ande-
rerseits“ (Bundesregierung,
17/10758, 17/11054);
Umwelt „Zu dem Vorschlag für eine
Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Aufstellung
des Programms für Umwelt- und Kli-
mapolitik (LIFE)“ (Europäische Kom-
mision, KOM (2011) 874 endg., Rats-

dok. 18627/11, 17/8515 Nr. A.42,
17/10196);
Auswärtiges „Gesetz zu dem Ab-
kommen vom 29. Juni 2012 zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und
dem Globalen Treuhandfonds für
Nutzpflanzenvielfalt über den Sitz
des Globalen Treuhandfonds für
Nutzpflanzenvielfalt“ (Bundesregie-
rung, 17/10756, 17/11035).

Abgelehnt
Wirtschaft und Technologie „Gesetz
zur Änderung des Telemediengeset-
zes (TMG)“ (SPD, 17/8454,
17/8814);
Europa „Portugal unterstützen und
Parlamenstrechte wahren – hier:
Stellungnahme des deutschen Bun-
destages nach Artikel 23 des Grund-
gesetzes i.V.m. Paragraf 9 des Geset-
zes über die Zusammenarbeit von
Bundesregierung und Deutschem
Bundestag in Angelegenheiten der
Europäischen Union“ (SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
17/11009).

Beschlüsse

Ich bin ausgesprochen dankbar
dafür, dass uns eine wissen-
schaftlich begleitete Erfassung

des Phänomens des Antisemitismus
in der Bundesrepublik Deutschland
vorliegt. Wir haben in diesem Hause
schon häufiger über dieses Phäno-
men diskutiert. Ich finde, die Viel-
schichtigkeit, die dieser Bericht of-
fenbart, hilft uns, unseren analyti-
schen Blick nochmals zu schärfen.

Ich will drei Aspekte hervorheben:
Lange Zeit vertraten Wissenschaftler
und große Teile der Zivilgesellschaft
in Deutschland die Vorstellung, dass
die Bekämpfung des Antisemitismus
gelingt, wenn man die Gräuel der

deutschen Geschichte aufarbeitet,
wenn man, um es mit Norbert Frei
zu sagen, eine Vergangenheitspolitik
betreibt. Man glaubte, das Phäno-
men so überwinden zu können. 

Diese Schritte waren richtig und
notwendig, aber wir stellen fest: Das
allein reicht nicht aus. Der Antisemi-
tismus stirbt nicht biologisch aus,
sondern er kommt, wie es in dem Be-
richt ausgedrückt wird, in Wellenbe-
wegungen wieder. Das hat mich, of-
fen gesagt, schon beunruhigt, weil
ich eigentlich stolz auf die Art und
Weise bin, wie sich dieses Land sei-
ner Vergangenheit, insbesondere
den begangenen Gräueltaten und

Stefan Ruppert (*1971)
Landesliste Hessen 

Dr. Stefan Ruppert, FDP:

Wir müssen uns Antisemitismus
jeden Tag neu stellen 



3DEBATTENDOKUMENTATIONDas Parlament – Nr. 43 – 22. Oktober 2012

dem Holocaust, gestellt hat, wie es
diese Vergangenheit aufgearbeitet
hat. Aber das allein reicht, wie ge-
sagt, nicht aus. Wir müssen uns dem
Phänomen auf leider unabsehbare
Zeit jeden Tag neu stellen.

Wir stellen auch fest, dass es nicht
ausreicht, zu sagen, dass dieses Phä-
nomen ein Aspekt des Rechtsextre-
mismus ist. Leider – auch das wird in
diesem Bericht aufgezeigt – ist das
Phänomen des Antisemitismus tief in
der Gesellschaft verwurzelt, auch in
bürgerlichen Gruppen, wahrschein-
lich auch bei Wählergruppen unserer
Parteien. Auch auf dieser Ebene müs-
sen wir uns diesem Phänomen stellen
und es wirksam bekämpfen.

Der Bericht ist gut, allein es ist
nicht einfach, die Handlungsoptio-
nen, die sich daraus ergeben, zu de-
finieren. Ich bin ein Anhänger von
Extremismusbekämpfungsprogram-
men. Ich bin dafür, dass wir Aus-
stiegsprogramme bewusst finanzie-

ren. Das ist aber ein sehr punktuel-
ler Ansatz, und am Ende ist das Pro-
blem nur durch die Gesamtheit der
Bürger, durch die Zivilgesellschaft zu
lösen und nicht durch einzelne Pro-
gramme, so wichtig sie auch sind.
Die Lösung dieses
Problems ist und
bleibt also unser aller
Aufgabe. Ich gebe
meinem Vorredner
durchaus recht: Wir
sollen uns zu diesen
Programmen beken-
nen. Das Konzept
muss aber breiter an-
gelegt sein, und des-
wegen sollten wir
nicht, wie in so mancher Extremis-
musdebatte, in ein Links-Rechts-
Schema verfallen und irgendwelche
Dinge gegeneinander aufrechnen. 

Ich finde, in der heutigen Debatte
findet dies erfreulicherweise nicht
statt. Nein, diese Debatte führt uns

Demokraten über Parteigrenzen hin-
weg zusammen, bis weit in die Partei
der Linken hinein. Es ist gut, dass wir
das zusammen machen, dass wir als
Demokraten die Gemeinsamkeiten
betonen und sagen, was wir hier ge-

meinsam verteidi-
gen wollen. Ich glau-
be, für solche Debat-
ten sollten wir uns
öfter Zeit nehmen,
auch wenn sie kei-
nen Raum für partei-
politische Reflexe
bieten, den Gesetz-
mäßigkeiten der
Parteipolitik nicht
folgen und auf den

ersten Blick keine politische Attrakti-
vität entfalten. Ich glaube, wir tun gut
daran, häufiger eine solche breiter
angelegte Debatte zu führen, in der
wir die Gemeinsamkeiten betonen.

Ohne konkret auf die Beschnei-
dungsdebatte einzugehen, möchte

ich einen Punkt nennen, der mir in
diesem Zusammenhang besonders
aufgefallen ist: In der Bevölkerung in
Deutschland geht die Sensibilität für
die identitätsstiftende Funktion von
Religion leider mehr und mehr ver-
loren. Religion, nicht nur jüdischer
Glaube, wird häufig als etwas wahr-
genommen, das in einem Span-
nungsverhältnis zur Moderne steht. 

Ich glaube, diese Betrachtung ist
zutiefst falsch, weil Religion für viele
Menschen ein ganz wichtiger Teil ih-
rer Identität ist. Es gilt, dies im Sinne
von Art. 4 unseres Grundgesetzes ge-
meinsam zu schützen. Es ist eben
nicht so, dass die Moderne sozusagen
den Glauben überwindet. Ich glaube
auch, dass die rigide Trennung von
Staat und Kirche oder von Staat und
Religionsgemeinschaften, die von
manchen gefordert wird, dem Pro-
blem nicht gerecht wird. Warum zah-
len wir denn an den Zentralrat der Ju-
den? Wir zahlen, weil wir über jüdi-

sches Leben in Deutschland glücklich
sind, weil wir froh sind, dass dieses
Leben wieder erstarkt und präsenter
wird. Alle laizistischen Konzepte wür-
den einer solchen Konstruktion si-
cherlich eher zuwiderlaufen. Deswe-
gen bin ich ein großer Anhänger des
Kooperationsverhältnisses von Staat
und Religionsgemeinschaften.

Dieser Bericht ist ein guter Auf-
takt. Er darf nicht das Ende, sondern
er muss ein erneuter Aufbruch zur
Bekämpfung des Antisemitismus
sein. Er muss fortgeschrieben wer-
den. Wir alle müssen uns fra-gen, auf
welchen Ebenen wir dem Phäno-
men, das leider tiefer in unserer Ge-
sellschaft verwurzelt ist, als wir alle
es uns wünschen, begegnen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU

sowie bei Abgeordneten der SPD, der

LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Am Ende ist das
Problem nur

durch die
Gesamtheit der

Bürger, durch die
Zivilgesellschaft

zu lösen.

Erinnern wir uns: Ignatz Bubis
war lange Jahre Vorsitzender
des Zentralrats der Juden in

Deutschland. Er starb 1999. Sein Re-
sümee war bitter – ich zitiere –:

Ich wollte diese Ausgrenzerei, hier
Deutsche, dort Juden, weghaben. Ich
habe gedacht, vielleicht schaffst du
es, daß die Menschen anders über ei-
nander denken, anders miteinander
umgehen. Aber, nein, ich habe fast
nichts bewegt.

Ignatz Bubis ließ sich in Israel be-
erdigen – aus Angst, sein Grab wer-
de in Deutschland geschändet wie
das von Heinz Galinski, weil er Jude
war.

Diese Geschichte fiel mir jüngst
wieder ein. Ein Rabbiner wurde im
Beisein seiner Tochter krankenhaus-
reif geschlagen, weil er Jude ist. Ein
Taxifahrer verweigert einer Familie
die Fahrt zur Synagoge. Beides ge-
schah im Jahr 2012 in Berlin. In
Göppingen skandierten Nazis: „Ein

Baum, ein Strick, ein Judengenick.“
Die Polizei griff nicht ein. Ich könn-
te noch mehr Beispiele nennen.

Der Deutsche Bundestag hat im
November 2008 einen Beschluss ge-
fasst: „Den Kampf gegen Antisemi-
tismus verstärken, jüdisches Leben
in Deutschland weiter fördern“.
Auch ich hatte damals dafür gewor-
ben. Wir beschlossen einmütig sie-
ben konkrete Aufträge an die Bun-
desregierung. Über einen davon re-
den wir heute: über die Analyse ei-
ner Expertenkommission zum
Antisemitismus in Deutschland. 

Ich bedauere ebenso wie der Kol-
lege Thierse, dass wir
das nicht dringlich
auf die Tagesord-
nung gesetzt haben,
sondern fast ein Jahr
danach. Eine zentra-
le Aussage der Exper-
tise ist: Nazis und Ju-
denhass gehören zu-
sammen. Dies ist
kein Verweis auf vor-
gestern, sondern auf heute. Kurzum:
Gegen Antisemitismus heißt primär
gegen Rechtsextremismus.

Aber der Bericht belegt auch: Ju-
denfeindlichkeit gibt es quer durch
alle gesellschaftlichen Schichten
und politischen Lager. Deshalb
mahne auch ich – da haben Sie, Kol-
lege Ruppert, recht –: Wir sollten uns
hüten, das parteipolitisch auszu-
schlachten; denn das hilft letztend-
lich nur Antisemiten. Wir müssen
Antisemitismus parteiübergreifend
ächten und viel mehr zur Prävention
tun.

Im vorliegenden Bericht werden
ausführlich Quellen und Formen

von altem und neuem Antisemitis-
mus beschrieben. Er grassiert beim
Sport, in Medien, auf Schulhöfen,
unter Deutschen und Migranten, in
Ost und West. Dass er anderswo stär-
ker ausgeprägt ist – ich verweise zum
Beispiel auf Ungarn –, sollte uns
endlich gemeinsam beunruhigen. 

Antisemitismus ist ein drängendes
EU-Problem. Aber er bleibt ein nicht
delegierbares deutsches Problem. Es
gibt engagierte gesell-schaftliche Ini-
tiativen gegen Antisemitismus; die
Amadeu-Antonio-Stiftung, die Ini-
tiative „Gesicht Zeigen!“ und das In-
ternetportal haGalil gehören zu den

bekannteren. Die
Schwarzkopf-Stif-
tung bringt Jugendli-
chen den europäi-
schen Gedanken und
zugleich den Kampf
gegen Antisemitis-
mus nahe. Anwärte-
rinnen und Anwärter
der Berliner Polizei
pflegen Patenschaf-

ten zum Denkmal für die Kinder-
transporte 1938/39 und zu noch Le-
benden unter den damals so gerette-
ten Jüdinnen und Juden. So weit, so
beispielhaft.

Zugleich gibt es aber immer mehr
Initiativen gegen Antisemitismus, die
finanziell ausbluten, weil sie bundes-
politisch alleingelassen werden. Wir
kennen das aus Berlin-Kreuzberg.
Ähnliche Beispiele gibt es vielerorts:
hehre Beschlüsse hier und verheeren-
des Versagen da. Das muss sich än-
dern. Das müssen wir, auch wir im
Bundestag, ändern.

Das mahnende Fazit im Experten-
bericht lautet: Es gibt kein schlüssi-

ges Gesamtkonzept gegen Antisemi-
tismus. Gemeint ist hier die Bundes-
politik. Ich finde, dasselbe trifft auf
den Kampf gegen Rechtsextremis-
mus zu. Es ist also höchste Zeit, dass
wir heute über den Bericht reden.
Aber es hilft nichts, wenn es folgen-
los bleibt. Deshalb schließe ich
mich den Vorschlägen, die hier
schon gemacht wurden, an und
schlage vor:

Erstens. Das Mandat für die unab-
hängige Expertenkommission ist zu
verlängern, verbunden mit hinrei-
chenden Arbeitsbedingungen.

Zweitens. Das gesellschaftliche,
wissenschaftliche und staatliche En-
gagement gegen Antisemitismus
muss endlich koordiniert werden.

Drittens. Das Thema Antisemitis-
mus sollte in der Ausbildung von Pä-
dagogen, Journalisten, Polizisten
und Juristen viel präsenter sein.

Viertens. Die europäische Dimen-
sion des Antisemitismus muss stär-
ker eingeblendet und als gemeinsa-

mes Problem angenommen wer-
den.Fünftens. Gesellschaftliche Ini-
tiativen gegen Rechtsextremismus,
Rassismus und Antisemitis-mus sind
endlich verlässlich zu fördern.

Drei Schlusssätze, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Ich weiß, dass ob
der jüngsten Vorkommnisse Jüdin-
nen und Juden erwägen, Deutsch-
land zu verlassen. Ihre Flucht wäre
für uns alle ein Armutszeugnis.Um-
so mehr werde ich weiter gegen An-
tisemitismus kämpfen und jüdi-
sches Leben fördern. Wir sollten uns
in der hier schon angeregten weite-
ren Debatte bzw. den bereits ange-
regten weiteren Debatten auch den
anderen sechs Beschlusspunkten aus
dem Jahre 2008 zum Thema „Förde-
rung jüdischen Lebens“ zuwenden.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, der

FDP und dem BÜNDNIS 90 /DIE GRÜ-

NEN sowie bei Abgeordneten der

CDU/CSU)

Petra Pau (*1963)
Wahlkreis: Berlin-Marzahn -
Hellersdorf

Petra Pau, Bundestagsvizepräsidentin:

Wir müssen Antisemitismus 
parteiübergreifend ächten 

Ein Rabbiner
wurde im Beisein

seiner Tochter
krankenhausreif
geschlagen, weil

er Jude ist.
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Ich möchte zunächst die Mitglie-
der der Expertenkommission auf
der Tribüne begrüßen. Da nie-

mand daran gedacht hat, haben wir
dafür gesorgt, dass sie der Debatte
heute beiwohnen können. 

Ich begrüße auch die Vertreterin-
nen und Vertreter der Amadeu-Anto-
nio-Stiftung, des American Jewish
Committee, des Zentralrates der Ju-
den in Deutschland und der jüdi-
schen Gemeinde von Berlin. Ich
glaube, die Wertschätzung derjeni-
gen, die sich tagein, tagaus – und
nicht nur einmal im Jahr in einer De-
batte über einen Bericht – im Kampf
gegen den Antisemitismus engagie-
ren, ist ein wichtiger Punkt bei der
gesellschaftlichen Auseinanderset-
zung mit diesem Thema. 

2011 gab es in Deutschland laut
Bundesinnenministerium 1 239 an-
tisemitische Straftaten und 29 Ge-
walttaten, davon allein 10 Gewaltta-
ten in Nordrhein-Westfalen. Alle sie-

ben Stunden eine antisemitische
Straftat, an jedem zwölften Tag eine
antisemitische Gewalttat. Das heißt,
Antisemitismus – da muss ich Ihnen
widersprechen, obwohl ich sonst
mit vielem einverstanden bin, Herr
Ruppert – kommt nicht in Wellen.
Antisemitismus in Deutschland ist
Teil des Alltags.

An diesen Alltag dürfen wir uns
nicht gewöhnen. Wir müssen offen-
siv etwas dagegensetzen. Wir dürfen
die Situation in dieser Debatte nicht
nur beklagen, sondern wir müssen
klare Handlungsempfehlungen ge-
ben und Konsequenzen ziehen;
sonst sind diese Debatten ein Stück
weit wertlos. 

Wir sind uns einig: Wir finden An-
tisemitismus in allen Fraktionen
gleichermaßen verurteilenswert.
Entscheidend ist, welche Konse-
quenzen wir daraus ziehen.

Meine Damen und
Herren, normaler-
weise sucht sich der
Antisemitismus ei-
nen Vorwand, um
sich politisch zu ent-
laden. Häufig sind es
politische und mili-
tärische Konflikte im
Nahen Osten, die
von Antisemiten
auch innenpolitisch
instrumentalisiert werden. In die-
sem Jahr gab es die Beschneidungs-
debatte. Es gibt viele Menschen in
diesem Land und auch hier im Ho-
hen Haus, die sagen: Der Weg, den
das Justizministerium oder die
Mehrheit des Bundestages beschrit-
ten haben, ist der falsche Weg; den

kann ich nicht mitgehen. – Diese
Menschen tragen dafür aber respek-
table Gründe vor.

Allerdings was für Mails ich in die-
sem Zusammenhang als Reaktion
auf meine öffentlichen Interventio-
nen bekommen habe – nicht nur
von Rechtsextremisten –, das hat
mich wirklich erschüttert. Ich muss
sagen: Zum ersten Mal habe ich vie-
le jüdische Freunde verstanden, die
manchmal darüber nachdenken, ob
sie in diesem Land weiterhin leben
wollen und weiterhin leben können.
Ich zitiere nur einige dieser Zuschrif-
ten: Das sei das schlimmste Verbre-
chen seit Auschwitz. – Juden seien
Babymetzler. – Der Zentralrat der Ju-
den lenke die deutsche Politik, und
ich sei ein Judenknecht. – Es gibt
Vergleiche der Beschneidungen mit
den Medizinversuchen des Naziarz-
tes Mengele.

Solche Dinge leh-
nen wir alle hier im
Hause gemeinsam
ab; das ist klar. Aber
wir müssen uns dem
stellen; denn das
kommt aus der Mitte
der Gesellschaft, das
kommt nicht nur von
politisch organisier-
ten Rechts-extremis-
ten. Das ist das Pro-

blem, mit dem wir uns auseinander-
setzen müssen. Da reicht es nicht – ob-
wohl es absolut notwendig ist –, dass
wir auf die Straße gehen, dahin, wo die
NPD und andere Organisationen het-
zen, sondern wir müssen nachhaltig
auch etwas für den Einstellungswan-
del mitten in unserer Gesellschaft tun.

Das ist die offene Frage, die hier
auf dem Tisch liegt. Die Experten-
kommission hat ja nicht nur einen
Sachstandsbericht verfasst, sondern
sie hat auch viele Empfehlungen er-
arbeitet. Da muss ich schon sagen:
Schade, dass wir so spät darüber dis-
kutieren; denn der Bericht war schon
im November 2011 fertig. 

Aber wenn wir schon so spät da-
rüber diskutieren, hätte ich von Ih-
nen, Herr Bundesinnenminister,
schon erwartet, dass
die Bundesregierung
uns in dieser Debatte
eine Antwort auf die
Empfehlungen gibt,
aus der hervorgeht,
was sie davon wann
und wie umsetzen
will. Ich hätte mir
nicht gewünscht,
dass sie nur sagt: Das
werden wir alles prü-
fen. Wir schauen einmal; vielleicht
ist manches auch finanzierbar. 

Nein, Herr Bundesinnenminister,
wir, Fraktionen und Bundesregie-
rung, müssen uns nach dieser Debat-
te zusammensetzen und schauen,
wie wir diese Dinge auf den Weg
bringen.

Wir haben hier schon nach den
NSU-Morden eine Resolution verab-
schiedet. Darin haben wir die Bun-
desregierung aufgefordert, zu über-
prüfen, wie wir die Hürden, die es
gegenwärtig bei den unterschiedli-
chen Programmen für Demokratie
und gegen Rechtsextremismus gibt –
diese Programme machen eine gute
Arbeit –, stabilisieren können und
wie wir dafür sorgen können, dass
die Arbeit auch in den Regionen
stattfinden kann, wo sie am nötigs-
ten ist.

Ich habe von der Familienminis-
terin bis heute nichts dazu gehört,
was aus der Überprüfung geworden
ist. Kein Punkt hat sich geändert.
Der Bericht kritisiert ausdrücklich
das Problem der Kofinanzierungen.
In den Regionen, in denen wir ein
besonders starkes Problem mit
Rechtsextremismus und Antisemi-
tismus haben, sind leider auch bei
den kommunalen Akteuren die
Sensibilität und das Problembe-
wusstsein für die Problemlage zu-
weilen entsprechend schlecht aus-
geprägt. Das heißt, die Bereitschaft
der Kommunen, in die Kofinanzie-
rung einzusteigen, ist gerade dort
oftmals nicht vorhanden, wo die
Projekte am notwendigsten sind.
Deshalb muss die Kofinanzierungs-
pflicht weg, und wir müssen das
ganze Verfahren auch entbürokrati-
sieren.

Wir müssen in dieser Debatte
auch zum Ausdruck bringen, dass
wir, was ich eingangs gesagt habe,
die Leute, die diese Arbeit tun – das
sind Menschen, die viel freie Zeit,
viel private Energie, oftmals auch
viel Geld in diese Arbeit stecken.

Wir sollen uns hier nicht als De-
mokraten selbst beweihräuchern,
sondern wir müssen die Demokra-
tinnen und Demokraten, die sich
draußen in der Gesellschaft den

Rechten entgegenstellen, ihnen wi-
dersprechen, mit den Jugendlichen
arbeiten, damit der Einfluss der
Rechtsextremen auf die Köpfe ab-
nimmt, tatkräftig unterstützen. Da-
ran sind wir zu messen und nicht da-
ran, wer im Deutschen Bundestag
die schönste Rede zu diesem Thema
gehalten hat. Am Ende geht es um
das, was wir gemeinsam zustande
bringen, um die Welt und unser
Land in die richtige Richtung zu ver-

ändern. 20 Prozent
Antisemiten in
Deutschland, das
kann uns doch nicht
ruhen lassen.

Überlegen Sie, wie
viele das hier im
Haus wären, wenn
wir uns einrechnen
würden. Daran sieht
man: Das ist eine ge-
waltige Quantität in

der Anhängerschaft aller Parteien, al-
ler gesellschaftlichen Organisatio-
nen. Dem müssen wir uns stellen. 

Ich will dazu beitragen, dass wir
hier die entsprechenden Dinge auf
den Weg bringen. Dazu gehört für
mich die Beseitigung der Extremis-
musklausel. 

Dazu gehört für mich, dass die
Projekte, die vor Ort arbeiten, nicht
immer nur eine Finanzierung auf
drei Jahre bekommen, und danach
ist Schluss, dann muss man sich ein
neues Projekt ausdenken, oder das
Geld geht in eine andere Stadt, zu ei-
nem anderen Träger. Wenn wir ver-
standen haben, dass Rechtsextre-
mismus und Antisemitismus ein
kontinuierliches und dauerhaftes
Problem in unserem Land sind,
dann muss unsere Gegenstrategie
doch genauso nachhaltig sein. Wir
können nicht davon ausgehen, dass
nach drei Jahren Projektarbeit das
Problem gelöst ist und wir uns dem
nächsten Thema zuwenden können.
Ich glaube, das sind wir vor dem
Hintergrund unserer Geschichte un-
serem Land und den Menschen in
unserem Land schuldig.

Meines Erachtens ist die Arbeit ge-
gen Antisemitismus nicht vordring-
lich die Aufgabe der Juden. Nein, es
ist die Aufgabe aller Nichtjuden. Wir
können dankbar sein, dass sich die
jüdischen Gemeinden und Organi-
sationen trotzdem – obwohl es nicht
ihre Aufgabe ist – so engagiert um
dieses Thema kümmern, und wir
müssen sie dabei unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD)

Volker Beck (*1960)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Volker Beck, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Antisemitismus in Deutschland 
ist Teil des Alltags

2011 gab es in
Deutschland 1.239

antisemitische
Strafttaten und
29 Gewalttaten,

davon allein 
10 in NRW.

Wir können nicht
davon ausgehen,

dass nach 
drei Jahren

Projektarbeit 
das Problem

gelöst ist.
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Inmitten der schwersten Krise seit
Verabschiedung der Römischen
Verträge vor 55 Jahren, inmitten-

der größten Bewährungsprobe, die
wir Europäer seither zu bestehen
hatten, genau in dieser Zeit wird am
letzten Freitag in der Hauptstadt ei-
nes europäischen Landes, das selbst
kein Mitglied der Europäischen Uni-
on ist, einer der bedeutendsten Prei-
se der Welt an die Europäische Uni-
on vergeben.

Wenig, wie ich finde, macht die
Dramatik der gegenwärtigen Lage
Europas mit einem Schlag so deut-
lich wie die Verleihung des Friedens-
nobelpreises 2012 an die Europäi-
sche Union.

Wenig zwingt uns
so sehr, uns die Grö-
ße der Aufgabe un-
serer politischen
Generation bewusst
zu machen, wie die-
se Entscheidung in
Oslo am letzten
Freitag. Ich finde,
dies ist eine wun-
derbare Entschei-
dung, und zwar deshalb, weil das
Nobelpreiskomitee den Friedensno-
belpreis gerade nicht in den Jahren
europäischer Triumphe und Glücks-
momente – zum Beispiel 1990 nach
dem Fall des Eisernen Vorhangs oder
2004 nach der Osterweiterung der
Europäischen Union –, sondern
jetzt verliehen hat.

In der Zeit der Krise ist diese Ent-
scheidung weit mehr als nur eine
Würdigung. Sie ist weit mehr als ei-
ne Erinnerung an den Ausgangs-
punkt der europäischen Einigungs-
idee nach Jahrhunderten des Mor-
dens und Sterbens auf europäischen
Schlachtfeldern. Diese Entscheidung
ist so bedeutend, weil sie genau jetzt
kommt. Denn damit ist sie als Mah-
nung zu verstehen. Mehr noch, sie
ist Ansporn und Verpflichtung, und
zwar für uns alle in Europa, das

Wichtige vom Unwichtigen zu tren-
nen und den Kern der Bewährungs-
probe, in der wir uns ja nun sichtba-
rerweise befinden, immer wieder zu
sehen.

Dieser Kern unserer Bewährungs-
probe kann in einem einfachen Satz
ausgedrückt werden: Der Euro, um
dessen Stärke wir mit vielen Instru-
menten und Maßnahmen gerade
ringen, ist weit mehr als eine Wäh-
rung, der Euro steht symbolhaft für
die wirtschaftliche, soziale und poli-
tische Einigung Europas – mit gro-
ßer Wirkung weit über Europa hi-
naus.

Das ist der Grund, warum die Über-
windung der Krise im Euro-Raum seit
nunmehr bald drei Jahren die Agenda
aller G-8-Treffen, aller G-20-Treffen
und fast aller Europäischen Räte der
Staats- und Regierungschefs be-
stimmt. Wir haben seit Anfang 2010
allein zehn Räte gehabt. Auch heute
und morgen, beim elften Europäi-
schen Rat der Staats- und Regierungs-
chefs, wird das nicht anders sein.

Es kann gar nicht oft genug gesagt
werden: Die Probleme, mit denen
wir uns beschäftigen, die Probleme,
mit denen wir zu kämpfen haben,
sind nicht über Nacht entstanden.
Deshalb können sie auch nicht über
Nacht gelöst werden. Sie sind auf ei-
ne mangelnde Wettbewerbsfähig-
keit, sie sind auf die Überschuldung

einzelner Mitglied-
staaten sowie auch
auf Gründungsfehler
des Euro zurückzu-
führen.

Wir begeben uns
bei der Lösung dieser
Probleme auf Neu-
land. Es gab und es
gibt nicht die Lösung,
den einen Befreiungs-

schlag, womit die Krise auf einen
Schlag aus der Welt geschafft worden
wäre. Auch der Gipfel heute und
morgen wird nicht der letzte sein,
der sich mit der Überwindung der
Krise im Euro-Raum befasst. Es wer-
den weitere folgen; denn die Stär-
kung des Euro ist ein Prozess aufei-
nanderfolgender Schritte und Maß-
nahmen. Manches ist bereits ge-
schafft. In diesen drei Jahren der
Krise haben wir im Übrigen weit
mehr geschafft als in vielen Jahren
vorher in Europa.

Wir können die Konturen einer
Stabilitätsunion bereits deutlich er-
kennen. Viele Mitgliedstaaten unter-
ziehen sich harten Reformen und
Anpassungsprogrammen, um ihre
spezifischen Probleme – das sind
Staats- und Auslandsverschuldung,
Bankenkrisen, Verlust an Wettbe-

werbsfähigkeit – in den Griff zu be-
kommen.

Dies gilt auch für Griechenland.
Davon konnte ich mich bei meinem
Besuch in Athen in der letzten Wo-
che persönlich überzeugen. 

Es besteht überhaupt kein Zweifel:
Die Lage in Griechenland ist alles
andere als einfach. Vieles geht zu
langsam. Maßnahmen, die längst
hätten umgesetzt werden müssen,
sind immer noch in Arbeit. Die Re-
zession ist weit stärker als erwartet.
Strukturelle Veränderungen werden
oftmals nur im Schneckentempo
durchgeführt. Die Verwaltung arbei-
tet an vielen Stellen unzureichend,
und Betrug und Korruption sind im-
mer noch nicht vollständig einge-
dämmt.

Ich kann gut verstehen, warum die
große Mehrheit der griechischen
Bürger wütend darauf reagiert, dass
wohlhabende Griechen ihren Bei-
trag zur Lösung der Probleme ihres
Landes nicht leisten wollen. Ange-
sichts dessen ist es menschlich abso-
lut nachvollziehbar, warum sich so
viele Griechen schwer damit tun,
einzusehen, dass die größte Zahl der
Probleme zu Hause entstanden ist
und deshalb auch nur zu Hause ge-
löst werden kann.

Doch, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, das ist nur die eine Seite der
Medaille. Ich habe bei meinem Be-
such auch die andere Seite der Me-
daille gesehen. In Athen, in der grie-
chischen Regierung, bei vielen in
Wirtschaft und Gesellschaft erlebe
ich einen ernsten Willen zur Verän-
derung, den Willen, die eigenen
Hausaufgaben zu machen, um so
das Land in eine bessere Zukunft zu
führen und Mit-glied des Euro-
Raums bleiben zu können.

Meine Damen und Herren, weil es
so ist – wir kennen die eine Seite der
Medaille, und wir kennen die ande-
re Seite der Medaille –, kann und
werde ich dem Bericht der Troika
hier und heute nicht vorgreifen.
Aber ich wiederhole, was ich bereits
an anderer Stelle, beim Besuch des
griechischen Ministerpräsidenten
genauso wie bei meinem Besuch in
Athen, gesagt habe: Ich wünsche
mir, dass Griechenland im Euro-
Raum bleibt.

Ich wünsche mir das nicht nur,
weil Griechenland unser Freund und
Partner in der Europäischen Union
wie auch in der NATO ist, sondern
auch, weil dies immer noch, trotz al-
ler Schwierigkeiten, im Interesse
Griechenlands selbst wie auch der
Euro-Zone und der Europäischen
Union als Ganzes ist. Das ist die Hal-
tung, mit der ich, mit der die Bun-

desregierung, mit der wir den Bericht
der Troika abwarten sollten; wir soll-
ten nicht vorher richten, sondern
uns die Ergebnisse anschauen.

Griechenland muss die verabrede-
ten Maßnahmen, zu denen das Land
sich verpflichtet hat, einhalten. In
meinen Gesprächen mit Minister-
präsident Samaras in Athen und er-
neut gestern am Rande des EVP-Gip-
fels in Bukarest habe ich den ernst-
haften Willen gespürt, das zu schaf-
fen und damit den Verpflichtungen
nachzukommen. Sobald der Troika-
Bericht vorliegt, werden die Ent-
scheidungen über eine Auszahlung
der nächsten Tranche hier im Deut-
schen Bundestag zu treffen sein, nir-
gendwo anders, und das werden wir
gemeinsam diskutieren.

Auf dem Rat wird uns auch der
spanische Ministerpräsident Rajoy
über die Situation in
seinem Land unter-
richten. Der Bericht
über die Rekapitali-
sierung der Banken
– das haben wir ver-
folgt – liegt inzwi-
schen vor. Ob und
inwieweit Spanien
darüber hinaus Hilfe
aus dem ESM benö-
tigt, ist allein – ich habe das in allen
Gesprächen mit dem spanischen Mi-
nisterpräsidenten immer wieder
deutlich gemacht – die Entschei-
dung Spaniens. Die Bedingungen für
Hilfsanträge sind durch die Richtli-
nien des ESM völlig klar vorgegeben;
sie sind inzwischen auch vom Deut-
schen Bundestag verabschiedet wor-
den.

Meine Damen und Herren, wir
wissen, dass den Menschen in Spa-
nien, in Griechenland und in den
anderen betroffenen Mitgliedstaaten
außerordentlich viel abverlangt
wird. Aber wir sehen auch, dass es
Ergebnisse gibt: In Irland, in Portu-
gal, in Spanien, aber eben auch in
Griechenland sind die Lohnstück-
kosten deutlich gesunken. Dies ist
ein wichtiger Faktor für die Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit. Wir
sehen das im Übrigen auch bei allen
Ländern an der Industrieprodukti-
on, die zum Teil wieder zu wachsen
beginnt. Defizite in den Leistungsbi-
lanzen gehen zurück, auch Defizite
im Haushalt. Man kann sagen, dass
sich diese Länder in vielen Faktoren
in die richtige Richtung bewegen.
Aber dieser Reformweg ist natürlich
noch lange nicht beendet, und er
muss weiter gegangen werden. Wir
dürfen nicht auf halbem Wege ste-
hen bleiben. Weil nachhaltige Kon-
solidierung und Wachstum einander
bedingen, deshalb muss beides glei-
chermaßen verfolgt werden.

An dieser Stelle möchte ich noch
einmal sagen: Natürlich wissen wir,
dass wieder Wachstum entstehen
soll. Natürlich wissen wir, dass
Wachstum kein Selbstzweck ist, son-
dern dass es um Beschäftigung in
diesen Ländern geht. Natürlich wis-

sen wir, dass rund 50 Prozent der
jungen Menschen in Spanien, in
Griechenland und auch in anderen
Ländern – das ist ein sehr hoher Pro-
zentsatz – heute arbeitslos sind.
Aber wir wissen doch aus eigener Er-
fahrung, dass nur durch Reformen
am Arbeitsmarkt, durch Strukturre-
formen und solide Haushalte über-
haupt wieder Beschäftigung entste-
hen kann. Das ist doch kein Myste-
rium. Wachstum entsteht aus unter-
nehmerischer Tätigkeit,
unternehmerische Tätigkeit entsteht
aus der notwendigen Flexibilität,
und das müssen wir in Europa wie-
der schaffen, meine Damen und
Herren. Da liegt der Schlüssel.

Deshalb haben wir ja auch, paral-
lel zu all den Programmen, die für
die Länder ausgearbeitet wurden,
und zu all den Vorschlägen, die die

Europäische Kom-
mission gemacht
hat, den Pakt für
Wachstum und Be-
schäftigung in der
Europäischen Union
erarbeitet. 

Trotz aller Gegen-
sätze, die wir hier in
diesem Hause ha-
ben: An den ent-

scheidenden Stellen haben wir uns
immer wieder zusammengerauft.
Was für Europa gut ist, das machen
wir gemeinsam.

Meine Damen und Herren, die
Konturen einer Stabilitätsunion
zeichnen sich aber auch deshalb ab,
weil wir inzwischen dauerhafte In-
strumente der Krisenbewältigung
haben. Schon vor gut zwei Jahren
hat sich die christlich-liberale Koali-
tion dafür eingesetzt, einen perma-
nenten Krisenbewältigungsmecha-
nismus zu schaffen. Wir haben ge-
wusst, dass 2013 die EFSF ausläuft,
und wir haben uns deshalb rechtzei-
tig – denn wir wussten, dass dabei
schwierige rechtliche Fragen zu klä-
ren sind – für einen solchen dauer-
haften Rettungsschirm eingesetzt.

Jetzt kann ich sagen: Wir haben
ihn heute. Er ist verabschiedet. Er ist
ein dauerhaftes Instrument zur Be-
wältigung der Krise. Ich möchte ein-
mal zwei Jahre zurückdenken. Wenn
wir damals gefragt hätten: „Wer in
Europa ist denn jetzt dafür?“, dann
hätte man gesagt: Das ist nie zu
schaffen.

Nur weil Deutschland an vielen
Stellen vorangegangen ist, sind wir
heute in Europa dort, wo wir sind,
nämlich dass wir zum Beispiel ein
dauerhaftes Krisenbewältigungsin-
strument haben.

Wir haben noch etwas von Anfang
an gesagt – und das ist der Maßstab
unseres Handelns –: Solidarität auf
der einen Seite im Rahmen des ESM
geht Hand in Hand mit Bedingun-
gen und Auflagen für die jeweiligen
Mitgliedstaaten. Unter dieser Vo-

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin 

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:

Europa steht für Demokratie,
Freiheit und Menschenrechte

In der Zeit der
Krise 

ist diese
Entscheidung weit
mehr als nur eine

Würdigung.

Die Probleme,
mit denen wir zu
kämpfen haben,
sind nicht über

Nacht
entstanden.
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raussetzung haben wir stets solida-
risch gehandelt und werden das
auch in Zukunft tun.

Von besonderer Bedeutung für ei-
ne zukünftige Stabilitätsunion ist je-
doch ohne Zweifel die Stärkung des
Stabilitäts- und Wachstumspaktes.
Wir haben ihn im vergangenen Jahr
so ausgestattet, dass Fehlentwicklun-
gen in einzelnen Mitgliedstaaten in
Zukunft nicht mehr die Stabilität des
Euro als Ganzes gefährden werden.
Sie kennen das – in Anführungsstri-
chen, sehr volksnah ausgedrückt –
als „Six-Pack“.

Meine Damen und Herren, es geht
ja im Kern immer
wieder um Verbind-
lichkeit und Glaub-
würdigkeit. Denn im
Kern ist die europäi-
sche Staatsschulden-
krise eine Vertrau-
enskrise, eine Ver-
trauenskrise des
Euro.

Deshalb haben
wir neben dem ESM auch den Fiskal-
vertrag beschlossen. Er verlangt von
jedem Mitgliedstaat, eine Schulden-
bremse einzuführen, und die Ein-
führung dieser Schuldenbremse
kann dann vom Europäischen Ge-
richtshof überprüft werden. Zehn
Mitgliedstaaten haben diesen Fiskal-
vertrag bereits ratifiziert und ich bin
deshalb sehr zuversichtlich, dass An-
fang 2013 dieser Fiskalvertrag in
Kraft treten kann. Im Übrigen wird
es dann so sein, dass nur derjenige,
der diesen Fiskalvertrag ratifiziert
hat, auch Hilfen aus dem ESM be-
kommen kann. 

Wir haben also Instrumente zur
Krisenbewältigung. Wir haben Re-
formen in den einzelnen Mitglied-
staaten. Wir haben den Stabilitäts-
und Wachstumspakt gestärkt. Aber,
meine Damen und Herren, damit
sind die Konstruktionsfehler der
Wirtschafts- und Währungsunion
insgesamt noch längst nicht besei-
tigt. Wir brauchen mehr. Deshalb
haben uns auf dem letzten Rat im Ju-
ni die Präsidenten des Europäischen
Rates, der Europäischen Kommissi-
on, der Euro-Gruppe und der Euro-
päischen Zentralbank Vorschläge für
die Fortentwicklung der Wirtschafts-
und Währungsunion vorgelegt, und
inzwischen haben genau dazu mit
den Mitgliedstaaten Konsultationen
stattgefunden.

Uns leitet dabei ein ehrgeiziges
Ziel: Wir wollen beschließen, wie
wir die Währungsunion weiterentwi-
ckeln wollen. Diese Weiterentwick-
lung ist unverzichtbar, und sie ist Vo-
raussetzung dafür, Vertrauen und
Glaubwürdigkeit im Zusammen-
hang mit der Währungsunion zu-
rückzugewinnen. Nur so können wir
die Vertrauenskrise überwinden.

Heute und morgen, beim Euro-
päischen Rat, wird es nicht darum
gehen, konkrete Entscheidungen zu
treffen, sondern es muss darum ge-
hen, die Weichen für Dezember zu
stellen, Grundlagen für die Entschei-
dungen zu schaffen, die richtigen
Fra-gen zu stellen und Arbeitsaufträ-

ge zu verteilen, wie wir diese Fragen
bis zum Dezember lösen können.

Dabei ist für mich klar: Die erneu-
erte Wirtschafts- und Währungsunion
soll von vier starken Säulen getragen
werden: erstens von mehr gemeinsa-
mer Finanzmarkt-politik, zweitens
von mehr gemeinsamer Fiskal-politik,
drittens von mehr gemeinsamer Wirt-
schaftspolitik und viertens von einer
gestärkten demokratischen Legitima-
tion und Kontrolle.

Zum ersten Punkt: mehr gemein-
same Finanzmarktpolitik. Die welt-
weite Finanzkrise hat uns drama-
tisch vor Augen geführt, dass ein un-

zureichend regulier-
ter Bankenmarkt
ganze Staaten an den
Rand des Abgrunds
führen kann. Um so
etwas für die Zukunft
zu verhindern, ist ei-
ne starke Finanz-
marktregulierung so-
wohl bei uns zu Hau-
se als auch in Europa

als auch weltweit notwendig.
Wir sind in Europa hier schon

Schritt für Schritt vorangekommen,
um die notwendigen Regelungen zu
finden.  

Für mehr gemeinsame Finanz-
marktpolitik brauchen wir aller-
dings auch eine gemeinsame Ban-
kenaufsicht, die effizient und unab-
hängiger von den nationalen Ein-
flüssen ist. Dabei soll die
Europäische Zentralbank eine zen-
trale Rolle spielen. Die Europäische
Kommission hat uns zu dieser Ban-
kenaufsicht im September einen
Vorschlag vorgelegt. Er wird nun be-
raten. Wir setzen uns dafür ein, die
Arbeiten auf dieser Grundlage zügig
voranzutreiben. 

Wir haben vereinbart, dass die
Vorschläge der Kommission bis En-
de des Jahres geprüft werden sollen.
Dann muss sich das Europäische
Parlament mit dem Entwurf befas-
sen. Der Präsident des Europäischen
Parlaments hat selbst gesagt: Das Eu-
ropäische Parlament wird es in die-
sem Jahr nicht mehr schaffen, dazu
abschließende Beschlüsse zu fassen.

Die Einrichtung eines wirksamen
Aufsichtsmechanismus ist dann die
Voraussetzung für eine spätere Ent-
scheidung über eine direkte Banken-
rekapitalisierung durch den ESM.
Der bloße Abschluss des Gesetzge-
bungsverfahrens für eine Banken-
aufsicht reicht nicht aus, sondern
diese Bankenaufsicht muss arbeitsfä-
hig sein, sie muss effektiv handeln
können. Denn hier reden wir darü-
ber, dass der ESM eines Tages Ban-
ken rekapitalisiert in Ländern, in die
wir dann eingreifen müssen und wo-
zu wir Beschlüsse fassen müssen.
Deshalb ist das eine komplizierte,
aber leistbare Aufgabe, der wir uns
mit ganzem Elan verschreiben.

Meine Damen und Herren, damit
kommen wir zur zweiten Säule einer
erneuerten Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion: Das ist mehr gemeinsa-
me Fiskalpolitik. Bei der Stärkung der
Haushaltsdisziplin sind wir zuletzt
mit dem Fiskalvertrag durchaus ein

gutes Stück vorangekommen. Aber
wir sind der Meinung – das sage ich
für die ganze Bundesregierung –: Wir
könnten hier sehr gut ein Stück wei-
ter gehen, indem wir der europäi-
schen Ebene echte Durchgriffsrechte
gegenüber den nationalen Haushal-
ten gewähren, dort, wo die vereinbar-
ten Grenzwerte des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes nicht eingehalten
werden. Ich weiß: Die Bereitschaft
hierzu zeigen viele Mitgliedstaaten
noch nicht. Aber ich sage auch: leider.

Das ändert jedoch nichts daran,
dass wir uns weiter dafür starkma-
chen werden. Genau in dem Mo-
ment, in dem wir einen solchen Me-
chanismus hätten, dass ein Haushalt
für ungültig erklärt werden könnte
und dies auch vom Europäischen
Gerichtshof überprüft werden könn-
te, wären wir an dem Punkt, dass wir
natürlich in der Kommission jeman-
den brauchen, der dazu die Autori-
tät hat und dies tun kann. Das wäre
in diesem Fall der Währungskom-
missar. 

Statt dass wir uns überlegen, wie
wir mehr Verbindlichkeit und mehr
Glaubwürdigkeit bekommen kön-
nen, erleben wir eine permanente
Diskussion, wie wir mehr gemeinsa-
me Haftung für Staatsschulden be-
kommen können. Auch der Zwi-
schenbericht der vier Präsidenten
enthält diese Elemente wieder. Ich
sage: Ich halte das für einen ökono-
mischen Irrweg.

Wo läge eigentlich die demokrati-
sche Legitimation, wenn wir uns für
eine gemeinsame Haftung in Europa
entscheiden würden? Der wesentli-
che Kern der Haushaltsverantwor-
tung – das wird auf lange Zeit so
bleiben – sind die Budgets der natio-
nalen Staaten. Solange das so ist,
müsste beispielsweise die französi-
sche Nationalversammlung über die
deutsche Staatsverschuldung mitbe-
stimmen, ebenso wie der Bundestag
über die französische, die italieni-
sche oder die spanische. Schon die-
ses Beispiel zeigt doch, dass es fak-
tisch unmöglich ist, in diesem Be-
reich als Erstes die Haftung zu verge-
meinschaften und weiter nationale
Budgets zu haben. Das wird nicht
funktionieren. 

Wir brauchen aber – das ist die
dritte Säule – mehr gemeinsame
Wirtschaftspolitik. Der frühere Kom-
missionspräsident Jacques Delors
hat bereits 1989, als es um die Ein-
führung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion ging, einen Bericht vor-
gelegt. Darin heißt es sehr weitsich-
tig – ich zitiere –:

Eine gemeinsame Währung erfor-
dert ein hohes Maß an Übereinstim-
mung in den Wirtschaftspolitiken
sowie einer Reihe anderer Politikfel-
der, vor allem in der Fiskalpolitik.

Die Krise zeigt uns, dass Fehlent-
wicklungen in einzelnen Mitglied-
staaten tatsächlich den gesamten
Euro in Bedrängnis bringen können.
Deshalb müssen wir uns ganz im
Sinne von Jacques Delors jetzt um
die Politikfelder kümmern, in denen
wir ein hohes Maß an Übereinstim-
mung brauchen. Diese Felder sollten

wir bis zum Dezember identifizie-
ren, um dann zu sagen: Wenn wir
hier nicht mehr Übereinstimmung
bekommen, dann werden wir auch
in Zukunft ein Problem haben.

Wo wird denn eine stärkere wirt-
schaftspolitische Koordinierung
notwendig sein? Sie wird ganz we-
sentlich dort notwendig sein, wo
Kernbereiche nationaler Souveräni-
tät berührt sind: in der Arbeitsmarkt-
politik, in der Steuerpolitik, also in
vielen Fragen, die in der nationalen
Diskussion hochsensibel sind. Zu
glauben, die einzige Antwort darauf
sei, alle diese Politikfelder jetzt ver-
gemeinschaften zu müssen – das wä-
re die klassische europäische Inte-
grationslogik –, das, glaube ich,
führt uns in die Irre.

Deshalb schlagen wir einen ande-
ren Weg vor. Wir brauchen Lösun-
gen, die einen sinnvollen Ausgleich
herstellen zwischen notwendigen
Eingriffsrechten der europäischen
Ebene, um Fehlverhalten und Regel-
verstöße immer wieder zu korrigie-
ren, und dem Selbstbestimmungs-
recht und Gestaltungsspielraum der
Mitgliedstaaten und ihrer Parlamen-
te. Wir brauchen auch Lösungen, die
zu verbindlichen und durchsetzba-
ren Reformverpflichtungen der Mit-
gliedstaaten führen, ohne dass na-
tionale Kompetenzen, das Subsidia-
ritätsprinzip oder demokratische
Verfahren untergraben werden.

Deshalb stellen wir uns vor, dass
die Mitgliedstaaten zu diesem Zweck
verbindliche Reformvereinbarungen
mit der europäischen Ebene schlie-
ßen, denen dann die jeweiligen na-
tionalen Parlamente zustimmen.
Dann ist sozusagen die demokrati-
sche Legitimierung gegeben, dass ein
Nationalstaat sich
verpflichtet, be-
stimmte Dinge um-
zusetzen. Um dann
allen Mitgliedstaaten
auch die Möglichkeit
zu geben, zur Verbes-
serung ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit wirk-
lich in der Lage zu
sein, diese Verpflich-
tungen umzusetzen, schlage ich vor,
dass wir ein neues Element der Soli-
darität einführen, einen Fonds, aus
dem zeitlich befristet projektbezo-
gen, also nicht unbestimmt, sondern
ganz projektbezogen Gelder in An-
spruch genommen werden können.

Ich sage: Ja, wir brauchen Solidari-
tät. Aber wir brauchen eine Form der
Solidarität, die uns auch wirklich zu
dem führt, was wir brauchen, näm-
lich mehr Wettbewerbsfähigkeit,
mehr Angleichung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Mitgliedstaaten.

Meine Damen und Herren, wir
haben doch gesehen, dass nicht kon-
ditionierte Finanzzahlungen nicht
nur nicht geholfen haben, sondern
in den Ländern zum Teil Fehlent-
wicklungen weiter unterstützt ha-
ben. Daraus müssen wir die richti-
gen Lehren ziehen.

Deshalb ist gemeinsame Haftung
die falsche Antwort. Wir brauchen
vielmehr eine dezidierte Solidarität.

Meine Damen und Herren, darü-
ber, wie die Gelder ausgegeben wer-
den, wird natürlich auf der Grundla-
ge der mit den Mitgliedstaaten ver-
einbarten Verträge die Kommission
zusammen mit dem Rat und dem Eu-
ropäischen Parlament wachen, wie
das auch bei anderen Zahlungen im
europäischen Rahmen der Fall ist.

Dies soll kein Closed Shop sein –
das haben wir schon nicht beim Fis-
kalvertrag gemacht –, sondern wir sa-
gen ausdrücklich: Alle Länder, die
vielleicht morgen oder übermorgen
im Euro sein wollen, können sich an
diesem Fonds beteiligen, wenn sie
gleichzeitig bereit sind, mit der Kom-
mission bindende Vereinbarungen
abzuschließen über die Verbesserung
ihrer Wettbewerbsfähigkeit.

Des Weiteren geht es viertens um
die Frage der demokratischen Legiti-
mation, die von allergrößer Bedeu-
tung ist. Ich habe mehrmals gesagt,
dass wir zur Bewältigung dieser Krise
mehr Zusammenarbeit in Europa
brauchen, also mehr statt weniger
Europa. Aus meiner Sicht führt der
Weg zu einer erneuerten Wirtschafts-
und Währungsunion, einer Stabili-
tätsunion, die diesen Namen auch
verdient, in einigen Bereichen ganz
eindeutig zu einer Stärkung der Rol-
le der Kommission, des Rates und
des Europäischen Parlaments und
auch des Europäischen Gerichtshofs.

Dies ist im Übrigen auch sehr
wichtig für den Zusammenhalt der
Europäischen Union; denn von den
27 Mitgliedstaaten sind 17 im Euro.
Immer wieder kommt die Frage:
Wollt ihr einen Teil ausschließen?
Wollt ihr eine Zweiklassengesell-
schaft? Ich sage: Nein, das wollen wir
nicht. Aber wenn ein Teil in der ver-

stärkten Zusammen-
arbeit - und so etwas
ist ja der Euro – spe-
zielle Probleme hat,
dann können wir
doch nicht sagen:
Diese Probleme lö-
sen wir nicht, weil
noch nicht alle dabei
sind. Aus diesem
Grund muss es also

mehr demokratische Legitimation
und Kontrolle geben, und dieses
muss Hand in Hand mit mehr Inte-
gration gehen. Das heißt, dort, wo
die europäische Ebene gestärkt wird,
muss auch das Europäische Parla-
ment gestärkt werden. Wo im Kern
nationale Kompetenzen betroffen
werden, kann die demokratische Le-
gitimation nur über die Parlamente
der nationalen Staaten gehen, das
heißt, dann müssen wir dort ent-
scheiden.

Jetzt noch ein Wort zu der Frage:
Wie ist das denn, wenn Entscheidun-
gen auf europäischer Ebene zu tref-
fen sind, die nur den Euro-Raum be-
treffen? Man darf nicht darüber
nachdenken, ob dann vielleicht nur
die Parlamentarier aus den Euro-
Ländern abstimmen. Es gibt eine
ganze Menge von interessanten Ide-
en, wie man Ausschüsse gründen
oder bestimmte Sitzungen durchfüh-
ren kann, um zu gewährleisten, dass

Im Kern ist die
europäische

Staatsschuldenkri
se eine

Vertrauenskrise
des Euro.

Eine gemeinsame
Währung erfor-
dert ein hohes

Maß an Überein-
stimmung in der

Wirtschaftspolitik.
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nicht diejenigen, die gar nicht Mit-
glieder des Euro-Raums sind, über
Dinge entscheiden, die nur den
Euro-Raum betreffen. Darüber müs-
sen wir diskutieren. Wir werden uns
dieser Diskussion stellen, meine Da-
men und Herren.

Ziel des heute beginnenden Euro-
päischen Rates ist es also, den weite-
ren Prozess so zu strukturieren, dass
wir im Dezember dieses Jahres ein
Gesamtpaket zur Weiterentwicklung
der Wirtschafts- und Währungsunion
beschließen können, inklusive eines
klaren Zeitplans. 

Die nachhaltige Stabilisierung und
Fortentwicklung der Wirtschafts-
und Währungsunion ist die zentrale
politische Herausforderung unserer
Zeit, und sie ist entscheidend für die
Zukunft der Europäischen Union
insgesamt. 

Ohne Zweifel: Die Schritte, die
wir jetzt gehen müssen, um dieses
Ziel zu erreichen, werden zu einer
neuen Qualität in der wirtschafts-
politischen Zusammenarbeit in der
Euro-Zone und darüber hinaus
führen. Diese neue Qualität ist
nach unserer Auffas-
sung zwingend not-
wendig. Allerdings
wäre es ganz fatal
wenn die von mir
grundsätzlich be-
grüßte Ankündi-
gung der Europäi-
schen Zentralbank,
bei klaren Konditio-
nen unbegrenzt am
Sekundärmarkt zu intervenieren,
jetzt dazu führen würde, dass die
politischen Anstrengungen in Rich-
tung einer stärkeren Wirtschafts-
und Währungsunion aus genau
diesen Gründen nachlassen. Das
wäre genau die falsche Antwort. Es
darf bei allen Instrumenten, die wir
zur Eindämmung der Krise brau-
chen und die uns zur Verfügung
stehen, niemals übersehen werden,
dass am Ende nicht die Krisenmaß-
nahmen die Lösung bringen, son-
dern nur eine verbindliche politi-
sche Architektur. Nur so werden
wir einen dauerhaft stabilen Euro
bekommen. Dies muss über den
Weg der Erneuerung der Wirt-
schafts- und Währungsunion er-
zielt werden. Nur dann kann das
gelingen, was seit Beginn der Krise
unser Ziel ist:

Dann kann Europa stärker aus der
Krise hervorgehen, als es in die Krise
hineingegangen ist, und dann wird
Europa auch in Zukunft im internatio-
nalen Wettbewerb bestehen können.

Worum geht es bei dieser europäi-
schen Vertrauenskrise denn eigent-
lich? Es geht darum, eine stabile, zu-
kunftsfähige Architektur zu bauen.
Aber eigentlich geht es um die Frage,
ob sich Europa mit seinen Werten
und Interessen im globalen Wettbe-
werb des 21. Jahrhunderts behaupten
kann; das heißt auch, ob Europa sei-
nen Wohlstand, seinen Lebensstan-
dard und seine Art, zu leben, erhal-
ten kann. 

Meine Damen und Herren, dies
führt mich zum Ausgangspunkt mei-

ner Überlegungen zurück: zu der
überragenden Bedeutung, die die
Verleihung des Friedensnobelpreises
an die Europäische Union für uns in
Europa hat. Ja, es geht immer auch
darum, niemals zu vergessen, dass
die Idee der europäischen Einigung
eine Friedensidee war, die Idee, dass
die Völker Europas nie wieder Krieg
gegeneinander führen, was sie über
Jahrhunderte getan haben, mit un-
glaublichem Blutvergießen und dem
Opfer vieler Menschenleben. Aber
für die heute Jungen, die Europa nur
als Hort des Friedens kennen und
glücklicherweise noch nie einen
Krieg erlebt haben, geht es darum,
ob wir in der Lage sind, den Nach-
weis zu erbringen, dass wir aufbau-
end auf dem, was wir geerbt haben,
eine gute Zukunft gestalten können.

In diesem Jahr jährt sich die Unter-
zeichnung der Römischen Verträge
zum 55. Mal. Als wir den 50. Jahres-
tag der Unterzeichnung der Römi-
schen Verträge hier in Berlin gefeiert
haben, haben wir an diese Anfangs-
zeiten zurückgedacht. Das war das
Jahr, in dem Deutschland die euro-

päische Präsident-
schaft innehatte.

Zu Beginn dieser
Präsidentschaft 2007
habe ich im Europäi-
schen Parlament in
Straßburg gespro-
chen. Damals habe
ich in meiner Rede
im Europäischen
Parlament in Straß-

burg schon einmal die Frage gestellt:
Wie werden denn eigentlich Regio-
nen weltweit erfolgreich? Ich habe
mich damals auf den amerikani-
schen Wissenschaftler Richard Flori-
da bezogen, der sagt: Am erfolg-
reichsten entwickeln sich Regionen
dann, wenn drei Faktoren zusam-
menkommen: Technologie, Talente
und Toleranz. – Ich glaube, genau
diese drei Dinge machen die euro-
päische Stärke aus: Talente, Techno-
logie und Toleranz. Denn es sind na-
türlich immer die Menschen, die wis-
senschaftlich-technischen Fortschritt
möglich machen.

Es ist die Innovation, von der
Europa lebt. Es sind der wirtschaftli-
che und soziale Fortschritt und der
soziale Ausgleich, für den Europa wie
keine andere Region auf dieser Erde
steht. Es sind die Kraft der Toleranz,
die Kraft der Rechtsstaatlichkeit, die
Fähigkeit, unterschiedliche Meinun-
gen zu ertragen und Widersprüche
auszugleichen, und der Wille, Presse-
freiheit und Religionsfreiheit zu er-
möglichen, in einem Wort: „Demo-
kratie, Freiheit und Menschenrech-
te“, die Europa seit mehr als sechs
Jahrzehnten tragen.

Die Toleranz befähigt uns, aus
Europas unveränderter Vielfalt von
Sprachen und Kulturen, aber mit
heute ganz gemeinsamen Werten,
das Beste zu machen. Diesen Werten
und Zielen zu dienen und sie im All-
tag zu leben, uns also in diesem Sin-
ne des Preises von Alfred Nobel wür-
dig zu erweisen, ist jede Mühe und
Anstrengung wert.

Das wird auch der Geist sein, in
dem wir heute und morgen in Brüs-
sel beraten werden, wo doch jeder
vorher sagt: Die Vielfalt ist so groß,
Europa ist zerstritten, die werden
keinen Millimeter vorankommen.
Ich sage Ihnen: Wir werden voran-
kommen, und zwar genau in dem
von mir beschriebenen Sinn, weil
die Werte, die uns einen, Werte und
Ziele sind, mit denen Europa auch
im weltweiten Wettbewerb des 21.

Jahrhunderts bestehen kann, weil
wir uns alle, alle Staats- und Regie-
rungschefs der Europäischen Union,
aller 27 Mitgliedstaaten, dem Geist
verpflichtet fühlen und weil wir die
gemeinsamen Werte auch wirklich
teilen.

Wir wissen, dass wir in Europa
in Freiheit leben. Wir wissen, dass
wir in Europa Demokratie haben.
Wir wissen, dass man in Europa
auch demonstrieren kann, wenn

einer den anderen besucht. Wir
wissen aber auch: Dafür geht kei-
ner ins Gefängnis, wenn er nicht
gerade gewalttätig geworden ist.
Das eint uns; dafür werden wir ar-
beiten. Menschlich und erfolg-
reich wollen wir sein, in Frieden
und Freiheit.

Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Denn dann kann
Europa stärker

aus der Krise her-
vorgehen, als es
in sie hineinge-

gangen ist.

Ebenso wie Sie, Frau Bundes-
kanzlerin, freuen wir Sozial-
demokraten uns über die Ver-

leihung des Friedensnobelpreises
an die Europäische Union. In einer
Zeit, in der viele Europäer in der Tat
an Europa zweifeln, in einer Zeit, in
der viele den Wert Europas nur
noch an den Zinssätzen an den in-
ternationalen Finanzmärkten be-
messen, erinnert uns das Nobel-
preiskomitee in Oslo daran, dass
Europa weit mehr ist als ein Wech-
selbalg der Ratingagenturen.

Wir müssen dem Nobelpreisko-
mitee, wie ich glaube, dankbar sein,
dass es uns und auch der Welt einen
Fingerzeig darauf gegeben hat, wa-
rum Europa nach dem dreißigjähri-
gen Krieg von 1914 bis 1945 Erb-
feindschaften und einen mörderi-
schen Nationalismus überwand,
aber auch, wofür es in Zukunft im-
mer gebraucht wird.

Im Rückblick auf über 60 Jahre
Frieden und wirtschaftlichen Fort-
schritt haben wir Deutsche übrigens
einen besonderen Grund zur Dank-
barkeit und eine außerordentliche
Mitverantwortung für das Wohler-
gehen Europas.

Denn es waren unsere westlichen
Nachbarn und sehr weitsichtige
Staatsmänner, die uns schon weni-
ge Jahre nach dem Krieg trotz
schrecklicher Erfahrungen, trotz
unsäglicher Verbrechen einluden,
an dieser europäischen Einigung
teilzuhaben. Es waren übrigens

auch unsere europäischen Nach-
barn, die sich über die deutsche
Wiedervereinigung freuten, obwohl
sie mit einem starken Deutschland
in der zentraleuropäischen Geogra-
fie über Jahrhunderte sehr schlech-
te Erfahrungen gemacht hatten. Sie
hatten uns von den Montan-Verträ-
gen zu Beginn der 50er-Jahre über
die EWG, Römische Verträge 1957,
die EG bis zur Europäischen Union
inzwischen als gute, verlässliche
und vor allen Dingen hilfsbereite
Europäer kennengelernt. Und dabei
sollte es bleiben.

Neben allem, worüber wir heute
diskutieren und sicherlich auch
streiten werden, dürfen wir nicht
vergessen, worum es in Wahrheit
bei diesem einmaligen Projekt
Europa geht: um dauerhaften Frie-
den, um dauerhafte
Freiheit, um dauer-
hafte Demokratie für
alle Menschen auf
unserem Kontinent.
Gerade weil – wie
der französische Phi-
losoph André
Glucksmann sagt –
Demokratien dazu
neigen, die tragische
Dimension ihrer Ge-
schichte gelegentlich zu ignorieren
oder zu vergessen, und gerade weil
sich die Bürger in der anhaltenden
Krisendebatte mit all ihren Fachbe-
griffen, in all ihrer Komplexität zu-
nehmend orientierungslos und
überfordert fühlen, dürfen wir Poli-
tiker den Fehler nicht fortsetzen,
dieses Europa nur auf eine Wäh-
rungsunion, nur auf ein Zentral-
banksystem, nur auf einen gemein-
samen Markt, nur auf eine intergou-
vernementale Veranstaltung von 25
Männern und zwei Frauen zu redu-
zieren.

Es geht in der Tat um die Behaup-
tung des Zivilisationsprojektes
„Europa“. Der Historiker Heinrich-
August Winkler redet über das nor-
mative Projekt des Westens unter
Einschluss Nordamerikas in einer
Welt dynamischer Veränderungen
mit neu aufstrebenden Ländern
und Kontinenten. Verliert Europa

aber seine Wirkungsmacht durch
Uneinigkeit und Renationalisie-
rung werden wir auch die Attrakti-
vität dieses Zivilisationsprojektes
nicht behaupten können.

Ja, Frau Bundeskanzlerin, was
Europa zu bieten hat, ist einmalig
in der Welt: Gewaltenteilung, Ach-
tung der Menschenrechte, Minder-
heitenschutz, Sozialstaatlichkeit,
unabhängige Gerichte, Meinungs-
freiheit, Pressefreiheit, Demonstra-
tionsfreiheit, die Trennung von
Staat und Kirche – das Erbe der Auf-
klärung. Aber diese Rede und diese
Beschreibung Europas, die hätten
Sie schon vor zwei Jahren geben
müssen. Diese Beschreibung
Europas und damit die Abwehr ei-
ner Verkürzung Europas auf das
bloß Ökonomische wurden bereits

vor zwei Jahren in
einer Reihe von Bei-
trägen meiner Frak-
tion von diesem
Pult aus formuliert.
Kein Rettungs-
schirm und keine
gemeinschaftliche
Anstrengung sind
deshalb zu groß,
um dieses Europa
für 500 Millionen

Menschen, ihre Kinder und ihre
Kindeskinder zu bewahren. Klein-
mut würde dem nicht gerecht.

Deutschlands Zukunft ist Europa.
In diese Zukunft werden wir inves-
tieren müssen, genauso wie wir in
die deutsche Wiedervereinigung in-
vestiert haben. Das endlich den
Bürgern unseres Landes zu sagen,
Frau Bundeskanzlerin, und zu er-
klären, das ist Ihre Pflicht. Deutsch-
land wird mit Blick auf Griechen-
land im Konzert weiterer europäi-
scher Länder weitere Ver-pflichtun-
gen übernehmen müssen. Sagen Sie
das endlich den Menschen!

In der Welt des 21. Jahrhunderts
braucht Europa eine gemeinsame
Stimme. Entweder wir haben eine
Stimme, oder wir haben keine
Stimme. Genau diese Gemeinsam-

Peer Steinbrück (*1947)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Peer Steinbrück, SPD:

Das Europa der Zukunft braucht
eine neue Begründung 

Wir Deutsche
haben eine 

außerordentliche
Mitverantwortung

für das
Wohlergehen

Europas.
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keit steht aber auf dem Spiel; denn
es ist offensichtlich, dass Europa
an einer Weggabelung steht. Für
die Europäische Währungsunion
drückt sich das in einem nach wie
vor pendelnden Konflikt zwischen
einer gemeinsamen Währung ei-
nerseits und nationalen souverä-
nen Rechten und Parlamentarisie-
rung auf der anderen Seite aus.
Diesen Konflikt haben wir bisher
nicht aufgelöst. Entweder wir ge-
hen den Weg zurück in einen losen
Staatenverbund mit einem ge-
meinsamen Markt, in dem jeder
für sich selbst verantwortlich ist,
gegebenenfalls auch abstürzt, oder
wir gehen den Weg einer weiteren
europäischen Einigung und der
Parlamentarisierung. Das ist exakt
die Grundsatzfrage, die wir zu
erörtern haben.

Wir dürfen nicht zulassen, dass
aus diesem in 60 Jahren gebauten
europäischen Haus einzelne Steine
wieder herausgebro-
chen werden. Dies
gilt auch dann,
wenn einzelne Staa-
ten Fehler und Ver-
säumnisse zu ver-
antworten haben
wie Griechenland
und wenn sie mit
die Ursache für eine
Krise ihrer eigenen
Volkswirtschaft sind. Ist erst einmal
der erste Stein aus diesem Gebäude
herausgebrochen, dann werden
weitere folgen.

Deshalb, Frau Bundeskanzlerin,
war es ein so schwerer Fehler, dass
Sie es zugelassen haben, dass im
Sommer dieses Jahres Ihre Koaliti-
on monatelang ein Mobbing gegen
die Mitgliedschaft von Griechen-
land in der Europäischen Wäh-
rungsunion betrieben hat.Sie ha-
ben nicht eingegriffen. Sie haben
sich nicht bekannt. Sie haben la-
viert. Sie haben Herrn Dobrindt ge-
währen lassen, der gesagt hat: „Ich
sehe Griechenland 2013 außerhalb
der Euro-Zone.“ Sie haben Herrn
Söder gewähren lassen, der an Grie-
chenland sogar ein Exempel statu-
ieren wollte.   

Frau Bundeskanzlerin, Sie haben
vor zwei Wochen den früheren
CDU-Vorsitzenden und ehemali-
gen Bundeskanzler Helmut Kohl
geehrt. Ehre, wem Ehre gebührt. Ich
sage Ihnen: Weder Helmut Kohl
noch einer Ihrer Vorgänger hätte zu-
gelassen, einen europäischen Nach-
barn derart für innenpolitische
Händel zu missbrauchen.

Dieses Doppelspiel haben Sie uns
und der deutschen Öffentlichkeit
sehr lange vorgespielt. Sie wollen die
Euro-Skeptiker in Ihrer eigenen Ko-
alition und in Ihrem politischen An-
hang nicht verprellen. Sie wollen ei-
nerseits auf einer Stimmungswoge
surfen, die sich maßgeblich aus dem
Ressentiment gegen eine deutsche
Zahlmeisterrolle speist. Aber Sie wol-
len andererseits natürlich niemals in
diese Woge eintauchen, weil Sie -da-
rüber Ihre Stimme und Ihre Reputa-
tion in Brüssel einbüßen würden.

Sie sind inzwischen eine Getrie-
bene, die zu vielem so lange Nein
sagt, bis der Druck im Kessel der
Realitäten so stark wird, dass Sie
schließlich Ja sagen müssen. Das
galt für den Kauf von Staatsanlei-
hen durch die EZB im Mai 2010.
Das galt für den permanenten Ret-
tungsschirm ESM, den es nach einer
Wette von Herrn Schäuble eigent-
lich nie hätte geben sollen.   Das gilt
demnächst wahrscheinlich auch für
eine Fristverlängerung zur Erfül-
lung der Sparauflagen für Griechen-
land, die Christine Lagarde, Mana-
ging Director des IMF, gefordert hat.
Dies würde aber konsequenterwei-
se zu einem dritten Hilfspaket für
Griechenland oder einer Aufsto-
ckung des zweiten Hilfspaketes füh-
ren - und damit zu einer Befassung
des Deutschen Bundestages.

Aber nun auf einmal gibt es eine
180-Grad-Wendung: Kein Wort
mehr von dem Rauswurf Griechen-

lands aus der Euro-
Zone. Stattdessen
erklärt Bundesfi-
n a n z m i n i s t e r
Schäuble in Singa-
pur zur Frage eines
möglichen Austritts
aus der Euro-Zone:
„There will be no
S t a a t s b a n k r o t t “.
Selbst Herr Brüderle

säuselt, dass er eine zeitliche Ent-
koppelung für Athen zur Erfüllung
der Reformauflagen nicht mehr
ausschließt.

Ja, aber um Himmels Willen,
Frau Bundeskanzlerin, warum ha-
ben Sie denn ein solches Bekennt-
nis zum Verbleib von Griechenland
nicht im Sommer 2010 abgegeben?
Wo war Ihr zweites Fukushima, das
Sie zu einer solchen 180-Grad-Wen-
de in Europa und unter den Baum
der Erkenntnis von Herrn Schäuble
gebracht hat?

Vor allem, meine Damen und
Herren, sind die Ergebnisse Ihrer
Politik völlig anders als von der
Bundesregierung vorhergesagt. Sie
sagen tagaus, tagein und landauf,
landab, dass Sie Europa in eine Sta-
bilitätsunion führen wollen. Schau-
en wir uns die Realität an: Die Ju-
gendarbeitslosigkeit in sieben euro-
päischen Ländern ist größer als 25
Prozent; in vier Ländern ist sie grö-
ßer als 30 Prozent; in zwei Ländern
ist sie sogar größer als 50 Prozent.
Was halten diese jungen Menschen
von Europa und Demokratie, wenn
sie sich so von der weiteren Ent-
wicklung ausgeschlossen fühlen?

Die ökonomischen Perspektiven
für die Euro-Zone sind für das
nächste Jahr alles andere als gut.
Viele Länder werden in einer Re-
zession landen, und auch in
Deutschland hat die goldene Zeit
von 2010, 2011, 2012 erkennbar
und absehbar ein Ende.

Es bleibt die Erkenntnis, Frau
Bundeskanzlerin, dass ohne Wachs-
tum kein dauerhafter Schulden-ab-
bau möglich ist.

Nur an Ihnen ist diese Erkenntnis
lange vorbeigegangen. Ich sehe eine

erste Revision, auch nachdem ich
Ihre Rede beim Deutschen Arbeit-
gebertag vor zwei Tagen gelesen ha-
be.  Selbst der IMF, der nicht im Ver-
dacht orthodoxer sozialdemokrati-
scher Wirtschaftspolitik steht, hat
in seinem Wirtschaftsausblick fest-
gestellt, dass die Sparprogramme
inzwischen negative Auswirkungen
auf die Wirtschaftsleistungen der
Länder haben.

Ihrer Politik lag zumindest für ei-
ne lange Zeit eine große Fehlein-
schätzung zugrunde. Diese Fehl-
einschätzung lautete, die Krise ein-
seitig für etwas zu halten, das sie
tatsächlich allenfalls nur in Teilen
war, nämlich eine Verschuldungs-
krise.

Der ursächliche Einfluss der Fi-
nanz- und Bankenkrise und vor al-
len Dingen auch die wirtschaftli-
chen Ungleichgewichte, die struktu-
rellen Disparitäten innerhalb der
Europäischen Währungsunion und
Europäischen Union kamen in Ih-
rer Analyse nicht vor. Sie wurden
ausgeblendet.

Aus einer einseitigen Krisenana-
lyse folgt dann auch logischerweise
eine einseitige Therapie: Sparen,
Sparen, Sparen.

Um zu ermessen, wie groß die
ökonomische Torheit ist, die in der
simplen Gleichung „Stabilität
durch Sparen“ liegt, sollten wir ge-
meinsam einen Ausflug in die deut-
sche Geschichte machen. Denn die
Brüning'sche Sparpolitik Anfang
der 1930er-Jahre, die genau dieser
Logik folgte, hat eines garantiert
nicht gebracht, nämlich Stabilität
und Prosperität.

Not zerstört Demokratie. Hunger
frisst gesellschaftliche Stabilität,
meine Damen und Herren. Das gilt
auch heute in den Ländern, die da-
von betroffen sind.

In einem solchen Europa
herrscht aber auch kein Frieden.
Denn der Frieden in Europa ist un-
abweisbar abhängig von Friedlich-
keit in den Mitgliedsländern, ab-
hängig von der sozialen Balance
und der gesellschaftlichen Stabilität
in diesen Ländern, und diese ist in
einigen Ländern inzwischen längst
in einer Unwucht.

Solange wir in Europa nicht in
der Lage sind, den Menschen wie-
der Hoffnung zu geben, dass An-
strengungen und Fleiß sich loh-
nen, dass es gerecht zugeht, dass
niemand aus der Verantwortung
für das Gemeinwohl entlassen
wird, dass all denjenigen geholfen
wird, die unverschuldet in Not
kommen, und ihnen die Würde
des Lebens durch Solidarleistun-
gen gewährleistet wird, so lange
kommt Europa nicht wieder auf
die Beine.

Im Kern geht es darum, die be-
währten Mechanismen und den be-
währten Ausgleich der sozialen
Marktwirtschaft, die Deutschland
stark gemacht hat, auf Europa zu
übertragen.  Ja, wir wollen stabile
Verhältnisse in Europa. Und ja, da-
zu sind auch Sparanstrengungen,
Konsolidierung und Strukturrefor-

men notwendig. Wir wissen aber
auch, dass dies nur gelingen kann,
wenn es in Europa auch Impulse für
Wachstum und Beschäftigung gibt
und wenn es in Europa gerecht zu-
geht.

Vordringlich ist zweierlei: eine
wirksame Banken- und Finanz-
marktregulierung und auch eine
Bankenunion, zu der dann aller-
dings auch ein Bankenfonds zur Re-
kapitalisierung von Banken gehört,
der nicht von den Steuerzahlern fi-
nanziert wird, sondern von den
Banken.

Zweitens gehört dazu ein echter
Wachstums- und Beschäftigungs-
pakt für Europa. Hier darf man da-
ran erinnern, dass es zwei Jahre und
25 Gipfel gebraucht hat, um Sie,
Frau Bundeskanzlerin, und konser-
vativ-liberale Kräfte in Europa da-
von zu überzeugen, dass ein solcher
Wachstums- und Beschäftigungs-
pakt benötigt wird.

Der Punkt ist, dass nach dem Be-
schluss vom Juni 2012 wenig getan
worden ist. Das denke ich mir
nicht aus, sondern, wie der Brief
des Ratspräsidenten Van Rompuy
vom 8. Oktober über die konkrete
Einlösung der Ankündigungen
dieses Beschäftigungs- und Wachs-
tumspaktes ausweist, ist bisher
sehr wenig – um nicht zu sagen:
gar nichts – geschehen. Wir erwar-
ten, dass der Europäische Rat dies
jetzt korrigiert und die Dinge auch
mit Blick auf die Tätigkeit der Eu-
ropäischen Investitionsbank ans
Laufen bringt.

Besonders gern schaut die Bun-
desregierung weg, wenn es um die
eigenen Hausarbeiten der Bundes-
republik Deutschland geht. Vor-
sichtig formuliert: Es gibt von die-
ser Bundesregierung keine Vorrei-
terrolle beim Schuldenabbau in
Europa.

Im Übrigen: Wenn wir davon re-
den, dass die länderspezifischen
Empfehlungen, die von der Kom-
mission gegeben
werden, umgesetzt
werden sollen, dann
sehen wir: Es ist
Deutschland auch
hier nicht der Vor-
reiter und das Vor-
bild; denn in diesen
länderspezifischen
Empfehlungen steht
zum Beispiel drin:
kein Betreuungsgeld. Es steht expli-
zit drin: keine Steuersenkungen.
Und es steht explizit drin: die Ein-
führung eines Mindestlohns in
Deutschland.

Die Frage ist: Wie wollen Sie
denn andere Länder zur Befolgung
der länderspezifischen Empfeh-
lungen veranlassen, wenn Sie sel-
ber die auf uns bezogenen länder-
spezifischen Empfehlungen gar
nicht umsetzen und ignorieren?

Für mich ist der Maßstab, wie wir
als Sozialdemokraten jetzt und im
Weiteren die Vorschläge der Van
Rompuy-Gruppe diskutieren,
ziemlich einfach. Es geht um vier
Fragen:

Erstens: Wer zahlt für das vorge-
schlagene Euro-Zonen-Budget, wer
haftet dafür?

Sind es zusätzliche Mittel, oder
sind es Mittel, die ohnehin in der
mittelfristigen Finanzplanung vor-
gesehen werden? Gibt es, bezogen
auf die Verwendung dieser Mittel,
eine demokratische Kontrolle?

Zweitens: Führen die Vorschläge
nicht einfach nur zu mehr Europa,
sondern auch zu einem besseren
Europa, weil es eine bessere Ban-
kenaufsicht und eine bessere Ban-
kenabsicherung gibt, weil es eine
besser verzahnte Wirtschafts- und
Finanzpolitik gibt, weil es eben
auch neue Möglichkeiten für ein
antizyklisches Verhalten gibt? Oder
verlieren sich die Vorschläge in der
langen Reihe von diversen Initiati-
ven? 

Drittens: Führen diese Vorschläge
zu einem Mehr an Demokratie, weil
sie das Europäische Parlament ein-
binden und stärken, oder schreiben
sie den Trend zu einer „Vergipfe-
lung“ der europäi-schen Politik
fort?

Viertens: Wird Europa zwischen
den 17 Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Währungsunion und den
10 weiteren Mitgliedstaaten in der
Europäischen Union auseinander-
getrieben, oder schaffen wir eine
positive Dynamik für ein hand-
lungsfähiges Europa, das trotz ge-
wisser Binnendifferenzierung wei-
terhin zusammensteht und zusam-
menhält?

Auf alle diese Fragen habe ich
heute von Ihnen noch keine Ant-
worten bekommen, aber zu diesen
Fragen werden wir nachhaken und
nacharbeiten müssen, Frau Bundes-
kanzlerin, wenn Sie die Zustim-
mung meiner Fraktion zu wahr-
scheinlich notwendigen weiteren
Rettungspaketen bekommen wol-
len.

War Europa nach dem verheeren-
den Zweiten Weltkrieg zuallererst

eine Friedensge-
meinschaft und zu-
gleich in den Zeiten
des Kalten Krieges
vor allen Dingen ein
Raum für Frieden,
Freiheit, Sicherheit
und Wohlstand, so
sind seit 1989 die
Aufgaben noch ein-
mal gewachsen. Die

Erweiterung der Europäischen Uni-
on war die erste Herausforderung,
die von Europa als neues, als unge-
teiltes Ganzes nach dem Wunder
von 1989/90 gemeistert wurde.

Die aktuelle Herausforderung ist
die anhaltende Krise, die eben nicht
nur eine Krise unserer Währung ist.
Wir merken, dass diese Krise mehr
als Geld kosten könnte, nämlich Le-
gitimation durch die Bürgerinnen
und Bürger. Wer die Einigung unse-
res Kontinentes in die Zukunft fort-
entwickeln will, der braucht eine
neue Begründung, und diese Be-
gründung kann, wie Sie richtig sa-
gen nicht mehr allein die Bezug-
nahme auf den Krieg zwischen 1914

Fortsetzung von Seite 7: Peer Steinbrück (SPD)

Dieses Europa
muss aber ein

sozial gerechtes
Europa der

Chancen für alle
sein.

In der Welt des
21. Jahrhunderts

braucht 
Europa eine
gemeinsame

Stimme.
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und 1945 sein. Das versteht viel-
leicht meine Generation; aber
schon unsere Kinder verstehen es
nicht mehr. Europa muss sich neu
konstituieren und neu erklären.

Ob Klimawandel, Migration, Be-
völkerungswachstum, Rohstoffver-
sorgung, Nahrungsmittelversor-
gung, demografischer Wandel oder

auch soziale Spaltungstendenzen –
auf all diese globalen Herausforde-
rungen mit ihren teilweise dramati-
schen Konsequenzen für jede und
für jeden von uns, genau dafür kann
Europa Antworten liefern.

Dieses Europa, meine Damen
und Herren, muss aber ein Europa
mit einem inneren Gleichgewicht

und damit ein sozial gerechtes
Europa der Chancen für alle sein.
Nur ein solches Europa ist stark
und attraktiv genug, alle Mitglied-
staaten und den dort lebenden
und arbeitenden Menschen Frei-
heit, Frieden, Schutz, soziale Ord-
nung, Sicherheit und Selbstbe-
stimmung zu gewährleisten. Nur

wenn uns das gelingt, ein solches
Europa in den Blick zu nehmen,
wird die Erfahrung der Regieren-
den wieder in Übereinstimmung
mit den Erfahrungen der Regierten
zu bringen sein. Es ist also an Ih-
nen zuerst, Frau Bundeskanzlerin,
und an Ihrer Regierung, aber auch
an uns allen hier im Hause, dass

wir diesen Weg konsequent und
konzentriert fortsetzen. Ihre Poli-
tik der letzten zwei Jahre und auch
Ihre heutige Rede sind dem nicht
gerecht geworden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN) 

In den letzten Wochen wurde viel
über Nebentätigkeiten gespro-
chen. Ich wollte dazu eigentlich

nichts mehr sagen.
Es wurde von vielen Seiten vieles

erklärt. Nicht alles hat zum Ansehen
von uns Parlamentariern beigetragen.

Aber nach Ihrer Rede muss ich
doch eines betonen, Herr Kollege
Steinbrück: Bundeskanzler ist keine
Nebentätigkeit; das ist die schwierigs-
te Aufgabe, die deutsche Politik zu
vergeben hat.

Heute sind Sie größtenteils den Be-
weis schuldig geblieben, sich der Grö-
ße der Aufgabe bewusst zu sein.Stein-
brück weiß es besser – aber immer
erst hinterher; so ist es bei ihm.

Die Lehman-Pleite war für Sie ein
amerikanisches Problem ohne Aus-
wirkungen auf Deutschland. Kurze
Zeit später haben Sie erklärt:

Dass die Bundesrepublik Deutsch-
land maßgeblich mitgeschüttelt wird,
ist kein Wunder. Hypo Real Estate,
IKB, WestLB: Bei jeder großen Ban-
kenpleite der letzten Jahre hatten Sie
irgendwie Ihre Finger drin. Man ist
versucht, zu sagen: Holt bloß nicht
den Steinbrück rein, sonst geht ihr
pleite.Kürzlich haben Sie in der Welt
am Sonntag vor Inflation durch die
Anleihenkäufe der EZB gewarnt. Da
haben Sie ökonomisch recht; ich un-
terstütze das. Aber vor einem Jahr ha-
ben Sie erklärt – ich zitiere wörtlich –
: Allerdings zeigen die Fed der USA
und die Bank of England, dass in Kri-
senzeiten genau dies – gemeint ist die
Staatsfinanzierung mit der Noten-
presse – die Rolle von Notenbanken
ist. – Das ist das komplette Gegenteil

von dem, was Sie heute behaupten.
So wollten Sie die Inflationsmaschi-
ne anwerfen.

Was gilt denn nun? Wo bleibt Ihr
Plan für Deutschland, für Europa?

Bei Steuererhöhungen liefern Sie
sich einen Wettlauf mit den Grünen.
Auch da frage ich Sie: Was wollen Sie
denn nun? Wollen Sie wie der sozia-
listische Präsident in Frankreich den
Wachstumseinbruch durch Ihre Steu-
ererhöhungen auch noch verschär-
fen? 30 Milliarden Euro Steuererhö-
hungen will die SPD. Das ist mehr als
1 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.

Die Bundesregierung und die For-
schungsinstitute sagen für 2013 ein
Wirtschaftswachstum von 1 Prozent
voraus. Will die SPD, wollen Sie, Herr
Steinbrück, die deutsche Wirtschaft
in eine Rezession führen?

Herr Trittin hat am Wochenende
ein wahres Enteignungsprogramm
für breite Teile der Bevölke-rung an-
gekündigt. Die Vermögensteuerpläne
von Trittin treffen Millionen und
nicht Millionäre. Das
ist ein Anschlag auf
das Eigentum. Er will
das auch noch rück-
wirkend machen. Da
wird der demokrati-
sche Rechtsstaat ein-
fach außer Kraft ge-
setzt. Hier kommen
die alten Reflexe des
Kommunistischen
Bundes Westdeutschland bei ihm
wieder hoch.

Diese Woche trat Herr Trittin bei
der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände in feinem
Zwirn auf; aber darunter trägt er im-
mer noch das Mao-Jäckchen, das ist
einfach seine Einstellung.

Die christlich-liberale Koalition
widmet sich den großen Herausfor-
derungen, vor denen Deutschland
und Europa stehen; das hat die Bun-
deskanzlerin heute sehr deutlich ge-
macht. Die Europäische Union steht
mitten in der schwersten Bewäh-
rungsprobe ihrer Geschichte. Ökono-
men sagen: Die Euro-Zone ist kein
optimaler Währungsraum, zwei Din-
ge fehlen: die volle Mobilität auf dem
Arbeitsmarkt und die politische Uni-
on. Die mangelnde Mobilität der Ar-
beitskräfte ändert sich gerade, wenn
auch unter dramatischen Vorzeichen,

in Südeuropa. Wer Europa als Ganzes
sehen will, wird verstehen, dass
Europa einen gemeinsamen Arbeits-
markt braucht. Deshalb ist zu begrü-
ßen, wenn gut ausgebildete Spanier
oder Griechen einen Arbeitsplatz in
Deutschland suchen. Das ist ein
Schritt der Integration und ein Schritt
zu einem einheitlichen Wirtschafts-
und Währungsraum.

Die größere Herausforderung ist
die politische Union. Als der Euro
eingeführt wurde, war es vor allem
wegen der Bedenken Frankreichs
nicht möglich, damals eine politische
Union zu erreichen. Deshalb haben
Helmut Kohl, Hans-Dietrich Gen-
scher und Theo Waigel den Stabili-
tätspakt durchgesetzt. Das stabilitäts-
politische Erbe, das europapolitische
Erbe von Helmut Kohl und Hans-
Dietrich Genscher wurde von Rot-
Grün verspielt.

Ich verkenne nicht, was Gerhard
Schröder im Inland geleistet hat, die
Agenda 2010. Aber Gerhard Schröder

hat Europa nicht wei-
terentwickelt, son-
dern zurückentwi-
ckelt. Er hat einen
Rückschritt gemacht.
Er hat ein Stück Re-
nationalisierung mit
auf den Weg ge-
bracht. Gerhard
Schröder sprach von
dem Euro als der

„kränkelnden Frühgeburt“ – wört-
lich. Er hat seine Prophezeiung offen-
sichtlich selbst erfüllen wollen und
gemeinsam mit Frankreich den Stabi-
litätspakt beerdigt. Er hat Griechen-
land in die Europäische Union aufge-
nommen, obwohl es nicht die Vo-
raussetzungen für den Euro hatte. Ih-
re eklatanten Fehler, Ihre Scherben,
die Sie hinterlassen haben, müssen
wir heute wegräumen. Das ist die Auf-
gabe, vor der wir stehen.

Ratspräsident Van Rompuy hat mit
anderen Vorschläge für eine politi-
sche Union gemacht. Es ist ein muti-
ger Entwurf, auch wenn wir Liberale
nicht alles teilen, was dort aufge-
schrieben wurde. Den Ansatz eines
Europa der mehreren Geschwindig-
keiten finde ich aber gut. Alle sind
eingeladen, mitzugehen. Wer aber
nicht mitgehen will, soll diejenigen,
die vorangehen wollen, nicht aufhal-

ten dürfen. Darum geht es. „A plu-
sieurs vitesses“ fordert jetzt der fran-
zösische Präsident. Europapolitisch
ist er in der Realität angekommen. Ich
bin optimistisch, dass er das finanz-
politisch auch noch hinbekommt.

Wir wollen, dass Europa erfolg-
reich ist. Dazu kann ein Euro-Zonen-
Budget sinnvoll sein. Exogene
Schocks können einzelne Länder der
Währungsunion treffen. Zum Auffan-
gen solcher Schocks haben wir kein
Instrument. Aber man muss die Be-
dingungen eines solchen Instruments
auch klar definieren. Erstens. Es darf
keine Steighilfe für einen europäi-
schen Finanzminister sein. Zweitens.
Es darf nicht der Einstieg in Euro-
Bonds sein. Und drittens. Es darf
nicht der Anlass zur Einführung einer
EU-Steuer sein.

Die Idee von Europa darf nicht da-
rauf reduziert werden, lediglich im-
mer mehr Geld nach Brüssel zu über-
weisen. Wenn überhaupt, kann es da-
bei nur um eine Umschichtung beste-
hender Mittel gehen.

Nach der Präsidentschaftswahl in
den USA erscheint der nächste Troi-
ka-Bericht. Ich bin sehr gespannt, was
der Kollege Steinbrück dazu erklären
wird; denn auch zum Thema Grie-
chenland hat er alles im Angebot:
Früher hat er eine Insolvenz gefor-
dert. Dann hat er vor diesem Schritt
gewarnt. Vor der Sommerpause war er
gegen ein drittes Griechenland-Paket.
Heute ist er dafür.

Wie bei allen Reformen und gro-
ßen Veränderungen wird man meines
Erachtens allenfalls in der Zeitachse
über kleine Zugeständnisse an die
griechische Regierung reden können.
Zeit kostet Geld. Das ist richtig. Eine
Finanzierung von Reformpausen
wird es nicht geben dürfen. Keine
Leistung ohne Gegenleistung. Das ist
eine klare Linie dieser Koalition. 

Aber man darf sich nichts vorma-
chen. Selbst wenn Griechenland frei-
willig zur Drachme zurückkehren wür-
de, bedeutet das kein Ende der Finanz-
hilfen. Griechenland bleibt Mitglied
der EU mit allen Pflichten und Rech-
ten, auch dem Recht auf Solidarität.
Vor allem eines weiß keiner: Wie ist es
mit der Ansteckungsgefahr Griechen-
lands? Es gibt die Kettentheorie, die
besagt: Das Auswechseln des
schwächsten Glieds stärkt den Rest. Es
gibt die Dominotheorie: Wenn der
Schwächste fällt, fallen die anderen
hinterher. Beide Szenarien sind denk-
bar. Beides sind Theorien, aber wir
müssen in der Praxis Entscheidungen
treffen. 

Für die FDP ist der Weg der Ent-
scheidung klar: Zuerst muss Grie-
chenland seine Hausaufgaben ma-

chen, dann muss Griechenland die
Klassenarbeit, sprich die Bewertung
durch die Troika, bestehen. Danach
wird über die Versetzung entschieden. 

Meine Damen und Herren, die Eu-
ropäische Union hat – darauf sind
wir alle ein Stück weit stolz – den Frie-
densnobelpreis bekommen. Das ist
das erfolgreichste Friedensprojekt der
Geschichte. Jetzt geht aber die Dis-
kussion los: Wer holt den Preis ab?

Das zeigt: Europa hat noch immer
nicht die eine Telefonnummer, wie es
Kissinger einmal ausgedrückt hat.
Aber wir machen gerade Fortschritte.
Wir brauchen klare Strukturen.
Europa muss von den Bürgern getra-
gen werden. Es braucht verständiges
Recht. Das Recht muss eingehalten
werden, das in Europa geschaffen und
vereinbart wird. Wir haben Defizite.
Ich nenne als Beispiel die Stimmenver-
hältnisse bei der Europäischen Zen-
tralbank. Dort ist Malta formal genau-
so stark wie Deutschland. Das bildet
weder die Wirtschaftskraft noch die
Bevölkerungszahl noch das Risiko ab,
das Deutschland gegebenenfalls zu
tragen hätte. Auch bei den Wahlen
zum Europaparlament zählt eine
deutsche Stimme weniger als andere.
Ein bürokratischer Superstaat ohne
demokratische Kontrolle ist falsch.
Europa muss das Prinzip „One wo-
man, one vote - one man, one vote“
erfüllen. Das ist Demokratie, die ihren
Namen voll verdient. Wir brauchen
diese weitere Demokratisierung
Europas.

Europa muss von einem Gefühl ge-
tragen werden. Europa muss erlebt
und gelebt werden. Europa muss ein
Stück Faszination bieten. Mit immer
mehr Zentralisierung und größerer
Bürokratie erreichen wir das nicht.
Wir müssen die Herzen der Men-
schen erreichen, sonst bleibt Europa
ein Projekt der Eliten. Europa muss in
seinen Möglichkeiten erweitert wer-
den, das aber solide und stabil.

Da darf man nicht mit Illusionen
oder kurzfristigen Effekten operieren.
Ebenso verfehlt ist die Vorstellung der
SPD, die die deutschen Exporte wie-
der drosseln will. 50 Prozent unserer
Exporte gehen an unsere europäi-
schen Nachbarn. Weshalb wollen die
Sozialdemokraten den Arbeitneh-
mern die Aufträge für Exporte in die
europäischen Nachbarländer neh-
men? Sie sollten einmal die Realität
anpacken, und Herr Steinbrück sollte
sich darüber klar werden, was er wirk-
lich will, und nicht jedem etwas bie-
ten, wie es gerade passt.

Steinbrück kann alles, nur nichts
ist klar.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Rainer Brüderle (*1945)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Rainer Brüderle, FDP:

Europa muss in seinen
Möglichkeiten erweitert werden

Wir müssen das
Herz der

Menschen errei-
chen, sonst bleibt

Europa ein
Projekt der Eliten.
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Heute hat der Bundestags-
wahlkampf offiziell hier im
Bundestag begonnen. Das

ist schon ein bisschen merkwürdig;
denn es gibt noch gar kein Wahl-
recht etc. Aber das lasse ich alles mal
dahingestellt sein.

Es wird für Sie schwer werden,
Frau Bundeskanzlerin, und auch für
Sie, Herr Steinbrück, sich als Alterna-
tiven zu präsentieren. Alle Europa-
beschlüsse haben Sie zusammen ge-
fasst.

Die Deregulierung der Finanz-
märkte haben Sie unter der Regie-
rung von Frau Merkel gemeinsam
betrieben. Die prekäre Beschäfti-
gung haben Sie in Deutschland in
großem Ausmaß eingeführt. Wo
soll sich denn da eine wirkliche,
knallharte Alternative abzeichnen,
die wir meines Erachtens brau-
chen?

Viele haben sich hier zum Frie-
densnobelpreis für die EU geäußert.
Lassen Sie mich dazu etwas sagen:
Die Europäische Union hat es tat-
sächlich erreicht, dass 60 Jahre lang
Frieden zwischen den Mitgliedslän-
dern herrschte. Das ist in Anbetracht
der europäischen Geschichte gar
nicht hoch genug zu bewerten. Ich
stelle fest, dass man in Asien, Afrika
und Lateinamerika regionale Zu-
sammenschlüsse wie die EU als er-
strebenswert ansieht.

Aber es gibt auch eine andere Sei-
te der EU.

Erstens bin ich sowieso dagegen,
dass Institutionen ausgezeichnet
werden.  Ich bin dafür, dass einzelne
Menschen ausgezeichnet werden,
die sich wirklich für den Frieden en-
gagieren.

Zweitens sind die EU-Länder ein-
schließlich Deutschland an einer
Vielzahl von Kriegen beteiligt. Die
EU-Länder sind äußerst hoch aufge-
rüstet und besonders stark beim Ex-
port von Kriegswaffen, auch
Deutschland. Die EU strebt ferner
ein eigenes Militär an, um endlich
auch an Kriegen außerhalb der EU
teilnehmen zu können. Dafür ver-

dient man alles Mögliche, aber kei-
nen Friedensnobelpreis.

Kommen wir nun aber zur Euro-
Krise und damit auch zu Griechen-
land. Ich muss feststellen: Die Bun-
desregierung beginnt, in einigen Fra-
gen zaghaft und vorsichtig den Lin-
ken zu folgen.

Was Sie jetzt zum Teil zu Europa
sagen, ist das, was wir schon vor Jah-
ren gesagt haben. Darf ich den Min-
destlohn als weiteres Beispiel anfüh-
ren? Als Sie noch dagegen waren, ha-
ben wir ihn schon längst vorgeschla-
gen. Da waren auch noch die
Grünen und die meisten Gewerk-
schaften dagegen. Wir waren die Ers-
ten, die ihn gefordert haben. Heute
klingt es in Deutschland so, als sei-
en alle dafür.

Darf ich daran erinnern, dass Sie
alle für die Einführung der Praxisge-
bühr waren? Die Einzigen, die sich
gegen die Praxisge-
bühr ausgesprochen
haben, waren wir.
Jetzt reden Sie alle
dagegen.

Durch eine falsche
Politik der EU und
auch der Bundesre-
gierung sind uner-
trägliche Verhältnis-
se in Griechenland,
Portugal, Italien und Spanien ent-
standen. Der Druck wird immer grö-
ßer, Griechenland nicht abzubauen,
sondern endlich aufzubauen.

Selbst der Internationale Wäh-
rungsfonds beginnt jetzt selbstkri-
tisch festzustellen, dass die harten
Kürzungsmaßnahmen zulasten der
Beschäftigten, zulasten des Mittel-
standes und zulasten der kleinen
und mittleren Unternehmen sowie
der Rentnerinnen und Rentner nicht
nur übertrieben waren, sondern die
Krise massiv verschärft haben.  Der
Währungsfonds stellt die Kürzungs-
programme also generell in-frage.
Das ist ein miserables Zeugnis für
die Bundesregierung, die immer da-
rauf bestanden hat.

Die jetzige griechische Regierung
macht aber alle Kürzungen mit. Das
Einzige, worum sie bittet, ist, dass sie
für die Reformen zwei Jahre mehr
Zeit bekommt.

In Griechenland betragen die Kür-
zungen der Löhne und Gehälter in
der Privatwirtschaft und der Renten
jetzt 20 Prozent. Es gibt 30 Prozent
weniger Steuereinnahmen. Deshalb
gibt es auch eine höhere Verschul-
dung. Die Wirtschaftsleistung selbst
ist um 20 Prozent zurückgegangen.
Die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei
fast 50 Prozent. Das europäische
Geld einschließlich des deutschen
Geldes wird auf diese Art und Weise
in den Sand gesetzt. So kann Grie-
chenland ja gar nicht zurückzahlen.

Das, was Sie hier angerichtet haben,
ist eine schwere Untreue zum Nach-
teil der Steuerzahlerinnen und Steu-
erzahler in Deutschland.

Es müssen immer diejenigen die
Kosten der Krise tragen, die sie nicht
verursacht haben. Warum haben die
Bundesregierung, der Internationale
Währungsfonds, die EU-Kommissi-
on und die Europäische Zentralbank
bisher nie gefordert, dass diejenigen,
die die Krise verursacht und an ihr
verdient haben, endlich auch die
Kosten tragen? 

Den öffentlichen Schulden stehen
immer auch Vermögen gegenüber.
Wir brauchen eine Vermögensabga-
be und eine Vermögensteuer. Aber
die Devise der Bundesregierung ist
und bleibt eine Umverteilung von
unten nach oben, nie in umgekehr-
ter Richtung.

Wissen Sie, Frau Bundeskanzlerin,
wenn zu Ihrer Rede
eine Aussprache
stattfindet, sollte
man ab und zu auch
einmal hinhören
und nicht eine sol-
che Arroganz an den
Tag legen.

Wenn sich nun
aber etwas verändert
– ganz vorsichtig –,

dann liegt das in erster Linie an den
Protesten in Griechenland, auch in
Spanien und in Portugal. Die Bevöl-
kerungen dort erzwingen eine Ände-
rung der jeweiligen Regierungspoli-
tik, niemand anderes.

Nachdem es so viel Kritik von Ih-
nen gab, sage ich: Ja, unser Parteivor-
sitzender Bernd Riexinger hat in
Griechenland für soziale Gerechtig-
keit mit demonstriert. Darüber regen
Sie sich auf. Darf ein Deutscher nicht
in Griechenland demonstrieren?
Darf Ihrer Meinung nach ein Grie-
che nicht in Deutschland demons-
trieren? 

Ich sage auch etwas zu den Haken-
kreuzen, die dort gezeigt wurden.
Wir lehnen das genauso ab wie Sie.
Aber Sie müssen verstehen: Die Grie-
chen verbinden Hakenkreuze gar
nicht mit den KZs und diesen Ver-
brechen, sondern nur mit der Besat-
zungszeit. Trotzdem ist es völlig
falsch. Deutschland ist nicht faschis-
tisch und die Kanzlerin erst recht
nicht. Das sehen wir genauso; das sa-
gen wir auch den Griechen. Die Ver-
treter der mit uns befreundeten grie-
chischen Partei tragen diese Fahnen
auch nicht. Aber das Demonstrieren
für soziale Gerechtigkeit in Grie-
chenland ist mehr als berechtigt und
dringend nötig.

Jetzt nenne ich Ihnen den Grund
für Ihre veränderte Politik; Herr
Steinbrück, Sie haben diesen Grund
nicht genannt. Frau Merkel war doch

in China. Ich werde Ihnen etwas er-
zählen. Es gibt diese veränderte Hal-
tung nämlich auch wegen China.
China möchte nicht nur den Dollar
als Weltwährung, sondern auch den
Euro, damit es ein bisschen spielen
und anders auf dem Finanzmarkt
eingreifen kann.

Deshalb hat China europäische
Staatsanleihen aufgekauft. Das Han-
delsblatt hat geschrieben – nicht ich,
liebe Frau Künast –, dass es sich da-
bei um ein Viertel aller Euro-Anlei-
hen handelt, einschließlich der
deutschen.

Nun waren Sie in China, Frau
Bundeskanzlerin. Da hat Ihnen der
Ministerpräsident gesagt, dass Chi-
na nicht will, dass Griechenland aus
dem Euro ausscheidet; denn China
geht davon aus, dass das den Euro
zerstört. Er hat Sie ein kleines biss-
chen genötigt und soll Ihnen gesagt
haben: Wenn Griechenland aus
dem Euro ausscheidet, wird China
alle Euro-Staatsanleihen auf den
Markt werfen. – Dann hätten wir die
nächste Krise. Ich sage Ihnen auch,
warum. Wenn so viele Euro-Staats-
anleihen auf den Markt geworfen
werden, sind sie natürlich nichts
mehr wert. Dann ziehen sich die In-
vestoren zurück, und es kommt zu
einer schweren Währungskrise. Des-
halb fuhr Frau Merkel danach nach
Griechenland und sagte: Ihr müsst
bleiben. 

Ich wundere mich, Frau Bundes-
kanzlerin: Sie hören viel zu wenig
auf uns, die demokratischen Sozia-
listinnen und Sozialisten. Aber auf
die chinesischen Kommunistinnen
und Kommunisten hören Sie. 

Herr Brüderle, Sie sollten einmal
darüber nachdenken, wer hier das
Mao-Jäckchen trägt. Auf jeden Fall
haben Sie, Frau Bundeskanzlerin,
Sie, Herr Steinbrück, und wir recht:
Griechenland darf nicht aus dem
Euro gedrängt werden. Die Bertels-
mann-Stiftung hat jetzt festgestellt:
Wenn das passiert, erleben wir eine
Rezession der Welt-
wirtschaft und an-
schließend heftige
globale soziale
Spannungen. An
Griechenland darf
kein Exempel statu-
iert werden, wie das
der weltberühmte
bayerische Ökonom
Markus Söder for-
derte. 

Wir brauchen endlich einen Mar-
shallplan und Investitionen. Dann –
und nur dann – bekommen wir auch
unser Geld zurück. Es müsste direk-
te Konjunkturkredite und einen di-
rekten Kauf von Staatsanleihen
durch die EZB geben; es darf keinen
Umweg über die privaten Banken ge-
ben; die müssen wir dabei nicht
reich machen. Das ist durch die Ver-
träge verboten , und deshalb müssen
die Verträge geändert werden. Wir
brauchen einen weiteren Schulden-
schnitt der Banken. Wir brauchen
endlich eine Heranziehung der Ver-
mögenden in der EU, auch wenn das
Vermögen im Ausland liegt.

Ich nenne immer drei Stichworte:
Steuergerechtigkeit brauchen wir.
Steuerhinterziehung muss bekämpft
werden. Steuerflucht muss verhin-
dert werden. Zur Verhinderung von
Steuerflucht – die Vermögenden zie-
hen immer so gerne auf die Seychel-
len, nach Liechtenstein und was
weiß ich wohin – gibt es einen ein-
fachen Weg: Wir müssen in Deutsch-
land und in ganz Europa lediglich
US-Recht einführen und die Steuer-
pflicht an die Staatsbürgerschaft bin-
den. Dann können sie wohnen, wo
sie wollen, und sie können ihr Ver-
mögen hinbringen, wohin sie wol-
len; aber dann bleiben die Deut-
schen hier steuerpflichtig, und die
griechischen Vermögenden bleiben
in Griechenland steuerpflichtig. Wa-
rum führen wir das nicht ein? Ich ha-
be darauf noch keine vernünftige
Antwort von Ihnen gehört.

Darüber hinaus muss es in Grie-
chenland zu einer Halbierung der
Rüstungsausgaben kommen.

Nun komme ich zur Finanztrans-
aktionsteuer. Es gibt jetzt elf Euro-
Länder, die sie einführen wollen.
Das ist ein Erfolg der Antiglobalisie-
rungsbewegung und auch ein Erfolg
der Linken.Sie, Herr Steinbrück, ha-
ben im Haushaltsausschuss gesagt,
dass die Finanztransaktionsteuer ei-
ne sozialistische Spinnerei sei.

Jetzt gibt es nur zwei Möglichkei-
ten, Herr Steinbrück: Entweder sind
auch Sie ein sozialistischer Spinner,
oder die Antiglobalisierungsbewe-
gung und die Linken hatten schon
damals recht. – Äußern Sie sich doch
einmal zu diesen beiden Varianten!

Bei der Umsetzung darf es aber
keine Verwässerung geben. Die Bun-
desregierung hat in ihrem Antrag an
die EU-Kommission nämlich darauf
verzichtet, die Steuer auch beim De-
visenhandel anzuwenden. Aber ge-
nau das hatten Union, FDP, SPD
und Grüne anders vereinbart, und
ohne den Devisenhandel ist die
Steuer natürlich weniger als die Hälf-

te wert. Auch in
Deutschland führt
die Krise zu immer
mehr Verliererinnen
und Verlierern. 

Es gibt auch eine
Krise der Realwirt-
schaft. Der Interna-
tionale Währungs-
fonds prognostiziert
ein Wirtschafts-

wachstum in China von 8,2 Prozent,
in den USA von 2,1 Prozent und in
der Euro-Zone von minus 0,4 Pro-
zent. Damit wird die Euro-Krise zur
größten Sorgenquelle der Weltwirt-
schaft. 

Sie müssen Ihre Politik in Europa
ändern. Wenn Sie wollen, dass es
mehr Europa gibt, müssen Sie
Europa auch für die Jugend attrakti-
ver machen Die Umverteilung von
unten nach oben muss beendet wer-
den, und mit einer gerechten Um-
verteilung von oben nach unten
muss begonnen werden. Anders wer-
den Sie diese Krise niemals meistern.

(Beifall bei der LINKEN)

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis: Berlin-Treptow - Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Wo zeichnet sich die 
wirkliche Alternative ab?

Durch die Politik
der EU und der

Bundesregierung
gibt es unerträgli-
che Verhältnisse
in Griechenland.

©
 L

ich
tb

lic
k 

Auch in
Deutschland führt

die Krise zu
immer mehr

Verliererinnen
und Verlierer.
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Lieber Herr Kollege Kauder, las-
sen Sie mich am Anfang eine
halbe Minute dafür verwen-

den, Sie darauf hinzuweisen, wie die
europäischen Empfehlungen zur
deutschen Haushaltspolitik laute-
ten. Ja, das Wort Betreuungsgeld
wird nicht ausdrücklich erwähnt,
vielleicht deshalb nicht, weil man
auf europäischer Ebene gar nicht so
schlecht und so kurios denken
kann,dass man wirklich glaubt, in
Deutschland würde so etwas einge-
führt.

Aber, meine Damen und Herren,
in den Empfehlungen steht, dass
Deutschland aufgefordert ist, eine
Ganztagsbetreuung einzurichten
bzw. Ganztagsschulen für die Kinder
des Landes zu bauen; das hält man
auf europäischer Ebene in wirt-
schaftlicher und sozialer Hinsicht
nämlich für richtig. Sie können
Ganztagsbetreuung und Ganztags-
schulen gerne als absolutes Gegen-
stück zum Betreuungsgeld verste-
hen. Was Sie nicht erwähnt haben,
Herr Kauder – daran zeigt sich Ihr
Hang zur Vollständigkeit –: In den
Empfehlungen steht auch, dass das
Ehegattensplitting abgeschmolzen
werden muss, um die Kinder in die-
sem Land zu finanzieren. Herr Kol-
lege Steinbrück, das hatten Sie ganz
ver-gessen, zu erwähnen. Woran lag
das? Wir werden es sehen.

Nun zur Regierungserklärung der
Kanzlerin. Frau Merkel, es hat mir
nicht gereicht, dass Sie hier und heu-
te den Friedensnobelpreis für die EU
erwähnt und lediglich gesagt haben,
wie schön dieser Schatz in unserer
Hand ist. Eine Bemerkung kann ich
mir an dieser Stelle nicht verkneifen:
Auf der einen Seite erleben wir, dass
die Europäische Union den Frie-
densnobelpreis bekommt, und wir
sehen, welchen Schatz wir in der
Hand halten. In der gleichen Woche
werden auf der anderen Seite Sinti
und Roma, die in Serbien und Maze-
donien in Bretterbuden gehaust ha-
ben und den Winter fürchteten, als
sie nach Deutschland kommen, be-

zichtigt, Asylmissbrauch zu betrei-
ben. 

Meine Damen und Herren, das ist
eines Friedensnobelpreisträgers
nicht würdig. Das hat mir nicht ge-
reicht. 

Mir hat auch nicht gereicht, was
Sie aus der gegenwärtigen Ver-
schnaufpause, bedingt durch den
Anleihenkauf der EZB, gemacht ha-
ben. Sie haben lange zugelassen,
Frau Merkel – auch wenn Sie gerade
etwas anderes gesagt haben –, dass
es in der Europapolitik und in der
Griechenland-Politik Deutschlands
zu einer Art Söderisierung kam. Das
ist, glaube ich, so ziemlich das
Schlimmste, was man erleben kann:
die Stammtischadler, die in Kneipen
über den Stammtischen im Luft-
raum kreisen und nicht daran den-
ken, was für Deutschland und
Europa gut ist. Auch an dieser Stelle
kamen Sie zu spät,
Frau Merkel.

Sie kamen zu spät
– das kann ich Ihnen
nicht ersparen –, ob-
wohl Sie hier und
heute gesagt haben,
Deutschland sei in
vielen Bereichen vo-
rangegangen. Sie re-
deten über den De-
lors-Plan. Ja, über den hätten wir vor
zweieinhalb Jahren reden können.
Wo ist Deutschland da vorangegan-
gen? Sie redeten über den Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus. Wir
hätten ihn gerne schon im letzten
Herbst verabschiedet. Aber Sie ha-
ben sich nicht dürfen getraut, weil
Ihre Truppe offensichtlich nicht mit-
gemacht hätte.

Wenn wir über Euro-Bonds und
eine wirklich gemeinschaftliche Haf-
tung reden, sagen Sie: „Das wollen
wir nicht“, um am Ende, wenn auch
immer spät, doch umzufallen. Ein
Beispiel dafür sind die EZB-Anlei-
hen. In welchem Umfang haftet
Deutschland? Wir haften für 27 Pro-
zent. Was ist denn das? Ein anderes
Beispiel ist die Diskussion über eine
extra Finanzkapazität für den Euro-
Raum. Das alles sind Themen, bei
denen wir erstens sehen, dass Sie
wieder zu spät dran sind, und bei de-
nen wir zweitens sehen, dass Sie am
Ende doch umfallen.

Sie haben heute keine wirkliche
Perspektive aufgezeigt und keine Re-
formen vorgeschlagen. Ich muss Ih-
nen auch sagen: Sie haben heute
nicht die ganze Wahrheit gesagt.

An dieser Stelle müssen wir kurz
über Griechenland reden. Schäuble
hat ja am Sonntag letzter Woche in -
Singapur gesagt: „… there will be no
Staatsbankrott in Greece“.  Das
kommt auch zweieinhalb Jahre zu
spät.

Was kommt jetzt? Jetzt kommt die
Idee eines Sperrkontos, auf das die
Gelder für die Griechen eingezahlt
werden sollen. Was ist das nun wie-
der, Frau Merkel? Das ist eine Art Ali-
bi dafür, dass erst die Schulden ge-
tilgt werden. Dahinter steckt, dass in
Griechenland die Notenpresse ange-
worfen wird, um seine Probleme vor
Ort zu lösen. Sagen Sie doch die gan-
ze Wahrheit! Das ist wieder eine kru-
de Idee, weil Sie sich nicht trauen, zu
sagen: „Es wird in diesem Hause ein
drittes Griechenland-Paket geben“;
denn Sie trauen sich nie, die ganze
Wahrheit zu sagen.

Herrn Kauder möchte ich bezüg-
lich Griechenland sagen: Es tut mir
wirklich weh, dass Sie an dieser Stel-
le Richtung Griechenland schlicht
und einfach rufen: Es mangelt am
Willen, zu verändern. Damit stehen
Sie übrigens im Dissens zu Ihrer

Kanzlerin, die ja ge-
rade gesagt hat, sie
habe erfahren, in
Griechenland wo
Herr Kauder, was
mich daran ärgert,
ist, dass Sie hier als
konservativer Euro-
päer stehen, der von
der Ehe ja vielleicht
etwas verstehen soll-

te. Oder? Zu der Ehe heißt es: in gu-
ten wie in schlechten Zeiten.

Ich kann nur sagen: Das heißt es
auch in der Europäischen Union. In
guten wie in schlechten Zeiten!

Deshalb darf man heute nicht ein-
fach nur kritisieren, sondern muss in
diesen Zeiten den 50 Prozent ar-
beitslosen Jugendlichen in Grie-
chenland sagen: Ja, wir kümmern
uns darum, dass ihr eine Perspektive
bekommt.  Darüber habe ich nur
wenig gehört. Ich habe eigentlich
nichts über das europäische Investi-
tionsprogramm gehört, das wir hier
im Juli verabschiedet haben, als wir
uns wegen Spanien getroffen haben.
Wo ist denn dieses europäische In-
vestitionsprogramm? Wo wird es
denn eigentlich umgesetzt? Wo ist
das Geld? 

Sie reden hier über Wachstum.
Wir haben zu dem entsprechenden
Zeitpunkt doch gesagt, wofür wir
Gelder investieren wollen, damit
sich zum Beispiel Griechenland,
aber nicht nur Griechenland, mo-
dernisieren und wirtschaftlich ent-
wickeln kann: den Schienenverkehr,
den öffentlichen Verkehr, die Ener-
gie. Wo ist dieses Programm? Sie sa-
gen: Deutschland geht voran. Ich sa-
ge -Ihnen: Deutschland hat nicht
einmal die Hausaufgaben gemacht,
die wir hier im Deutschen Bundes-
tag vereinbart haben. So ist es.

Nun zu den Vorschlägen, die im
Detail gemacht worden sind. Schau-

en wir uns einmal die Vorschläge
von Van Rompuy bzw. der vier Prä-
sidenten an. Sie sind ja auch im Auf-
trag der Bundeskanzlerin auf den
Weg gebracht worden. Was wollen
wir denn jetzt eigentlich? Van Rom-
puy oder Schäuble? Es ist schon eine
gewisse Chuzpe, zum Zeitpunkt der
Veröffentlichung dieses Berichts der
vier Präsidenten zu sagen: Nun
schlagen wir wieder einmal das Ge-
genteil vor. – Das ist das typische von
Merkel und Schwarz-Gelb in Europa
angerichtete Chaos.

Im Bericht von Van Rompuy bzw.
der vier Präsidenten werden einige
Punkte angesprochen: der Schulden-
tilgungsfonds, die Bankenaufsicht,
eine bessere Überwachung der na-
tionalen Haushalte usw. Sie sind am
Ende aber doch wieder nur Skepti-
ker. Ich will das einmal an den vier
Punkten deutlich machen, die ja
nicht Sie erfunden haben, sondern
im Bericht der Präsidenten stehen:

Erstens. Die gemeinsame Finanz-
marktpolitik. Sie wollen jetzt auch
eine Finanzmarktaufsicht bis Ende
des Jahres. Ich kann das ja nur begrü-
ßen, weil Sie bisher alle immer nur
mit Samthandschuhen angefasst ha-
ben.

Eine effiziente Regulierung wollen
wir jetzt aber auch sehen. Das heißt,
wir brauchen eine europäische Ab-
wicklungseinheit oder eine europäi-
sche Einlagensicherung. Sie, Frau
Merkel, haben an dieser Stelle am
Ende aber doch wieder nur Andeu-
tungen gemacht.

Zweitens. Die gemeinsame Fiskal-
politik. Wir sprechen uns für mehr
Haushaltsdisziplin aus. Ja, aber die
vier Präsidenten – darauf gehen Sie
am Ende nicht ein – reden über die
mögliche Einführung eines Altschul-
dentilgungsfonds. Schon wieder ver-
weisen sie darauf, dass ein Altschul-
dentilgungsfonds nötig ist, allein
schon, um den Zinsdruck für die be-
troffenen Mitgliedstaaten zu verrin-
gern. Das würde der Fonds ermögli-
chen. Was haben Sie zur Zinsdruck-
senkung angeboten, Frau Merkel?
Bis zum Augenblick eigentlich gar
nichts!

Drittens. Die gemeinsame Wirt-
schaftspolitik. Ihren Reden, Frau
Merkel, folgen nie Taten. Bislang hat
sich die Bundesregierung eben nicht
wirklich für eine Harmonisierung
der Steuerpolitik oder gegen Steuer-
dumping eingesetzt.

Wo ist Ihre Arbeitsmarktpolitik?
Deutschland war bisher kein Vor-
kämpfer für eine europäische Rege-
lung. Gegen die Jugendarbeitslosig-
keit haben Sie auch kein konkretes
Programm. Das sind Sie heute schul-
dig geblieben.

Am Ende wollen Sie sogar eher
noch den europäischen Haushalt
kürzen, aus dem man solche Pro-
gramme finanzieren könnte.  

Zu dem vierten Aspekt, der stärke-
ren demokratischen Legitimation,
die Van Rompuy und andere vor-
schlagen, kann man ja sagen:
Deutschland steht dafür – im wahrs-
ten Sinne des Wortes –, die europäi-
schen Institutionen zu schwächen.

Nun zu einigen Ihrer Detailvor-
schläge, die wilden und unabge-
stimmten Vorschläge von Herrn
Schäuble, die Sie heute auch wieder
benannt haben. Gucken wir uns das
einmal an. Da soll jetzt ein Mann in
Brüssel den Daumen heben oder
senken über den Haushaltsplan ei-
nes demokratisch gewählten Parla-
ments. 

Meine Damen und Herren, wir
wollen mehr Haushaltsdisziplin und
durchaus ein Stück Aufsicht an dieser
Stelle. Aber was schlagen Sie faktisch
vor, weil Sie eben nicht weitergehen?
Sie schlagen doch faktisch einen Su-
permann, einen Superkommissar
vor: Der ist dann sozusagen Erster in
einer Kommission. Das spaltet die
Europäische Kommission. 

Ihr Vorschlag ist ein Superkom-
missar als Erster unter Gleichen in
einer Kommission. Und wer sucht
den dann aus, meine Damen und
Herren? Dann hätten Sie doch min-
destens an dieser Stelle sagen müs-
sen, wie Sie sich das vorstellen. Ein
ausgemauschelter Kommissar, bei
dem das Parlament den Gesamt-
block wählt, ist doch nicht demokra-
tischer. Dann hätten Sie an dieser
Stelle sagen müssen: Diese Person
wird durch das Europäische Parla-
ment eigenständig gewählt und
könnte auch abgewählt werden.

Am Ende muss ich sagen: Was ich
mir gewünscht hätte wäre, bei Ihren
Worten am Ende über die Kraft
Europas, darüber, dass Europa mehr
als Währungs-, Geld- und Haushalts-
politik ist, wenn wirklich klar gesagt
würde: Wir wollen ein ökologisches
und soziales Europa.

Sie haben über Talente und Tech-
nologien geredet. Dann sagen Sie es
doch wirklich: Ein Europa, das mit
seinen Nachbarn gut zusammen-
lebt, das nicht auf Kosten anderer
Menschen irgendwo auf der Welt
lebt, das nicht auf Kosten der Jugend
lebt, meine Damen und Herren. 

Dieses Europa – das haben Sie ver-
passt, Frau -Merkel – braucht jetzt
dringend jenseits des Dickichts der
aktuellen Verhandlungen einen eu-
ropäischen Konvent unter Beteili-
gung der Sozialpartner, unter Betei-
ligung der Zivilgesellschaft, und
dann kommen wir raus aus den in-
ternen Zirkeln und machen einen
Volksentscheid, an dem die gesamte
europäische Bevölkerung beteiligt
wird. Das hätte eine Perspektive heu-
te sein können.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Renate Künast *1955
Landesliste Berlin 

Renate Künast, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Europa braucht einen europäischen
Volksentscheid

Sie haben heute
keine wirkliche
Perspektive auf-

gezeigt und keine
Reformen vorge-

schlagen.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen: Dr.
Hermann Otto Solms (FDP), Volker
Kauder, Norbert Barthle, Klaus-Peter
Flosbach, Michael Stübgen und Gerda
Hasselfeldt (alle CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
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Wir diskutieren heute über
die Ausbildungspolitik in
der Bundesrepublik

Deutschland. Wir haben wie immer
einen gelungenen und guten Berufs-
bildungsbericht, der die Situation an-
hand von Zahlen verdeutlicht. Wenn
wir gleich hören werden, dass alles
wunderbar ist, dass wir sehr viele Aus-
bildungsplätze haben, aber angeblich
nicht genügend Auszubildende, nicht
genügend Jugendliche, die ausbil-
dungsreif sind, so verweise ich auf die
BIBB-Studie, die feststellt: Das, was
wir derzeit zahlenmäßig am Ausbil-
dungsmarkt erleben, ist auch ein Pro-
dukt der demografischen Entwick-
lung und weniger ein Produkt der Re-
gierungspolitik von Rot-Grün. 

Wir haben derzeit 50 Prozent der
jungen Leute in dualer Ausbildung, 20
Prozent in schulisch-beruflicher Aus-
bildung nach Landesrecht und 30
Prozent im Übergangssystem. Wir
von der SPD sind der Meinung, dass
das, was derzeitig im Übergangssys-
tem abläuft, nicht mehr ertragbar ist
und die Aktivitäten, die im Nationa-
len Pakt für Ausbildung und Fachkräf-
tenachwuchs in Deutschland be-
schlossen wurden, ungenügend, teil-
weise sogar gar nicht
umgesetzt wurden. Es
ist zu kritisieren, dass
sich die Bundesregie-
rung im Pakt zwar
verpflichtet hat, ihren
Wust an Maßnahmen
im Übergangssystem
ein Stück weit zu
durchforsten, dass
aber als Ergebnis he-
rausgekommen ist: Wir können
nichts ändern, aber wir wollen das zu-
künftig bei neuen Maßnahmen ein
bisschen berücksichtigen. – Das ist
absolut mangelhaft.

Wir wissen, dass die Vielfalt der
Maßnahmen im Übergangssystem zu
groß und daher nicht hilfreich ist.

Da verweise ich doch gerne auf
neun Bundesländer, die 2009 die Ini-
tiative „Übergang mit System“ gestar-
tet haben. Die Bertelsmann-Stiftung –
keine Kaderschmiede der SPD – hat
diesen Prozess begleitet und festge-

stellt: Wenn wir dieses Übergangssys-
tem mit der Vielfalt an Aktivitäten auf
kommunaler, auf Landes- und auf
Bundesebene und teilweise EU-finan-
ziert weiterführen, werden wir auch
noch 2025 230 000 junge Leute mehr-
jährig in diesem Über-gangssystem
vorfinden. Das ist verkehrt und falsch.
Wir müssen schauen, dass wir von
diesem System wegkommen. Sie, die
Vertreter der Bertelsmann-Stiftung,
haben weiter überlegt: Wie können

wir unsere Forderung
„Kein Abschluss ohne
Anschluss“ auf den
Weg bringen? Sie sa-
gen: Würden wir so-
zusagen eine Ausbil-
dungsgarantie für die
jungen Leute ausspre-
chen, dann könnten
wir nicht nur real
Geld sparen – das

Übergangssystem kostet mittlerweile
6 Milliarden Euro jährlich und ist in-
sofern höchst ineffizient –, sondern
langfristig auch 150 000 oder 160 000
junge Menschen direkt und besser
qualifizieren und in Ausbildung brin-
gen.

Ich möchte an dieser Stelle die Bun-
desregierung auffordern, diesen Pro-
zess zu unterstützen, damit die Viel-
falt der Maßnahmen in diesem Sys-
tem endlich verringert wird. 

Es ist völlig falsch, meine Damen
und Herren. Wenn wir von Ausbil-
dungsgarantie sprechen, dann sagen
wir als SPD: Ja, wir wollen das ma-
chen, was diese neun Bundesländer
ein Stück weit – übrigens werden alle
farbenmäßig völlig unterschiedlich
regiert – auf den Weg bringen wollen.
Wir wollen, dass das duale System
weiter ausgebaut wird. Ich sagte ein-
gangs, dass sich 50 Prozent der Auszu-
bildenden im dualen System befin-
den. Dieser Anteil müsste gesteigert
werden. Schließlich gibt es immer
noch genügend Betriebe, die zwar die
Ausbildungsfähigkeit besitzen, aber
nicht ausbilden. Insofern erwarten wir
auch vom Nationalen Pakt Initiativen,
damit mehr Betriebe dazu gebracht
werden, sich an der dualen Ausbil-
dung zu beteiligen. Das geht nicht mit
Schönwetterreden. Da muss man teil-
weise auch Druck machen. 

Also, diese Ausbildungsgarantie
ist machbar. Wenn diese im dualen
System allerdings nicht unterzubrin-
gen ist, dann sind wir für eine staat-
lich finanzierte Ausbildungsunter-
stützung. Das kann im vollzeitschu-
lischen Bereich sein. Das kann bei
den ÜBSen sein. Das kann bei den
Berufsbildungszentren sein, und das
kann auf der Grundlage BBiG,
Handwerksordnung oder mögli-

cherweise auch Landesrecht gesche-
hen. Das ist für die jungen Men-
schen allemal besser, als ein, zwei
oder drei Jahre im Übergangssystem
zu verweilen. 

Wenn das nicht reicht, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen, dann
müssen wir uns um die kümmern, die
tatsächlich Probleme haben und
möglicherweise noch nicht die nöti-
gen Fähigkeiten und Kompetenzen
besitzen, um in Ausbildung zu gehen.
Da erachte ich die Einführung einer
„Einstiegsqualifizierung Plus“ als wei-
teres Segment der Abqualifizierung
oder der weiteren Austarierung als
völlig falsch. Es reicht völlig aus, die
Einstiegsqualifizierung zu nehmen
und diese Einstiegsqualifizierung nur
bei den Jugendlichen, die diese benö-
tigen, und nicht bei den sogenannten
Marktbenachteiligten vorauszuset-
zen. Das ist der falsche Weg.

Wenn die Wirtschaft wirklich im
Sinne von Fachkräfteentwicklung
Leute braucht, dann muss man den
Weg gehen, dass man auch den Markt-
benachteiligten hilft. Zur Not müssen
wir auch die Hürden der Einstiegsqua-
lifizierung erhöhen, aber wir sollten
nicht „Einstiegsqualifizierung Plus“
einführen. Das ist der falsche Weg. 

Ich will einen weiteren Punkt an-
sprechen, weil dieser zunehmend ei-
ne Rolle spielt. Das ist die Qualität
und die Qualitätsentwicklung in der
beruflichen Bildung. Wenn es richtig
ist, Frau Ministerin, dass der Nationa-
le Pakt für Ausbildung und Fachkräf-
tenachwuchs diesen
Punkt als wesentli-
chen Aspekt enthält,
dann darf man auch
einmal nachfragen,
was wir mit den 1,5
Millionen Menschen
zwischen 20 und 29
Jahren ohne Berufs-
abschluss machen.
Ich meine diejeni-
gen, die weder eine duale Berufsaus-
bildung noch eine Ausbildung nach
Landesrecht noch eine Assistenten-
ausbildung oder einen Hochschulab-
schluss haben.  Was machen wir mit
denen? Wie packen wir die an? Das
sind 1,5 Millionen. In der Altersgrup-
pe der 25- bis 35-Jährigen sind es so-
gar 2 Millionen. Das heißt, wir haben
eine Menge Leute, die nicht qualifi-
ziert sind. Wir brauchen endlich kon-
zeptionelle Vorschläge, wie wir diesen
Menschen über das SGB III oder das
SGB II – eventuell benötigen wir da-
für Steuermittel – eine Chance geben
können.

Wir wissen alle: Wer nicht qualifi-
ziert ist, geht in den Niedriglohnbe-
reich. Ich spare mir jetzt einen Debat-
tenbeitrag dazu. Im Niedriglohnbe-
reich verdient er aber nicht viel, und
im Alter muss er Grundsicherung be-
kommen. Das ist doch „linke Tasche
– rechte Tasche“. Das bringt doch
nichts. Legen Sie ein gutes Konzept
vor, wie wir diese hohe Zahl von 1,5
Millionen Menschen ein Stück weit
verringern können. 

Die DGB-Jugend befragt alljährlich
– auch dieses Jahr wieder – die an der
dualen Ausbildung Beteiligten, vor al-
len Dingen die Auszubildenden, wie
sie die Qualität ihrer Ausbildung ein-
schätzen. Es verwundert die Fachleu-
te nicht, dass dabei herauskam, dass
der Bereich Hotel und Gaststätten al-
lergrößte Probleme hat. Gleichzeitig
diskutieren wir – ich bin auch Mit-
glied im Ausschuss für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz – über die Weiterentwicklung
des Tourismus. Dazu sage ich: In die-
sem Bereich müssen schnell Maßnah-
men ergriffen werden. Die Abbre-
cherquote ist hoch. Zwischen 40 und
50 Prozent der Ausbildungsverträge
werden aufgelöst. Zwischen 20 und
25 Prozent der Ausbildungsplätze
sind unbesetzt.

Ich will darauf hinweisen – damit
will ich nicht Werbung machen, son-
dern verdeutlichen, dass manches,
was wir hier beschlossen haben,
durchaus Sinn hatte –, dass sich im
Kammerbezirk meines Wahlkreises
Siegen-Wittgenstein Vertreter der Ge-
werkschaften, der Kammer und der
Betriebe zusammengesetzt haben,
um die Frage zu klären, wie man die-
se schwierige Situation verändern
kann. Ich sage nichts zu dem Prü-
fungsergebnis; denn das wäre schon
fast peinlich.

Die Frage ist: Wie können wir die-
se Situation ändern? Im Jahr 2005
haben wir mit der Reform des BBiG
den örtlichen Berufsbildungsaus-

schüssen mehr Auf-
gaben gegeben und
sie beauftragt, sich
um die Qualität zu
kümmern. Ich kann
nur jeder und jedem
empfehlen, vor Ort
zu schauen, wie es
um die Qualität be-
stellt ist. Ausbil-
dungsmärkte sind re-

gionale Märkte. Manchmal müssen
sich auch die Kammern bewegen.
Manchmal müssen sie auf Unterneh-
men zugehen und Druck machen,
damit die Ausbildung besser wird.
Schauen Sie sich den Ausbildungsre-
port 2012 der DGB-Jugend an. Darin
steckt eine Aufforderung, darüber zu
diskutieren, wie wir die Qualität im
Bereich der beruflichen Bildung ver-
bessern können. Wenn die Fachkräf-
tediskussion einen Sinn haben soll,
dann müssen wir bei der Qualität an-
setzen. Dann dürfen Überstunden,
schlechte Bezahlung, schlechte Ar-
beitsbedingungen usw. usf. nicht auf
der Tagesordnung stehen. Dann
muss die duale Ausbildung auch ein
hohes Maß an Qualität aufweisen.
Dann ist sie vertretbar, und dann
lässt sie sich auch im Ausland gut ver-
kaufen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Willi Brase (*1951)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Willi Brase, SPD:

Die Qualität in der beruflichen
Ausbildung verbessern 
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Debatte zur Ausbildungspolitik / 198. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 18. Oktober 2012 

Wir wissen, dass
die Vielfalt der
Maßnahmen im

Übergangssystem
zu groß und daher
nicht hilfreich ist.

Wenn die
Fachkräfte-

diskussion Sinn
haben soll, müs-
sen wir bei der

Qualität ansetzen.

Die duale Ausbildung verbindet Arbeiten im Betrieb mit Schulunterricht.
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Die berufliche Bildung, die
duale Ausbildung erfahren
international derzeit eine

Zustimmung und Akzeptanz wie nie
zuvor. Das hat zwei Gründe: Der eine
ist die hohe Arbeitslosigkeit unter
jungen Leuten, und zwar nicht nur in
europäischen Ländern. In vielen Re-
gionen der Welt besteht die Gefahr,
dass ein akademisches Proletariat
entsteht. Der zweite Grund hängt mit
der Frage zusammen, wie es ange-
sichts des raschen technologischen
Wandels und der raschen Entwick-
lung des Selbstverständnisses und der
Anforderungen der Unternehmen ge-
lingen kann, die richtigen Fachkräfte
zu bekommen.

Angesichts dessen sagen Kollegen
aus Europa, aus Südamerika, aus In-
dien, aus China und vielen anderen
Ländern: Wir wollen diese starke Sei-
te des Bildungssystems in den
deutschsprachigen Ländern einfüh-
ren. Deshalb werden wir eine euro-
päische Berufsbildungskonferenz in
Berlin durchführen. Wir wollen uns
nicht nur mit der Frage beschäftigen,
wer aus anderen Ländern kurzfristig
nach Deutschland kommen kann,
um hier ausgebildet zu werden, son-
dern wir wollen uns auch mit der Fra-
ge beschäftigen, wie die Bildungssys-
teme und Lernkulturen in anderen
Ländern durch die Zusammenarbeit
verschiedener Akteure und mithilfe
eines großen Einsatzes der Unterneh-
men weiterentwickelt werden kön-
nen.

Es stimmt, was im BIBB-Bericht
steht, also im Bericht des Bundesin-
stituts für Berufsbildung: Die jetzige
Entwicklung hat mit der demografi-
schen Veränderung zu tun.

Lieber Herr Brase, Sie haben recht,
wenn Sie sagen, dass die guten Zah-
len nicht nur das Ergebnis rot-grüner
Regierungspolitik sind; da stimme ich
Ihnen sofort zu. Das Ergebnis nur un-
serer Regierungspolitik sind sie aber
auch nicht. Weder Schwarz-Gelb
noch Rot-Grün ist ausschlaggebend.
Aber unterschätzen wir nicht das, was
diese Bundesregierung seit 2005 gera-

de im Blick auf benachteiligte Ju-
gendliche, gerade im Blick auf die
Weiterentwicklung der beruflichen
Bildung auf den Weg gebracht hat.
Ohne kluge Politik entwickelt sich
Berufsbildungspolitik nicht weiter. 

Damit komme ich zu den Fakten:
Die Zahl der Ausbildungsverträge hat
sich bundesweit um 10 000 erhöht.
Entsprechend ist die Zahl derer, die
unversorgt sind, deutlich zurückge-
gangen. Verglichen mit 2010 gibt es
einen Rückgang um 10 000 bzw. 5,7
Prozent. In dieser Gruppe sind jetzt
noch rund 174 000. Das ist die Grup-
pe, die Sie unter anderem angespro-
chen haben, um die wir uns beson-
ders kümmern. Man muss allerdings
auch sagen: Allein in den letzten vier
Jahren ist diese Gruppe um 100 000
zurückgegangen. Der Rückgang um
100 000 im Übergangssystem ist
nicht Konsequenz der demografi-
schen Entwicklung, sondern Konse-
quenz zahlreicher Maßnahmen mit
vielen Akteuren. 

Dazu gehört unter anderem der
Ausbildungspakt der   Bundesregie-
rung.Die Zahl der Eintritte in das
Übergangssystem ist um 8 Prozent
gesunken. Auch das ist interessant,
Herr Brase: Die Zahl derer, die in das
Übergangssystem gekommen sind,
ist seit 2005 um knapp 30 Prozent ge-
sunken. Deshalb bin ich sehr zuver-
sichtlich. Wir haben eine Verbindung
von richtigen Maßnahmen.

Dies gilt übrigens auch beim Ein-
stieg. Ich halte die Initiative „EQ
Plus“, die im Rahmen des Paktes ver-
einbart worden ist, für nicht so
schlecht. Wir müssen immer wieder
über Maßnahmen nachdenken, mit
deren Hilfe die, die sich schwertun,
den Einstieg schaffen, nicht, um dann
niedriger qualifiziert zu werden, son-
dern um erfolgreich den Einstieg zu
schaffen und über die zweijährige in
die dreijährige Ausbildung zu kom-
men. Ich bin sehr zuversichtlich, dass
die richtigen Maßnahmen, die richti-
gen Weichenstellungen und die de-
mografische Entwicklung zu einem
deutlichen Abbau des Übergangsbe-
reichs in den nächsten Jahren führen
können.

Schließlich noch etwas zur Gruppe
der Ungelernten; auch diese hat Herr
Brase angesprochen. Ich nenne jetzt
einmal die Altersgruppe 20 bis 24 als
Beispiel.

Man kann nicht einfach warten, bis
sie irgendwo eine Chance bekom-
men. Deshalb erinnere ich an die För-
derinitiative „Abschlussorientierte
modulare Nachqualifizierung“. Da
wird übrigens deutlich, dass gerade
im Bereich der Nachqualifizierung
die Möglichkeiten, Module anzubie-
ten, eine hohe Bedeutung haben. Das
gilt für den Weiterbildungsbereich,
aber auch für den Nachqualifizie-

rungsbereich. Das Programm „Per-
spektive Berufsabschluss“ des BMBF
zeigt gute Quoten; auch in dieser
Gruppe gibt es einen Rückgang.

Die Bundesagentur für Arbeit rech-
net bis zum Jahr 2025 mit einem
Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen
um 6,5 Millionen. Natürlich sind die-
se Prognosen über unsere Bevölke-
rungsentwicklung ein ganz wesentli-
cher Grund dafür, dass wir sagen: Wir
müssen erreichen, dass die Unterneh-
men in unserem Land Fachkräfte be-
kommen. Aber ich füge hinzu: Für
mich sind die Zukunftschancen der
jungen Generation nach wie vor die
allererste Motivation in der Berufsbil-
dungspolitik. Das muss Markenzei-
chen unserer Politik sein, und das ist
Markenzeichen unserer Politik. Wir
müssen Sorge dafür tragen, dass jun-
ge Leute in Deutschland Zukunftsper-
spektiven haben. Die Erfahrungen,
die wir gesammelt haben, müssen
auch in einen Prozess der internatio-
nalen Weiterentwicklung der Bil-
dungssysteme einfließen.

Aufgrund der demografischen Ent-
wicklung gibt es zusätzlichen Re-
formbedarf. Die Stichworte hier sind:
Ausbildung in der Fläche, Berufsgrup-
pen. Wer berufliche Schulen und Aus-
bildungsbetriebe besucht, der weiß,
dass es für die Ausbildungsbetriebe
wichtig ist, dass die Ausbildung in der
Nähe des Betriebes stattfindet. Aber
bei immer mehr klassischen Berufs-
bildern müssen die jungen Leute vie-
le Kilometer fahren, um überhaupt
noch beschult zu werden. Deshalb
werden wir den Prozess der Bildung
von Berufsgruppen im Zuge der Neu-
ordnung von Berufsbildern deutlich

voranbringen. Wir werden Sorge da-
für tragen, dass attraktive Bildungs-
und Berufsperspektiven damit ver-
bunden sind.

Berufsfamilie oder Berufsgruppe -
wie man es nennt, ist mir egal - heißt
auch: Jetzt haben wir die Chance, dass
bei Neuordnungen, bei Weiterent-
wicklungen noch stärker definiert
wird: Welchen Grundbestand an
Kompetenzen haben wie viele Beru-
fe? Nehmen Sie etwa den Bäcker, den
Konditor oder den Speiseeismeister.
Was ist das gemeinsame Fundament?
Wie kann eine Berufsfamilie ausse-
hen? Was sind Module für Speziali-
sierung?

Das beinhaltet auch neue, zusätzli-
che Perspektiven, weil der, der das ei-
ne Modul belegt hat, in der Lage ist
und die Möglichkeit hat, im Laufe sei-
nes Berufslebens weitere Module hin-
zuzunehmen. Die Debatte über Mo-
dularisierung werden wir also ganz
anders führen als vor einigen Jahren.
Da bestand die Gefahr, dass junge
Leute bei Modularisierung zu früh
abspringen und nicht eine wirklich
qualifizierende Ausbildung erhalten.
Heute ist der Begriff „Modularisie-
rung“ auch bei den Sozialpartnern
sehr viel mehr mit Weiterentwick-
lungsperspektiven verbunden. Damit
müssen wir zügig
vorangehen.Schließlich war ein ganz
wichtiger Punkt – das merke ich über-
all, vor allem im Handwerk, aber
auch bei den Industrie- und Handels-
kammern –: Die Gleichsetzung des
Technikers und des Meisters mit dem
Bachelor ist im deutschen Qualifika-
tionsrahmen ein unglaublich wichti-
ges Symbol gewesen. Die symboli-
sche Wirkung ist noch viel höher als
das, was damit an Philosophie der Be-
rufsbildungspolitik tatsächlich ver-
bunden ist.

Das Gleiche gilt für das Anerken-
nungsgesetz. Auch hier gibt es viele
positive Nachrichten darüber, wie
sich die Kammern vor Ort darum
kümmern, dass die Anerkennungs-

verfahren sowie die konkreten Pro-
zesse positiv ablaufen. Angesichts
dessen sage ich:

Erstens. Die Demografie wird uns
vor weiteren Reformbedarf stellen.
Ob man sie jetzt positiv oder negativ
empfindet, ist ganz egal. Tatsache ist:
Unsere Unternehmen bieten mittler-
weile Ausbildungsstellen an, die
nicht besetzt werden. Das macht ih-
nen Sorge, weil sie früher ihre Auszu-
bildenden übernommen haben. Nun
fragen sie uns, wie es noch besser ge-
lingen kann, dass sie genügend Fach-
kräfte bekommen.

Zweitens. Diejenigen, die im Über-
gangssystem sind, brauchen viele ver-
schiedene Wege, um die Kompeten-
zen zu erhalten, die ihnen einen gu-
ten Einstieg in die berufliche Bildung
ermöglichen.

Drittens. Wir werden bei der Neu-
ordnung nicht mehr immer mehr
Spezialisierung zulassen dürfen. 360
Ausbildungsberufe sind – dies kann
man sagen – ein Zeichen für unsere
sehr ausdifferenzierte Landschaft.
Aber es dürfen nicht mehr werden,
und es muss in der großen Gruppe
der 360 Ausbildungsberufe Struktu-
ren geben, die zu deutlich mehr Be-
rufsgruppen oder Berufsfamilien füh-
ren.

Insofern mein Votum: Lassen Sie
uns jetzt nicht über solch alte Klamot-
ten wie Ausbildungsgarantie oder
Umlagefinanzierung reden. Vielmehr
setzen wir auf das freiwillige hochver-
antwortliche Engagement unserer
Unternehmen. Ich möchte die Unter-
nehmen jetzt dafür gewinnen, sich
eben auch in Spanien, in Portugal, in
der Slowakei, in Indien, wo Anfang
November darüber beraten wird, und
anderswo dafür zu engagieren. Das
hilft unseren jungen Leuten mehr.
Deren Zukunftschancen müssen das
erste Ziel sein, das uns leitet, wenn
wir über Berufsbildungspolitik spre-
chen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Annette Schavan (*1955)
Wahlkreis: Ulm

Dr. Annette Schavan, Bundesministerin für Bildung und Forschung:

Ohne kluge Politik entwickelt sich
Berufsbildungspolitik nicht weiter

Frau Schavan, über genau diese
alten Klamotten wie Ausbil-
dungsgarantie müssen wir in

Anbetracht der Probleme heute sehr
wohl noch reden. Aber darauf werde
ich später noch zurückkommen.Un-
sere Regierungsfraktionen sagen im-
mer: Die Ausbildungsplatzchancen
steigen. Es gibt mehr unbesetzte Stel-
len als Bewerberinnen und Bewer-
ber. Das größte Problem ist, 30 000
freie Ausbildungsstellen zu beset-
zen. – Aber das hat nichts mit der
Realität zu tun.

Der Berufsbildungsbericht 2012
besagt, dass von den bei der Bundes-
agentur für Arbeit rund 540 000 ge-

meldeten Ausbildungsbewerberin-
nen und -bewerbern nur gut die
Hälfte einen Ausbildungsplatz be-
kommen hat. Bei über 100 000 jun-
gen Menschen weiß diese Agentur,
wo sie verblieben sind. Aber sie ha-
ben keinen Ausbildungsplatz erhal-
ten.  Von fast 86 000 Bewerberinnen
und Bewerbern weiß man nicht, was
aus ihnen geworden ist. Aber auch
sie haben keinen Ausbildungsplatz
erhalten. Wir halten also fest: Sie
zählen fast 200 000 junge Menschen
in Ihrer Statistik als „vermittelt“, ob-

Agnes Alpers (*1961)
Landesliste Bremen

Agnes Alpers, DIE LINKE:

Garantieren Sie endlich hier allen
Menschen eine gute Ausbildung

Fortsetzung auf Seite 14
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Fortsetzung von Seite 13: Agnes Alpers (DIE LINKE)

wohl sie gar keinen Ausbildungs-
platz erhalten haben. Das ist doch
nichts anderes als schnöde Trickse-
rei. So etwas lassen wir Ihnen nicht
durchgehen.

Das heißt also, insgesamt befin-
den sich weit über 200 000 junge
Menschen im Übergangssystem. 1,5
Millionen junge Menschen zwischen
20 und 29 Jahren haben keine Aus-
bildung. Rechnen wir die Menschen
bis 34 Jahre hinzu, sind es sogar 2,2
Millionen. 

Die Linke, Frau Schavan, bleibt
dabei: Setzen Sie das Recht auf Aus-
bildung um und führen Sie endlich
die Ausbildungsumlage ein!

Das zweite Problem. Trotz des
Ausbildungspakts bilden nur noch
22,5 Prozent der Betriebe aus. Der
Grund – so die Arbeitgeber –: Nur
gut die Hälfte der Betriebe darf noch
ausbilden, und kleine Betriebe kön-
nen ihre Ausbildungsplätze nicht
besetzen. 2003, meine Damen und
Herren, wurde die Pflicht, eine Aus-
bildereignungsprüfung vorzuwei-
sen, aufgehoben, um zu ermögli-
chen, dass auch Betriebe ohne Aus-
bilderin oder Ausbilder ausbilden.
Es wurden aber fast keine neuen
Ausbildungsplätze eingerichtet.
Sechs Jahre später wurde die Aus-
bildereignungsprüfung deshalb wie-
der eingeführt.

Was also hindert die Betriebe tat-
sächlich daran, auszubilden? Arbeit-
geber in kleinen Betrieben sagen
mir: Der Druck ist sehr groß. Jeder
Auftrag muss schnell und fachge-
recht ausgeführt werden. Es gibt kei-

ne Ausbilder, oder man hat keine
Zeit, um den Lehrlingen alles zu er-
klären und die Erklärungen zu wie-
derholen. Generell brächten die
Azubis zu wenig Praxiserfahrung
mit. Wir Linke sagen: Kleine Betrie-
be müssen unterstützt werden, wenn
sie eine Ausbildungsbefähigung er-
werben wollen. Sie sollen gefördert
werden, wenn sie erstmals einen
Ausbildungsplatz
schaffen oder einen
zusätzlichen Ausbil-
dungsplatz einrich-
ten. Auch die Ausbil-
dung im Verbund
wollen wir fördern.

Ich selbst bilde im
Bundestag eine Aus-
zubildende aus. Si-
cher: Man muss sich
darauf einstellen, und man muss
sich umstellen. Allerdings eröffnet
man einem jungen Menschen Zu-
kunftschancen. Deshalb, meine Da-
men und Herren, lohnt sich Ausbil-
dung. Als Lehrerin für 23 Ausbil-
dungsberufe weiß ich, wie wichtig
eine kontinuierliche Anbindung an
den Betrieb ist.

An dieser Stelle wende ich mich
den Grünen zu: Mit Ihrem Konzept
DualPlus propagieren Sie immer
noch die flächendeckende Modula-
risierung der Ausbildung. Sie sehen
den Vorteil darin, dass Betriebe nicht
mehr die gesamte Ausbildungsver-
antwortung übernehmen müssen,
sondern nur noch einzelne Ausbil-
dungsbausteine anbieten. Das ist
Unsinn. Denn junge Menschen, ins-

besondere Menschen mit Unter-
stützungsbedarf, brauchen kein Mo-
dulhopping, sondern einen verläss-
lichen Betrieb, in dem sie hand-
lungsorientiert lernen und kontinu-
ierlich die Berufsbildungsreife
erwerben.

Dritter Punkt – nun zu Ihnen,
Frau Schavan –: Sie erzählen uns
häufig von Bildungsketten, Berufs-

orientierung und
Einstiegsbegleitung.
Dann behaupten Sie,
dass der demografi-
sche Wandel die Aus-
bildungsprobleme
von ganz allein lösen
wird.

Das Bundesinstitut
für Berufsbildung
sagt klipp und klar:

Die Beschäftigungschancen von
Menschen ohne Berufsabschluss
werden sich durch die demografi-
sche Entwicklung nicht verbessern.
Eine der wichtigsten Aufgaben ist
doch heute, für die 1,5 Millionen
jungen Menschen ohne Berufsab-
schluss Perspektiven zu schaffen.
Dies gilt allerdings auch im Hinblick
auf die Menschen im Übergangssys-
tem und alle Menschen ohne Berufs-
abschluss.

Vierter Punkt – nun zur Einstiegs-
qualifizierung –: Gedacht war sie,
um jungen Menschen mit einge-
schränkten Vermittlungsperspekti-
ven über die Praxis im Betrieb einen
Ausbildungsplatz zu vermitteln. Die
Arbeitgeber erhalten dafür monat-
lich 216 Euro und einen Zuschuss

zur Sozialversicherung. Die Praxis
zeigt aber, dass nicht nur sogenann-
te benachteiligte junge Menschen ei-
ne Einstiegsqualifizierung erhalten
haben, sondern zur Hälfte auch jun-
ge Menschen mit mittlerem Schul-
abschluss und Abitur. Von all diesen
jungen Menschen haben direkt nach
der Maßnahme aber nur 44 Prozent
einen Ausbildungsplatz erhalten.
Ich frage Sie: Welche dieser jungen
Menschen – die ohne Schulab-
schluss oder die mit Hauptschulab-
schluss oder die mit mittlerer Reife
oder die mit Abitur? – haben die
Ausbildungsstellen wohl besetzt?

Fest steht jedenfalls, dass der be-
gleitende Berufsschulunterricht, der
ja keine Pflicht ist, meist nicht in An-
spruch genommen wird. Es gibt häu-
fig kein Zertifikat, also keinen Nach-
weis über die erworbenen Qualifika-
tionen.

Bei all diesen Mängeln verstehe
ich nicht, warum die SPD die Ein-
stiegsqualifizierung als zentrales In-
strument im Übergangsbereich fest-
schreiben will.

Dennoch finde
ich: Dieses Instru-
ment kann viele Vor-
teile bieten, wenn es
richtig ausgestaltet
wird. Ich sage Ihnen:
Wer eine Einstiegs-
qualifizierung er-
wirbt, der muss auch
einen Ausbildungs-
platz bekommen.
Die Grundregel lautet für uns: Alle
Maßnahmen müssen individuell auf
die einzelnen Menschen abgestimmt
werden und verlässlich in Ausbil-
dung führen.

Fünfter Punkt. Warum können be-
stimmte Ausbildungsplätze nicht
besetzt werden? Das liegt zum einen
an den regionalen Ungleichgewich-
ten. Während beispielsweise in Bay-
ern und an der Ostseeküste in ver-
schiedenen Berufen Auszubildende
gesucht werden, gibt es in Herford
oder auch in meiner Heimatstadt
Bremen mehr Bewerberinnen und
Bewerber als Plätze. Zum anderen
gibt es große Unterschiede zwischen
den einzelnen Branchen.

Das Bundesinstitut für Berufsbil-
dung geht davon aus, dass für Büro-
berufe auch noch im Jahre 2030 ein
ausreichendes Fachkräfteangebot
zur Verfügung stehen wird. Ganz an-
ders sieht es im Hotel- und Gaststät-
tenbereich aus. So kommen in der
Gastronomie heute nur 37 Bewerbe-
rinnen und Bewerber auf 100 Ausbil-
dungsstellen. Auszubildende im Ho-
tel- und Gaststättengewerbe in Bre-
men haben mir in Gesprächen und
bei meiner Befragung folgende
Gründe genannt: Überstunden, aus-
bildungsfremde Tätigkeiten,
schlechte Vermittlung der Ausbil-
dungsinhalte, regelmäßig Arbeit
nach der Berufsschule, kaum Frei-
zeit, geringe Vergütung und geringe
Wertschätzung ihrer Person.

Angesichts dessen fordern wir als
Linke: Die duale Ausbildung muss
attraktiv bleiben. Eine hohe Quali-
tät, eine gute Vergütung, Übernah-

megarantie mit guten Tarifen und
Aufstiegsperspektiven, das schafft
klare Perspektiven für all diese jun-
gen Menschen. 

Sechster Punkt. Fachkräftesiche-
rung durch die Integration von jun-
gen Menschen ohne Berufsausbil-
dung. Das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales schätzt die Wirk-
samkeit, unterschiedliche Gruppen
als Fachkräfte zu mobilisieren, fol-
gendermaßen ein: Große Chancen
werden darin gesehen, die Arbeitszei-
ten von erwerbstätigen Frauen auszu-
weiten und Ältere länger in Arbeit zu
halten. Mittel- und langfristig wird es
aber auch sehr wirksam sein, nichter-
werbstätige Mütter zu integrieren
und die Bildungsangebote sowie die
Angebote zur Betreuung von Kindern
auszubauen. Im Gegensatz dazu stuft
das Ministerium die Wirksamkeit der
Anerkennung von ausländischen Ab-
schlüssen und der Aktivierung von
Langzeitarbeitslosen dafür, diese
Menschen als Fachkräfte zu mobili-
sieren, als gering ein. Auch langfristig

wird es kaum wirk-
sam sein, Frauen für
die MINT-Berufe zu
interessieren. Die ge-
ringste Wirksamkeit
hat die Integration
von mehr Jugendli-
chen in die Berufs-
ausbildung. Junge
Menschen ohne Be-
rufsausbildung müs-
sen sich also wieder

ganz hinten in der Schlange anstel-
len. Das ist nicht verantwortbar.

Siebter Punkt. Ganz schlechte
Perspektiven haben bei Ihrer Politik
Menschen mit Migrationshinter-
grund, Menschen mit Behinderung
und Frauen. Der Anteil aller mit
Frauen abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge liegt gerade noch bei
40 Prozent. Menschen mit Behinde-
rung und Menschen mit Migrations-
hintergrund werden bei der Vergabe
von Ausbildungsstellen oft gar nicht
berücksichtigt. Nur jeder dritte
Mensch mit Migrationshintergrund
erhält heute einen Ausbildungsplatz
– und das bei gleichen Interessen
und gleichen Abschlüssen. Das ist
nicht nur zu verurteilen, sondern
das haben Sie auch abzustellen. 

Achter Punkt. Das große Konzept
dieser Regierung heißt seit 2010: Na-
tionaler Pakt für Ausbildung und
Fachkräftenachwuchs in Deutsch-
land. Doch hier tut sich noch immer
nichts Wesentliches. Es reicht eben
nicht, mit den Arbeitgebern Ab-
sichtserklärungen auf einem Stück
Papier abzugeben, sondern es muss
endlich verbindlich für alle Men-
schen ohne Berufsausbildung ge-
handelt werden.

Frau Ministerin Schavan, Sie
schwadronieren über das duale Sys-
tem in Europa, in der ganzen Welt.
Garantieren Sie endlich hier allen
Menschen eine gute Ausbildung!
Dann wird man Ihnen auch wieder
glauben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Betriebe müssen
unterstützt wer-

den, wenn sie
eine Ausbildungs-

befähigung
erwerben wollen.

Nur jeder dritte
Mensch mit
Migrations-
hintergrund

erhält 
heute einen

Ausbildungsplatz.

Menschen mit Migrationshintergrund bekommen immer seltener einen Ausbildungsplatz.
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Geschätzte Kollegin Alpers,
ich glaube, Sie haben heute
über vieles geredet, aber

nicht über die Situation am Ausbil-
dungsmarkt, die sehr erfreulich ist
und die in der Tat mit Herausforde-
rungen verbunden ist, denen wir
auch begegnen werden. Ich werde
Ihnen dies jetzt erläutern. Ich emp-
fehle Ihnen, gut zuzuhören.

„Never touch a running system“:
Wenn ein Motor rund läuft, emp-
fiehlt es sich eben nicht, an den Kol-
ben herumzuwerkeln; sonst entsteht
Pfusch. Diesen klugen Rat aus Be-
trieb und Werkstätte sollten sich Pä-
dagogen, Sozialwissenschaftler und
Lehrer auf den Oppositionsbänken
hinter die Ohren schreiben.

Bezwingen Sie doch einmal Ihren
Drang, die Finger in das gut geölte
Räderwerk unseres Berufsbildungs-
systems zu stecken. Sie ersparen da-
durch unserem Land den erwartba-
ren Pfusch und Murks und sich eini-
ge Tränen der Reue.

Der deutsche Motor läuft rund.
Die internationalen Delegationen
strömen ins Land, sie wollen „Trai-
ning made in Germany“ sehen,
wollen erfahren, was es heißt, wenn
Berufsschulen und Ausbildungsbe-
triebe partnerschaftlich kooperie-
ren.

Ausbildungsplatzabgabe, Ausbil-
dungsplatzgarantie und das grüne
DualPlus-Murks-Modell interessie-
ren die Besucher aus Spanien, Ita-
lien, China und Südamerika dage-
gen nicht im Ansatz. Wen wundert's! 

Wenn wir uns den Berufsbildungs-
bericht 2012 ansehen, so haben wir
allen Grund zur Freude. Das haben
die meisten eingesehen, auch die auf
der Oppositionsbank.

Auch in diesem Berichtsjahr hat
sich die Situation am Ausbildungs-
markt wiederum weiter verbessert.
Die Schulabgängerzahlen gehen zu-
rück. Die Zahl der Bewerber ist um
2,5 Prozent zurückgegangen. Trotz-
dem ist die Zahl der neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverträge um 1,8
Prozent gestiegen.

Ganz besonders freue ich mich
darüber, dass die Zahl der betriebli-
chen Ausbildungsverträge um mehr
als 20 000 angestiegen ist. Denn ei-
ne betriebliche Ausbildung genießt
für uns gegenüber außerbetriebli-
chen Modellen ganz klare Priorität.
Über diese Entwicklung können jun-
ge Menschen in Deutschland zu
Recht jubeln.

Erfreulich ist auch, dass die An-
strengungen zur Senkung der Zahl
der Altbewerber nach Jahren endlich
gefruchtet haben. Ihre Zahl ist merk-
lich ge-sunken. Wir sind auf dem
richtigen Weg.

Liebe Frau Alpers, der Ausbil-
dungspakt trägt
Früchte. Unser Dank
gilt neben den Sozi-
alpartnern, neben
den Kammern, ne-
ben den Verbänden
auch unserem Bun-
deswirtschaftsminis-
ter Rösler, der die
Weichen für die
Neuausrichtung des
Paktes mehr als erfolgreich gestellt
hat. Nicht Ausbildungsplätze wie zu
Zeiten von Rot-Grün, sondern junge
Auszubildende werden heute ge-
sucht. Wer heute einen Ausbildungs-
platz sucht, hat so gute Karten wie
schon lange nicht mehr.

Die große Stärke unserer dualen
Berufsausbildung ist doch die Nähe
zur betrieblichen Praxis. Sie sichert
einerseits eine bedarfsgerechte und
praxisnahe Ausbildung, andererseits
gewährleistet sie hohe Quoten der
Übernahme in Beschäftigung. Eine
Ausbildung ist und bleibt die beste
Garantie für gesellschaftliche Teilha-
be und Integration in den Arbeits-
markt.

Wir, Deutschland, sind in der Kri-
se gerade deswegen so erfolgreich,
weil unser System der beruflichen
Ausbildung uns innovationsfähiger
macht als unsere Nachbarn, denen
die Brücke zwischen Berufsschule
und Betrieb fehlt. Darum ist das
Handwerk in Deutschland so stark.
Deswegen sind unsere mittelständi-
schen Betriebe so innovativ. Das ist
nichts Neues. Doch da meine Worte
die Zweifel im Oppositionslager
eventuell nicht ganz werden ausräu-
men können,

möchte ich auf den Innovations-
indikator der Deutsche-Telekom-
Stiftung und des BDI verweisen, der
in der nächsten Woche vorgestellt
wird.

In der oberen Hälfte des Innovati-
onsrankings finden sich vor allem
Länder, die vorwiegend – wen wun-
dert's! – dual ausbilden. Das ist ein
Beleg dafür, dass die Durchakademi-
sierung unserer Bevölkerung nicht
zwingend zum Glück und zum

Wohle der Nation führt. Man blicke
nur auf Finnland mit einer Jugend-
arbeitslosigkeit von über 20 Prozent.

Mit 8,1 Prozent verzeichnete
Deutschland im August 2012 die ge-
ringste Jugendarbeitslosigkeit in
Europa.  Es hat sich ausgezahlt, dass
wir nicht, wie von so vielen Visionä-
ren verlangt, die Axt an unser System
der Berufsausbildung gelegt haben.
Wir sind gut damit gefahren, dass
wir von den so vollmundig geforder-
ten Experimenten abgesehen haben
und die Forderung nach Auflagen,
nach Zwangsmaßnahmen für Aus-
bildungsbetriebe abwehren konn-
ten. Nicht zuletzt deswegen bilden

sich vor den Türen
des Bundesministeri-
ums für Bildung und
Forschung und unse-
res bundeseigenen
B e r u f s b i l d u n g s -
Think-Tanks BIBB
lange Schlangen. Das
erfolgreiche deutsche
Berufsbildungssys-
tem wird zuneh-

mend ein Ex-portschlager. Da ist es
ein richtiger Schritt, wenn wir beim
BIBB eine Zentralstelle für interna-
tionale Zusammenarbeit einrichten.
Durch seine bereits bestehenden in-
ternationalen Kooperationen ist es
für diese Aufgabe mehr als gut gerüs-
tet.

Auf einem Berufsbildungsgipfel in
Berlin werden wir bald gemeinsam
mit mehreren unserer europäischen

Partner über eine Modernisierung
der beruflichen Bildung in Europa
beraten. Ergebnis soll ein konkreter
Fahrplan sein. Es gilt, unseren Nach-
barn und Freunden zu helfen, die ei-
genen Bildungssysteme zu impfen
und diese für spätere Krisen weniger
anfällig zu machen. Es ist doch ein
großer Erfolg, wenn zum Beispiel In-
dien auf Anregung aus Deutschland
nun die Zusammenarbeit von Be-
rufsschulzentren und Wirtschaft zu-
lässt: ein erster Schritt in Richtung
Dualität, ein wichtiger Schritt für das
Bildungssystem der größten Demo-
kratie auf unserem Globus. 

Bei allem Erfolg der beruflichen
Bildung in Deutschland und der wei-
ter verbesserten Lage am Ausbil-
dungsmarkt dürfen wir aber auch die
Augen nicht vor den Herausforderun-
gen verschließen, die noch vor uns
liegen. Zwei sind auch in diesem Be-
richtsjahr wieder deutlich geworden: 

Erstens. In einigen Regionen und
Branchen haben Unternehmen zu-
nehmend Probleme, passende Be-
werber zu finden. 

Zweitens. Auch fällt es – natürlich
– gerade den leistungsschwächeren
Jugendlichen nach wie vor noch
schwer, einen Einstieg in die Ausbil-
dung zu finden.

Die Initiative „Bildungsketten“
und der Ausbildungspakt sind die
richtigen Antworten auf diese zwei
Aspekte. Mit ihnen helfen wir leis-
tungsschwächeren Schülerinnen
und Schülern auf die Beine. Wir un-
terstützen sie und Betriebe dabei, ein
echtes Ausbildungsverhältnis einzu-
gehen. Keine Maßnahme, kein Über-
gangssystem, kein Tun-als-ob:
Nichts ist so gut wie echte betriebli-
che Ausbildung. Genau deswegen
nehmen wir 75 Millionen Euro in
die Hand, um diese echten Ausbil-
dungsplätze zu unterstützen; Hilfe

zur Selbsthilfe und keine Dau-er-
schleifen der Beschäftigungsthera-
pie.

Ganz anders die Opposition. Da
will die SPD tatsächlich der unter
Volldampf stehenden Maschine Aus-
bildung die Zahnräder austauschen.
Trotz Ausbildungsplatzüberschuss
wird nun eine Ausbildungsplatzga-
rantie gefordert. Was kommt als
Nächstes? Strafen für Ausbildungs-
betriebe, weil sie keine Auszubilden-
den finden? Lässt Herr Steinbrück
die Kavallerie schon aufsitzen?

Die Grünen üben sich dagegen
wieder einmal in Zwangsbeglü-
ckung. Sie präsentieren mit ihrem
Wundermodell DualPlus die Minus-
nummer schlechthin. Im Gespräch
mit Sozialpartnern und Kammerver-
tretern ernte ich stets Stirnrunzeln,
Unverständnis, ja manchmal auch
ein Schmunzeln, wenn DualPlus zur
Sprache kommt.Bislang ist mir noch
nie ein Sachverständiger oder Exper-
te untergekommen, der diese windi-
gen Projekte auch nur im Ansatz für
praktikabel und umsetzbar gehalten
hätte. 

Kurzum: Wir brauchen keine
Zwangsabgaben, keine Strafen für
Ausbildungsbetriebe, kein schuli-
sches Ergänzungsmodell. Wir brau-
chen eine vernünftige berufliche Bil-
dung. Lassen Sie mich ganz kurz
noch auf unsere Maßnahmen und
Vorschläge eingehen; dann bin ich
auch schon fertig. Ja. Das müssen Sie
vielleicht in den weiteren Beratun-
gen ausführen. Schade. - Sie können
das in unserem Antrag gerne nachle-
sen. Er ist umfassend, er ist nicht
ideologiegeführt. Unsere Vorschläge
sind sachgerecht und vor allem prak-
tikabel.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Heiner Kamp (*1964)
Landesliste Nordrhein-Westfalen 

Heiner Kamp, FDP:

Der Ausbildungspakt 
trägt Früchte
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Auch in diesem
Berichtsjahr hat

sich die 
Situation am

Ausbildungsmarkt
weiter verbessert.

Auch der siebte Berufsbil-
dungsbericht unter Ministe-
rin Schavan bilanziert, dass

Berufsbildung nicht zu den Her-
zensanliegen dieser Koalition
zählt. Auf großer Bühne und über-
all in Europa lobt die Ministerin
zwar seit Jahren die duale Ausbil-
dung. Angesichts dramatischer Ju-
gendarbeitslosigkeits-quoten in
anderen Ländern ist das Interesse
dort auch groß. Bei der konkreten
Berufsbildungspolitik hierzulande
hakt es aber. 

Noch immer hat die Koalition
kein Konzept vorgelegt, um ge-
meinsam mit Ländern, Kommu-
nen und der Bundesagentur für Ar-
beit das Dickicht der Übergangsan-
gebote zwischen Schule und Aus-
bildung zu lichten. Auch in der
Antwort der Bundesregierung auf
unsere Kleine Anfrage haben wir
vergeblich danach gesucht, und

noch immer verweist die Koalition
lieber auf immer neue Projekte, als
das ganze System endlich geschlos-
sen und entschlossen zukunftsfä-
hig zu machen. Angesichts des stei-
genden Fachkräftemangels ist das
zu wenig.

Bezeichnend ist auch, dass der
Berufsbildungsbericht erst ein hal-
bes Jahr nach seiner Beratung im
Kabinett und ein halbes Jahr vor
der Vorlage des nächsten Berichtes
im Parlament beraten wird – und
nicht etwa auf Regierungsinitiative,
sondern weil die Opposition kluge
Anträge zur Reform der berufli-
chen Bildung vorgelegt hat.

Kai Gehring (*1977)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Kai Gehring, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir schlagen DualPlus zur 
bundesweiten Umsetzung vor 
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Fortsetzung von Seite15: Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für die Schulabgängerinnen und
-abgänger ist es kein gutes Zeichen,
dass Schwarz-Gelb auch 2013 wei-
ter ausschließlich auf eine gute
Konjunktur, den eher unergiebigen
Ausbildungspakt mit der Wirt-
schaft und den demografisch sin-
kenden Anteil von Ausbildungs-
platzsuchenden setzt. Das ist kein
Konzept für die notwendige Mo-
dernisierung des Berufsbildungs-
systems, das ist Aussitzen. 

Für uns als Grüne-Fraktion ist gu-
te Ausbildung der Schlüssel zu Bil-
dungsgerechtigkeit und Teilhabe.
Wir wollen die Betriebe mit mehr
potenziellen Fach-
kräften zusammen-
bringen, und wir
wollen für alle Ju-
gendlichen das Recht
auf eine anerkannte
qualifizierende Aus-
bildung verwirkli-
chen, egal ob ohne
oder mit Einwande-
rungsgeschichte, ob
leistungsstark oder schulmüde, ob
gehandicapt oder nicht. Es kommt
darauf an, jeden und jede bis zum
Berufsabschluss mitzunehmen. Da-
für müssen sich alle – Sozialpartner,
Gesellschaft und Politik – viel stärker
ins Zeug legen. Wir dürfen nieman-
den zurücklassen. 

Natürlich stimmt es auch uns
sehr optimistisch, dass sich der
Ausbildungsmarkt leicht ent-
spannt. Das ist aber kein Grund
zur Entwarnung und kann nicht
darüber hinwegtäuschen, dass es
rund 175 000 Altbewerber gibt, die
sich seit mehr als einem Jahr um
einen Ausbildungsplatz bemühen,
dass auch 2011 fast 300 000 Neu-
zugänge in unwirksamen Maßnah-
men des Übergangssektors geparkt
wurden und dass die Chancen auf
einen Ausbildungsplatz ungerecht
verteilt sind und viel zu viele Ju-
gendliche durchs Raster fallen.

Daher frage ich Sie, Frau Ministe-
rin Schavan: Was tun Sie für die 2,2
Millionen bis 34-
Jährigen ohne Be-
rufsabschluss, die
sich weder in einer
Maßnahme noch in
Ausbildung befin-
den? Der DGB nennt
diese Gruppe zu
Recht „Generation
abgehängt“, da ihr
prekäre Arbeitsver-
hältnisse oder Arbeitslosigkeit dro-
hen. Für diese Gruppe stehen viel
zu wenig Qualifizierungsangebote
bereit. Das muss sich ändern. Die
Spaltung des Ausbildungsmarktes
in Chancenreiche und Chancenar-
me muss beendet werden.

Der Weg der Koalition, sich nur
auf die Paktpartner zu verlassen,
bringt zu wenig; denn sie haben ihr
Ziel, die Zahl der Ausbildungsab-
brüche zu verringern, klar verfehlt.
Die Vertragslösungs-quote ist sogar
auf 23 Prozent gestiegen. Ein Teil
der Abbrüche ist auf schlechte Ar-
beitsbedingungen zurückzuführen,
bis hin zu Fällen von Ausnutzung.

Das heißt, wir müssen die Qualität
der Ausbildung weiter stärken.

Der übergroßen Mehrheit der
Ausbildungsbetriebe in unserem
Land gebührt die Anerkennung des
gesamten Hauses. Sie leisten
wahnsinnig viel für die Perspekti-
ven der jungen Generation und die
Chancen unserer Wirtschaft. Wir
beobachten aber aufmerksam und
mit Sorge, dass der Anteil der Aus-
bildungsbetriebe rückläufig ist.
Hier fordern wir eine Trendum-
kehr. Wir brauchen wieder mehr
Betriebe, die ausbilden, und wir
brauchen mehr mutige Betriebe,

die auch Jugendli-
chen mit schlechten
Zeugnissen eine
Chance geben. Ge-
nau hier setzt unser
Konzept DualPlus
an. DualPlus garan-
tiert individuelle
Förderung, bringt
Betriebe und Bewer-
ber zusammen und

fügt sich in die unterschiedlichen
Gegebenheiten der Bundesländer
ein. DualPlus gestaltet diesen inef-
fizienten Übergangsdschungel zu
einer echten Eingangsphase der be-
ruflichen Ausbildung für alle Ju-
gendlichen um; denn alle ausbil-
dungs-interessierten Jugendlichen,
die keinen Ausbildungsplatz be-
kommen haben, erhalten ein An-
gebot. Nach dem dualen Prinzip
durchlaufen sie einen Teil ihrer
Ausbildung in der Berufsschule
und einen Teil im Betrieb. Dabei
erreichen sie auch Zwischenziele,
weil die Ausbildung in einzeln zer-
tifizierten und bundesweit aner-
kannten Ausbildungsbausteinen
unter Wahrung des Berufsprinzips
absolvierbar ist.

Überbetriebliche Ausbildungs-
stätten – das ist neu – unterstützen
Jugendliche zusätzlich. Hier kön-
nen sie ihre Stärken ausbauen und
Schwächen ausbügeln, zum Bei-
spiel mit gezielter Sprachförde-

rung. Diese Unter-
stützungsstruktur
entlastet ausbilden-
de Betriebe; auch
kleinste und spezia-
lisierte können sich
beteiligen. DualPlus
ist gut anschlussfä-
hig bei Reformkon-
zepten von Bundes-
ländern, die ihr

Übergangssystem längst neu struk-
turieren, sei es in Hamburg oder
Nordrhein-West-falen. Deshalb
schlagen wir DualPlus zur bundes-
weiten Umsetzung vor.

Politik und Tarifpartner sind in
der Pflicht, gute und verlässliche
Ausbildung für alle Jugendlichen
zu garantieren. Das gelingt nicht
durch Warten auf Konjunktur und
demografischen Wandel, liebe Ko-
alition. Jugendliche brauchen Aus-
bildung statt Aussitzen. Packen Sie
es endlich an!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der SPD)

Politik und
Tarifpartner sind

in der Pflicht gute
Ausbildung für

alle Jugendlichen
zu garantieren.

DualPlus wird nach dem, was
wir in unseren Gesprächen
mit dem Handwerk gehört

haben, vom Handwerk massiv abge-
lehnt, weil es als Abkehr vom dualen
System gesehen wird. Aber darüber
können Sie mit dem Handwerk ger-
ne weiter diskutieren. Wir werden
das aufmerksam verfolgen.

Interessant war gestern unser ge-
meinsames Fachgespräch im Bil-
dungsausschuss über grenzüber-
schreitende Ausbildungskooperatio-
nen. Dabei ist eindeutig festgestellt
worden, dass die duale Ausbildung
in Deutschland, Österreich und der
Schweiz mittlerweile weltweit Vor-
bild geworden ist als ein Instrument,
mit dem die Krise überwunden und
jungen Menschen Handlungskom-
petenz vermittelt werden kann. Vie-
le Länder überlegen mittlerweile,
dieses System zu übernehmen.Wir
Deutschen haben mit 7,9 Prozent
die geringste Jugendarbeitslosigkeit
nach der Krise innerhalb der -Euro-
päischen Union. Der Durchschnitt
der Jugendarbeitslosigkeit der unter
25-Jährigen in der Europäischen
Union liegt bei 22,6 Prozent; die
Spitzen der Jugendarbeitslosigkeit in
Griechenland und Spanien liegen
bei über 50 Prozent.

Lernen in der Praxis für die Praxis
hat eine hohe Integrationskraft in
Bezug auf die Arbeitswelt. Wissen ist
wichtig. Das Wissen auch anwenden
zu können ist aber am Ende ent-
scheidend.

Spanien und Griechenland wollen
Formen der dualen Ausbildung entwi-
ckeln. Auch Themen wie Solartechnik,
effizientes Bauen und deutsche Hand-
werkskultur sind eng mit der dualen
Ausbildung verknüpft. Das ist eine Vo-
raussetzung, die wir in Deutschland
haben und die andere Volkswirtschaf-
ten entwickeln wollen, um wirtschaft-
liche Potenziale in ihren Ländern zu
schaffen, und damit auch ein Teilele-
ment, um die Überwindung der Krise
in diesen Staaten voranzutreiben.

Ein solcher europäischer Bil-
dungsraum braucht auch Mobilität,

und Mobilität braucht so etwas wie
Angebote zum Jugendwohnen. Es
war eine ganz wichtige Entscheidung
der christlich-liberalen Koalition,
dass die 550 Jugendwohnheime für
Jugendliche in der Ausbildung, die
wir in Deutschland haben, wieder
Investitionsförderung bekommen.
Damit bieten wir wieder pädagogi-
sche Begleitung und eine Unter-
kunftsmöglichkeit, und es kann ent-
sprechender Förderunterricht orga-
nisiert werden, wenn Mobilität von
Hunderttausenden junger Men-
schen im Rahmen der Ausbildung
notwendig und sinnvoll ist. Wir soll-
ten dankbar sein, dass bei uns in
Deutschland über die duale Ausbil-
dung 30 Milliarden Euro jährlich
von der Wirtschaft für Ausbildungs-
vergütungen, Ausbildungswerkstät-
ten und Ausbilder, die freigestellt
werden, zur Verfügung gestellt wer-
den. Das heißt, 70 Prozent der ge-
samten dualen Ausbildungskosten
finanziert bei uns
die Wirtschaft. Es ist
kaum denkbar, dass
diese Finanzierungs-
last von den öffentli-
chen Haushalten al-
leine getragen wer-
den könnte. Das ist
der Ansatz, die Wirt-
schaft mit ins Boot
zu holen - auch bei
der Finanzierung, der Qualitätssi-
cherung und der Bereitstellung ent-
sprechender Ausbildungsplätze. Ein
wichtiger Erfolg der Bundesregie-
rung der letzten Jahre ist, dass die
Zahl der sogenannten Altbewerber -
das heißt derjenigen, die vor mehr
als zwölf Monaten aus der Schule
entlassen wurden und einen Ausbil-
dungsplatz suchen - von 380 000 auf
immerhin 175 000 abgebaut wor-
den ist. Der Trend, diese Gruppe mit
einer Ausbildung zu versorgen, geht
massiv weiter. Es zeigt sich auch ei-
ne Bildungsrendite der dualen Aus-
bildung im Hinblick darauf, wo die
Arbeitslosigkeit am geringsten ist.
Bei den Akademikern liegt die Ar-
beitslosigkeit derzeit bei etwa 3,2
Prozent. In der Gruppe derer, die ei-
ne Weiterbildungsqualifikation im
dualen System erworben haben wie
Meister und Techniker, liegt die Ar-
beitslosigkeit derzeit bei 2,7 Pro-
zent. Das heißt, die Bildungsrendite
und letztendlich auch der Schutz vor
Arbeitslosigkeit sind in der dualen
Ausbildung in den Weiterbildungs-
möglichkeiten am stärksten, noch
stärker als in der akademischen Qua-
lifizierung. Wir haben mit den Bil-
dungsketten einen systematischen
Übergang von der Schule in den Be-
ruf geschaffen. Wir haben damit
auch erreicht, dass ein Stück weit das
Übergangssystem geglättet und auch

besser aufeinander abgestimmt wor-
den ist. Wir sagen, dass wir eine früh-
zeitige Berufsorientierung brauchen,
beispielsweise nicht erst drei Mona-
te vor der Schulentlassung, sondern
drei Jahre vorher mit einer Potenzi-
alanalyse. Darauf aufbauend durch-
laufen die Jugendlichen dann in
überbetrieblichen Werkstätten, beim
Handwerk oder in anderen Berei-
chen verschiedene Berufsfelder um
dort zu schauen, in welchem Berufs-
feld sie noch in der Schule betriebli-
che Praktika absolvieren und ihre
Berufsorientierung entsprechend
zielgerichtet organisieren können.
Auch dies ist ein Instrument gewe-
sen, um die Schulabbrecherquote
durch mehr Motivation, durch früh-
zeitige und bessere Berufsorientie-
rung von fast 10 Prozent auf 5,5 Pro-
zent abzusenken. Es gibt eine Per-
spektive nach dem Abschluss: kein
Abschluss in der Schule ohne weite-
ren Anschluss.

Wir brauchen wei-
terhin auch Instru-
mente im Bereich der
Behinderten. In die-
sem Bereich liegt die
Beschäftigungsquote
bei nur 0,9 Prozent.
Gemeinsam mit dem
Berufsbildungsinsti-
tut wollen wir klären,
dass aus den Berufs-

bildern heraus Bausteine entwickelt
werden, die einfache Arbeiten dar-
stellen, mit denen Teilqualifikatio-
nen vermittelt werden können, so-
dass man den Behinderten eine
Chance gibt, integriert in Unterneh-
men und außerhalb der betreuten
Werkstätten eine sinnvolle Beschäfti-
gung zu finden. Da müssen wir Po-
tenziale nutzen und auch diese Po-
tenziale stärker mit in die Arbeits-
welt hineinbringen. 

Wir nutzen und schöpfen Poten-
ziale in unserer Wirtschaft. Das Po-
tenzial unserer Wirtschaft ist der
Mensch, und der Schlüssel zur He-
bung dieses Potenzials ist die Bil-
dung. Da haben wir die beste Bil-
dungsministerin in Deutschland seit
1949 mit Annette Schavan.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Uwe Schummer (*1957)
Wahlkreis: Viersen

Uwe Schummer, CDU/CSU:

Die duale Ausbildung ist 
weltweit Vorbild geworden 
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Oliver Kaczmarek (SPD), Patrick
Meinhardt (FDP), Brigitte Pothmer
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und Nadine
Schön (CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

Viele Länder über-
legen inzwischen,
das System der

dualen
Ausbildung zu
übernehmen.

Die Spaltung des
Ausbildungs-
marktes in

Chancenreiche
und Chancenarme

muss enden.
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Mit den im Dezember 2010
veröffentlichten Empfeh-
lungen des Basler Aus-

schusses für Bankenaufsicht wurde
eine neue Grundordnung für die
Banken weltweit geschaffen. Diese
„Basel III“ genannten Empfehlun-
gen sind eine der wichtigsten Konse-
quenzen aus der Finanzmarktkrise,
und sie dienen dem Zweck, Banken
in Zukunft krisenfester zu machen;
denn eines haben wir in der Krise ge-
lernt: Banken, die mit zu wenig Ei-
genkapital ausgestattet sind und zu
stark über ihre Eigenkapitalquote hi-
nausgehende Risikogeschäfte einge-
hen, können nationale und interna-
tionale Finanzsysteme in große Er-
schütterung versetzen. Die Umset-
zung von Basel III ist ein Herzstück
der Reformen auf dem Finanzmarkt;
denn ein nachhaltig funktionieren-
des Bankensystem braucht nicht nur
qualitativ hochwertiges Eigenkapi-
tal, sondern muss auch über hinrei-
chend Eigenmittel verfügen.

Im Rahmen der G 20 hat sich
Deutschland, haben sich die Euro-
päer verpflichtet, Basel III als zentra-
les Element der Bankenregulierung
jetzt umzusetzen. Auch auf interna-
tionaler Ebene - und das ist für die
Bundes-regierung ganz entschei-
dend - ist die Umsetzung vorange-
kommen. So haben die USA im Juni
2012 ihre Vorschläge zur Umsetzung
zur Konsultation gestellt und wollen
mit der Implementierung am 1. Ja-
nuar 2013 beginnen. Auch Japan
will mit der Umsetzung ab Ende des
ersten Quartals 2013 beginnen und
die Arbeiten an den nationalen Re-
gulierungsvorschriften weitgehend
beenden.

Auf EU-Ebene haben die Finanz-
minister am 15. Mai dieses Jahres
die Vorschläge zur Umsetzung von
Basel III mittels einer EU-Verord-
nung und einer Richtlinie gebilligt.
Auf europäischer Ebene unterstützt
die Bundesregierung mit Nachdruck

einen schnellen Abschluss der Ver-
handlungen zwischen Rat, Europäi-
schem Parlament und Kommission
noch in diesem Jahr. Bundesfinanz-
minister Schäuble hat in den letzten
Wochen mit vielen Mitgliedstaaten,
mit der Kommission und auch mit
den maßgeblichen Persönlichkeiten
im Europäischen Parlament gespro-
chen; denn ein Aufschub der Umset-
zung von Basel III dient der Sache
nicht, vor allem weil die Wirkung
dieser Regulierung über die unmit-
telbar betroffenen Banken hinaus-
geht und Wirtschaft und Gesell-
schaft insgesamt betrifft. Daher ha-
ben wir auch in Deutschland das na-
tionale Gesetzgebungsverfahren
frühzeitig eingeleitet. Natürlich
müssen wir jetzt auf den Ausgang
der Trilog-Verhandlungen warten.
Aber wir wollten in
Deutschland alles
tun, um unsere Ent-
schlossenheit zu be-
kunden, Basel III so
zeitgerecht und so
früh wie möglich
umzusetzen.

Mit der neuen EU-
Verordnung wird die
Harmonisierung des
EU-Bankenaufsichtsrechts weiter ge-
stärkt. Alle Mitgliedstaaten müssen
dieselben Vorschriften anwenden
und dürfen nur in ausdrücklich zu-
gelassenen Fällen abweichen. Dies
ist ein besonderer Baustein für eine
kommende einheitliche europäi-
sche Aufsichtsstruktur.

Das Gesetzespaket enthält zahlrei-
che neue Sicherheitsstandards und
gibt der deutschen Bankenaufsicht
neue und verschärfte Kontroll- und
Sanktionsmöglichkeiten an die
Hand. Die neuen Regelungen schüt-
zen Allgemeinheit und Steuerzahler
besser vor dem Risiko, bei Ausfällen
im Bankensektor in Haftung genom-
men zu werden.

Ein Teil der Umsetzung von Basel
III erfolgt mittels einer unmittelbar
in Deutschland geltenden EU-Ver-
ordnung. In dieser Verordnung wer-
den unter anderem strengere Min-
desteigenkapitalanforderungen an
Banken, -insbesondere eine deutli-
che Erhöhung des harten Kernkapi-
tals, festgelegt, eine Verschuldungs-
obergrenze ab 2018 nach einer ent-
sprechenden Beobachtungsphase
eingeführt und zwei neue Liquidi-
tätskennziffern zur Abdeckung der
Liquidität für 30 Tage und zur Abde-
ckung der Liquidität bis zu einem
Jahr vorgesehen.

Im Kern verlangt Basel III von den
Banken qualitativ besseres und
quantitativ umfangreicheres Eigen-

kapital. Hier bestanden in der Ver-
gangenheit Defizite, die für Unsi-
cherheiten und Misstrauen hinsicht-
lich der Haftungseigenschaft der Ka-
pitalinstrumente gesorgt haben.
Nicht zuletzt deshalb mussten in
Schieflage geratene Banken vom
Staat und damit vom Steuerzahler
gestützt werden. Vor diesem Hinter-
grund war es sehr wichtig, in diesem
Sektor grundsätzlich und grundle-
gend tätig zu werden.

Mit den Änderungen des Kredit-
wesengesetzes vollziehen wir folgen-
de Veränderungen: Es wird eine Ver-
besserung der Transparenz der Bank-
geschäfte und eine umfangreichere
Offenlegung von Millionenkrediten
gegenüber den Aufsichtsbehörden
geben. Es werden die Anforderungen
an die Art und Weise, wie eine Bank

zu führen ist, er-
höht. Es wird in Ab-
hängigkeit von der
Größe der Bank zur
Einrichtung zusätz-
li-cher Ausschüsse
kommen, um weite-
re interne Kontroll-
und Beratungsmög-
lichkeiten zu schaf-
fen. Wir werden eine

Verschärfung der Sanktionsmaßnah-
men durch Erhöhung des Bußgeld-
rahmens bekommen; damit wird
grundsätzlich auch ermöglicht, die
durch Verstöße gegen das Banken-
aufsichtsrecht erzielten Gewinne ab-
zuschöpfen. Schließlich werden

neue Kapitalpuffer eingeführt, die
unabhängig voneinander festgesetzt
werden und zu einer Erhöhung des
harten Kernkapitals führen.

Für uns als Bundesregierung war
sowohl bei den Verhandlungen im
Basler Ausschuss, die BaFin und
Bundesbank geführt haben, als auch
bei der Umsetzung auf europäischer
Ebene entscheidend, die bewährte
Infrastruktur der deutschen Banken-
landschaft zu sichern. Deshalb ha-
ben wir sowohl bei den Verhandlun-
gen als auch bei der Umsetzung von
Basel III sehr darauf geachtet, Lösun-
gen zu finden, die
unserem Wirt-
schaftssystem und
seinen Finanzie-
rungsbedürfnissen
angepasst sind und
den vielfältigen
Merkmalen des be-
währten Drei-Säu-
len-Systems des
deutschen Banken-
sektors gerecht werden.

Im Basler Ausschuss für Banken-
aufsicht wurde eine prinzipienbezo-
gene Ausgestaltung der qualitativen
Anforderungen an das Eigenkapital
im Sinne des Grundsatzes „Qualität
des Eigenkapitals geht vor dessen
rechtlicher Form“ geschaffen. Das
hat bei der Umsetzung in zahlrei-
chen Mitgliedstaaten, die anders
strukturierte Bankensysteme haben,
Widerstand hervorgerufen. Aber wir
haben es geschafft, dafür zu sorgen,
dass die regulatorischen Rahmenbe-
dingungen für Banken in der Rechts-
form einer Aktiengesellschaft, einer
eingetragenen Genossenschaft oder
einer öffentlichen Anstalt wie einer
Sparkasse in diesem zentralen
Punkt gleichwertig ausgestaltet wer-

den. Das heißt, eine Genossen-
schaftsbank kann die Genossen-
schaftsanteile ebenso ihrem harten
Kernkapital zurechnen wie etwa ei-
ne Sparkasse die Einlagen stiller Ge-
sellschafter.

In den Ratsverhandlungen zur
Umsetzung von Basel III hat die
Bundesregierung zudem eine Klau-
sel durchgesetzt, die auch den
nicht als Konzern organisierten Fi-
nanzverbünden eine günstige Be-
rechnung ihres Eigenkapitals im
Hinblick auf ihre Finanzbeteili-
gungen erlaubt. Das Eigenkapital

steht den Verbund-
instituten zur Aus-
reichung von Kredi-
ten im Aktivgeschäft
weiter zur Verfü-
gung. Auch in Zu-
kunft werden so Ge-
nossenschaftsban-
ken und Sparkassen
in Deutschland ihre
zentrale Rolle im

Privatkundengeschäft und ebenso
bei der Finanzierung der Wirt-
schaftsunternehmen umfassend
und letztlich besser als zuvor erfül-
len können.

Seitens der Bundesregierung wol-
len wir alles dafür tun, diesen gro-
ßen Regulierungsschritt weiter im
Gleichklang mit den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union voranzu-
bringen. Sie können sich darauf ver-
lassen, dass die Bundesregierung al-
les tun wird, um die schwierigen Tri-
log-Verhandlungen zwischen Rat,
Kommission und Europäischem
Parlament zügig zu einem Abschluss
zu bringen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Hartmut Koschyk (*1959)
Wahlkreis: Bayreuth

Hartmut Koschyk, Parlamentarischer Staatssekretär:

Basel III ist Herzstück der
Reformen des Finanzmarktes

Es wird eine
umfangreiche

Verbesserung der
Transparenz der
Bankgeschäfte

geben.

Die neuen
Regelungen

schützen
Allgemeinheit und

Steuerzahler 
besser vor Risiko.
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Debatte über die Beaufsichtigung von Kreditiinstituten / 198. Sitzung des 167 Deutschen Bundestages am 18. Oktober 2012 

Dank Basel III müssen Banken mehr Eigenkapital als Sicherheit zurücklegen.
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Basel III ist ein dringend not-
wendiges Regelwerk zur Stabi-
lisierung des Finanzsystems.

Es ist notwendig, weil der Verlauf der
Finanzmarktkrise gezeigt hat, dass
eine verbesserte Ausgestaltung der
Banken mit Eigenkapital dringend
erforderlich ist, um die Stabilität des
Finanzsystems insgesamt zu verbes-
sern. Eigenkapital stabilisiert, mehr
Eigenkapital bedeutet aber auch we-
niger Geld für riskante und spekula-
tive Geschäfte.

Basel II, das Vorläufermodell, hat-
te die Weichen in die falsche Rich-
tung gestellt. Danach
ist es de facto zu ei-
ner geringeren Eigen-
kapitalunterlegung
gekommen, da die
Regelung es den Ban-
ken erlaubt hat, Risi-
ken mit eigenen Mo-
dellen zu bewerten
und zu gewichten
und die Risikobewer-
tungen auf Ratingagenturen zu ver-
lagern. Der Verlauf der Finanzmarkt-
krise hat gezeigt: Dies war ein fal-
scher Weg. Das musste korrigiert
werden.

Die G20 hatte deshalb schon
2009 in London und Pittsburgh ge-
fordert, durch die Erhöhung der
Quantität und der Qualität des Ei-
genkapitals bei verbesserter inter-
nationaler Vergleichbarkeit der Ei-
genmittel die Liquidität des Ban-
kensystems weltweit zu stärken
und damit die Widerstandskraft
des Systems gegen Krisen zu verbes-
sern. Kernpunkte waren höhere Ei-
genkapitalanforderungen mit ei-
nem Zuschlag für systemrelevante
Banken, neue Definitionen zur
Qualität des Eigenkapitals und ei-
ne nicht risikobasierte Schulden-
obergrenze, im Englischen: Levera-
ge Ratio. Diese Leverage Ratio soll
allerdings noch nicht verbindlich
sein. Wir hoffen aber, dass sie in
absehbarer Zeit endlich verbind-
lich eingeführt wird. Kapitalpuffer
sollen eingeführt werden, damit

die Banken auch in schwierigen Si-
tuationen über ausreichend Liqui-
dität verfügen.

Eigentlich hätten wir hier heute
über einen Gesetzentwurf zur Um-
setzung von Basel III diskutieren
sollen. Das steht ja auf der Tagesord-
nung, und wir haben auch ein di-
ckes Paket von 184 Seiten Gesetzes-
text auf den Pulten liegen. Eine gan-
ze Reihe bestehender Gesetze wird
geändert: Pfandbriefgesetz, Kredit-
wesengesetz bis hin zum Gesetz
über die Landwirtschaftliche Ren-
tenbank, worüber ich mich schon
gewundert habe. So weit, so gut. Wer
aber in den Gesetzentwurf hinein-
schaut, stellt fest: An den wirklich
wichtigen Punkten finden Sie genau
dieses, nämlich Punkte und keine
Inhalte.

Das Werk sollte eigentlich am 1.
Januar 2013 in Kraft treten. Es ist
aber nicht fertig. Die Bundesregie-
rung hat bei den Verhandlungen in
Brüssel bisher nicht vermocht, ein
Ergebnis zu erzielen.

Herr Flosbach, das ist eine Tatsa-
che, entschuldigen Sie. Oder wie soll
man es nennen, wenn die eigene
Zielsetzung nicht erreicht wird?

Es gibt eine Reihe von strittigen
Punkten in diesem sogenannten Tri-

log auf europäischer
Ebene. Alle Beteilig-
ten bemühen sich,
zu einem Ergebnis
zu kommen, aber ei-
ne ganze Reihe sehr
wichtiger Fragen ist
noch offen. Dabei
geht es zum Beispiel
um die Liquiditäts-
sicherung, die Ei-

genkapitaldefinition oder die Ma-
nagergehälter. Das sind für uns zen-
trale Punkte, die geregelt werden
müssen. Erst dann können wir die
Qualität dessen, was letztendlich in
Kraft treten soll, auch wirklich be-
werten.

Wir können über die Umsetzung
von Basel III heute gar nicht substan-
ziell debattieren, weil wir nur eine
Verpackung, aber noch keinen Inhalt
vorliegen haben.

Deshalb ist meine Bitte an die
Bundesregierung: Tun Sie in der Öf-
fentlichkeit doch bitte nicht so, als
würden bereits jetzt strengere Eigen-
kapitalregeln umgesetzt. Das ist
nicht der Fall. Auf den Ärger mit den
Briten will ich gar nicht eingehen. Ei-
ne interessante Frage hinterher wird
sein: Schaffen wir es wirklich, ein-
heitliche Regeln umzusetzen? Die
Briten sind ja bereits jetzt dabei, sich
hier herauszustehlen, nachdem sie
das Ganze erst erhöhen wollten.
Jetzt wollen sie deutlich unterhalb
der Kriterien bleiben. Das ist wirk-
lich schwierig.

Ich glaube, wir müssen aber auch
über die Frage diskutieren: Reicht
Basel III eigentlich aus? Wenn man
sich wissenschaftliche Studien an-
schaut, dann stellt man fest: Es gibt
eine ganze Reihe solcher Studien,
die sagen: Basel III ist zu lasch. Es
bändigt die Banken nicht wirklich.

Ich darf hier einmal Herrn Adair
Turner zitieren, der sagt:

Um das Finanzsystem wirklich si-
cher zu machen, müssten die Eigen-
kapitalauflagen für Banken deutlich
schärfer sein als Basel III.

Immerhin ist er Chef der briti-
schen Finanzmarktaufsicht, ein aus-

gewiesener Experte, kein Vertreter ir-
gendeiner Occupy-Bewegung.

Auch andere Wissenschaftler ha-
ben sich dieser Überlegung ange-
schlossen. Sie sagen, bei einer Eigen-
kapitalquote von 16 bis 20 Prozent
würde die Wahrscheinlichkeit neuer
Finanzkrisen deutlich sinken.

Wir wissen auf der anderen Seite,
dass sich die Banken aber vehement
dagegen wehren, höhere Eigenkapi-
talanteile zu unterlegen. Die große
Frage ist: Kommt es dann wirklich da-
zu, dass die Zahl der Kredite, die ver-
geben werden können, dann deutlich
geringer wird? Wird es zu einer Kre-
ditklemme kommen? Wie sind die
Auswirkungen auf die Realwirtschaft?

Man wird das im Moment sicher-
lich nur ansatzweise beurteilen kön-
nen. Es gibt sehr seriöse Schätzun-
gen, die sagen, die Auswirkungen
deutlich höherer Eigenkapitalunter-
legungen sind begrenzt. Also, zum
Beispiel hat die Bank für internatio-

nalen Zahlungsausgleich einmal ge-
sagt: Eine Verdoppelung der Basel-
III-Quote würde das Wachstum um
ungefähr 0,7 Prozent bremsen. Das
wäre dann natürlich ein relativ über-
schaubarer Preis für ein sicheres Fi-
nanzsystem.

Ich sage nicht, dass wir das for-
dern, ich sage nur, man muss es sehr
genau beurteilen, evaluieren und
wissenschaftlich begleiten.

Wir wären schon froh, wenn es ge-
länge, Basel III im vereinbarten Zeit-
plan umzusetzen und eine vernünf-
tige Eigenkapitalunterlegung zu
schaffen.

Die Bundesregierung ist aufgefor-
dert, nun den Worten auch Taten fol-
gen zu lassen. Wir werden dann über
die entsprechenden Details reden.
Wir können nur hoffen, dass es sehr
bald gelingt, auch wirklich Fakten zu
schaffen.

(Beifall bei der SPD)Manfred Zöllmer (*1950)
Wahlkreis: Wuppertal I

Manfred Zöllmer, SPD:

Bundesregierung muss Worten nun
auch Taten folgen lassen 
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Ich glaube, wir
müssen aber auch

über die Frage
diskutieren:

Reicht Basel III
eigentlich aus? 

Wir beginnen heute die Be-
ratungen über ein ganz
zentrales Gesetzesvorha-

ben in der Regulierung der Finanz-
märkte. Gemeinsam mit dem Ban-
kenrestrukturierungsgesetz wird es
meiner Auffassung nach das Funda-
ment einer neuen Sicherheitsarchi-
tektur darstellen.

In der Tat ist es ein ungewöhnli-
ches Verfahren, Herr Kollege Zöll-
mer, wenn man mit den Beratungen
beginnt, bevor die eigentliche Richt-
linie in Brüssel fertig ist. Das ist völ-
lig richtig.

Heute früh hat Ihr Kanzlerkandi-
dat gesagt, man soll den europäi-
schen Partnern nicht immer gleich
mit der Kavallerie drohen, wenn aus
deutscher Sicht irgendetwas nicht
richtig läuft. Also, den europäi-
schen; die Schweiz gehört ja nicht
dazu.

Insofern wundert es mich jetzt
schon, dass Sie der Auffassung sind,
dass hier am deutschen Wesen dann

auch die Welt bzw. die europäische
Welt genesen soll.

Tatsache ist, es hakt in Brüssel,
aber – der Staatssekretär Koschyk hat
das schon sehr richtig gesagt – wir
sind bereit, das umzusetzen. Inso-
fern finde ich es auch richtig und gut,
dass die Bundesregierung jetzt mit
den Beratungen beginnt, um auch
einen kleinen Hinweis nach Brüssel
zu geben, dass man dort vielleicht
das eine oder andere Problem etwas
schneller löst.

Worum geht es? Es gibt zwei
grundlegende Probleme für jedes
Unternehmen, in Schwierigkeiten zu
kommen. Das eine ist eine Über-
schuldung, das andere ist ein Liqui-
ditätsengpass. Beide Probleme ha-
ben wir im Rahmen
der Finanzkrise bei
Banken gesehen. Bei-
de Probleme sind
eben bei Banken auf-
grund der Verflech-
tungen und auch der
Wichtigkeit für die
Realwirtschaft nicht
so ohne Weiteres zu
lösen.

Diese beiden Probleme werden
mit dem Basel-III-Vorhaben oder
CRD-IV-Vorhaben in den Griff zu
bekommen sein. Es wird eine risiko-
adäquate Eigenkapitalunterlegung
geben. Es gibt eine neue Definition
dessen, was überhaupt Eigenkapital
ist, welche Qualität das haben sollte.
Auch hier herzlichen Dank an die
Bundesregierung, dass die deutschen
Besonderheiten entsprechend be-
rücksichtigt werden. Die sind gelöst.

Darüber hinaus werden weitere
Risiken, die es geben kann, geregelt,

beispielsweise das Gegenparteiaus-
fallrisiko, das Risiko, das sich aus der
Unternehmensführung einer Bank
ergeben kann. Glücklicherweise ist
das alles so angelegt, dass wir über
den Umsetzungsweg in Form einer
Verordnung zumindest in Europa
auf ein „level playing field“ kom-
men. Aber ich erinnere noch einmal
an den Entschließungsantrag, den
dieses Haus im letzten Jahr zu die-
sem Thema mit großer Mehrheit be-
schlossen hat. Wichtig ist, dass diese
Regeln auf allen relevanten Finanz-
märkten dieser Welt umgesetzt wer-
den.

Die Abhängigkeit von Ratingagen-
turen wird durch das Vorhaben redu-
ziert werden. Es wird eine Stärkung

des internen Ratings
geben, sodass wir
dann insgesamt zu
einer guten Aufstel-
lung kommen: auf
der einen Seite die
CRD-IV-Maßnah-
men, die präventiv
wirken, auf der ande-
ren Seite das Ban-
k e n r e s t r u k t u r i e -

rungsgesetz, das dann, sollte es zu
Problemen kommen, eine ge-ordne-
te Abwicklung ermöglicht.

Mit dem im Bankenrestrukturie-
rungsgesetz vorgesehenen „living
will“ werden sich Kreditinstitute so
organisieren müssen, dass sie proble-
matische Teile relativ schnell heraus-
lösen können. Das ist im Prinzip ei-
ne Art Trennbankensystem, das da
entsteht. Diese Regelungen in Kombi-
nation mit der Einlagensicherung
werden dann die Sparer schützen und
unser Finanzsystem stabilisieren.

Björn Sänger (*1975)
Landesliste Hessen

Björn Sänger, FDP:

Das Fundament einer neuen
Sicherheitsarchitektur

Die Abhängigkeit
von

Ratingagenturen
wird durch das
Vorhaben redu-
ziert werden.
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Der Binnenmarktkommissar Bar-
nier hat bei der Vorstellung des
Richtlinienentwurfs gesagt:

Die Finanzkrise hat viele Familien
und Unternehmen in Europa hart
getroffen. Wir dürfen nicht zulassen,
dass es noch einmal zu einer solchen
Krise kommen kann und unser

Wohlstand durch einige wenige Fi-
nanzmarktakteure aufs Spiel gesetzt
wird.

Das ist richtig. Da ist schon viel
erreicht worden, um Vorsorge zu
treffen. Es ist auch noch einiges of-
fen. Aber es ist ein großes Verdienst
dieser Bundesregierung, dass wir

schon extrem weit gekommen
sind.

Das nutzt uns aber nichts, wenn
die Regulierung am Ende dafür
sorgt, dass die Finanzbranche nicht
mehr in der Lage ist, ihrer Aufgabe
vernünftig nachzukommen, näm-
lich die Realwirtschaft zu finanzie-

ren; denn um den von Herrn Barnier
angesprochenen Wohlstand zu errei-
chen, brauchen wir Wachstum. Das
Wachstum muss finanziert werden.
Die kumulativen Wirkungen der Re-
gelungen, die wir schon jetzt haben
– es kommen noch weitere –, berei-
ten möglicherweise doch die eine

oder andere Sorge, dass es hier zu
Problemen kommt.

Im Handwerk gibt es einen Spruch,
der da lautet: Nach Fest kommt Ab.
Auch das muss beachtet werden. Inso-
fern freue ich mich auf die Beratungen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Diese Beratung hat schon eine
gewisse Komik. Das ist schon
deutlich geworden, sowohl

durch die Rede von Staatssekretär Ko-
schyk als auch vom Kollegen Zöllmer
von der SPD. Wir beraten hier einen
Gesetzentwurf. Aber die dazugehörige
Richtlinie und Verordnung der EU lie-
gen nicht vor. Insofern haben wir hier
in der Tat eine Hülle und keinen In-
halt, über den man wirklich konkret
streiten könnte. 

Warum dieser un-
reife Gesetzentwurf?
Sie wollen damit be-
sondere deutsche Ter-
mintreue beweisen. In
Pittsburgh ist 2009 be-
schlossen worden,
dass das Basel-III-Ab-
kommen bis Ende
2012 vorliegen soll. In
Pittsburgh ist aber auch beschlossen
worden, dass sich bis dahin alle zu den
UN-Millenniumszielen und zu der
Entwicklungshilfequote bekennen
sollen. Dabei haben Sie bisher keine
solche Termintreue zeigen können. 

Jetzt aber zum Basel-III-Abkommen
selber. Wir sind uns in drei wesentli-
chen Punkten in der Tat einig: Erstens.
Das Basel-III-Abkommen ist nur ein
Element einer umfassenden Finanz-
marktregulierung. Zweitens. Höheres
und besseres Eigenkapital ist für Ban-
ken sinnvoll, weil Banken damit wi-
derstandsfähiger sind. Drittens. Bank
ist nicht gleich Bank. Das Basel-III-Ab-
kommen darf nicht dazu führen, dass
Sparkas-sen und Genossenschaftsban-
ken auf der Strecke bleiben. Das wür-
de das Finanzsystem nicht sicherer,
sondern nur noch wackeliger machen. 

Doch über dieses Grundsätzliche
hinaus gibt es aus unserer Sicht allen
Anlass, zu meckern. Die Reform geht
grundsätzlich in die richtige Rich-
tung. Sie wird der Tiefe der Krise und
dem bestehenden Veränderungsbe-
darf aber nicht gerecht. Insbesonde-
re differenziert die Novelle ungenü-
gend zwischen auf der einen Seite
den Banken, die im internationalen
Kapitalmarkt das große Rad drehen,
und auf der anderen Seite den Tau-
senden kleinen Banken, welche
hauptsächlich Spareinlagen verwal-
ten und private Haushalte sowie
kleine und mittelständische Unter-
nehmen mit Krediten versorgen. Es
sind aber die wenigen großen Ban-
ken vom Schlage einer Deutschen
Bank oder einer Commerzbank, die
uns Kopfschmerzen bereiten, und
nicht die vielen kleinen Sparkassen
und Genossenschaftsbanken. Au-
ßerdem wird das Problem der Schat-
tenbanken überhaupt nicht ange-
gangen, sondern bleibt völlig außen
vor. Außer vagen Absichtserklärun-
gen haben Sie zu diesem Bereich bis-
her rein gar nichts geliefert.

Doch bleiben wir
bei den Banken im
Engeren. Die sys-
temrelevanten Ban-
ken sollen einen Ei-
genkapitalzuschlag
von 1 bis 3,5 Pro-
zent bekommen.
Insgesamt liegt de-
ren Eigenkapital-
quote damit im his-

torischen Vergleich aber immer noch
relativ niedrig. Staaten wie die
Schweiz und Schweden wollen im
nationalen Alleingang deutlich hö-
heres Eigenkapital verlangen.

Laut Finance Watch, einer Organi-
sation, die den Kapitalmarkt schon
genau beobachtet, hätte in der jüngs-
ten Krise – das ist eben auch ange-
sprochen worden – eine Eigenkapi-
taldecke von ungefähr 16 Prozent die
meisten Verluste einzelner Banken
absorbiert. Bei 24 Prozent – so deren
Berechnung – hätten beinahe alle
Verluste in sämtlichen Ban-kenkrisen
seit 1988 absorbiert werden können.

Wir liegen aber mit den Entwürfen
und den Gedanken bisher weit da-
runter. Gerade große Banken müssen
aber gezwungen werden, entspre-
chend mehr Eigenkapital vorzuhal-

ten. Doch Sie lehnen entsprechende
Zuschläge in großem Umfang für sys-
temrelevante Banken ab. Basel III ist
daher wesentlich zu zaghaft. In den
letzten Jahren haben sich zahlreiche
Finanzprodukte, Institute und Ge-
schäftsmodelle entwickelt. Dafür gab
es immer den Applaus, weil die
Märkte das entwickelt haben. Dann
hat man gesagt: Wir wollen eine Art
Selbstregulierung haben. Diese
Selbstregulierung ist nach wie vor
auch die Logik von Basel III. Sie dre-
hen sie nur etwas zurück.

Seit Basel II können Banken näm-
lich ihr eigenes Risikomanagement
anwenden. Es ist eben die Frage, ob
das ausreichend und sicher ist. In
Zeiten, in denen alles gut gelaufen
ist, gab es hohe Boni
und Gewinne. Als es
dann schlecht lief,
mussten die Steuer-
zahler und die Staa-
ten in die Bresche
springen. Wir sagen
daher: Die Höhe des
Eigenkapitals zu be-
stimmen, ist Aufgabe
der Aufsicht und
nicht Aufgabe der Bank selbst oder
privater Agenturen. 

Deshalb fordern wir, keine mit in-
ternen Modellen berechneten Risi-
kogewichte zu akzeptieren. Wir for-
dern auch, sämtliche Passagen aus
dem Gesetz herauszunehmen, in

denen externe Ratings zugrunde ge-
legt werden. Wir fordern eine Auf-
sicht auf Augenhöhe bei den Ban-
ken und mit den Banken. Wir müs-
sen uns trauen, den Banken in der

Tat Vorgaben zu ma-
chen, die eine aus-
reichende Eigenka-
pitalvorsorge bedeu-
ten und den interna-
tionalen großen
Banken, die am gro-
ßen Rad drehen, so
viel Rückhalt geben,
dass sie im Falle ei-
ner Auseinanderent-

wicklung bzw. einer Krise Auffang-
lösungen aus dem Eigenkapital ha-
ben und nicht die Staaten zu Ret-
tungsaktionen herangezogen
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Axel Troost (*1954)
Landesliste Sachsen

Dr. Axel Troost, DIE LINKE:

Wir beraten nur über eine Hülle
und keinen Inhalt 

Gerade große
Banken müssen

gezwungen wer-
den, entsprechend
mehr Eigenkapital

vorzuhalten.

Die Höhe des
Eigenkapitals zu
bestimmen, ist
Aufgabe der

Aufsicht und nicht
der Bank selbst.
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In der Tat ist es bemerkenswert,
dass das Regelwerk auf europäi-
scher Ebene noch nicht fertig ist

und wir hier trotzdem schon eine
Vorlage haben. Ich finde, es ist aber
eigentlich sinnvoll, dass wir versu-
chen, so zügig wie möglich an die
Umsetzung zu gehen und den Pro-
zess zu beginnen.

Wenn man über die Verhandlun-
gen in Brüssel redet, muss man, fin-
de ich, aber einmal sagen, was da ei-
gentlich die Verhandlungsposition
ist und wer da auf welcher Seite
steht. Darüber habe ich noch nicht
viel gehört. Der erste Punkt sind die
Liquiditätsregeln. Aus dem Rat, dem

Vertreter der Regierungen, wird ver-
hindert, dass ein festes Datum fest-
gelegt wird. Das Parlament will hier
ein festes Datum für die Einführung
festlegen. Ich glaube, das ist auch
sinnvoll. Sie können nachher gerne
Ihre Ausführungen machen und das
darlegen. Ich habe nicht widerspro-
chen. An dieser Stelle ist es vielleicht
ausnahmsweise einmal nicht die
Bundesregierung. Das können Sie
nachher gerne ausführen. Sonst mel-
den Sie sich bitte zu einer Zwischen-
frage, wenn Sie das genauer haben
wollen.

Der zweite Punkt sind die Bonus-
zahlungen. Viele Menschen haben
sich zu Recht darüber empört, dass
Millionenboni dazu geführt haben,
dass Banken große Risiken eingehen
und nachher genau die Leute, die
Boni kassiert haben, nicht die Ver-
antwortung übernehmen, wenn es
schiefgeht.

Unsere grüne Position im Euro-
päischen Parlament ist, dass wir die
Bonuszahlungen so tief drücken,
dass sie nicht höher sind als das Fix-
gehalt – höchstens eins zu eins. Die
Regierungen der Mitgliedstaaten
wollen diese Position aufweichen.
Ich glaube, es ist im Interesse der
Bürgerinnen und Bürger und eines
stabilen Finanzmarktes, dass wir zu
Regelungen für niedrigere Bonus-

zahlungen kommen und die Fehl-
entwicklungen in der Vergangenheit
endlich korrigieren. 

Dann geht es um die Aufschläge
für systemische Banken. Dabei muss
man sagen: Es ist notwendig, dass
wir für große Banken einen zusätzli-
chen Kapitalpuffer aufbauen, der
mit zusätzlicher Größe ansteigt. Es
ist nämlich so, dass seit Ausbruch
der Finanzkrise viele Institute noch
größer geworden sind und damit die
Gefahr bei einem Zusammenbruch
noch gewachsen ist. Deswegen sind
wir Grünen für eine Größenbremse
für Banken, die sicherstellt, dass
Größe sich nicht lohnt, sondern teu-
er wird, und wollen auch im Euro-
päischen Parlament durchsetzen,
dass es Aufschläge gibt, die auf euro-
päischer Ebene gemeinsam etabliert
werden.

Es geht auch darum, dass die eu-
ropäische Bankenaufsicht festlegen
kann, wie die Qualität des Kapitals
aussehen soll. Auch hier stehen wie-
der die nationalen Regierungen im
Rat auf der Bremse. Wir diskutieren
über eine europäische Bankenauf-
sicht, und gleichzeitig wird noch da-
bei gebremst, gemeinsame europäi-
sche Standards über die bereits be-

Gerhard Schick (*1972)
Landesliste Baden-Württemberg

Dr. Gerhard Schick, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Wir haben hier noch richtig 
was zu tun 

Fortsetzung auf Seite 20
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Fortsetzung von Seite 19: Dr. Gerhard Schick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

stehende europäische Bankenauf-
sicht durchzusetzen. Ich glaube, es
ist notwendig, dass wir hier einen
Schritt vorankommen.

Ich will noch zu einem weiteren
Punkt kommen, der wichtig ist: Was
leistet eigentlich Basel III in Bezug
auf die Eigenkapitalausstattung? Das
ist der zentrale Kern der neuen Regu-
lierung. Wir können sehen, dass
man immer noch bei dem alten Mo-
dell bleibt.

Ich nehme das Beispiel Deutsche
Bank: Bilanz 2,2 Billionen Euro. 56
Milliarden Euro sind regulatives Ei-
genkapital. Trotzdem heißt es: Die
Kapitalquote beträgt 9,5 Prozent.
Das klingt erst einmal viel und hört
sich nach Stabilität an. Aber wenn
man die zwei genannten Größen zu-
einander ins Verhältnis setzt, kommt
man auf eine Relation von 2,5 Pro-
zent. Dann sieht man den Unter-
schied in der Frage, ob man es den
Banken wie bisher erlaubt, ihre Bi-
lanz kleinzurechnen und damit eine
größere Kapitalquote auszuweisen,
als vorhanden ist, oder ob wir ein
stabileres System mit einer Schul-

denbremse für Banken schaffen, in-
dem wir wirklich fragen: Wie ist das
Verhältnis von Eigenkapital zur ge-
samten Bilanzsumme?

Dabei müssen wir eines sehen:
Auch fünf Jahre nach Ausbruch der
Finanzkrise wird in Deutschland ei-
ner Bank wie der Deutschen Bank ei-
ne Eigenkapitalaus-
stattung von nur 2,5
Prozent erlaubt. Die-
selbe Bank würde ei-
nem mittelständi-
schen Unternehmen,
das nur 2,5 Prozent
Eigenkapital hat, nie
einen Kredit geben.
Dazu sagen wir Grü-
nen zusammen mit
vielen wissenschaftlichen Institutio-
nen: Es braucht definitiv eine Unter-
grenze, eine Schuldenbremse für
Banken. Wir wollen ein Eigenkapital
von 5 Prozent als Minimum vor-
schreiben, wie es in Kanada bereits
der Fall ist, wo wir unter anderem bei
einer Reise des Finanzausschusses
gelernt haben, dass auch deswegen
die kanadischen Banken von der Kri-

se nicht so stark getroffen worden
sind wie die deutschen Banken.

Dabei ist ein Punkt sehr wichtig.
Dass die deutsche Bundesregierung -
in dem Fall war es wirklich die deut-
sche Bundesregierung, und dazu
müssen auch die Koalitionsfraktio-
nen stehen in Basel, vertreten durch

die Bundesbank,
und in Brüssel da-
rauf gedrängt hat,
dass die Leverage Ra-
tio, also die unge-
wichtete Eigenkapi-
taluntergrenze, nicht
f e s t g e s c h r i e b e n
wird, sondern wir
erst noch fünf Jahre
beobachten, halte

ich für falsch. Da stand die Bundes-
regierung auf der falschen Seite.
Denn wir müssen es endlich schaf-
fen, Stabilität sicherzustellen. Es ist
viel zu gefährlich, Banken mit so we-
nig Eigenkapital zuzulassen. Wir ha-
ben jetzt einen großen Gesetzent-
wurf mit sehr vielen einzelnen Punk-
ten vor uns. Sie sind schon genannt
worden: Es geht um Anpassungen

bei der Rentenbank – das halten wir
für sinnvoll –, es geht darum, das in
vielen einzelnen Punkten anzupas-
sen.

Dann haben wir die Möglichkeit,
nationale Wahlrechte auszuüben.
Da gilt es jetzt wieder, genau hinzu-
schauen, was uns eigentlich die Ko-
alition hier vorschlägt. Das ist im
Kern unsere Aufgabe als Deutscher
Bundestag: zu entscheiden, welche
dieser Wahlrechte wir wie ausüben.
Wir stellen fest, dass bei entschei-
denden Punkten, bei denen der na-
tionale Gesetzgeber das umsetzen
kann –  zum Beispiel bei der Frage
der Risikogewichtung bei Immobi-
lienkrediten –, die Bundesregierung
uns vorschlägt, diese Wahlrechte
nicht zu nutzen und damit auf-
sichtsrechtlich bei uns nicht so
stark aufgestellt zu sein, wie wir es
sein könnten. Angesichts der Ent-
wicklung, dass wir an manchen
Stellen gerade in Deutschland im
Immobiliensektor eine beginnende
Blase haben, halten wir es für
falsch, an dieser Stelle die Wahl-
rechte nicht auszunutzen. Vielmehr

müssten wir auch national entspre-
chend dort vorsorgen, wo uns das
europäische Recht die Möglichkeit
dazu gibt.

Es gibt also Bedarf, nachzusteu-
ern: zum einen beim Thema Leve-
rage Ratio, also beim Thema Schul-
denbremse für Banken. Wir wollen
eine stabile Eigenkapitalunter-
grenze. Zum anderen müssen wir
dafür sorgen, dass die nationalen
Wahlrechte so ausgeübt werden,
dass der deutsche Finanzmarkt sta-
bil ist. Denn eines muss man in
Deutschland zur Kenntnis nehmen
– die internationalen Vergleiche
sind sehr eindeutig –: Im interna-
tionalen Vergleich – ich zitiere den
Global Financial Stability Report
des Internationalen Währungs-
fonds vom Oktober 2012, also
ganz aktuell – sind die deutschen
Banken diejenigen mit der
schwächsten Eigenkapitalausstat-
tung. Das heißt, wir haben hier
noch richtig was zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der SPD)

Wir sind im fünften Jahr der
Banken- und Finanzenkri-
se. Jeder Presseartikel, je-

des Buch, jeder Wissenschaftler, der
über die Krise spricht, wird über das
Eigenkapital von Banken sprechen.
Überall wird dargelegt, die erste Er-
kenntnis aus dieser Krise sei gewe-
sen, dass die Banken mehr Eigenka-
pital haben müssen. Dies setzt sich
in allen Bereichen durch, und des-
wegen unterscheiden wir uns auch
in dieser Grundsatzfrage nicht. Die
Risiken werden gemindert, je mehr
Eigenkapital da ist. Auch viele unse-
rer Diskussionen über Trennbanken,
über Fragen der Insolvenz oder über
Einlagensicherung relativieren sich,
je mehr Eigenkapital im Bankensys-
tem vorhanden ist.

Weil das so eine zentrale und
wichtige Frage ist, stellen wir uns als

Regierungspartei natürlich auch die
Frage, warum sich der Kanzlerkandi-
dat der SPD, der in einem Papier von
5 plus 25 Seiten dargelegt hat, wie er
das alles regulieren würde, nicht da-
zu bequemt, doch einmal in dieses
Parlament zu kommen, um mit den
Finanzpolitikern über diese zentrale
Frage zu diskutieren.Das mag auch
daran liegen, dass in seiner Stellung-
nahme von diesen insgesamt 30 Sei-
ten sich überhaupt nur eine einzige
Seite mit diesem
Thema beschäftigt
hat, das allgemein
als die zentrale Sache
der Finanzmarkt-re-
gulierung anerkannt
ist.

Liebe Kolleginnen
und Kollegen, heute
geht es um die Um-
setzung der europäi-
schen Richtlinie. Es ist ein Rahmen-
werk zur Stärkung der Widerstands-
kraft der Banken, auch bekannt ge-
worden unter dem Thema Basel III,
weil es eben in Basel einen Aus-
schuss gibt, der aus Notenbankern
und Vertretern von Aufsichtsbehör-
den besteht und im Grunde die
Standards für die Finanzmarktstabi-
lität festlegt.

Wir waren letzte Woche mit eini-
gen Kollegen im französischen Par-
lament und haben dort einen Unter-
schied in der Finanzdiskussion fest-
gestellt. Wir haben nämlich einen
anderen parlamentarischen Prozess
als die Franzosen, die das möglicher-

weise in ganz kurzer Zeit verabschie-
den, während wir uns sehr intensiv
über Monate mit diesem Thema be-
schäftigen. Ich halte es für richtig,
dass wir das machen, auch wenn
noch nicht jedes Detail geklärt ist.

Auf der europäischen Ebene gibt
es noch ein Vermittlungsverfahren
zwischen dem Europäischen Parla-
ment, der Europäischen Kommissi-
on und dem Europäischen Rat, be-
kannt als das Trilogverfahren. Nach

meinen Erkenntnis-
sen wird sich das
noch einige Monate
hinziehen. Ich glau-
be nicht, dass wir
den 1. Januar halten
können. Die Ziele
sind aber dennoch
festgelegt worden,
wobei es sich hier
um folgende Fragen

handelt: Wie schaffen wir eine grö-
ßere Widerstandskraft? Wie sieht es
mit Risikomanagement aus, und wie
sieht es mit Transparenzsystemen
aus?

Wir brauchen mehr Eigenkapital
im Bankensystem, sowohl von der
Qualität als auch von der Quantität
her. Die normalen Banken müssen
bis zum Jahre 2019, also Zug um
Zug, diese Vorgabe auch hier in
Deutschland umsetzen. Das ist für
die eine oder andere Bank aber nicht
ganz einfach, weil die Banken neben
der Beschaffung von zusätzlichem
Eigenkapital auch noch die Banken-
abgabe zu tragen haben. Zudem

sind wir auf dem Weg zur Finanz-
transaktionsteuer. Es ist also mit wei-
teren Belastungen zu rechnen.

Bei dem Treffen der G20 in
Cannes ist deutlich geworden: Je
größer eine Bank ist, desto mehr Ei-
genkapital muss vorgehalten wer-
den. Deswegen kann ich hier nicht
den Eindruck bestätigen, dass die
großen Banken kein erhöhtes Eigen-
kapital vorlegen müssten. Gerade in
Cannes ist noch einmal eine Erhö-
hung um 2,5 Prozentpunkte vorge-
nommen worden. Wir haben mehr
oder weniger positiv auch die soge-
nannten Stresstests in Europa beglei-
tet, die EBA-Stresstests, deren Ergeb-
nis war, dass 13 deutschen Banken
gesagt wurde, sie müssten deutlich
mehr Eigenkapital schon bis zum
30. Juni des Jahres 2012 vorhalten.
Hier ging es allein um eine Summe
von 13 Milliarden Euro. Wichtig ist,
dass die großen Banken natürlich
deutlich mehr Eigenkapital vorhal-
ten müssen.

Wir haben hier heute morgen
auch schon über die Bankenunion
gesprochen. Da geht es um die Fra-
ge, ob die Europäische Zentralbank
eine neue Aufsichtsposition über-
nehmen soll. Meines Erachtens ist es
bei dieser Diskussion über Basel III
oder CRD IV einfach wichtig, dass
wir auch in den nächsten Monaten
darauf achten, dass wir die Re-gulie-
rung angemessen, proportional um-
setzen. Das heißt, kleine Banken
dürfen nicht so kontrolliert werden
wie große Banken. Was die Sparkas-
sen und die Volksbanken angeht,
sollte deutlich werden, dass hier pro-
portional kontrolliert und beauf-
sichtigt wird, aber nicht das Gleiche
wie bei den großen Banken gemacht
wird.

Wir haben nun einmal in Europa
unterschiedliche Bankensysteme.
Für uns war es sehr wichtig, dass

auch bei der Definition des Eigenka-
pitals auf die Rechtsformneutralität
geachtet wurde. Rechtsformneutral
heißt, dass die sogenannten stillen
Einlagen unserer Sparkassen oder
die Genossenschaftsanteile der Ge-
nossenschaftsbanken als hartes Ka-
pital akzeptiert werden.

Auch wir fordern, dass Mittel-
standskredite anders unterlegt wer-
den, dass also die Möglichkeit zur Fi-
nanzierung unserer Realwirtschaft,
insbesondere unserer mittelständi-
schen Wirtschaft, entsprechend be-
rücksichtigt wird. Auch werden wir
prüfen müssen, ob die Bewertung
von Beteiligungen so angemessen
ist. Aber ich denke nach wie vor: Es
ist und bleibt das Kernthema.

Ein letzter Satz noch einmal zu
Steinbrück: In den 25 Seiten seiner
Vorlage hat er auf eines überhaupt
nicht hingewiesen, was möglicher-
weise für uns auch Gegenstand einer
Diskussion sein wird, nämlich auf
die Eigenkapitalunterlegung für
Staatsanleihen.Dass dieses Thema
von Herrn Steinbrück überhaupt
nicht angesprochen worden ist, zeigt
doch nur, dass er sich die Möglich-
keiten einer höheren Staatsverschul-
dung auch in Zukunft nicht nehmen
lassen will. 

(Beifall bei Abgeordneten der

CDU/CSU und der FDP)

Klaus-Dieter Flosbach (*1952)
Wahlkreis: Oberbergischer Kreis

Klaus-Dieter Flosbach, CDU/CSU:

Ein Rahmenwerk zur Stärkung der
Widerstandskraft der Banken

Wir brauchen
mehr Eigenkapital
im Bankensystem,

sowohl von der
Qualität als auch

Quantität her.
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Es braucht 
definitiv eine
Untergrenze,

eine
Schuldenbremse

für Banken.

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Dr. Carsten Sieling (SPD), Dr. Volker
Wissing (FDP) und Ralph Brinkhaus
(CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.


